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Die hervorragende Ausstattung der Bibliothek des John F.

Kennedy Instituts der Freien Universität Berlin hat mir

die Bearbeitung meines Themas sehr erleichtert.
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Ich hoffe, daß es mir mit dieser Arbeit gelungen ist,

einen problemorientierten Überblick über die amerika-

nische Regionalpolitik zu geben, der durch den fachüber-

greifenden Ansatz einige neue Einsichten ermöglicht. Für

mich persönlich ist es angesichts der augenblicklichen

schwierigen Situation des wissenschaftlichen Mittelbaus
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haupt weiter bearbeiten werden kann.

Berlin, 1982 Rainer Vollmar
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1. Die Problemstellung der Arbeit

Die Arbeit verfolgt einen fachübergreifenden Ansatz, wo-

bei die politisch-geographische und angewandte Ausrichtung
dominiert.1 Sie enthält deshalb z.B. auch institutionell-

organisatorische Aspekte, womit jedoch nicht eine reine

Aufzählung und Darstellung von Organisationsschaubildern

oder -strukturen gemeint ist. In der regionalwissenschaft-

lich orientierten Untersuchung werden vielmehr staatliche

regionale Struktur— und Förderungspolitik2 ihre histori—

sche Entwicklung im institutionellen Kontext sowie ihre

1 Unter politischer Geographie versteht KuA. Boesler (1974) die
Thäue*WIIÖEr15mmmümeam31Staflxmätnßeittmd:üuenlmnfiyatkms-
kreisen. Ihre Objekte sind erdoberflächliChe'Verbreitungs- und.Verb
knüpfungsmuster im Bereich staatlichen.Handelns und die politischen
Entscheidungsfindungen über Ziele und Instrumente, die sie bedingen."
„Boesler, K.eA. (1974): Gedanken zum Konzept der politischen Geogra-
phie. Die Erde, 105. Jg., H. 1, S. 7-33. Zitat S. 13. Unter Mbtiva—
thmumrenmmwmafienIxflitüxmelüwämrgentmdlkmdhnnßgfihfiewxuh
standen, die aber nicht näher bestimmt sind. Im Vordergrund dieser
Afimfii25bäuwlnhjn:so:äflm'dheläumLHjEEISünmiunmmmerafle:Eny&r'
nis gezielter Staatstätigkeit, sondern generell die Fragen naCh dem
"was" und “Wie" dieser Politik, ihres theoretischen Rahmens, ihrer

'Ziele, ihres Einsatzes und ihrer'verfahren und Instrumente. Eine
Studie etwa im Sinne einer Programdurchführmgsanalyse, wie sie bei
Boesler (1982, S. 157) angeführt wird. Boesler, K.<A. (1982): Raum?
oakmng.ExtfiämadarFamxmum;.Bd.165,Ikumsuxün SJL.Anüä‚U.
(1981): Politische Geographie. Braunschweig, S. 10_24‚

2 Die Analyseebene bezieht sich auf die Nation. Unter Regionalpolitik
CiegnxmlckwEkxnentgnlüyw)würdlfiemtma:enfiümemüaTeilder
rethmuflenwürtafleütqgflitfl<wersümmmn,(kurbamufizaufsxunezäümr
lichaxAmaürhngenlünlmmznfierttmdcinchgafimrtkde.IüeIkr
gnjfflereghnwdevürtaiaxolüjk<k:fifimflkflmaSUxmtub-und
Füuderungspolitik werden als Synonyme gebraucht. Der Begriff RegiOP
nahxflitücwiniintmsenm12wämmaflmmg:ümofiuneamasenmeüxxtlxr
nutzt, als eine bestimmte Form der natürlichen Ressourcenpolitik
auf regionaler Basis, die nicht unmittelbar wdrtschaftlidh ausge-'
richtet war,:mitbehandelt wird. Eine.Ausnahme bildet die vorstellung
ahne;reghmwdenIkxmdimüjensnuuxumanxh dasaflJerdnxnsausaxmuv
nistrations—politischen Gesichtspunkten für die Regionalpolitik.von
Bedeutung ist. Zur unterschiedlichen Begriffsauffassung und -abgrenr
zung (z.B. gegenüber der Raumordnung) s. Lauschmann, E. (1973):
(ämmdbxxxleüma:TheanEaderläxfionahxflitflc Taaflmmbüjmurzur
Raumplanung Bd. 2, 2. Aufl.‚ Hannover, S. 1-4 und Boesler (1982),
S. 1-5. Die Entwicklungs— und Planungspolitik für die Stadtgebiete
kfleflü:incku“wmfliemamaUieitImbefikkshfluigt.
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Auswirkungen und Ergebnisse behandelt.1 In diesem Zusam-

menhang sind normative Aspekte, Fragen der Organisations-

form, der Konzeption und Funktion sowie der Verwaltung und

administrativen Koordination der Regionalpolitik im föde-

rativen System der USA Teil der Studie, weil sie unmittel-

bar und nachhaltig ihre Wirkungsweise und Ergebnisse be-

einflussen.2

Der zweite Teil der Arbeit ist den Problemen gewidmet, die

mit dieser Form der Regionalpolitik im einzelnen verbunden

sind. Er befaßt sich mit den äußeren föderativen und poli-

tischen Rahmenbedingungen und den inneren technisch—forma-

len und prozeduralen Schwierigkeiten, unter denen die Rew

gionalpolitik ausgeführt wurde. Zu den externen Faktoren

zählen die Form, Entwicklung und Gestaltung des amerikani—

schen Föderalismus, vor allem in den Jahren 1960 bis

1 Die amerikanische.Regionalpolitik ist audh in das Blickfeld deut-
SChEI Geographen und‚Regionalwissensdhaftler'gerüdkt. 1979 fand
dassamme:ämünar2nnrRolhe{km'amnfikamhxmenInmfiesnxfiermx;in
derlwgnmuflenhfickhnm;stmfln SJL Haümfisuaa B.,CL Khxmka,

‚K. Lenz (1979): The Impact of the Federal System in Regional De—
xmflogmnms.Iknidfl:überefintiaHSChämerflwuüsdwä;Sefinarxmm
29. September bis zum 13. OktOber 1979 in.Austin, Texas. Die Erde,
1KL Jg.,IL 4,:L 315%“7.
Boesler (1980): The Impact of the Federal System on Regional De-
velopments. Erstes amerikanischrdeutsches Seminar vom 29.9.1979
- 13.10.1979. Erdkunde, Bd. 34, H. 1, S. 74/75. Dazu: VOlhnar,
Rainer (1981): BundesstaatliChe.Regionalpolitik und regionale 0r—
ganisationsformen in den USA..Aktuelle Programme und Reformansätze.
Raumforschung und Raumordnung, 39. Jg., H. 2/3, S. 65-76.

2 Zur Definition einiger verwendeter Begriffe: Organisation = ziel-
gerichtete, arbeitsteilige und.dauerhafte Aktivität von Institur
tionen.und sozialen.Gebilden.
Konzeption = zugrundeliegende, zusammenhängende Vorstellung, wie
regionale wirtSChaftliche Entwicklung erreicht.werden kann.
Funktion = Wirkung oder Beitrag eines sozialen Elenents einer
Maßnahme oder eines Prozesses, z.B. zur Strukturerhaltung eines
Eäetemscfierfkfilswnxms.
Koordination = Zusammenfassung bzw. verfahrens— und richtungs—
mäßige Abstirrrrrung verschiedener Maßnahmen .
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1980/81 und die interregionale und interstaatliche Kon-

kurrenz um Kapital, Bundesmittel, Arbeitsplätze und Bevölke-

rungsanteile. Zu den internen Größen gehören die zentrale

Verwaltungsmethodik und ihre bürokratischen Konsequenzen so-

wie politische Probleme, die sich infolge der Einführung der

Gebietsprogramme innerhalb des Verwaltungsapparats wie auf

den verschiedenen Regierungsebenen ergeben haben. Die ab-
schließende Fallstudie der New England Regional Commission

(NERC) dient als Beispiel, das die Problematik der Konzep-

tion und praktischen Umsetzung der Regionalpolitik als

supplementäre Form der nationalen Wirtschaftspolitik ver-

deutlichen helfen soll. Die Auswahl der Neu England Staaten

erfolgte vor allem aufgrund ihrer Tradition regionaler In-

stitutionen und langjährigen Zusammenarbeit, was als günsti-

ge Voraussetzung für eine gemeinsame regionale Entwicklungs-

politik gesehen wurde.

Eine spezifische geographische, nur raumbezogene Betrachtung

wäre für das Thema zu eng gefaßt. "Raumwirksame Staatstätig—
0 1keit"

rischen Gesamtsituation eines Gemeinwesens, d.h. einer be-

entsteht politisch zunächst aus der konkreten histo-

stimmten wirtschaftlichen, sozialen und politischen Konstel—

lation. In Rezessions- oder wirtschaftlichen und sozialen

Krisen- bzw. Reformphasen scheinen sich die Staatsaktivitä-

ten allerdings eher in Planungsbestrebungen - als Stabili-

sierungspolitik oder Produktionssteigerung - zu äußern als

in Prosperitätsphasen. (New Deal, 2. Weltkrieg, zweite

Hälfte der sechziger Jahre, Mitte der siebziger Jahre).

Auf diese Zusammenhänge kann in unserem Rahmen nur hingewie—

sen werden. Sie bilden die wichtigen Hintergrundprozesse für

1(hmmmäüzlrfllwiniunbarmhhk:ü1alkxmebxaSbmnxmätßßeitcmne
baxmdmxangfiomfle:kmflsmmmmm‚abarmiträmMicmalAwmürkma
(z.B. VErkehrspolitik) und regional gezielte Staatstätigkeit, die
die Raumstruktur direkt beeinflussen soll. Boesler (1974), S. 19/20
nach Storbeck, D. (1959): Die volkswirtschaftliche Problematik.der
Emmomünmg,fxmlnn
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staatliche Planungsinitiativen und Institutionsinnovation‚

die als Regionalorganisationen zur Wirtschaftsentwicklung

auf geographischen Implementationsstrukturen beruhen und

raumwirksam werden.

Bei der Behandlung des Themas ist es angebracht, zunächst

die Regionalorganisationen zu betrachten, die historische

Vorläufer aktueller amerikanischer Planungsbestrebungen

waren, weil in Vorschlägen und Durchführung teilweise auf

Maßnahmen der New Deal Administration Bezug genommen wird.

Die regionalen Organisationen beinhalten in den meisten

Fällen auch verwaltungsreformistische Bestrebungen (z.B.

Koordinationsfragen), so daß sich hier interessante Fra-

gen der staatsinternen Planung ergeben, die die räumlichen

Managementveränderungen von Aktivitäten der Bundesregierung

betreffen.

Die engere Problemstellung der Arbeit besteht in der ana—

lytischen Gegenüberstellung von theoretischer Grundlegung

und politisch-administrativer Praxis. Untersucht und heraus-

gearbeitet werden die konzeptionellen Bestandteile (z.B.

Theorieeinflüsse und -bestandteile wie durchgängige inhalt-

liche oder innovatorische Elemente) und die intendierten

oder sich ergebenden funktionalen Wirkungsweisen (z.B. sta-

bilisierende, instrumentelle und politische Auswirkungen).

In Gegenüberstellung zum Theorieteil werden Form, Inhalt

und Bedingungen (z.B. institutionelle und finanzielle Mit-

tel, organisatorischer Aufbau, Programmstrukturen, Ergeb-

nisse, Konflikte und politische Zusammenhänge) der verwal-

tungspraktischen Umsetzung der Regierungspolitik betrach-

tet. Durch die Behandlung von regionalpolitischen Maßnahmen

und der Probleme, denen die Regionalpolitik durch die

äußeren Rahmenbedingungen und inneren Ablaufdeterminanten

ausgesetzt ist, können Rolle, Bedeutung und Wirkungsweise

dieses speziellen Instrumentariums zentralstaatlicher,
räumlicher Struktur- bzw. Verteilungspolitik in den USA
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in klärender Weise aufgezeigt werden.

Die Ausführungen über die historische theoretische Entwick-

lung, das neue Territorialkonzept und die amerikanische Pla-

nungsdebatte der 70er Jahre bilden dabei die Grundlage für

die Thesenaufstellung zur Konzeption, Funktion und Praxis

der amerikanischen Regionalpolitik.

1.1 Methoden und Verfahren

Zur Überprüfung der aufgestellten Thesen werden Methoden

und Techniken der Geographie und anderer empirisCher Sozial—

wissenschaften eingesetzt. Sie bestehen aus rezeptiv-histo-

rischen, interpretatorischenIr empirisch analytischen Metho-

den, bzw. Verfahren und kritischen Einschätzungen. Für den

historischen Theorieteil, die Kapitel über die institutio-

nelle Entwicklung der Regionalpolitik und ihre Probleme,

kommen die historische Methode und darstellende Analyse zur

Anwendung, für die Sekundärmaterial wie auch primäre amtli-

che Unterlagen herangezogen wurden. Als besonderes Verfah-

ren wurden hier mehrere Tonbandinterviews eingesetzt, deren

Kernaussagen als zusammenfassende Fußnoten aufgenommen sind.

Die grundlegenden Gesetzestexte werden ausschnittsweise wie-

dergegeben und wichtige Passagen interpretiert. Für die Do-

kumentation des öffentlichen Interesses wie der Kritik an

der Regionalpolitik sowie für die Darstellung z.B. der

Stellungnahmen und -Bekundungen von privatwirtschaftlicher

Seite werden Annoncen und Pressemeldungen bedeutender ameri-

kanischer Tageszeitungen und Magazine herangezogen.

In der Fallstudie der Neu England Staaten wird zur Analyse
der Wirtschaftsstruktur eine räumliche und sektorale Erhe-

bung von wirtschaftlichen und sozialen Strukturmerkmalen,

die auf Primärdaten basiert, vorgenommen. Ein technisches

Hilfsmittel, das dabei zum Einsatz kommt, ist die Berech-

nung von Standortquotienten.
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Zur räumlichen Strukturanalyse wurden außerdem Plotterkar-

ten einzelner Indikatoren erstellt, die die sozioökonomi-

schen Verhältnisse Mitte der 70er Jahre in Neu England wie-

dergeben.1 Durch den Einsatz der Faktorenanalyse, eines mul-

tivarianten Verfahrens, aus dem SPSS-Programm, werden die

Hauptbestimmungsfaktoren der regionsinternen Entwicklung

und ihre räumliche Ausprägung ermittelt. Zusammenfassende

und kritische Schlußfolgerungen zu den Untersuchungsproble-

men bzw. Thesen bilden den Abschluß der Arbeit.

Die Untersuchung beginnt mit der Problemstellung und dem

methodischen Abschnitt, der Vorgehen, Instrumente und Ver-

fahren beschreibt, die zur Problembeantwortung angewendet

werden (Kap. 1). Daran schließt sich der Theorieteil an

(Kap. 2), der die Grundlage für die Thesendeduktion bzw.

-formulierung abgibt (Kap. 2.6). Kapitel 3 mit Unterkapi-

teln befaßt sich mit der Entstehung und der formalen Or-

ganisation wie praktischen Durchführung der Regionalpoli-

tik. Die allgemeinen wie besonderen Schwierigkeiten dieser

Form der Politik werden in Kap. 4 behandelt. Letztere las-

sen sich an einem institutionellen und regionalen Beispiel

weiter verdeutlichen (Kap. 5). Das Schlußkapitel (Kap. 6)

enthält die Thesenüberprüfung bzw. zusammenfassende Aussa—

gen und Erkenntnisse, die sich auf die eingangs aufgewor—

fene Problemstellung beziehen. Zum leichteren Erfassen des

Inhalts und der Arbeitsergebnisse wurde innerhalb der Ab—

handlung an jeden größeren Abschnitt eine Zusammenfassung

angeschlossen.

1 Sie sind in die veröffentlidhte Version der Arbeit nur zu einem
KhfinanTbiLaufixmammxu
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2. Überblick über die historischen Ansätze zur Theorie

der Regionalpolitik und äplanung in den USA 1900-1980

2.1 Die Frühphase zu Beginn des Jahrhunderts

Einflußfaktoren auf die regionale Planungstheorie bis
etwa 1935

Metropolitan
planning

Urban-industrial-
ization

Regional
planning
assn.of
AmericaClose of the

frontier and the
conservation
movement

Doctrine of
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river basin
development
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r Southern depen- /-
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Abb. 1 —

Quelle: Siehe Anmerkung 1.

Bei Friedmann und Weaver findet sich ein Diagramm (Abb. 1),

das die wichtigen allgemeinen gesellschaftlichen, geistes-

geschichtlichen und politisch—institutionellen Entwicklun-

gen zeigt, die auf die Entstehung der regionaltheoretischen

Planungsansätze bis in die dreißiger Jahre gewirkt haben.

1 Friedmann, J.‚ C. WEaver (1979): Territory‘and.FUnction. The
Evolution of Regional Planning. London, 1979, S. 21.
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Danach hat der seit dem Bürgerkrieg (1861-65) einsetzende

städtische Industriealisierungsprozeß den stärksten Einfluß

auf diese Entwicklung ausgeübt. Die auf einer agraren Tra—

dition aufbauende Nation verwandelte sich innerhalb von

sechzig Jahren zu einer Gesellschaft, deren Beschäftigte zu

3/4 außerhalb der Landwirtschaft arbeiteten.1 Parallellau-

fend mit diesen tiefreichenden Veränderungen wandelten sich

auch die öffentlichen Ansichten und Ausblicke über den künf-

tigen Entwicklungsgang der Nation.

In diesen historischen Abschnitt fällt aber auch das Ende

der “frontier” und die Schlußphase der landwirtschaftlichen
Erschließung der Great Plains. Zum ersten Mal wurde man

sich jetzt auch bewußt, daß z.B. infolge der vielfältigen
industriellen Nachfrage nach dem Rohstoff Holz die amerika-

nischen Waldreserven zurückgingen. Als Reaktion auf diese
Tendenz wurden in der "Progressive"-Ära unter Theodore

Roosevelt auch verstärkt Natur- und ForstschutzProgramme

aufgestellt.

Als dritter Faktor wird der Zustand des Südens nach dem Se-

zessionskrieg angeführt. Sein wirtschaftlicher Ruin und der

ökonomische und kulturelle Wandel, der sich in diesem Be-

reich allmählich vollzog, berührte auch die übrige Gesell-

schaft. Dennoch blieb der Süden politisch im Abseits, was

später, in den zwanziger und dreißiger Jahren, zu einer Be-

wegung der Rückbesinnung (Southern Agrarians) einerseits

und einer in die Zukunft orientierten, liberalen Gruppie-

rung andererseits führen sollte (New South-Bewegung). Über-

legungen zur regionalen Planung wurden dabei vor allem von
den fortschrittlichen Regionalisten angestellt.2

1 Beschäftigte in der Landwirtschaft 1870: 5,9 Mio., Beschäftigte
außerhalb der Landwirtschaft 1870: 6,6 Mio. Beschäftigte außer-
halb der Landwirtschaft 1920: 30,9 Mio., Beschäftigte in der Land-
wirtschaft 1920: 10,7.Mio. Historical Statistics of the Uhited
States, Colonial Times to 1970. Bicentenial Edition, Part 1,
Wäshington, D.C., 1975, S. 127

2 Odum, H.W. (1931) : Southern Regions of the United States. Chapel Hill.
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Auf diese drei wichtigen Vorgänge haben zudem philoso-

phisch-intellektuelle Zeitströmungen eingewirkt. Zu nen-

nen sind hier vor allem Thorstein Veblen mit seiner Theo-

rie der institutionellen ökonomie und John Deweys Ausfüh-
rungen zum Wesen und zur Bedeutung des amerikanischen

Pragmatismus.1

Für unseren Zusammenhang ist vor allem Veblens Aussage

wichtig über die wirtschaftlichen Institutionen und ihren

Wandel als Schlüssel zum Verständnis des gesamten ökonomi—

schen Systems sowie der sozialen Institutionen als Regler

des Wirtschaftsverhaltens. Die praktische Konsequenz die-
ser Ansichten führte nämlich später zu der Auffassung, daß

die Schaffung neuer öffentlicher Institutionen eine weit-

gehende Planbarkeit des Wirtschaftssystems ermöglichen

würde.

Deweys Ansichten, nach denen Erkenntnis und Wissen im we-

sentlichen hypothetisch, experimentell und instrumentell

seien und aus der Erfahrung durch soziale Praxis zu gewin-

nen seien, war für die Entstehung regionalplanerischer Ent-

würfe ein wichtiger Ansatzpunkt. Nach Deweys Meinung grün-

det sich der liberale Reformismus nämlich auf der pragma-

tischen Philosophie. Wissen über gesellschaftliche Proble-

me könne aus dem Experimentieren selbst gezogen werden

(z.B. gerade auch aus den Versuchen zur Regionalplanung

und -entwicklung; d. Verf.).

Während die Jahrzehnte der Reform mit dem 1. Weltkrieg zu

Ende gingen und in der Zeit von 1920-1930 eine Beruhigung

1 veblen, T. (1899): The Theory of the Leisure.Class. An Economic
Study of Institutions. New*York. Dewey, J. (1917): The Need for
Recovery of Philosophy. In: Creative Intelligence Essays in the
Pragmatic Attitude. New York. Dewey, J. (1920): Reconstruction
in.Philosophy. Neeork. Dewey, J. (1925): EXperience and
Nahae.(1uoaxx
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liberaler Bestrebungen folgte, war die Gründung der Regio-
nal Planning Association of America (RPAA) 1923 mit ihrer
kritischen Attitüde gegenüber der amerikanischen Gesell-

schaft noch eine Nachwirkung der Vorkriegsepoche.1 Die
Vereinigung war zwar nur klein und in der öffentlichkeit
nicht sehr bekannt, doch betonte sie in Übereinstimmung

mit den südlichen Regionalisten das regionale Prinzip und

territoriale Wertvorstellungen. Erst Jahrzehnte später

sollten diese Ideen in der Theorie der Regionalentwicklung

eine Wiederbelebung erfahren.

Die RPAA bestand etwa zehn Jahre bis ihre Mitglieder in

den einzelnen Behörden des New Deal (ND) wie beispielswei—

se der Tennessee Valley Authority (TVA), der Resettlement

Administration (RA), der United States Housing Authority

(USHA) und der Rural Electrification Administration (REA)

zu arbeiten begannen.

Die wichtigsten Argumentationspunkte der RPAA für den re-

gionalistischen Ansatz in der Regionalplanung waren die

zunehmende "metropolitanization", d.h. die sich in den aus—

ufernden städtischen Zentren konzentrierende Industrie und

die rein funktional-extraktiven Beziehungen zwischen den

MetrOpolen (Agglomerationen) und den übrigen Teilgebieten

der Nation. Im Gegensatz zu den administrativen oder sche-

matisch-willkürlichen Festlegungen von Gebieten oder Regio-

nen betrachteten die RPAA-Vertreter die Region als eine

komplexe menschliche Einheit aus geographischen, ökonomi-

schen und kulturellen Bestandteilen, die im Gleichgewicht

zu den Großstadtgebieten stehen müßte ("regional balance").
Die Regionalplanung stelle daher ein Mittel dar, das

Wachstum der Metropolen zu begrenzen und das verschobene

Gleichgewicht zwischen diesen Polen wiederherzustellen.

1 Als wichtige.Mitglieder zählten der Umweltschützer Benton
MaCKaye und der berühmte Urbanist.Lewis Mumford. Für wei-
tere'Namen siehe Friedmann, J., C. WEaver, (1979), S. 29.
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Diese Art von Planung sollte die regionalen Städte und

die ländlichen Gebiete, Industrien, Transportwege und
natürliche Ressourcen als Teile einer als ganzheitlich
aufgefaßten Region entwickeln. Als Ziel stand diesen Pla-

nern die ökologische Wiederherstellung der physischen Um—

welt vor Augen, um eine kulturelle Weiterentwicklung und

eine biologisch-technische ökonomie zu fördern. Die da—
für entworfenen Strategien bestanden aus einer Politik

der Dezentralisierung und der Erhaltung der natürlichen

Ressourcen durch technisch-materielle Verbesserungen wie

Straßenbau, ländliche Elektrifizierung und den Bau von

"new towns“. Dezentralisierung verbunden mit moderner

Technologie "were to play the leading roles in creating
a regional environment where farm and factory, regional

centre and garden City, wilderness and industry could

form an intricate mosaic".1

Die aus dem Süden stammenden Regionalisten hatten keine

derart hochfliegenden Pläne und kulturellen Ansprüche

wie die Intellektuellen der RPAA mit ihren Vorstellungen

über humane Siedlungen in einer unversehrten Umwelt und

Selbstverwirklichung durch demokratische Teilnahme und

Aktionen im politischen Geschehen. Die RPAA-Mitglieder

waren weit davon entfernt, z.B. die ländliche Armut oder

die sozialen Folgen der immer stärker dominierenden Me-

tropolen zu sehen. Die von den "Southern Regionalists"
vertretenen Ideen waren dagegen in ihrer Stoßrichtung

auf politische und gesellschaftliche Veränderungen in

ihrem Landesteil ausgerichtet. Sie wandten sich gegen die

nördlichen Industrieinteressen im Süden und die Überfrem-
dung ihres ländlichen Lebensstils. Die vernachlässigten '

Randgebiete, ländliche Unterentwicklung und Armutsfragen

1 Friedmann, J., C. weaver (1979), S. 34. Das damals noch ungebrOP
Chene'verhältnis zur Technik mit deren.Hilfe diese Ziele erreiCht
*werden sollten, erscheint uns heute zu optimistisch,:muß aber aus
derEmütIxnausgxßdma1umixmmsunfienvfimdan
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standen im Mittelpunkt ihrer Überlegungen und Diskussionen.

Howard Odum1 war ein Hauptvertreter der südlichen Regiona-

listen. Seiner beruflichen Herkunft nach war er Soziologe,

der sich nach 1931 politischen Fragen aus dem Planungs-

und Regionalbereich zuwandte. Für ihn bedeutete die Region'

ein historisch gewachsenes Gebiet, das auch durch eine so-

ziale Gruppe näher bestimmt wird. Zusammengehalten und ge-

eint wird sie durch das Bewußtsein einer gemeinsamen Kul-

tur und Erfahrung. Die physischen Merkmale sind dabei nur

insofern wichtig, als sie zur Herausbildung einer regio-

nalen Gesellschaft beigetragen haben und sie die Möglich-

keit bieten, die natürlichen Ressourcen innerhalb des

Territoriums zu erschließen und zu nutzen. Deshalb wird

der Regionalismus von ihm als eine eigenständige Kraft an-

gesehen, der auf Eigeninitiative und Selbsthilfe, autoch-

toner Entwicklung der Naturvorkommen und des menschlichen

Potentials beruht.

“This, on the one hand, is in oontrast to dependency by any
1mxfion1qrm'üxanatlor-Ute1aflmangümflity5üsoamxued
wiüioflxfl'nxfiomx mMiontmetflmertmmi.toeaphfiiatkm
from eny sources from without. It assumes that the key to
the:niüstrümnion(flfmealdiand11m:eqxfljzatxof<qxrmb
tunity wdll be found in the capacity of each region to create
wealth and, through.new reaches of oonsumption of commodities,
Imüntanlthatcxmacügramdzxmannthatxmäüth:ü1we1btahmmed
pnammihmIamdcxmmmmmnmIpnxnamsJ'

Der Begriff regionales Gleichgewicht war bei den südlichen

Regionalisten noch nicht einheitlich definiert, sondern

es wurden darunter sehr verschiedene Formen von Ausgegli-

chenheit verstanden. So sprachen sie beispielsweise von

1 1935 trat er'mdt.seinem.werk "The Regional Approach to
National Social Planning" (New'York) an die Öffentlich—
keit. 1938 erschien in Zusammenarbeit mit H.E. Moore
"American Regionalism: A.Cultural-Historical.Approach to
Natkmallhüxnatkm“.(NavYoflq.

2 Zitat von H. Odum (1939), S. 10/11 nach.Friedmann, J.,
C. WEaver (1979), S. 37.
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dem.Gleichgewicht zwischen verschiedenen Beschäftigungs-

arten oder dem Ausgleich zwischen Stadt und Land.

Regionale Ungleichgewichte sollten mit Hilfe der Regio—

nalplanung - genauer einer regionalen und gleichzeitig na-

tionalen sozialen Planung - überwunden werden. Odum legte '

dafür einen sechs Punkte Maßnahmenkatalog als Gegenstrate-

gie vor, dessen Grundlage die allgemeine Veränderung des

Bewußtseins in Fragen der Regionalplanung und der Rolle

von Regionen im nationalen Kontext bildete.

Die übrigen Vorschläge betrafen besondere Einzelfragen:

z.B. ein praktikables Programm zur Entwicklung der Land-

wirtschaft im Süden, das Produkte für den regionalen und

lokalen Verbrauch liefert.

1. Verringerung der Abhängigkeit von nur einem agraren

Exportgut.

2. Aufbau lokaler Industrien zur Unterstützung der Land-

wirtschaft.

3. Verbesserung der vorherrschenden agrar-sozialen Struk—

tur des Kleinbauerntums und des Pachtwesens.

4. Einrichtung kOOperativer und kommunaler Dienste

(z.B. Maschinenparks).

5. Öffentliche Aufträge für ländliche Arbeitskräfte.

6. Organisationsreformen als sog. institutionelle Expe-
rimente im lokalen Verwaltungs- und Finanzwesen. Aus-
bau von akademischen Lehrstätten.

Sehr deutlich wird in diesen Darstellungen die zentrale

Position der Region bzw. das territoriale Prinzip, mit

dessen Betonung die Besonderheit und Stellung eines be-
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stimmten Raumes hervorgehoben wird. Mit der Neuschaffung

von Institutionen und der Einführung innovativer Verfah-

ren werden die Mittel vorgestellt, die der allgemeinen

raumbezogenen Entwicklung dienen sollen.

Als letzter großer Einflußfaktor auf die Planungsdoktrin

der 30er Jahre wird schließlich noch die Bewegung ange—

führt, die im Gefolge der Städteplanung entstanden ist

und "metrOpolitan planning" bisweilen auch "metropolitan
regionalism" genannt wird. Unter dem Oberbegriff der ur-

banen Großregionsplanung waren jedoch Richtungen vereint,

wie die Wohnungsreformbewegung, Park— und Boulevardpla-
nung, die City-Beautiful-Bewegung und die Reformer der

Lokalverwaltung.

Auch sie waren als Reaktion auf die Probleme der Groß—

städte und der Industriealisierung entstanden, doch waren

die ihnen zugrunde liegenden Motive und leitenden Inter-

essen so verschieden, daß man nur von einer heterogenen

Sammlungsbewegung sprechen kann. Die verschiedenen Grup-

pierungen vertraten ihre Anschauungen auch auf getrennten

Wegen, obgleich sie sich durchaus mit überschneidenden

Sachgebieten befaßten.

2.2 New Deal 1933 - 1945

Dennoch wurde im New Deal der Einfluß dieser Bewegungen

sehr wirksam, denn einige bedeutende Vertreter wurden in

wichtigen Behörden tätig. Harold L. Ickes, der an den
Planungen für den Großraum Chicago beteiligt war, wurde

Secretary of the Interior. In das von ihm 1933 ins Leben
gerufene National Planning Board (NPB) wurden beispiels-

weise Männer wie C.E. Merriam und F.A. Delano berufen,
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die ebenfalls Planungserfahrungen aus Chicago mitbrachten.1

Einen der ersten Aufträge mit nachhaltiger Wirkung, die

der amerikanische Kongress der nationalen Planungsbehörde
erteilte, bestand in der Erstellung eines umfassenden Pla-

nes zur Entwicklung der nationalen Flußsysteme. Wenngleibh'

er gerade in diesem Punkt nicht das grundlegende Dokument

zur Entwicklung der Gewässersysteme der Vereinigten Staa-

ten wurde, so hatte er mit seiner Ausrichtung als "Plan

für Planungen" doch wichtige Punkte aufgegriffen, die so-

wohl als Rechtfertigung schon bestehender Planungen wie

auch als Weichenstellung für künftige Entwicklungen gel-

ten konnten.

Zunächst wurde eine Übersicht und Auflistung aller Pla-
nungsaktivitäten auf den verschieden staatlichen und

substaatlichen Ebenen vorgenommen, und die Forderung nach.

Koordination aller dieser Planungshandlungen durch eine

nationale Institution aufgestellt. Auch die Untersuchung

diverser Bundesbehörden, die sich mit der Planung natür-

licher Ressourcen befaßten, ergab, daß eine Zusammenar—

beit unter ihnen weitgehend fehlte oder die Kompetenzen

und Mittel der mit der Koordinierung beauftragten Stellen

unzureichend waren. Sogar die im New Deal neugegründeten

Verwaltungen wie die National Recovery Administration

(NRA) und die Agricultural Adjustment Administration

(AAA), die unabhängig und konkurrierend zum Landwirtschafts-

ministerium arbeitete, wiesen gerade wegen ihrer besonde-

ren Stellung im Verwaltungsapparat eben diese Koordinations—

mängel auf.

Die Trennung von Regionalplanung ("regional planning")
und städtischer Großraumplanung ("metropolitan planning“),

1 über die Rolle dieser u.a. Personen im Planungsapparat des
New'Deal schreibt.Lepawsky,.A. (1976): The Planning'Apparar
tus:IXVügmajxaof-üuaNewIXEd.‘RmunalcfifthelmmziamIIne
stitute of Planners, Vbl. 42, No. 1, S. 16-32.
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die von den Theoretikern immer vorgenommen wurde; war im

Bericht weitgehend fallengelassen worden (Abb. 2).

County- und Regionalplanungsbehörden in den Vereinigten

Staaten 1934
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Quelle: Friedmann, J}, C. WeHver (1979), S. 64
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Ein besonderes Kapitel wurde der Tennessee Valley Authori-
ty(TVA) gewidmet, die als fortschrittliche Einrichtung in—
nerhalb der Bundesregierung gesehen wurde. Ihre besondere

Errungenschaft bestand in der umfassenden Zuständigkeit

für die Entwicklung eines ganzen Flußsystems. Dabei wurden

die organisatorischen Konflikte über die Aufgabenprioritä-'
ten durchaus nicht übersehen, doch betrachteten besonders

die Institutionalisten (Veblen) die TVA als ein brauchba-

res Muster für weitere Versuche auf dem Gebiet der regio-
nalen Planung. Die sozialen Fragen sollten dabei nicht

ausgeklammert werden, jedoch stand die Rolle als institu—

tioneller Neuerer mit nationaler Bedeutung im Vordergrund.

Niemandem in dem NPB war es zu diesem Zeitpunkt jedoch

klar, daß mit der Regulierung des Tennesseetales und der

Stromerzeugung eine weitreichende Industrialisierung ein-

geleitet werden würde, deren Basis in den Städten und

stadtnahen Gebieten lag. Ein Einbruch, der die Traditio-

nen und den Lebensstil dieses Raumes verändern sollte

und in dieser Weise und in diesem Ausmaß den Vorstellun—

gen der Regionalisten keineswegs entsprach.

1935 wurde das NPB in National Ressources Committee (NRC)

umbenannt. Während der Tätigkeit dieser Behörde entstan-

den zwei Publikationen, die erneut Einfluß auf die Aus-

richtung der regionalen Planungspolitik nahmen.1

Der erste Bericht (Regional Factors in National Planning)

setzt sich überwiegend aus Studien zu bestimmten Vorhaben

der Flußbecken-Entwicklung zusammen, enthält aber auch

den theoretischen Anspruch des NRC. Man griff auf die

1 Uhited States Ressources Committee (1935): The Regional
Factors in.Nationa1 Planning.'Washington.D.C. United
States Ressources Conmittee (1936-43) . Regional Planning.
10 Vols.‚ Washington, D.C.
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Ideen der RPAA und Howard Cdums zurück, wonach die Re—

gionalentwicklung schwerpunktmäßig auf den Ausbau der na-

türlichen Ressourcen innerhalb von kulturhistorisch defi-

nierten Regionen ausgerichtet sein sollte. Von diesen Vor-

stellungen mußte die NRC jedoch bald beträchtliche Ab—
striche machen und sich ohne große Rücksicht auf Kulturre-'

gionen an das Konzept der umfassenden Flußbecken-Entwick-

lung halten, weil einerseits bereits verfassungsgemäße

Vorläufer ("interstate commerce“, "navigation") existier-

ten, zum anderen aber auch schon einige Projekte in ande-

ren Landesteilen erfolgreich angelaufen waren (z.B. Colo-

rado River Basin Compact).

Die zweite Veröffentlichung (Regional Planning) besteht

aus zehn Einzelstudien, die z.T. regionale Projekte, z.T.

die metropolitane Planung zum Inhalt haben (z.B. Pacific

Northwest, St. Louis-Großraum). Die Bände sollten die

Aktivitäten der NRC in der öffentlichkeit darstellen. Was

sie aber auch zeigten, war, daß nun von Positionen abge-

rückt bzw. aufgegeben wurden, die den Territorialisten so

viel bedeutet hatten. Man bekannte sich in den Regional—

studien zwar noch zur Erosions- und Hochwasserkontrolle

und zur Erhaltung der natürlichen Ressourcen, doch wichen

die Bewahrung ländlicher (ökologischer) Siedlungsanlagen

dem herrschenden Vorbild städtischer Industrialisierung.

Die funktionale Betrachtungsweise, d.h. die Ausweitung des

bestehenden großstädtischen Industrialisierungsmuster wur-

de nun zur Leitvorstellung der von der Bundesregierung ge-

tragenen Regionalentwicklung und —planung. Ansatzpunkte und
Anwendungsbereiche dieser Entwicklungspolitik waren die be-

reits erprobten und nun ins zentrale Blickfeld gerückten
Vorläufer zur integrierten Entwicklung von Flußbeckenre-

gionen ("river basin development"). Der Zeitabschnitt, in

dem dieser Umbruch erfolgte, gilt als bedeutender Ein-

schnitt in der Geschichte der amerikanischen Regionalent-
wicklungspolitik,.da hier die bis dahin tragende Territo-
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rialidee durch den funktionalen Entwicklungsgedanken abge-

löst wurde.

Wichtige Teile der Vorstellungen Odums und der RPAA waren

damit aus dem Regionalkonzept der nationalen Einrichtungen
verschwunden. Der Ansatz zur Flußbeckenentwicklung eta-

blierte die Planung auf einer nur nach physischen Kriterien

Aufgabenbereiche staatlicher Planungsämter im Süden der

USA 1 941 5““

So
uth

Ca
ro

lin
a

Te
nn

es
se

e

Fields of Acflvity Al
ab

am
a

Ar
ka

ns
as

Ke
nt

uc
ky

Lo
uis

ian
a

M
ar

yla
nd

Mi
ss

iss
ip

pi

Mi
ss

ou
ii

No
rlh

Ca
ro

lin
a

Ok
lah

om
a

Te
xa

s
‘

Vi
rg

ini
a

"F
lor

ida

Ge
or

gia
X XAirports and airways

Defensc
Economic and social

trcnds x
Education
Finance and administra-

tion x x x x
Health and welfare x x x
Housing x x x
Induslry _ x x
Land Resources x x x x x x x x
Mapping
Mineral resources x
Manning: local x x x x x
Planning: regional x
Planning: stete x x
Population
Publie works x x x x
Recreation x x x x
Reference material x x
Transportation x
Water racurces x x x x x x

N X X 3G X X X

H X N

X X

X

X X

R
N

N
H X

maxflle‘l-
Ammammng:IHe:aflfl.derzütethnmenlnfilihneAktiwüiüeniflxmraaflmm

zunächst. Sie ist dadurch erklärlich, daß die Bundesre-
gierung seit 1933 Zuschüsse und technische Hilfe für staatr
liche Planungsämter zur verfügung stellte. öffentliChe
Projekte mußten erst diese staatlichen Planungsstellen
Fasskuen,tmworsfie:ü1Wmäfingüx1gemämugttmufien.Dhn
darf sich auch nicht täuschen lassen, denn ihre Studien
umdläafiCbuahaummmaagutvdelqfinanfiänfhüsauföüe
EHUückhnm;in:Üuen1kmekimn.
(= keine staatliche Planungsstelle 1941)

Quelle: Rothblatt, Donald.N; (1971): Regional Planning:‘The.Appar
Lmflfianläqerhame.IImimflxm,5L 31.dhzlepmfi*y‚zh
(1949): State Planning and Eoonomic Developnent in the
amnh.lüngqxnt.
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begrenzten Region. Dies war keine Definition mehr, die

der südlichen theoretischen Schule entsprach. Man hatte

sich vorgestellt, daß die regionale Planung gegen das

metropolitane Amerika gerichtet sein sollte, doch nun

wurde sie im Gegenteil eher ein Mittel zu seiner Auswei-

tung. Auch die TVA war davon nicht ausgenommen. Ihre Ab-

teilung für Regionalplanung blieb im Ansatz stecken und

wurde nach 1938 aufgelöst. Nach und nach übernahm sie in

immer größerem Umfang die Produktion und den Absatz von

elektrischer Energie. Mit der Einführung von Niedrigta—

rifen für Großabnehmer von Strom leitete sie gegen Ende

der dreißiger Jahre eine verstärkte Industrieansiedlungs-

phase ein, die den Arbeitsmarkt im Tennesseetal bzw. die

Beschäftigungsstruktur nachhaltig veränderte. (s.a. Kap.

3.1.1)

2.3 Die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg 1945-1980

Nach dem zweiten Weltkrieg war die amerikanische Regional-

planung zunächst kein öffentliches Thema und wurde wissen-

schaftlich nur randlich behandelt. Jahre der Prosperität,

die nur von kürzeren Schwächeperioden unterbrochen wurden,

lenkten den Blick von regionalen Problemfragen ab.1 Wäh—

rend die Vergangenheit mehr von philosophischen Betrachtun-

gen (L. Mumford, B. MacKaye), einer breiten sozialpoliti-

schen Orientierung (H. Odum) und technisch ausgerichteter

Praxis bestimmt war (TVA, Stadtplanung), fehlten für den

Zeitabschnitt bis 1955 noch wesentliche, der veränderten

Situation angemessene, theoretische Voraussetzungen. Eine
Verbindung von ökonomischer Wachstumstheorie und regiona-

ler Wirtschaftstheorie bzw. Planung existierte noch nicht.

1 Nur im.Zusammenhang:mit der Entkolonisierung und Unterentwickr
lmx;imläflmencku'mm)unddkmcanrpähxiennfixtsduütlnflmn
Entwicklung'wurden diesen Fragen zu.Beginn der fünfziger Jahre
wefixxwmflmermämkeü:gesflmmkt.
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Zur Wachstumstheorie der neoklassischen Schule, die jetzt

das wirtschaftspolitische Feld zu beherrschen begann, ge-

hörte auch die Doktrin der ungleichen Entwicklung. Dispa-

ritäten z.B. der Einkommen in sozialer oder auch räumlicher

Hinsicht wurden aus Gründen der wirtschaftlichen Motiva-

tion und des Anreizes nicht als Hindernis, sondern als förä

dernd für die Wirtschaftsentwicklung angesehen. Vertei-

lungsgleichheit galt dagegen als ineffizient. Solange die

Wirtschaft schnell wuchs, wurde in diesem sozialen Ausein-

anderklaffen auch kein weiterer politischer Zündstoff ge-

sehen, da nach der "trickle—down"—Auffassung der Effekt

sich sowohl materiell in der Einkommensskala nach unten

auswirken als auch räumlich verbreiten würde. Der Motor

für diesen Wirtschaftsverlauf wurde in der expansiven,

städtisch angesiedelten Industrie gesehen. Durchaus posi-

tiv beurteilte man auch die im Industrialisierungsgefolge

stattfindende verstärkte Abwanderung aus den Landgebieten.

Die Farmbesitzer selbst würden nun durch die erforderli-

che Reorganisation und Modernisierung ihrer Betriebe zu

modernen Farmunternehmen werden. Am Ende dieser Entwick-

lung stand ein gleichgewichtiges System von Kapital und

Arbeit, das räumlich gesehen keiner Standortverschiebun-

gen mehr bedürfen würde, da alle ökonomischen Aktivitäten

ihren optimalen Standort eingenommen hätten. Damit würden

auch die alten regionalen Einheiten überflüssig und zu-

gunsten einer neuen raumwirtschaftlichen Struktur aufge-

löst. Städte ("nodes") und interurbane Verknüpfungen
("linkages") von Waren-, Kapital-, Arbeits— und Informa-

tionsströmen würden diese Ordnung konstituieren.

Eine besondere Rolle bei der Aufstellung einer neuen syn—1
thetischen Theorie nahm Walter Isard ein. Sein Beitrag,

der die Ansätze der ökonomischen und geographischen

1 Isard, W. (1956), Location and Space Econcmy. New'York.
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Standorttheorie sowie der "social physics“1 integrierte,
wird als wichtiger Schritt in Richtung auf eine kombinier-

te Standort- und regionale Entwicklungstheorie gesehen.
Die Begriffe Raumstruktur und funktionale Region traten

nun endgültig an die Stelle eines durch Grenzziehung be-

stimmten Regionsterminus, aber es dauerte noch ungefähr

ein Jahrzehnt bis dieses neue Paradigma weit genug bekannt

war, und seine Implikationen für die öffentliche Politik

klarer zu Tage traten.

Unmittelbar wirkte auf die Ausrichtung der Regionalplanung

das bereits erwähnte Konzept der "ungleichen oder polari-

sierten Entwicklung" mit seiner Betonung des städtisch—in-

dustriellen Wachstums. Es erhob das Ungleichheitsprinzip

zur quasi politischen Leitvorstellung und akzeptierte die

Ausweitung der Großstädte als Modernisierungs— und Pro-

duktionszentren. Von ihnen, so nahm man an, würden Impulse
in Form von Diffusionswellen ausgehen, die die Wirtschaft

der Zentrumsumgegend anregen würden. Die ländlichen Ge-

biete würden nur dann in der Lage sein, sich zu entwickeln,

wenn sie dem Einfluß metropolitaner Ökonomien ausgesetzt

sein würden. Für Kapital, Arbeit und Ressourcen müßte der

uneingeschränkte Zugang zu den expandierenden Zentren ge-

währleistet sein, um auf diese Weise die Voraussetzung

für eine produktive Entwicklung des Hinterlandes zu schaf-

fen.

In dieser Entwicklungsphase wurden zwei Studien besonders

bedeutsam. Gunnar Myrdal und Albert Hirschman veröffent-

lichten in kurzen Zeitabständen Betrachtungen, die von

ihren ideologischen Standpunkten her allerdings gegensätz-

1 Unter “social physics" werden i.w.S. Studien verstanden, die
sich statistischer.Analysetechniken bedienen, um Verteilungs-
phänomene z.B. von Bevölkerung zu unterSUChen. Die sog. Gra-
vitationsgleichung ist ebenfalls eines dieser Instrumente.
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lich ausfielen.1

Während Myrdal im kapitalistischen Entwicklungsprozeß auch

die Ursache für regionale Ungleichheiten sah und eine in-

terventionistische wirtschaftsplanerische Staatsauffassung

vertrat, betrachtete Hirschman sie als Attribut einer an- ‘

fänglichen Wachstumsphase, deren ungleiche Effekte über
einen längeren Zeitraum von den sog. Durchsickerungswir-

kungen ("trickle-down"-Effekte) abgebaut werden würden.

Politische Fragen der Ungleichheit umging er, und seine

Auffassung über den Staat beschränkte sich darauf, ihm nur

eine Anreizfunkton zuzubilligen. Der Staat sollte um den

räumlichen Ausgleich in Gang zu setzen als Attraktionsmit-

tel nur finanzielle Ressourcen bereitstellen.

Der allgemeinen Diskussion steuerten sie wichtige Begriffe

bei. Während Myrdal z.B. die Termini “spread effects"
(Ausbreitungseffekte) und "backwash effects“ (Entzugsef-
fekte) einführte, lieferte Hirschman die mehr vom posi-

tivistischen Ausgangspunkt geprägten Begriffe "polariza-

tion" (Polarisierung) und "trickle down" (Durchsicherungs—
effekte), die die Diskussion in der Folge für lange Zeit

beherrschten.2

Hirschmans Modell, das der amerikanischen sozialwissen-

schaftlichen Ausrichtung mehr entsprach und politisch un-

verfänglicher schien, wurde von J. Friedmann ausgeweitet

und auf einen noch allgemeineren Nenner gebracht. Indem

er Begriffe wie Kern (“core”) und Peripherie ("periphery")
einführte und ihre Beziehung als einseitige Abhängigkeit

der Außengebiete von den mächtigen Interessen des Zentrums

1 Myrda1,*G. (1957): Economic Theory and Underdeveloped Regions.
London. HirsChman,.A.O. (1958): The Strategy of Economic
Ikwehxnenb.NanHawan

2 Zu diesem‚K0mplex s.a. Schätzl, L. (1978): WirtSChaftsgeo—
graphie 1. UTB 782, Paderborn, S. 124-147.
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beschrieb, hob er diesen Erklärungsversuch auch auf die

internationale Ebene. Nach seiner Meinung hat ein derar-

tig ungleiches Verhältnis nicht nur ökonomische Konse-

quenzen, sondern auch politische, indem es nicht allein

Konflikte und Unterdrückung produziert, sondern auf der

anderen Seite auch reformistische Bewegungen entstehen

lassen kann, die sich gegen die Weiterführung und Vertie-

fung dieser Ordnung wenden. Sie könnten beispielsweise

Veränderungen und Anpassungen der bestehenden Beziehungen

durch politische Schritte z.B. in nationalen oder inter-

nationalen Organisationen betreiben.

Die französische Richtung regionaltheoretischer Ansätze

hatte sich unabhängig von den USA entwickelt und war dort

zunächst nicht sehr weit verbreitet. Als die sechziger

Jahre zu Ende gingen, wurden die in Frankreich angewandten

Planungskonzepte auf einer breiteren Ebene zur Kenntnis

genommen und fanden damit auch Eingang in die theoretische

Diskussion. Das Wachstumspol-Konzept von F. Perroux1 zog

die besondere Aufmerksamkeit auf sich und wurde zur domi-

nierenden Entwicklungsdoktrin in der praktischen Regional-

planung. Dafür gab es mehrere Gründe. Zum einen war es

sicherlich seine Verständlichkeit und leichte Vermittel—

barkeit, zum anderen die Übereinstimmung mit dem Polari—

sationsansatz. Ihre Überzeugungskraft erhielt sie auch

durch ihre Verankerung in mehreren sozialwissenschaftli-

chen Disziplinen und Politiker und Planer fanden das Mo-

dell attraktiv, weil es oftmals politisch opportun war,
auch kleinere Orte zu Wachstumszentren zu erklären. In der

Praxis wurde es dann mit der Idee von Entwicklungskorrido-

1 Perroux, F. (1950): Eoonomic Space: Theory and Applications.
Quarterly JOurnal of Economics, 64, S. 89-104.
Das Wächstumspol—Konzept von Perroux basiert zunächst auf
Unannehmxßenflmdban_enüqmidn:aLmJehmmlsddxmahalAn-
satz. J.—R. Boudeville und.J.R. Lasuen haben dieses Mbdell
um die räumliche Kamponente erweitert. Schätzl (1978),
8.135441.
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ren kombiniert. Ein Schritt. der auf der Beobachtung beruh-
te. daß Transportachsen Sammellinien von modernen Industrien

und anderen Aktivitäten sind oder werden können.

Auf nationaler Ebene befürwortete Friedmann die Schaffung

ergänzender Kerngebiete in den peripheren Regionen, um mit_

dieser Strategie das bestehende Entwicklungsmnster in einer

Art hierarchischer Stufung über das ganze Territorium aus-

zudehnen.

Feststehende Grenzen und territoriale Gebundenheit sollten

zugunsten von flexiblen Grenzen aufgegeben werden, die vom

Gang des wirtschaftlichen Wachstums abhängig gemacht werden

sollten. Das Ziel dieser Vorstellungen war eine f u n k —

t i o n a l i n t e g r i e r t e, regional—arbeitsteili-

ge. nationale Raumwirtschaft, die dazu beitragen sollte,

weitere gesamtwirtschaftliche Zuwachsraten zu ermöglichen

(Abb. 3). Mit gezieltem.Vorgehen zur Schaffung von neuen

Kernregionen hoffte man, die benachteiligten Periphergebie-
te zu beseitigen.

Schematische Darstellung des hierarchisch-funktionalen
Entwicklungs— und Integrationsprinzips

R = REGION
D= DISTRIKT ’ | \

Abb. 3 - Quelle: Eigen-1er Entwurf
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Die eigentliche integrative Handlungsstrategie folgt dem

"planned regional adjustment" Ansatz, der in den USA der
Regionalpolitik der sechziger und siebziger Jahre zugrunde

gelegen hat.1

Er fußt darauf, daß die Marktkräfte nicht aus einer opti—
malen Verteilung der Produktionsstandorte resultieren und

deshalb auch kein maximales Bruttosozialprodukt gewährlei-

sten. Den Versuch, hier einen Ausgleich anzustreben, bein-

haltet die Theorie von der 'geplanten regionalen Anpassung‘.
Sie läuft darauf hinaus, mehr öffentliche und private Mit-
tel in rückständige Gebiete fließen zu lassen, um sie so-

wohl für Investitionen der Privatindustrie als auch für
die Bevölkerung (Reduzierung der Abwanderung) anziehender

zu machen. Hierbei geht man davon aus, daß sich in diesen

Gebieten mit niederen Arbeitskosten in der Folge der öffent-

lichen Investitionen Industrien niederlassen, die solche

Produktionsvorteile ausnutzen. Mit der Bereitstellung der-

art geschaffener Arbeitsplätze könnte dann der Lebensstan-

dard der Bevölkerung erheblich verbessert werden. Gleich-

zeitig verhindere man auf diese Weise durch rechtzeitiges

Eingreifen die Abwanderung von jüngeren qualifizierteren

und produktiveren Arbeitnehmern mit allen ihren Folgen

z.B. für den Ausbildungssektor.

Ihr steht die "national demand" Auffassung gebenüber. Sie
entspricht der klassisch—liberalistischen Auffassung über

wirtschaftliche Entwicklung und beruft sich darauf, daß

die Regionalentwicklung von der gesamtwirtschaftlichen Ent—

wicklung, das heißt von der umfassenden (nationalen) Nach-

1 Nach Vollnar, R. (1976), 1): Grundriß der regionalen Entwick—
lungspolitik in.den.USA. Raumforschung und Raumordnung, 34. Jg.,
H. 5, S. 200-206. Die Theorie wird hier in einer verkürzten und
sehr einfachen Formnwiedergegeben.'WesentliCh ausführlicher be-
handelt sie Cameron, G.C. (1969): Das regionale Problem.in den
keüügbaISüüuEn.EinkxaGemukenzwleümmiaümflfldumgflähr-
genlhmfiqflitflm.Instüxm.fim:RammnfimL Infimmatüxmm,
19. Jg., Nr. 13/14, S. 381-415.
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frage (“national demand"-Theorie) und der regionalen Reak-
tion auf den Gesamtmarkt, abhängig ist. Dahinter steht die

Ansicht, daß die wirkenden Marktkräfte, die ohnehin für

die optimale räumliche Verteilung der ökonomischen Betäti—

gungen sorgen, langfristig keine Notstandsgebiete zulassen.

Kurzfristig können regionale Arbeitslosigkeit und sinkende'

Einkommen vorkommen; über einen längeren Zeitraum hinweg

werden diese negativen Erscheinungen jedoch entweder durch

Industrieansiedlung (Ausnutzung der niedrigen Lohnkosten)

oder, wenn dies nicht der Fall sein sollte, durch Abwande-

rung der Betroffenen und ein Einpendeln der Region auf ei-

nen niedrigeren ökonomischen Aktivitätsgrad überwunden.

Für derartige Regionen, die sich als nicht wettbewerbstüch-

tig zeigen, werden sich deshalb bundesstaatliche und staat-

liche Finanzhilfen zur Überwindung des depressiven Zustands

als zu kostspielig und ineffektiv erweisen. Da eine Dauer-

finanzierung chronischer Notstandsgebiete unmöglich ist,

wird man nationales Wirtschaftswachstum am besten erreichen

"by encouraging labor and capital to emigrate from lagging
regions to areas of high productivity“.1

Beide theoretische Ansätze, so meint Cumberland, sind nicht

durchgängig haltbar, weil der erste durch viele - über lan-

ge Zeit hinweg - stagnierende Regionen empirisch z.T. wider-

legt wurde und mit Hilfe des zweiten keineswegs der Nieder-
gang aller Gebiete aufgehalten oder ihre Aufwärtsentwick-

lung bewirkt werden konnte, doch verfolge man in den Verei-
nigten Staaten diesen zweiten Weg trotzdem. Bei der Anwen-
dung der regionalen Anpassungstheorie treten allerdings

Kontroversen auf wie beispielsweise:

Hilfsmaßnahmen für Orte oder für Individuen (“aid to

places vs. aid to persons"), (“regional economic deve-
1opment vs. alleviation of poverty“), Standortveränderung

1 Cumberland, John H. (1971): Regional Development.Experiences
andrmoqxxis.ülthetkfitaiEWauäsoflmenkmnläuten,Fürth
Thefhgmä‚S.EL
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Von Personen oder Arbeitsplätzen ("relocation-of per-

sons vs. relocation of jobs"), Gleichbehandlung oder

Nutzeffekt ("equity vs. efficiency"), Konzentration oder

Streuung regionaler Unterstützung ("concentration vs.
. . . . 1disper31on of regional a551stance").

Diese gegensätzlichen Auffassungen sind miteinander eng ver—

schränkt und beruhen auf verschiedenen Konzepten wie regio-
nale Wirtschaftsentwicklung zu erreichen und welche gesell-

schaftlichen Ziele und Werte ihr zugrunde zu legen seien.

Was jedoch zwischen 1960 und 1970 akzeptiert und praktiziert

worden war, geriet im neuen Jahrzehnt unter scharfe Kritik.

Die Gründe dafür waren wissenschaftlich—technischer und ideo"

logischer Natur. So wurden beispielsweise nicht ausreichend

geklärte und definierte Theoriestücke und Begriffe in der
Praxis in unterschiedsloser Weise den jeweiligen Situationen

angepaßt. U.a. wurden sowohl großstädtische Komplexe als

auch kleinere zentrale Orte in ländlichen Gegenden zu Wachs-

tumspolen erklärt. Der Terminus Wachstumszentrum wurde einer-

seits beschreibend benutzt, um Orte zu kennzeichnen, die in

einer Wachstumsphase begriffen sind, andererseits aber auch

hinweisend, um Lokalitäten zu charakterisieren, die poten-

tiell industriell wachsen könnten. Auch ein wichtiger Be-

griff wie “self sustaining growth" war nicht ausreichend ge-

klärt. Die Planer übernahmen ihn, ohne daß sie wußten, was

inhaltlich damit gemeint sei. Mit dieser Unbestimmtheit ar-

beiteten sie aber gerade darauf hin, sich selbst tragendes

Wachstum zu erreichen. Niemand war sich auch ganz klar dar-

über, welches Wachstum eigentlich gemessen werden sollte,
und welche Indikatoren dafür herangezogen werden könnten.

Die ideologische Kritik und Zurückweisung der funktionalen

Doktrin stammt aus ihrer Anwendung in der Dritten Welt, vor

1 In der Praxis wurde die "geplante.Anpassungstheorie" z.B. mit
der "growth.Center"-Strategie kombiniert (vgl. Punkt "concen—
tration vs. dispersion of regional assistance“).
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allem aus Lateinamerika. Hier wurde die Argumentation vor-

gebracht, daß mit dieser Auffassung von Entwicklung die

bestehende Ungleichheit zwischen Stadt und Land nicht ver—

ringert, sondern im Gegenteil verstärkt werden würde. Da

sich ein derartiges System unter der Ägide der USA besonders

stark ausgeprägt hätte, müßte zunächst die Abhängigkeit von

den Vereinigten Staaten abgebaut werden, bevor eine andere

räumliche Ordnung in den lateinamerikanischen Nationen an-

gestrebt werden könnte.1

Mitte der siebziger Jahre wurde dann die Auffassung über

die Wachstumszentren in den westlichen Ländern von den ver—

schiedenen politischen Richtungen unterschiedslos als un-

brauchbar für die Regionalpolitik zurückgewiesen.

Ein anderes Konzept begann sich abzuzeichnen, dessen Anfän-

ge in die 20er und 30er Jahre zurückreichten, sich aber un-

ter den damaligen und den folgenden wirtschaftspolitischen

und sozialen Verhältnissen nicht durchsetzen konnte.

2„4 Das neue Konzept zur territorialen Entwicklung

Vor allem die Erfahrungen aus der Dritten Welt, die Be-

deutung, Macht und das Verhalten des transnationalen Ka-

pitals sowie dessen ideologische Übereinstimmung mit dem

Wachstumszentren-Vorgehen veranlaßten Friedmann und Weaver,

für die Notwendigkeit eines neuen entwicklungspolitischen

Paradigmas zu plädieren. Aus dem Zusammenhang mit den

Agrarländern ist es erklärlich, wenn sie ihren Versuch den

"agropolitanen Ansatz" auf territorialer Basis nennen.2
Für die Industriestaaten mit ihren regionalen Problemgebie-

ten sehen sie ähnliche Formen der Territorialentwicklung

1 Zu diesen Aspekt der Kritik siehe ausführlicher Friedmann, J. ‚
C. weaver (1979), S. 175-178.

2 Nähere Ausführungen siehe Friedmann/WEaver (1979), S. 193 ff.
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als geeignet an, machen dazu aber keine ausführlichen Anga-

ben. Allerdings erscheint ihnen der Regionalismus als hi—

storisch verzögerter, doch paralleler Zeiterscheinung zur

Unabhängigkeitsbewegung ehemaliger Kolonien, eine Kraft zu

sein, die auch in den Industrieländern Ausgangspunkt für

ihre Theorie sein kann. Dies findet auch auf der politischen

Bühne eine Entsprechung, wo an die zentralen Instanzen zu-

nehmend die Forderung nach "home rule" ("community control")
und Regionsautonomie gestellt wird.

Deshalb lassen sich ungeachtet ihres spezifischen Ausgangs-

bereichs der Entwicklungsländer aus den von ihnen aufge-

stellten wesentlichen Voraussetzungen für das Territorial—

konzept folgende Prinzipien einer eigenständigen ausgerich-

teten Entwicklung und regionalwirtschaftlichen Stärkung

herausschälen. (Abb. 4).

1. Das territoriale Prinzip: Die Festlegung territorialer

Einheiten, die theoretisch aus der Überschneidung von

drei abstrakten Räumen, dem ökonomischen, dem politischen

und dem kulturellen, abgeleitet werden. Konkret bestimmt

werden sie anhand von Bevölkerungszahlen. Ihre Größen—

ordnung soll überschaubar sein und 100000 Einwohner

nicht überschreiten.

2. Das wirtschaftliche Prinzip: Die Stärkung der territoria—

len Wirtschaft erfolgt durch:

(1) Ausweitung und Diversifizierung der wirtschaftlichen

Tätigkeiten,

(2) Größtmögliche Entwicklung der natürlichen Ressourcen

unter strikter Berücksichtigung der Umwelterhaltung,

(3) Intensivierung der regionalen und nationalen Märkte,

(4) Weitgehende Eigenfinanzierung von Projekten,

(5) Reform bzw. Schaffung von Institutionen zur Problem-

lösung ("social learning").

3. Das politische Prinzip: Die territorialen Einheiten sind



Schematische Darstellung des territorialen Entwicklungs- und
lntegratlonsprhzlps
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Quelle: Eigener Entwurf.

politisch autonom und verwalten sich selbst. Sie koope-

rieren mit den anderen neben— oder übergeordneten Ein—

heiten. in die sie als Teile eingebettet sind. Die Funk”

tion des Zentralstaates selbst wird als schützend. ent-

wioklungsfördernd, regulativ und redistributiv gesehen.
Für alle Ebenen der territorialen Integration (Staat.

Region. Distrikt. Gemeinde) gilt, daß ihr Eigeninteresse
über fremden bzw. von außen herangetragenen Interessen

steht. und die jeweilige Einheit diese externen Einfluß—

nahmen kontrolliert ("selective regional Closure"). Für
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die normalen, unvermeidlichen Spannungen und Konflikte,

die sich innerhalb dieses Systems durch die unterschied-

lichen politischen Kräfte und ökonomischen Zielsetzungen

einzelner Teilgebiete ergeben, wird nach geeigneten

Schlichtungswegen gesucht, und die Durchsetzungsmöglich-

keiten ihrer Pläne wird durch das politische Gewicht und

die Gegenkraft anderer Einheiten begrenzt und ausgegli-

chen.

Da innerhalb eines Territorialteils die Entwicklung auch

sektoral vorangetrieben wird und diese wiederum funktio—

nal an andere Gebiete und Standorte angebunden ist, wer-

den auch im weiteren Prozeß die internen Widersprüche

zwischen territorialer und funktionaler Integrations-

richtung bestehen bleiben. Die Autoren sind deshalb vor-

sichtig und nehmen an, daß die bis jetzt betriebene

Form der funktionalen Entwicklung und regionalen Anglie-

derung für die nächste Zukunft das Planungsfeld beherr-

schen wird.

2.4.1 Zusammenfassung

Aus der Kritik an der regionalen Polarisierungstheorie und

dem Wachstumszentren-Modell entwickelte sich in jüngerer
Zeit in den USA eine regionaltheoretische Betrachtungsweise,

die der Rolle des Territoriums selbst im Entwicklungsprozeß

wieder eine stärkere Bedeutung beimißt. Sie knüpft damit an

die theoretische Diskussion an, die in den Vereinigten Staa-

ten bis zur Zeit der Great Depression geführt wurde. In die-

ser Neukonzeption wird den Abhängigkeits- und ungleichen

Tauschbedingungen im Polarisationsmodell und den Verstädte-

rungstendenzen im Modell der Wachstumszentren, die auf ei-

ner funktionalen Entwicklung und Integration, d.h. auf ei-

ne Ausnutzung des Regionspotentials überwiegend im Sinne
seiner Bedeutung für die übergeordnete, nationale oder in-

ternationale Wirtschaft zielen, das Konzept der territoria—
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len Entwicklung gegenübergestellt. Es setzt sich im we—

sentlichen aus drei bzw. vier Komponenten zusammen:

1.
2.
3.
4.

dem territorialen

dem wirtschaftlichen

dem politischen und

demkulturellen1

Zu diesen Hauptkomponenten der Territorialentwicklung ge-

hören folgende strategische Aktionsprogramme:

1. Die Kontrolle über die regionale Wirtschaft mit über-

schaubaren Projekten und kleineren Produktionseinheiten

in dezentralisierten Standorten. Die regionsinterne Ver—

wendung von erwirtschaftetem.Kapital. Der Ausbau ausge-

wählter Exportbeziehungen und vorsichtiger Umgang mit

Rohstoffen als regionalen Exportgütern. Der Schutz der

regionalen Produktion vor unfairer Konkurrenz.

Die Schaffung von Arbeitsplätzen, die den regionalen

Bedürfnissen entsprechen (ressourcenschonend. arbeits-

intensiv. energiesparend).

Infrastrukturen und kommunale Einrichtungen, die vor

allem der Region dienen.

Der Ausbau eines modernen institutionellen Systems (me-

dizinische Dienste, Kooperativen, demokratische Planungs-

mechanismen, Erziehungseinrichtungen).

Die Förderung des regionalen Identitätsbewußtseins.

1IBIdhänrlhfireümmgIntenxmenüxlshfllFtEfimmuVWemmm
(1979) und.Weaver‚ C. (1978): Regional Theory and.Regionar
113m:DamudsIkühüfidng*fluaRegkxmlClmstfimL Ganimum‚
'Vo1. 9, S. 397-413. WEaver (1978) hebt in seinem Artikel
<ik2knlünxfllelknpomanx:sühierluuvor.
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Das Paradigma betont mit der Strategie von der selektiven

regionalen Schließung, dem strategischen regionalen Vorteil

und energischen kommunalen Handeln eine größere Eigenstän-

digkeit bzw. Kontrolle der regionalen Entwicklung.

Im engeren Sinn ist unter der selektiven Absperrung die

Hervorhebung der regionalen Interessen gemeint, wozu die

regionsinterne Herstellung möglichst vieler Güter und Dien-

ste gehört. Unter strategischem Vorteil wird ein begrenzter

Ausbau von Ressourcen für den Export verstanden, bei denen

die Region einen ausgesprochenen Handelsvorteil hat. Ener-

gisches, solidarisches Handeln beruht auf regionaler Iden-

tität durch historische Entwicklung, gemeinsame Traditio-

nen und Wertvorstellungen. Sie sind die Grundlage für Ein-

heit und Stärke. Ist dieses regionale Einheitsgefühl auch

hinsichtlich bestimmter regionaler Probleme im öffentlichen

Bewußtsein verankert, lassen sich darauf neue Initiativen

und Aktionen gründen. Regionale Entwicklung ist aus dieser

Sicht ein "regionales Vorhaben" und eine überaus politische
Frage.

2.5 Die Debatte über nationale Wirtschaftsplanung und re-

gionale Entwicklungspolitik Mitte der siebziger Jahre

Die Diskussion über das Ob und Wie einer nationalen Pla-

nungspolitik, die angesichts der ölkrise Mitte der 70er
Jahre plötzlich einsetzte, ist insofern für unser Thema

relevant, als mit ihr eine regional—entwicklungspolitische

Komponente verknüpft ist. Diese beinhaltet sowohl institu—
tionell-innovatorische Aspekte als auch den gleichzeitig

ablaufenden interregionalen Verteilungskampf um Bundesgel-

der ("Sunbelt-Snowbelt"—Kontroverse, s. Kap. 4.2).

In der nationalen Debatte zur Wirtschaftsplanung sind ver-
schiedene ideologische Richtungen und Auffassungen vereint.

Mit den entsprechenden Terminologien setzten sich die Ver-
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treter dieser Schulen über das Pro und Contra einer stär—
keren Steuerung und Programmierung der amerikanischen Wirt-

schaft auseinander. Verallgemeinert man, so wurde darunter

einmal eine konsistente nationale Politik für eine ausgewo-

gene Wirtschaftsentwicklung verstanden, in der die regiona-

le Komponente nur nebenbei oder als Städtepolitik bzw. über-

haupt vernachlässigt wurde. Andererseits sprach man von ei-

ner Politik, die auf den Abbau von regionalen Disparitäten

gerichtet sein sollte und damit durchaus den räumlichen Be-

zug aufwies. Über diese Frage, wie nationale Planung und

lokale Wirtschaftsplanung oder städtische Entwicklungspla-

nung zu verbinden sei oder wie sie auf den einzelnen subna—

tionalen Ebenen umzusetzen sei, wurden jedoch nur wenige

Überlegungen angestellt. Es wurde allerdings gemahnt und

aufgerufen, bei einem solchen Vorgehen die verschiedenen

Ebenen möglichst eng zu verbinden.

W. Alonso1 konstatierte 1973 ein neuerliches Interesse für

eine nationale Politik, die territoriale Fragen beinhaltet.
Diese Politik werde unterschiedlich benannt. "Regionale

Entwicklungspolitik", "nationale Stadt- und Regionalpolitik"

und auf der offiziell—politischen Ebene "ausgewogene Wachs-

tumspolitik" ("balanced growth policy" oder auch "nationa-

le Wachstumspolitik"). ("Ausgewogen" wäre nicht näher de-

finiert, allgemein verstände man darunter jedoch etwas "Po-

sitives“). Aus den enttäuschenden Erfahrungen der unmittel-
baren Vergangenheit mit staatlichen, problemorientierten

Programmen suchte man nun wieder nach einem weiteren Zusam-

menhang, der die regionale (territoriale) Komponente einer

1 Alsonso, W. (1977): New'National Concerns and.Regional
Policy. In; New'Directions in Federal Economic ResearCh.
National Bureau of Economic Research, VOl, 4., No. 3,
S. 355-374. Alonso stellt in einem Nachwort zu dem Arti-
kel von 1973, der erst 1977 publiziert wurde, fest, daß
das 1973 bestehende Interesse an einer “nationalen Stadt—
und Regionalpolitik" wieder inlAbklingen sei.
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nationalen Entwicklungspolitik betont. Eine derartige

Politik könne aber nicht nur für die Koordinierung schon

bestehender Programme für spezielle Gebiete oder Probleme

oder ein detaillierter Gesamtplan sein, sondern müsse das

nationale Territorium in seiner Gesamtstruktur und seinen

inneren Abhängigkeiten berücksichtigen. Der Wunsch nach

einer derartigen Politik sei vorhanden, aber das Verständ-

nis in der_täglichen Praxis wäre noch unvollkommen. Nach

Alonso fehlt die geographische Perspektive für die gesamte

öffentliche Politik und sozio-ökonomische Entwicklung. Ei-

ne nationale Regionalpolitik sollte einige strategische

Fragen zum Kernpunkt machen, die den Programmen einzelner

offizieller Stellen neue Bedeutung geben würde, Inhalte

und institutionelle Organisation wurden bisher allerdings

nur in vager Form gesehen.

W. Leontief1 stellt in Weiterführung von Alonso die Forde-

rung nach einem umfassenden konsistenten nationalen Wirt-

schaftsplan auf, in dem von ihm auch die regionale Anwen-

dungskomponente angesprochen wird. Durch verläßliche In-

formationen könnten Unsicherheiten des freien Marktes bei

privaten Wirtschaftsentscheidungen weitgehend vermieden

werden. Bessere Nutzung und Einsatz von Ressourcen, Pro-

duktionskapazitäten und Arbeitskräften wären die Folgen.

Planteile sollten sich beispielsweise auf die industrielle

Produktion, die Landwirtschaft, Handel und Transportwesen,

Nachfrage, medizinische Dienstleistungen, Erziehung usw.

beziehen und für die nationale, regionale und lokale Ebene

aufgestellt werden.

Eine derartige Planung sollte einen Zeitraum von fünf Jah-

ren umfassen und jährlich überprüft werden. Sie sei so
flexibel zu gestalten, daß die Durchführbarkeit verschie-

1 Leontief, W. (1976): National Economic Planning, Methods and
Problems. Challenge. The.Magazine of Economic Affairs, vol.
19, No. 3, S. 6-11.
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dener konkreter scenarios nach öffentlicher Diskussion und

demokratischer Auswahl möglich ist. Veränderungen für das

allgemeine ökonomische und politische Gleichgewicht werden

nicht gesehen, dagegen erhöht sich nach seiner Meinung die

Transparenz des Systems selbst. Eine unabhängige Behörde,

die lose mit der Exekutive und schließlich auch mit den

entsprechenden Organen der Einzelstaaten verknüpft sein

sollte, würde diese ausschließlich technische Aufgabe über—

nehmen. Sie sollte sich dabei der modernsten Datensammlung

und Datenverarbeitungstechniken sowie ökonometrischer Mo-

delle und Berechnungsverfahren bedienen.

Während diese beiden Autoren für eine erweiterte Rolle des

Staates plädieren, lehnt H.C. Wallich1 öffentliche Flanungs-

maßnahmen, die er wegen der Bedeutung des Konsumsektors

mehr auf diesen Bereich gerichtet sieht, ab. Die Hauptgrün-
de liegen für ihn im Markt als konstruktivem Regulator, im

Verhältnis von Regierung und Privatsektor und im speziel-

len kämpferischen US-amerikanischen Weg zu mehrheitlichen

Gruppenentscheidungen zu kommen. öffentliche Planung könne

auch dazu führen, zu hoch gespannte Erwartungen an das Sys-

tem zu stellen. Außerdem würden die politischen Rahmenbe-

dingungen z.B. der kurzfristige Wechsel gewählter Vertreter,

ungünstig sein, und die gesellschaftlichen Orientierungen

schnellen Änderungen unterliegen (z.B. vom Wachstum zur Um-

welt, zum Konsumismus, zur Energiefrage). Umfassende Pla-

nung würde zu schweren politischen Konflikten führen, die

Ressourcen nur ungenügend nutzen, weil sie in ihrer Flexi-

bilität den sich verändernden Nachfragebedingungen nicht

folgen könne.

Eine ähnliche Haltung nimmt M.L. Weidenbaum2 ein. Er

1 WälliCh, H.C. (1976): National Economic Planning: The Argument.
Economic Impact, No. 3, S. 16-19.

2 weidenbaum, MgL. (1976): National Economic Planning. The Danger.
Economic Impact, N0. 3, S. 26-29. Murray L.‘Weidenbaum*war 1981
als Chairman.of the President's Council of Economic Advisers,
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spricht sich ebenfalls gegen nationale Planungsbestrebun-

gen aus, die zu mächtigen leitenden-kontrollierenden Re-

gierungsbürokratien mit zentralisierten, herrschaftlichen

Entscheidungen führen würden. Planungen, die von privaten

Corporations durchgeführt werden, sieht er auf die innere

Organisationsstruktur ausgerichtet. Bei hohen Kosten und

mäßigen Ergebnissen würde der Entwicklungsstand ihrer Pla-

nungen im allgemeinen überschätzt. In den öffentlichen Be-

reich seien sie nicht übertragbar. Wirtschaftsplanung

durch die Regierung sei dagegen nach außen gerichtet und

gefährde ganz allgemein die Marktfreiheiten. öffentliche

Planungsexperimente in der Vergangenheit hätten gezeigt,

daß politische wie gesellschaftliche Fehlentscheidungen

und -entwicklungen dadurch nicht verhindert worden seien.

P.H. Schuck1 streicht vor allem drei Problembereiche her—
aus, die ein “American-style economic planning“ fast un—

durchführbar machen.

1. Das Unwissen über das gesellschaftliche Wirkungssystem

selbst, das von sehr vielen konfliktreichen Interessen

und Wertvorstellungen ("problems of goals") beherrscht
wird.

2. Der Stand der ökonomischen Wissenschaftsentwicklung

selbst, der so unzureichend sei, daß er wichtige wirt-

schaftliche Entwicklungen in den letzten Jahren nicht

vorhersehen konnte ("problem cf ignorance“).

3. Die politische Arena, die in ihren Institutionen durch
Fragmentierung, Dezentralisierung und geringen syste-
matischen Zusammenhang gekennzeichnet sei. “The logic

ehma:derIkmpflbazüerlhäshüam:Raxßms.hlwürUKiaitfimm
Angelegenheiten. Economic Impact, No. 36, 1981/4.

1 Schuck, P.H. (1976): National Econcmic Planning:.A Slogan
'without Substance. The Public Interest, N0. 45, S. 63-78.
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of politics and the logic of planning are fundamen—

tally different and inconsistent" ("problem of com-
prehensiveness and control").

Planung wird deshalb kaum Einfluß haben, weil sich ihre

rationalen Vorschläge auf dem politischen Feld weitge-
hend auflösen werden. In irgendeiner Form wird sie aber

doch eingeführt werden, weil ein Teil der Großunterneh—

men seinen Widerstand aufgegeben hat und Kooptationsmög—

lichkeiten sieht.

Eine dritte Gruppierung spricht sich für Reformen und

Transformation des Systems durch Planung aus. Zu ihnen

gehört Robert L. Heilbroner.1 Heilbroner argumentiert

von der Marktinsuffizienz aus, die nicht in der Lage sei,
Zielvorgaben zu entwickeln oder die großen Verzerrungen

im Marktgeschehen zu reduzieren. Planung wird als Anstren-

gung gesehen, die Fähigkeit zur Zielfindung auf einem auf-

wendigen, jedoch gangbaren Weg zu entwickeln. Ein breiter

genereller Rahmen könne für die wirtschaftlichen Ziele ab-

gesteckt werden, z.B. eine 50%ige Reduzierung der Arbeits—

losigkeit plus eine Reduktion der Inflation auf 5 % plus

ein Wirtschaftswachstum von 6 %. Überlegungen zur Kompa-

tibilität müßten dabei natürlich angestellt werden. Den

Umfang und die Genauigkeit der ökonomisch—statistischen

Informationen zu vergrößern, wäre ein erster Schritt in

die Planungsrichtung. Die bisherigen Ergebnisse von Pla-

nungsbemühungen in den USA waren unzureichendes Stückwerk.

Selbst in der Form der "indikativen Planung“ sähen die

Konservativen und die Geschäftswelt einen Abbau der "Markt-

demokratie" und eine exzessive Bürokratisierung. Die Pro—

gressiven jedoch befürchteten die Kooptation des Planungs-
apparates und der -inha1te durch die Großunternehmen.

Heilbroner sieht für Industrie- und Geschäftswelt Interes-

1 Heilbroner‚ R„L. (1976): National Economic Planning. The
Need. Economic Impect, N0. 3, S. 20-25.
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senvorteile, jedoch keine Plandominierung und räumt den

Gewerkschaften und den Verbraucherorganisationen bei sol—

chen Bestrebungen mehr Einfluß ein als bisher. Die Geset-

zesvorlage von numphrey-Javits erscheint ihm der geeigne-

te institutionelle Ausgangspunkt für ein demokratisches

Planungsinstrumentarium zu sein, das u.a. auch regionale

Konsultationen und Beteiligung des Kongresses vorsah.1

In der Planungsdebatte Mitte der 70er Jahre nimmt M. Har—

rington2 die Position ein, daß Planung im amerikanischen

Kontext ein Instrument für sozialen Wandel sein könne. Er

spricht allerdings nur sehr vorsichtig davon, da er die

Gefahr der Kooptation durch die privaten Konzerne sehr

deutlich sieht. Planung als mögliches Transformationsvehi-

kel sieht er auf Veränderungen nach dem Vorbild sozial-de-

mokratischer-302ialistisch beeinflußter Gesellschaften ge-

richtet. In den USA sei nicht nur das Eisenbahnwesen zu

verstaatlichen, sondern darüber hinaus sollten staatliche

Banken gegründet werden, eine öffentliche Einrichtung des

TVA—Typs für den Energiesektor, ein staatliches Kranken-

uersicherungssystem und V01lbeschäftigungsplanung durch

die Ausweitung der Beschäftigung im öffentlichen Sektor

1 Vbrkehrungen, die nationale Planung ermöglichen sollten, waren
Teil der sog. HUmphreyäHawkins (später HUmphrebavits)dGesetz-
gaxmg. UTvllImmdqmmnu:andEhlamxXiGaixAcEU. Danruer
fielen u.a. ein Plan für'VbllbesChäftigung und ausgeglichenes
Wächstum, Steuer— und Geldpolitik sowie eine antizyklische, re-
gionale und strukturelle Beschäftigungspolitik. Das Hauptargu—
ment gegen das Gesetz bestand in seiner inflationären.Wirkung.
1975 sehen in der öffentlichkeit diSkutiert, vom Kongreß befürh
woruä:umdxmmikndcünchikäo:mnücmyndeaan fmx1e52ü1ven-
ähfierüa:FonnCüeIlurmsüüzumgvonIääskkmtläuier,wunde
aber nie verabschiedet. Humphrey, H. (1976): The New Humphrey-
Hawkins Bill. Interview in: Challenge. The Magazine of Economic
Affairs, Vbl. 19, No. 2, S. 21-29. The “Full Employment and.Ba-
lanced.Growth Act of 1976". Challenge. The.Magazine:of Eoonomic
.Affairs, vol. 19, No. 2, S. 56-68. Ulmer, Melville, J. (1976):
Taking a.Dim View of HUmphrey—Hawkins. The New.Republic,
Vbl. 174, N0. 24, S. 17-19. Samuelson, R.J. (1978): Humphrey-
Hawkins Hypocrisy. National Jeurnal, VOl. 10, N0. 1, S. 28.

2 Harrington,.M. (1975): Planning for Social Change, Social Policy,
V01. 6, N0. 3, S. 49-52.



|00000061||

_ 41 _

eingeführt werden. (Forderung nach einem neuen, durchgrei-

fenden New Deal).

S.M. Miller1 kommt zu dem Schluß, daß Planung notwendig,

aber gefährlich sei. Er unterscheidet sieben Aufgaben von

Planung:

1. Planung als Krisenstabilisator

2. Planung zur Aufstellung von sozialen Prioritäten

3. Planung als politisch "neutraler Rahmen" (ohne Ziel-

setzung)

4. Planung als physische Ressourcen—Nutzung (indikative

Planung für Versorgung mit Rohstoffen)

5. Planung für Kapitalbereitstellung

6. Planung als Einkommenspolitik (Anti-Inflationsvorkeh-

rungen)

7, Planung als Anti-Antitrust-Maßnahmen.

Die Gefahren lägen nach seiner Meinung in den internen Wi-

dersprüchen des indikativen Planungsvorgangs, der bei der

Induzierung von privaten Investitionen gleichzeitig die

Planungsfunktionen für soziale Zielsetzungen untergraben

würde. Folgende Gefahren listet er auf: Verstärkte Ungleich-

heit von Einkommen und Vermögen. Stärkung der Rolle der

großen Geschäfts- und Finanzunternehmen und ihrer ideologi-

schen Funktion. Planung als Management von gesellschaftli-

cher Unzufriedenheit (Technokratie)‚ Konfliktverstärkung

zwischen Unternehmensmanagement und Angestellten bzw. Ver-
brauchern. Positive äspekte sieht er in der Steigerung der

Transparenz und der Politisierung von wirtschaftlichen Pro-

zessen sowie in der Produktionsselektivität; er befürwortet

1.Miller‚ SgM. (1975): Planning: Can it Make a.Difference in Capi-
talist America? Social Policy} V01. 6, No. 2, S. 12—22.
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sog. "counterplanning", alternative Vorschläge wie sie bei-

spielsweise in der Analyse der Brookings Institution vorge-

legt wurden.

Als Planungsziele nennt er:

Bei staatlichen Subventionen an Konzerne, Überführung in

öffentliches Teileigentum,

Vorkehrungen, daß mittlere und kleinere Betriebe nicht vom

Markt verdrängt werden,

Lockerung der Antitrust-Bestimmungen nur mit nachfolgenden

Preissenkungen,

Inflationseindämmung nur über die Preise, Beschäftigungslo-

sigkeit sollte nicht als Mittel eingesetzt werden, die In-

flation zu regulieren,

Wirtschaftsbelebung sollte durch Kaufkraftsteigerung der

Konsumenten erreicht werden und nicht von oben her durch

verstärkte Investitionen,

das öffentliche soziale Leistungssystem sollte nicht einge-

schränkt werden, sondern ausgeweitet werden, das Steuersys-

tem sollte progressiver gestaltet werden; bei Kapitalknapp-

heit sollte der Staat einspringen,

der Einfluß der Konzerne sollte zurückgedrängt werden.

2.5.1 Zusammenfassung

Aus der Gegenüberstellung der verschiedenen Stellungnahmen

von Wissenschaftlern und WirtschaftS* und Finanzfachleuten

zu Planungsfragen der amerikanischen Wirtschaft werden die

ideologischen und politisch-gesellschaftlichen Kontroversen

in diesem Punkt sehr deutlich.

Zur Charakterisierung von Positionen in dieser Debatte über

eine nationale und subnationale wirtschaftliche Entwicklungs—

politik bietet G.C. Cameron1 einen Ansatz, indem er die Aus-

1 Cameron, G.C. (1977): Re-examining the Case for Federal Involvev
nent:ü1theb&uketlkxmomyafiieraiFToqxnrusIade.Ihn Newrfir
rections in Federal Eoonomic Develogment Programs . Ebcploratiöns
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führungen verschiedener Autoren analysiert und ihre argu—

mentative Basis darlegt. Er unterscheidet drei politisch-

ökonomische Richtungen:

I. Die "Non-Interventionists"

Ihre Kernaussage lautet: Die konkurrierenden Markt-

kräfte schaffen eine positive Verteilung von Bevölke-

rung und wirtschaftlichen Aktivitäten. Regionale Ar-

beitslosigkeit ist vorübergehender Natur. Für eine Re-

gion könnten sich relative oder absolute Vorteile für

neue Exportaktivitäten ergeben, die dann Privatkapital

in die Region zu ziehen vermögen. Die Bundesregierung

habe die Aufgabe mit monetären, fiskalischen und ein-

kommenspolitischen Mitteln Vollbeschäftigung zu errei-

chen und die Inflation gering zu halten. Die räumliche

Dimension könne regionalpolitisch vernachlässigt wer-

den, weil diese Frage sich im Gesamtzusammenhang von

selbst löst (H.C. Wallich, M.L. Weidenbau, P.H. Schuck).

1. Die Nicht-Interventionisten (vor allem Republikaner)

lehnen nationale Planungsbestrebungen ab und führen

als Gegenpunkte an:

a) Planung gefährde die Marktprozesse, die für die

amerikanische Wirtschaftsordnung adäquater seien.

b) Planung sei zu inflexibel, um beispielsweise die

in den USA sehr kurzfristige, häufig wechselnde

Konsumgüternachfrage vorherzusehen und darauf zu

reagieren.

c) Durch die Planung bestehe die Gefahr einer poli-

tisch—administrativen Zentralisierung mit einer

Zunahme von Regierungsfunktionen und —kontrollen.
Ein Superbürokratismus mit weitgehender Ineffek-

tivität wäre die Folge.

in Economic Research. National Bureau of Economic Research,
Vbl. 4, No. 3, S. 375—389.
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2. Die "adaptors" oder Interventionisten argumentieren,

daß die Kräfte des Marktes in der Vergangenheit wie

auch künftig keine ausgewogene Verteilung von Wirt-

schaftsaktivitäten und Bevölkerung erreichen werden.

Sie verweisen auf die bestehenden räumlichen Ungleich-

heiten zwischen Metropolregionen und Großstädten ei-

nerseits und den ländlichen Gebieten, Klein— und Mit-

telstädten sowie strukturschwachen Regionen anderer-

seits. Die Ursachen dafür werden in drei Grundsätzen

zusammengefaßt, doch sind die Vertreter dieser Grup-

pe der Meinung, daß die Kenntnisse über die ineinan—

dergreifenden Prozesse, die dieses Muster hervorbrin-

gen, noch unzureichend sind. Den betroffenen Regie-

rungen wird daher empfohlen, Forschungen in dieser

Richtung zu fördern und auf allen Ebenen nach spezi—

ellen Lösungen zu suchen, um die betroffene Bevölke-

rung bei ihren Anpassungsproblemen an die Verände-

rungen von Raumstrukturen zu unterstützen (W. Alonso,

W. Leontief).

In puncto Planung gebrauchen die Interventionisten

(häufig der demokratischen Partei nahestehend oder

sog. liberals) vor allem folgende Argumentation:

a) Planung als technokratische Verbesserung z.B. für

die Datenerhebung und -sammlung und zur besseren

Ressourcennutzung und -verteilung.

b) Planung in Verbindung mit administrations-politi—

schen Vorschlägen für die effektive Koordination

von Behörden.

c) Nationale Wirtschaftsplanung als Vermeidungsstrae

tegie von Unsicherheiten des freien Marktes.

c) Planung und politische Entscheidungsfindung stim-

men im amerikanischen System nicht überein. Die

Einführung von Planungsmaßnahmen würde schwere po-

litische Krisen auslösen.
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3. Die "radical transformers" vertreten die analyti—
schen Einsichten der 'Interventionisten', gehen

aber in ihren Vorschlägen zur Korrektur der räum-

lichen Verzerrungen über deren Vorschläge hinaus.

Sie vertreten u.a. eine ausgeglichene räumliche

Entwicklung mit Kontrollen über das Wachstum der

metropolitanen Gebiete, eine geplante Dezentrali-

sierung wirtschaftlicher Tätigkeiten, Bevölkerungs-

ansiedlung in geplanten neuen Städten und Vororten

sowie Subventionen zur Arbeitsplatzbeschaffung in

zurückgebliebenen Gebieten (R.L. Heilbroner, M.

Harrington, S.M. Miller).

Die grundlegenden Transformer (sozialdemokratisch-

sozialistische Einstellung) sehen Vorteile und Ge-

fahren von Planung besonders in folgenden Punkten:

a) Planung als Korrektur von Machtverzerrungen

b) Planung als Gefahr durch und für die 'corporations'

(Planungs-Kooptation; Schlagwort von der Moderni-

sierung des Kapitalismus)1

c) Planung als Möglichkeit zu sozialem Wandel

c) Planung als Gefährdung demokratischer Strukturen.

In den meisten Stellungnahmen wird die Art der Planung

nicht direkt bezeichnet. Aus den Äußerungen kann man jedoch

entnehmen, daß in erster Linie durch wirtschaftliche und

soziale Zielsetzungen, technische und instrumentelle Maß-

nahmen zur Informationsverbesserung, die staatlichen Len-

kungsmöglichkeiten der Volkswirtschaft erweitert werden

sollen. (These von der Interventionsausweitung). Die Indi-

kativplanung wird von einzelnen Vertretern als weitestge-

hender Programmierungsvorschlag genannt. Die territoriale

Komponente, die Planungsumsetzung auf Einzelstaatsgebiete

1.Aronowitz, S. (1975): Mbdernizing'Capitalism. Social Policy,
Vbl. 6, No. 1, S. 19-24.
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oder substaatlicher Ebene wird nur von wenigen ausgespro-

chen. W. Alonso erwähnt diesen Aspekt allerdings ausführ-

lich und kritisiert das weitgehende Fehlen einer räumli-

chen Perspektive in weiten Bereichen der öffentlichen Po-

litik. Nach seiner Ansicht müßte gerade in der Debatte um

eine nationale Wachstumspolitik die territoriale Gesamt-

struktur in ihren Abhängigkeiten mitberücksichtigt werden.

2.6 Abgeleitete, zu überprüfende Thesen zur Regionalpolitik

Thesen zur Konzeption:

Das territoriale Integrationsprinzip, das auf regiona-

ler Eigenständigkeit beruht, ist bisher theoretische

Überlegung geblieben. Die funktionale Integration von

Teilgebieten, d.h. ihre Einbindung in das nationale

Wirtschaftssystem unter dem Gesichtspunkt übergeordne—

ter Interessen, stellt die immer noch vorherrschende

Entwicklungsstrategie dar.

Bundesstaatliche Regionalpolitik ist geographisch se-

lektive Politik. Eine zusammenhängende Politik, die

das gesamte Territorium der USA umfaßt, existiert nicht.

Hinsichtlich der Rolle der privaten Wirtschaft im regio-

nalen Entwicklungsprozeß besteht eine Diskrepanz zwi-

schen nomineller Erwartung und aktuellem Verhalten.

Thesen zur Funktion:

Programme und Planung haben eine instrumentelle Funk-

tion, die der Effizienzsteigerung von administrativen

Strukturen dient - den zentralen Leitungs- und Kontroll-

mechanismen, den koordinativen Bestrebungen und dem

Verteilungsprozeß von Ressourcen.

Sie hat eine Stabilisierungsfunktion für das Gesamt-

system, weil strukturschwache Gebiete wirtschaftlich-
sozial gestärkt werden.
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C. Thesen zur Praxis:

1. Die geplante regionale Anpassungsstrategie

("planned regional adjustment") als Bestandteil
der funktionalen Entwicklungs- und Integrations-

richtung leitet die Praxis der Regionalpolitik und

-planung an.

2. Erweiterung und Verlängerung nationaler Regionalpro-

gramme sind vor allem auf politische Erwägungen und

nicht auf regionalwirtschaftliche oder soziale Über-

legungen zurückzuführen.

3. Die angewandte bundesstaatliche Regionalpolitik hat

mehr experimentellen Charakter als praktische Aus-

wirkungen auf die regionalen Verhältnisse und war und

ist im Gegensatz zu den theoretischen Ansprüchen prag-

matisch ausgerichtet und gestaltet.

4. Die angewandte Regionalpolitik hat sich nach dem Prin-

zip der "institutional economics“ unabhängig von ge-

samtstaatlichen Planungsüberlegungen entwickelt.

5. Die regionalen Maßnahmen sind auf den Ausbau technisch-

materieller Einrichtungen (öffentliche Infrastruktur-

projekte)1 und weniger auf soziale Belange ausgerich-

tet.

6. Die bundesstaatliche Regionalpolitik wird zwar als in-

terventionistische, zentralstaatliche Aktion durchge-

führt, ist aber wegen ihrer an sich geringen Bedeutung

und ihrer subnationalen Anwendungsebenen kein Anlaß zur

Auslösung von Krisen in den Einzelstaaten oder den innen—

politischen Verhältnissen der USA. Nach der These eini—

ger Interventionisten kann Planung wegen ihres Wider-

spruchs zum Weg der politischen Entscheidungsfindung der
Auslöser solcher Krisenerscheinungen sein. Die Regional—

politik ist kein “laisser faire"-Stil‚ noch wirklich ra—
dikal transformierend", sondern höchstens administrativ-

strukturell reformerisch.

‘IZumiäxniffdkxihfiäastnmxurSL Emmhörüaimwhckxfikmmfonämmng
tmdlkmmonkmng.Akaümüe:fiürEmmfibraflmmgInmlXESphmmmg.
Bd. II, 2. Aufl.‚ Hannover 1970, Sp. 1318-1335, inSb. Sp. 1318—1321.
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3. Entstehung und politisch—administrative Praxis der amerikanischen Regionalpolitik

Übersicht der wichtigsten Gesetze zur regionalen Wirtschaftsentwicklung bzw. Flußbeckenentwicklung

Name der reg.
Organisation

Gründungsjahr Zusamnensetztmg/Ieitung Kurzcharakteristik

Tennessee Valley
Authority (TVA)

Appalachian
Regional
Cmmission
(ARG)

Title V
Conmissions
für regionale
wirtschaftliche
Entwicklung

—l Ozarks Regio-
nal Camdssion
(ORC)

2 New England
Regional Cm.
[NERCI

3 Ilpper Great
Lakes Reg.Ccm.
(UGLRC)

4 Four Comers
Reg.cn.
(FCRC)

5 Coastal
Plains Reg.
Com. (CPRC)

01d West
Reg. Ccm.
(OWRC)

Pacific
North West
Reg.Com. {PNRCJ

8 Southwest
Border Reg.
Ccm. (SBRCJ

Tabelle 2 -

m
'nJ

1933 durch Gesetzgebung
des Kongresses. Durch
zahlreiche Zusätze ge-
ändert und erweitert.

1965 durch Gesetzgebung
des Kongresses. Durch
Zusätze geändert und
erweitert.

1965 durch Gesetzgebung
des Kongresses. Durch
Zusätze geändert und
erweitert.

1966

1967

196?

1967

1967

1972

1972

1979-1981

Direktorium mit drei Vertretern,
die von Präsidenten mit Beratmg
und Zustimmung des Senats er-
nannt werden. Der Präsident be—
stirmrt aus ihrer Reihe auch den
Vorsitzenden

Ein Bmfiesvertreter, der vcm
Präsidenten mit Beratung und Zu-
stimmmg des Senats ernannt wird
("federal oochainnan") . Je ein
Vertreter der einzelnen Mit—
gliedstaaten, die einen "state
cochainnan" wählen (Gouverneure
oder Stellvertreter) Mitglieder:
Alabama, Georgia, Kentucky, Mary—
land, Mississippi, New York, N.
Carolina, Ohio, Permsylvania,
S. Caroljna, Tennessee, Virginia,
West Virginia

Ein Bmdesvertreter der van Prä-
sidenten mit Beratung und Zu-
stimmmg des Senats ernannt wird
("federal oochairman“) . Je einen
Vertreter der einzelnen Mit-
gliedstaaten, die einen "state
oochainran“ wählen (Gouverneur
oder Stellvertreter)

Mitglieder: Arkansas, Kansas,
Louisiana, Missouri, Oklahoma

Mitglieder: Connecticut, Meine,
Massachusetts, New Hampshire,
Rhode Island, Vernnnt

Mitglieder: Michigan, Minnesota,
Wisconsin

Mitglieder: Arizona, Colorado,
New Mexico, Utah

Mitglieder: Georgia, North Ca-
rolim, South Carolina

Mitglieder: Montana, Nebraska,
North Dakota, South Dakota,
Wyoming

Mitglieder: Idaho, Oregon,
Washington

Mitglieder: Arizona, California,
New Mexico, Texas

Bundesorganisation: Grundlage:
Tennessee Valley Authority Act.
Nach dem Vorspann des Gesetzes:
Zur Verbesserung der Schiffbarkeit
und zur Hochmsserkontrolle des
Tennessee, der Wiederaufforstung
und geeigneten Nutzung marginaler
Böden. Zur landwirtschaftlichen
und industriellen Entwicklung. Für
Verteidigmigszwecke, um die Ein-
richttmgen des Bundes {Muscle
Shoals, Ala.) zu betreiben sowie
für andere Zwecke. Im Vorspann
nicht erwähnt ist die Energiepro-
duktion, die erst in 5 5,1 genannt
wird. Sitz: Knoxville, Term.
Bund-Staaten-Katmission. Grundlage:
Appalachian Regional Develognent
Act. Nach dem Vorspann des Gesetzes:
Zur Bereitstellung öffentlicher Ar-
beitsvorhaben und wirtschaftlicher
Entwicklungsprogranme, zur Unter—
stützung und notwendigen Planung
und Koordination der Entwicklungs-
vorhaben in der Applachenregion.
Sitz: Washington, D.C.

Bund—Staaten—Regionalkonmdssionen.
Grundlage: Public Works and Economic
Develcrnent Act. Nach dem Vorspann
des Gesetzes: Zur Bereitstellung von
Zuschüssen für öffentliche Arbeiten
und Entwicklungseinrichtungen und
zur Verfügbarkeit weiterer finanziel—
ler Unterstützungen. Als Planungs-
und Koordinierungshilfe, um die be-
trächtliche und andauernde Arbeits-
losigkeit und Unterbeschäftigung
wirtschaftlich bedrängter Regionen
zu mildern.

Sitz: Washington, D.C.; Little Rock

Sitz: Washington, D.C.; Boston

Sitz: Washington, D.C.

Sitz: Washington, D.C.:
N. Mexioo

Farmington ,

Sitz: Washington, D.C.

Sitz: Washington ‚
S . D .

D.C.: Rapid City,

Sitz: Washington, D.C.,- Vanoouver,
Washington

Sitz : Washington,
Arizona

D.C.: Tucson,
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3.1 Die Tennessee Valley Authority des New Deal als

Regionalorganisation mit speziellen Schwerpunkten1

In sehr Vielen Abhandlungen zu Fragen von regionaler Orga-

nisation und Entwicklung wird die Tennessee Valley Autho-

rity (TVA) als erste Institution (1933) mit einer einmali-

gen Form innerhalb des amerikanischen Regierungssystems gen

nannt. Die TVA hat von allen Regionalorganisationen die au-

tonomste Stellung. Sie ist eine reine Bundesbehörde mit

sog. 'multipurpose' (Vielzweck) Funktionen, die gewöhnlich

von mehreren Bundesbehörden gesondert ausgeübt werden. In

ihrer langen Administrationsgeschichte hat sie sich als so

flexibel erwiesen, daß sie auch Vielen lokalen und kommuna—

len Unterschieden bzw. Wünschen nachkommen konnte. Nach

ihrem Gründungsauftrag sollte sie das Tennessee—Tal entwik—

keln und gleichzeitig auch schützen.2

In den 50 Jahren ihres Bestehens wurde sie nicht nur zu ei—

ner Behörde mit mehr Mitarbeitern als manche Verwaltung in

Washington und einem Jahresbudget von 1 Mrd. Dollar, son-

dern auch zum größten öffentlichen Produzenten elektrischer

Energie des Landes. Von den vielen im Kongreß eingebrachten

Vorlagen zur Duplizierung der TVA wurden jedoch keine ver-

abschiedet.

Für die Entstehung der TVA waren besondere Umstände sicher

von Vorteil. Das Bundeseigentum von Muscle Shoals, Alabama,

(zwei Nitratfabriken, ein Staudamm) war der Ansatzpunkt,

doch war in den 20er Jahren keineswegs klar, daß eine der-

art autonome und mit großen Entwicklungskompetenzen ausge-

stattete Behörde entstehen würde. Die späteren Überlegungen

1 Die Grundlage für die Ausführungen in Kap. 3.1 bis 3.6 bildet
Derthik, M. (1974) : Between State and Nation. Regional Organi-
zations of the United States, washington, D.C. '

2 Tennessee'valley Authority.Act of 1933
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gingen ebenfalls nicht so weit.1

Die Notsituation der ersten hundert Tage (von Roosevelts

Regierung), in der der Kongreß 1933 handelte, spielte für

die Ausgestaltung sicher auch eine Rolle. Die TVA löste

auch das Corps of Engineers in der Region ab, was zunächst'
nicht vorgesehen und auch nicht selbstverständlich war.

Später, bei den Vorhaben für das Missouri- und Columbia-

Tal, wo Nachfolgeorganisationen vom TVA-Typ geschaffen

werden sollten (Abb. 5) setzte das Corps zusammen mit an-

deren Behörden (Bureau of Reclamation u.a.) diesen Absich-

ten Widerstand entgegen. Auch der Kongreß sperrte sich,

wie erwähnt, in den beginnenden 40er Jahren gegen eine Aus-

weitung dieser Organisationsform, so daß es bis heute kei-

ne Wiederholung dieses Institutionstyps gegeben hat.

Die TVA entwickelte sich allerdings nicht zu einer umfas-

senden Regionalplanungsbehörde (eine entsprechende Abtei-

lung wurde nach 1938 aufgelöst), sondern übernahm nach und

nach und in immer größerem Umfang die Aufgabe der Produk-

tion und des Absatzes von elektrischer Energie (Versorgung

von 6 Mio. Menschen). Dafür baute und erwarb sie 28 Dämme
am Hauptstrom und seinen Zuflüssen, die das Gebiet gleich—

zeitig vor Überflutungen schützten und ein weitreichendes

Navigationsnetz schufen. Nach dem 2. Weltkrieg richtete

sich ihre Politik dann auf den Bau von Kohle- und Atom-

kraftwerken, die heute zusammen ca. 80 % der Energie lie-

fern (Abb. 6). Ferner führt sie Forschungsprogramme zur

Düngemittelherstellung durch, unterhält ein Forstprojekt

zur Verteilung von Setzlingen und Propagierung der Wieder-

1 Heftig bekämpft wurde ihre Einrichtung auch von den regionalen
Unternehmungsverbänden. "The Establishment of the Tennessee val—
leyzuühorHQIwaskfiitenhrfowjüzbylmmfinaäsleaiam;tnmrflmmt
the Tennessee River'watershed because it.was inoonsistent with
an ideology in their münds." Stauber, L.G. (1975): The Impli-
cations of Market Socialism in the Uhited States. Polity,
V01. III, N0. 1, S. 38-63, Zitat S. 47.
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aufferstung und bietet den Staats— und Kommunelregierunw
gen Planungsv und Durchführungshilfe bzw. Verbindungen
nach Washington an.

Vorgeschlagene Flußbeeken-Planungsregionen 1934
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Amnerkmg: Sie sollten nach den Muster der TVA organisiert
weninn hmuüenzflxm'ünöfieaaennrüghtxmmh
wüiflüflfl:wadkm.
Zuefinemfiüeaarakmte‚öbsanfifamkneimfise
realisiert wurde, s. Weinkauß R.A. (1974): 'I'he
Cohmtfialümfinlhxüed; Wmäfingümn Camxnüzami
Reality, Lessens for Public Poliey. Oregon State
Umümnsiqh.Ph.IL

Quelle: Friedmann. J.‚ C. weaver (1979). S. 76.



Erzeugung und Verteilung von eiektrischer Energie
im Haushaltsjahr 1974

Hydre mit Alcua
u. Cumberland TVA Dampfkraftwerke ändere Systeme

20 % 72 % 8 91’:

Zurück an Alcoa Lieferung an andere
1,9 Mrd. kWh Systeme

8.4 Mrd. kWh
Verluste

3.0 Mrd. kWh

17 % 61 96 ‘22 %
Bundeseinrichtungen Städtische abnehmer Direkte Lieferung

u. Kooperativen an Industrien

Abb.Ei-

Quelle: Knop, H. (ed.)‚ (1974): The Tennessee valley.Authority
läqerhaxeuIhreeafingsrfifthelfilstCKXEenarmadn
Case Studies of Large Scale Planning Projects. Oct.
28-Nov. 1. 1974. International Inst. for Applied
Systems Analysis. Laxenburg. S. 290.

Auf diesem Gebiet hat sie in jüngster Zeit 2.8. im Be-

reich der ländlichen Entwicklung ein Programm erstellt,

das den Namen "Townlift" trägt. Es dient der Bereitstel-

lung technischer Hilfe für städtische Haushaltsgestaltung,

Stadtplanung und "gestellttlng.r Bauwesen. Erholung und in—

dustrielle Entwicklung von kleineren und mittleren Gemein-

den. Auch die Beratung der Stadtpolitiker über sonstige

öffentliche und private Unterstützungsquellen gehört zu

den Programminhalten. Die Gemeinde selbst muß dabei eine
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Aktionsgruppe organisieren, die die Leitung und Ausfüh-

rung von Vorschlägen übernimmt. 1972 beteiligten sich
über 30 Gemeinden an diesem Vorhaben. Lynchburg in
Tennessee (1970: 538 E.) war eine dieser Gemeinden, die
im Rahmen des Programms ihren Stadtplatz neu gestaltete.

Eine ähnliche Funktion hat das schon länger bestehende
Tributary Area Development Program (TAD), das auf die ab—
seitigen ländlichen Gegenden gerichtet ist und aus einer
eigenen Abteilung besteht.1 Ein Nebenprodukt der Flußent-
Wicklung sind die zahlreichen Erholungsgebiete, die größ—

tenteils in Staats- oder Gemeindeeigentum überführt wur-
den. Zu Beginn ihrer Tätigkeit wurde sie auch als großer
wirtschaftlicher und sozialer Reformer gesehen, doch konn-

te sich diese Konzeption nicht durchsetzen. Während die-

ser Phase plante und erstellte sie die ‘new town' Norris.

Analysen des Jahresbudgets zeigen die diversen Aufgaben,

die jedoch untergeordnet sind und insgesamt nur einen ge-

ringen finanziellen Anteil ausmachen. Aktivitäts- und Auf—

gabenschwerpunkt ist sehr deutlich das Energieprogramm

(Abb. 7).

Der Energieverkauf ermöglicht es ihr, sich zum Teil selbst

zu erhalten, da sie einen bestimmten Einnahmebetrag zu-

rückbehalten kann - ein wichtiger Punkt, der ihr Bestehen,

auch politisch, gesichert hat. Andere, kleinere Einnahmen

erhält sie durch den Verkauf und die Lizenzen für Kunstdün-

gerherstellung und andere Produkte aus dem National Ferti-

lizer Development Center. Die zweite große Finanzquelle
sind die Bereitstellungen von Bundesgeldern (Federal
Treasury), die jedoch zurückgezahlt werden müssen. Gesetz-

1 Congressional Research Service, Library of Congress (1973):
Tawudaaßbtal(ADWÜIPOk:Ikfiefifl.m115ümxynamflqg-
ments in 1972. 93rd. Congress, 1st Session, Senate.Doc.
No. 93—19, Washington, D.C., S. 29-30.
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liebe Änderungen in der ausgehenden Eisenhewer-Periode er—
möglichen es ihr seither, für den Ausbau ihres Energiesysteme

auch den privaten Kapitalmarkt zu nutzen. Im gleichen Zuge

wurde sie auf die damals bestehende Service—Region festge-

legt. Sie kann geographisch nicht mehr expandieren, dagegen

können kletternde Zinssätze ihre Stromgebühren beeinflussen.

Gesamtausgaben für die Energieerzeugung und übrige Programme der TVA
1939 - 1968 (in Mio. Dollar)

«m400

320 — 320

240 - 249
Übrige Programme

-"" i155":

Illllllllllllllllää. W

'%1“%„_
160-

BÜ-

1 955 1960
Haushaltsjahre

Äüm 7-
Ammnmmng:InimHISmumm.sütiamfllAbsflnenbwrmm{anhahxm‚cfie

die Baukosten über eine lange ZeitsPanne verteilen.

Quelle: Hobday, V;C. (1969): Sparks at the Grassroots.
Ihmdcnxfl.DhänfibntaofffißlELafizicüqrin
Tennessee. KnOXVille; S. 18.
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3.1.1 Organisation, Arbeitsweise und Ergebnisse der TVA

Organisatorisch bedeutsam sind vor allem das Direktorium

(Board of Directors) und der General Manager (Abb. 8). Das

Direktorium legt den einzuschlagenden Kurs und die Programw

me fest und überprüft ihre Fortschritte und Ergebnisse.

Einzelne Projektplanungen und andere wichtige Anliegen for-

dern ebenfalls seine Zustimmung. Bei der Ausführung von

Programmen und Projekten legt es die organisatorischen

Grundzüge fest. Während also das Direktorium die Politik

der Körperschaft bestimmt, ist der "General Manager" für

die Verwaltung der TVA zuständig. Seine wichtigsten Aufga-

ben bestehen darin, die Verbindung zwischen dem entschei—

dungsfällenden Direktorium und den ausführenden Abteilun-

gen herzustellen. Er ist außerdem verantwortlich für die

Koordination bei der Programmausführung. Bei seinen zahl—

reichen Tätigkeiten wird er von den Personalstäben im

“Office of the General Manager" unterstützt.1

Der administrative Vorteil, den diese Regionalorganisation

e auch gegenüber später gegründeten - bot, war aus zentral-

staatlicher Sicht das vereinheitlichte Vorgehen oder die

Zusammenfassung von Aufgaben, die sonst von mehreren Bun-

desbehörden ausgeführt werden.

Alle Koordinationsprobleme wurden damit nicht gelöst. Es

waren ja nicht nur die Fragen der Zusammenarbeit zwischen

TVA, den staatlichen, lokalen, privaten und öffentlichen

Einrichtungen zu regeln, sondern es ergaben sich ganz neue

Aufgaben.

Das Landwirtschaftsministerium setzte z.B. seine Arbeit in

der Region fort, so daß die Tennessee-Behörde vor einer

neuen Art von Koordinationsaufgabe stand. Seine Tätigkeiten

1 Main StaümentcfifOnmnfizatHIIforthefflnmesaäavaumy
Authority, Jan. 1,-1973.
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mußten nun mit dieser bereits traditionell-etablierten

Behörde, die bundesweite Zuständigkeit besaß, koordiniert

werden. Um diese Absprachen zu erreichen, wurde 1934 ein

sog. "referendum of understanding" abgeschlossen, das die

Vorsitzenden der TVA, der Landwirtschaftsminister und die

sieben Präsidenten der regionalen "land-grant colleges"

unterzeichneten. Die Parteien einigten sich auf ein drei-

köpfiges Absprache—Komitee, doch glitt damit die Durch-

führung und Kontrolle der Programme faktisch in die Hände

des Department of Agriculture, das von Personen kontrol—

liert wurde, die den "land-grant colleges" nahe standen.

Durch die Nachgiebigkeit der TVA wurde auf diese Weise die

Koordinationsfrage gelöst, die dadurch auch ihre Rolle als

Initiator und Agrarreformer einschränkte bzw. einbüßte.

Auch die Abmachungen über die Zusammenarbeit konnten nicht

verhindern, daß sich Auseinandersetzungen ergaben. Offen

zu Tage trat der Streit im Falle der Zulassung des Soil

Conservation Service (SCS) im Tennessee-Tal, wo die TVA

unter der Initiative ihrer Landwirtschaftsvertreter, die

Arbeit des 1935 gegründeten Dienstes zu verhindern suchte.

Der SCS konnte nur langsam in der Region Fuß fassen, doch

führte dies schließlich dazu, daß von zwei Seiten paralle-

le Erosionsprogramme durchgeführt wurden. Hätte die TVA

alle Bundesministerien in ihrem Bereich ersetzt, wäre die

Aufgabe einer zwischenbehördlichen Zusammenarbeit einfa-

cher gewesen, hätte die interne Abstimmung ihrer vielfäl—

tigen Tätigkeiten aber nicht von vornherein gewährleistet.

(Tab. 3) Denn es war kein Geheimnis, daß die Behörde in

den Anfangsjahren von schweren Dissonanzen im geschäfts-

führenden Direktorium erschüttert wurde, wo verschiedene

Ansichten über ihre Hauptfunktion verfochten wurden (Elek-

troproduzent vs. Finanzvermittler für lokale und staatli-

che Stellen vs. bundesstaatliche Reformbehörde). Diesen

unterschiedlichen Richtungen entsprachen die drei Direkto-

ren. Von den sehr verschiedenen Persönlichkeiten vertrat
D. Lilienthal die Seite der öffentlichen Stromerzeugung,

H.A. Morgan die Interessen der ansässigen Landwirtschaft
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und A.E. Morgan den New Deal-Reformanspruch. Nach dem Aus-

scheiden des Vorsitzenden A.E. Morgan aus dem Direktorium

1938 ließen die Kontroversen dieser Art nach. Im Gefolge

einer Reorganisation wurden dann noch verschiedene Überein-

kommen zur Klärung der Zuständigkeiten zwischen den Abtei-

lungen geschlossen, um Konflikte zu vermeiden. Die Behörde'

blieb jedoch über die folgenden Jahre hinweg ohne größere

Strukturveränderungen bestehen. (Abb. 8) Der Modus, den

die TVA für ihre innere Koordination fand, bestand also

nicht in einer übermäßigen Zentralisierung z.B. durch das
Office of the General Manager, sondern in einzelnen kläw

renden Abmachungen und der Absteckung von Handlungsspiel-

räumen zwischen den Bereichen.

Eine sehr wichtige Frage war die Rolle dieser unabhängigen

Bundesbehörde gegenüber den sieben Mitgliedstaaten (Abb. 9)

und den Gemeinden. Die TVA trat auch hier nicht als grund-

legender administrativer Reformer auf, sondern arbeitete

insbesondere im Landwirtschafts— und Elektrifizierungspro-

gramm pragmatisch mit den örtlich existenten, öffentlichen

und privaten Institutionen zusammen. David E. Lilienthal,

einer der Direktoren der TVA, faßte dieses Vorgehen später

unter der einprägsamen Bezeichnung "grass roots"-Demokra-
. 1

tie zusammen.

Über diesen demokratischen Planungsansatz der TVA hat P.

Selznick eine kritische Studie der Soziologie ihrer forma-

len Organisation vorgelegt,2 die die inneren und äußeren

Konsequenzen der "grass roots"—Doktrin zum Inhalt hat.
Diese offizielle Leitidee politischen Vorgehens wurde von

ihm unter zwei Fragestellungen untersucht:

1 Lilienthal, D.E. (1945): TVA: Democracy on the.MaICh.
NauYOfiL

2 Selznick, P. (1949, repr. 1966): TVA and the Grass Roots.
A Study in the Sociology of Formal Organization. New York.
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1. Wie wurden die Abstraktionen der "grass roots"—Doktrin

handlungsmäßig umgesetzt ?

2. Welche Auswirkungen hatte dieses Vorgehen auf die Ein-

stellung und die Kompetenz der TVA als Regierungsbehör-

de ?

Die “grass roots"-Idee selbst stellt sich als Ansatz zu

einer Dezentralisierungspolitik dar. Die offiziellen Be—

strebungen sollten dahingehend ausgerichtet sein, die

zentrale Entscheidungsgewalt dezentralisiert zu verwalten.

Worin bestanden aber die wichtigsten Voraussetzungen für

die Tennessee Valley-Körperschaft als relativ autonomer

Verwaltungseinrichtung ? Drei Punkte erscheinen wesentlich:

1. Das selbständige Management, d.h.. daß wichtige Entschei-

dungen autonom gefällt werden. Die Behörde unterliegt

z.B. nicht der direkten Kontrolle des General Accounting

Office (GAO)1 und sie hat die Möglichkeit, die Einnahmen
für ihre laufenden Kosten zu verwenden. Sie erreicht da-

mit eine ähnliche Flexibilität wie ein privatwirtschaft-

lich geführtes Unternehmen.

2. Die von ihr zu gestaltende Partnerschaft mit den Lokal-

verwaltungen, d.h. die Zusammenarbeit mit staatlichen

und lokalen Behörden sowie privaten bzw. freiwilligen ad

hoc-Gruppierungen für bestimmte Zwecke.

3. Die administrative Einheit einer einzigen Behörde, die

sich der Entwicklung der Ressourcen in einer natürlichen

Region widmet. Das bedeutet eine dezentralisierte, je-

doch übergreifende Regionalbehörde und nicht — wie sonst
üblich - die Errichtung von "field offices" durch regio—

nalisierte Zentralbehörden. Äußerlich zeigt sich diese
Strategie in der Wahl ihres Hauptsitzes in Knoxville

und nicht in der Bundeshauptstadt.

1 Damit würde sie den Gesetzen der allgemeinen Haushaltsführung
tmd-Tnüfixg“mfixmlkxmm.
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Beispiel für die interbehördliche Zusammenarbeit der TVA im Gavässontrollpmgranm

Behörde: Aufgabenbereich: Kooperative Tätigkeit:

I . National

U. S. Bureau of Chemistry
and Soils

U. S. Bureau of Reclamation

U.S. Bureau of Standards

U. S. Civil Werks Administra-
tion

U. S. Civilian Conservation
Corps

U. S. Coast and Geodetic
Survey

U. S. Federal Emergency Relief
Administration

U. S. Geological Survey

U.S. Geological Survey, Water
Resources Branch

U.S. War Department, Corps
of Amy Engineers

U.S. Weather Bureau

II. State

State Highway Departments
of Seven Valley States

Tennessee Energency Relief
Administration
Tennessee Geological Survey

University of Tennessee

Soil

Reclamation

Scientific and In-
dustrial Standards

Work Relief

Conservation

Coast Surveys

Work Relief

Geology

Water Resouroes

Engineering

Weather

Highways

Werk Relief

Geology

Education

Soil survey data, advice and maps

Reclamation data and advioe
Design of Morris and wheeler Dams
Loan of personnel
Electric installation and power plant data

Testing and recarmendation of engineering
equipnent

Labor and financial assistance for survey
control work

Labor for erosion control work

Mapping data and advice
Control surveys

Labor and financial assistanoe for sumey
oontrol work

P1animetric, topographic, and aerial
mPPj-IKJ r

Exchange of personnel
Mineral resource data and advice

Advice and data on water resources
Advice on stream gaging stations

Engineering advice, data and oooperation
National defense data and advice
Navigation surveys
Advice cm lock design (design of Wheeler

lock)

Weather data and advice

Highway oonstruction data and advioe
Loan cf personnel
Financial assistance for relocaticn of

roads in reservoir areas

Labor for control sunreys of Tennessee

Geological data and advice
Exchange of personnel
Mapping survey work

Facilities and personnel for engineering
testing work

Tabelle3-

Arurerlnmg: Die Tabelle beansprucht keine Vollständigkeit. Die Tätigkeiten der einzelnen Behörden sind
von sehr unterschiedlicher Bedeutung für die ‘I'VA. Ähnliche Tabellen lassen sich für den
Iandwirtschaftsbereich, das Forstwirtschaftsprogranm und andere Aktivitäten aufstellen.

Quelle:
nalism. New York, S. 114-115.
Hodge, C.L. (1963 repr.) : The Tennessee Walle}:r Authority: A National Ebcperirrent in Regio-
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Indem der Autor sich schwerpunktmäßig auf die Untersuchung
des Agricultural Relations Departments innerhalb der TVA
stützt, kommt er zu folgenden für die Organisation wichtiw

gen Ergebnissen.

1. Der "grass roots"-Ansatz wurde zu einer Ideologie des

Selbstschutzes. Durch seine starke Propagierung und

Praktizierung konnte die Institution zum einen ihre un—

abhängige Stellung im Bundesapparat bewahren, gleich-

zeitig schuf sie sich aber die Gegnerschaft anderer

TENNESSEE VALLEY REGION
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Abb.53—

Anmerkung: Ihm Würknngsgebdet.SChließt Teile von sieben Staaten ein.
Die Stromversorgungsregion reicht flächenmäßig nDCh über
dasemganä hmfifirkkme'Zubeüngehun:hnmms.

Quelle: Tennessee Valley.Authority‚ Knoxville, 1963, ergänzt auf
den Stand von 1982g
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Washingtoner Behörden. Die Opposition wurde insbeson-

dere vom Department of Agriculture und vom Department

of the Interior angeführt, die gegen die Ausweitung

der TVA-Organisationsform auf andere Regionen fochten,

was die Zukunft der Organisation selbst berührte.

Das Landwirtschaftsprogramm wurde an eine Verwaltungs-

Gefolgschaft übertragen - eine Art informelle Koopta-

tion - wodurch starke Einflußgruppen ("landflgrant“

colleges") die Politik der TVA mitbestimmten. Die kon—

servative Landwirtschaftsgruppe konnte z.B. den Kurs

gegenüber den schwarzen "grass roots"—Institutionen
festlegen, die dadurch außerhalb der Programme blieben.

Diese regionale Verankerung schaffte ihr auf der ande-

ren Seite jedoch verläßlichen Rückhalt, auf den sie in

der Stunde gefährlichen Drucks von außen rechnen konn-

te. Aus dem Blickwinkel der Institution war die Herbei-

führung dieses Zustands nicht unbedingt als Fehler an-

zusehen.

Die Zugeständnisse an das Landwirtschaftsklientel führ—
te zu einer parteiischen Gleichschaltung, die im natio-

nalen Rahmen unvorhergesehene Folgen hatte. Unter den

Pressionen der Landwirtschaftsvertreter erkannte die

TVA die Farm Security Administration nicht an und such-

te die Arbeit des Soil Conservation Service in ihrem

Zuständigkeitsbereich zu verhindern. Es entstand die

politisch widersprüchliche Situation, daß die TVA als

herausragende New Deal-Schöpfung andere Behörden glei-

cher Provinienz nicht unterstützte und sich praktisch

gegen diese neuen Einrichtungen stellte.

Unter der nachdrücklichen Einflußnahme des Landwirt-

schaftsflügels gab die TVA ihre ursprüngliche Aufgabe

als umwelterhaltende Behörde immer mehr auf. Dies zeig-

te sich deutlich in der internen Kontroverse um die

Frage des öffentlichen Bodeneigentums als eine der um-
weltschützenden Maßnahmen.

Die Anwendung des "grass roots“-Ansatzes in der Form
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freiwilliger Hilfsvereinigungen bedeutet eher die

Lasten und Verantwortlichkeiten der Ausübung von Amts-

gewalt aufzuteilen, als die Teilhabe an der Macht sel—

ber. Selznick betrachtet diese Handlunsweise als forma-

le Kooptation, die zuallererst dem organisierten Zugang

zur Öffentlichkeit diente, aber gleichermaßen als Legi-

timierungsmittel für die TVA-Tätigkeiten angesehen wer-

den kann.

Seiner Meinung nach zeigt diese interne Entwicklung der

TVA nach 10jähriger Existenz eine weitreichende Spaltung

des Organisationscharakters an, durch den ihr die Kon—

trolle über einen bestimmten Grundbereich entglitt und

eine starke Schwächung ihrer Teilrolle als eine Art Mu—

sterinstitution für den Umweltschutz zur Folge hatte.

Man kann auch nicht davon sprechen, daß die TVA in a1—

len Programmen durchgehend das “grass roots"—Vorgehen

anwandte und eine Dezentralisierungspolitik betrieb.

Das hing vielmehr von der Art der ausgeführten Program-

me ab bzw. welche Gruppen davon berührt wurden. Die Ver-

antwortlichkeit über den Ausbau und die Kontrolle des

Flusses selbst blieb z.B. immer direkt in der Zuständig-

keit der Behörde. Im übrigen wiederholte sich auch im

Apparat der Tennessee-Behörde Vielfach die typische

funktionale Arbeitsweise, die auch sonst die Beziehun—

gen der zentralen Ministerien zu Staaten und Gemeinden

kennzeichnet: daß nämlich z.B. die Landwirtschaftsabtei-

lung mit den lokalen 'agricultural extension services'

verhandelte oder die Stromversorgungsabteilung mit den

lokalen Energiegremien.

Die Auswirkungen der Tätigkeit der TVA werden heute in

der erfolgreichen Verhinderung von Talüberflutungen
(Abb. 10), erhöhter Schiffbarkeit und reduzierten

Schiffstransportkosten (Abb. 11), der Melioration von
verödeten Landflächen, der Wiederaufforstung, der Schaf-
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fung von Erholungsflächen1 und vor allem in der Ener-

gieproduktion und preisgünstigen Lieferung gesehen,2

die ihrerseits wieder zu einer verstärkten industriel-

len und gesamtwirtschaftlichen Entwicklung im Wirkungs-

gebiet führte (Abb. 12, 13, 14, 15, 16).

Verhinderung von Überflutungsschäden - TVA Vielzwecksystem 1936 - 1975
(in Mio. Dollar)

1200 1200

1000- "1000

soo— - 30°

600-
b- 600

Kumulative Schadensverhütung

400 -'

2 0 -
0 Kumulative Ausgaben

zur Flutkontrolle
———' '——_-

—————-—-‘_'-._

Ö " I I l I I 0
1936 1940 1945 1950 1955 1960 1965 1970 1975

Haushaltslahre

10'-

.mmmflkmrn KmmfljerugScnksmmflfindenrg“mtikmmflierüaAusfiten
für die Flutkontrolle. Die Investitionen für die Kontroll—
einrichtungen.selbst sind nicht enthalten.

Quelle: Knop, H. (ed.), (1974): The Tennessee valley Authority
Experience. Proceedings of the First Conference on Case
Studies of Large Scale Planning Projects. Oct. 284Nov. 1,
1974, International Institute for.Applied System Analysis,
Lamatmrg‚EL 582.

1 Die TVA verwaltet nur den großen Natur- und Erholungspark "Land
Between the Lakes“ (Ky./Tenn.) in eigener Regie.

2 Der langjährige VOrsitzende der TVA.Aubrey ("Red") wagner äußerte
hierzu in der Öffentlichkeit: "Our job is to provide all the power
consumers need t0 prices they can afford." Time v. 29.5.1978, S. 43.
0b als privates oder öffentliches Unternehmen ist dabei nicht.von
voraugigarBeüanmng.
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Binnenschiffahrtsverbindungen (mit Tauchtiefe) zwischen

Tennessee River und anderen Wasserstraßen in den USA 1976
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Orte mit größeren, privaten Industrie—Investitionen entlang

des Tennessee River zwischen 1933 und 1975
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und die Vereinigten Staaten 1933 und 1973
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Bevölkerung und Beschäftigung in der Tennessee Valley Region 1933 - 1973
(in Tausend)
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Quelle: Knop, H. (661.), (1974): The Tennessee Valley Auflmrity
Experience. Proceedings of the First Conference on Case
Studies of Large Scale Planning Projects. Oct. 28-Nov. 1,
1974 ‚ International Inst. for Applied Systems Analysis,
Laxenburg, S. 58.

Veränderung der Bes’chäftigungsanteile in verschiedenen Sektoren
zwischen 1929 und 1974
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Handel u.
Dienstleistungen

.....
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Quelle: m, Regional Ecormics Project, Sept. 1976.
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Pro-Kopfn Einkommen 1933 - 1973
(in Dollar von 1973)

100’“’I F l l I' I I“ I I
mm5 19m 1mm 1mm 1mm 1mm 1mm TWMIEÜ

Quelle: Knop, H. (ed.)‚ (1974): The Tennessee valley.Authority
Experience. Proceedings of the First Conference on Case
Studies of Large Scale Planning Projects. Oct. 28+N0v. 1.
1974, International Inst. for‘Applied Systems Analysis,
Ismemmug‚fi 65.

3.1.2 Zusammenfassung

Die TVA ist wohl nicht als politisch-radikaler Eingriff im

Sinne eines sozialistischen Vorbildes zur Veränderung ei-

ner regionalen Wirtschaft oder eines nationalen Wegweisers

in diese Richtung zu sehen. Dieser Einschätzung hat der

Kampf und die Ausweitung der Behörde zu einem öffentlichen

Stromversorgungsunternehmen immer wieder Vorschub geleistet.
Der Energiesektor blieb jedoch der einzige "verstaatlichte

Teil? innerhalb ihres "multiple-purpose"—Auftrages. Wenn

sie außerdem noch bei der Anlage von Parks und dem Bau an—
derer Einrichtungen als letztem Mittel, vom Recht der Ent-
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eignung mit Entschädigung Gebrauch machte, so handelte sie

nicht außergewöhnlich, sondern setzte ihre Befugnisse ein,
wie andere Behörden sie in solchen Fällen ebenfalls prak-

tizieren. Ein Teil ihrer Anhänger sah in ihrem breiten öf-

fentlichen Engagement bereits ein Anzeichen für einen wün-

schenswerten, von oben, durch die Administrationshintertür

eingeführten Sozialismus ("backdoor socialism") und die
TVA-Region selbst als ein Eiland in einem zukünftigen so—

zialistischen Archipel" gleicher regionaler Institutionen.1

Diese Betrachtung und Erwartungen waren sicher nicht reali—

stisch. Die TVA blieb ein Sonderfall und ihre besorgten

Opponenten, die sie als "creeping socialism" im privaten
Getriebe der USA brandmarkten, verzerrten sie ebenfalls

mit ihrer Kritik.

Am treffendsten beschreibt man sie als gelungene, sich im-

mer stärker pragmatisch ausrichtende Institution, die zur

Lösung regional angesiedelter, vornehmlich technischer Pro-

bleme, angemessen war.

Zunächst war sie gewissermaßen als organisatorisches und

funktionales Experiment angelegt, das aber durch seine lan-

ge Existenz und mit seinem Erfolg immer unangreifbarer wur-

de. Ihre organisatorische Unabhängigkeit verhalf ihr auch,

die Position im Administrationsapparat zu festigen. Sie

arbeitete als räumlich dezentralisierte Behörde außerhalb

Washingtons und führte dieses Prinzip in der Region durch

Aufteilung der Verwaltung in verschiedene Orte und durch

den "grass roots"-Ansatz weiter. Die notwendigen koordina-
tiven Maßnahmen trachtete sie weniger durch Stärkung zen-
traler Schaltstellen als durch interne Abmachungen, Regu—

lierungen, Verhaltenscodes und ad hoc-Gruppen zu meistern.
Man kann die TVA aus diesen Gründen als ein relatives frü-

hes Beispiel der "institutionellen ökonomie" (s.S. 9) be—

1 Barnes, P. (1974): BackrDoor Socialism. Reflections on TVA.
Wörking Papers For a New Society. vol. II, No. 3, S. 26—35.
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zeichnen, das politische Vitalität bewies. Sie begann als

Experiment, paßte sich bestimmten Gegebenheiten an, schloß

Kompromisse und behauptete sich damit als wirkungsvolle

öffentliche Körperschaft. Die Impulse, die von ihren Vor—

haben ausgingen, haben beigetragen, die ehemals landwirt-

schaftliche Region in einen Raum zu verwandeln, in dem die'

Beschäftigung im Industrie- und Dienstleistungssektor heu-

te überwiegt. Die Kritik, die sie bei jüngeren Dammbauvor-

haben (z.B. Tellico-Damm am Little Tennessee), im Atombe—

reich (Brown's Ferry, "breeder reactor" am Clinch River),

in ihrer Rolle beim Kohletagebau (“strip mining") und der
Kohleverbrennung ("clean air standards") auf sich zog,
konnte ihr in dieser Hinsicht wenig Abbruch tun. Präsident

Carter kam dieser öffentlichen Stimmung nach und ernannte

1978 S. David Freeman zum neuen Vorsitzenden, der dem Um—

weltgedanken mehr Gewicht einräumte. Seine Ideen von

"fitting conservation into the American concept of effi-
"1ciency sollten den TVA—Kurs korrigieren und sie wieder

ihrer ursprünglichen Mission näher bringen.

Auf der anderen Seite machte es die positive Beurteilung

aber auch politisch schwierig, weitere Behörden dieser

Art folgen zu lassen. Andere Exekutivbehörden traten aus

Konkurrenzgründen nicht für sie ein und in Washington

fand sich trotz des regionalen Rückhalts und allgemeiner

nationaler und internationaler Anerkennung keine ausrei-

chende politische Unterstützung, um im Kongreß Mehrhei-

ten zu finden, die noch andere Flußbehörden dieses Typs

ermöglicht hätten.

1 Time v. 29.5.1978, S. 43.
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3.2 Die sechziger Jahre: "New Frontier“ und "Great

Society"-Epoche

Das Jahrzehnt der 'New Frontier' und 'Great Society' war

für die Stadt— und Regionalpolitik außerordentlich frucht-

bar. Sieben Politikentwürfe schlugen sich in Gesetzgebungen

nieder, die zwar nicht alle regionale und städtische Ent-

wicklungsfragen direkt betrafen, aber doch in Beziehung zu

den Problemen standen.1 Das Herangehen an Lösungsansätze

für besondere nationale Aufgaben bedeutete für Washington

auch ein Überdenken der strukturellen Beziehungen und des

finanziellen Verbundes zwischen den Regierungsebenen, die

wiederum in Gesetzen wie dem Intergovernmental Cooperation

Act von 1968 und dem State and Local Financial Assistance

Act von 1972 zum Ausdruck kamen. Das Engagement des Bundes

ließ auf allen Regierungsstufen Organisationen hervor—

schießen, die die traditionellen Einrichtungen teilweise

in neuen Körperschaften ("multicounty", “multistate") zu-

sammenfaßten und ein beziehungsreiches Netzwerk von Ver-

waltungslinien und Koordinierungssträngen etablierten.

Die Millionenbeträge für einzelne Programme summierten

sich in diesem Paket von Struktur- und Förderungsmaßnahmen

zu Milliardenausgaben für Staaten und Gemeinden.

Die Gesetze aus den Jahren 1961/62 waren keine Regional—

programme im eigentlichen Sinne, waren aber für Gebiete

zugeschnitten, die aufgrund ihrer Wirtschaftsstruktur die

1 Area Redevelopment.Act of 1961, Accelerated Public Wbrks.Act.of
1962, Manpower Developnent and Training Act of 1964 ‚ Economic
Opportunity.Act of 1964, Public Wbrks and.Econcmic Development
Act of 1965, Appaladhian Regional Development.Act of 1965,
Housing and.Urban‚Development.Act of 1966..Allerdings gab es im
vorausgegangenen Jahrzehnt bereits versuche, gesetzgeberisch
aktiv zu werden. Diese V0rstöße waren jedoch nie recht.wdrksam,
da sie entweder nicht gesetzeskräftig wurden oder finanziell
zu beschränkt.waren. Für über fünf Jahre blieb z.B. der.Area
Redevelopment.Act durch politische Opposition im Kongreß
süxken.
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stärksten Auswirkungen der periodischen Konjunkturkrisen

(oder auch den technologischen Wandel der Produktionsmittel)

zu spüren bekamen.1 So wurde im Arbeitskräftegesetz Bundes-

hilfe für staatliche und lokale Berufsausbildung sowie für

Fortbildungs— und Umschulungsmöglichkeiten bereitgestellt,

während die Arbeitsbeschaffungsgesetzgebung ("accelerated

public works“) für zwei Jahre Mittel vorsah, durch öffent-

liche Projekte die Arbeitslosigkeit zu senken. Der Economic

Opportunity Act von 1964 beinhaltet eine Art Sonderprogramm

gegen die Armut (es bezog sich z.B. auch auf städtische

Elendsviertel) und besteht aus verschiedenen Unterprogram-

men wie beispielsweise Job Corps, Community Action Pro-

gramm, Small Business Loans. Die Area-Redevelopment-Gesetz—

gebung stellte den ersten größeren Versuch seit der Grün-

dung der Tennessee Valley Authority (1933) dar, notleiden-
den Gebieten, direkte Unterstützung zukommen zu lassen.

Im Department of Commerce wurde die Area Redevelopment Ad-

ministration (ARA)2 eingerichtet, deren Aufgabe es war,

mit der Privatwirtschaft, den Gemeindeorganisationen sowie

mit den Staats- und Bundesbehörden zur Unterstützung der

Armutsgebiete zusammenzuarbeiten. ARA hatte allerdings kei-

ne Kompetenzen, die private Wirtschaft in irgendeiner Weise

- z.B. hinsichtlich der Standortentscheidungen - zu kontrol—

lieren oder zu beeinflussen. Ihr Hauptinstrument bestand in

rückzahlbaren, doch langfristigen und niedrig verzinslichen

Darlehen des Bundes, die lokale private (soweit wegen der

Risikoregion keine Mittel aus örtlichen Finanzquellen zu

erhalten waren) und öffentliche Vorhaben ergänzen sollten.

In ihren Aufgabenbereich fiel die Festlegung der "redevelop-

ment areas", die sich allerdings in vielen Fällen jeweils

1 Die Darstellung der Jahre 1961-65 nach Völlmar (1976, 1), S. 203.

2 Dazu Levitan, Sar,.A. (1964): Federal.Aid to Depressed.Areas.
AnlümdwmjbncjfthelueaIwfiewflopmau:Admüfistafijon.
läfltümne.



|00000094||

-74-

nur auf ein “county" bezogen. (Dadurch entstanden aber

durchaus auch zusammenhängende Gebiete). In jedem Kreis

("county") sollte ein Komitee aus wichtigen lokalen Inter-
essenvertretern gebildet werden, das ein OEDP (“overall

economic deve10pment program“) zu erstellen hatte. Eine
Analyse des "county" und seiner Probleme sowie ein wirt-

schaftliches Entwicklungsprogramm sollten darin enthalten

sein. Gegen Ende des Programms 1965 wurden mit begrenzten

Mitteln über 1000 "counties" gefördert (etwa ein Drittel

der gesamten USA, Abb. 17). Die Erfolge dieser Bemühungen

waren durch die Zersplitterung der Fördermittel, die unzu-

reichende Konzeption1 und die mangelnde Qualität der Pla-

nung auf lokaler Ebene (u.a. aber auch durch die oftmals

geringe Größe und Finanzkraft der Kreise) nur mäßig, und

1965 folgte mit dem Public Works and Economic Development
Act eine Reorganisation des Programms.2 (S.a. Kap. 3.3)

3.2.1 Der Appalachian Regional Development Act (ARDA) als

Beispiel eines Regionalprogramms zur Entwicklung

eines Depressionsgebiets

Äußeren Anlaß zur Entstehung der Gesetzgebung boten zwei

Flutkatastrophen in der Appalachen-Region (1957 und 1963),

die die Conference of Appalachian Governors (CAG) veranlaß-

ten, vom Bund nicht nur Katastrophengelder, sondern auch

die Bildung einer Federal-State-Commission zu fordern, die

ein umfassendes Entwicklungsprogramm für die Region auf-

stellen sollte. Aufgrund dieser Forderung und aus der Kri-

1 Die das Programm kennzeichnende.Fortschrittsorientierung wird
voncxmterhmkials'Ixmrüm;of<xmmreuä'(Awmfichünmyauf
reine Bauvorhaben) bezeichnet. Cumberland (1971), S. 75.

2 Bezeichnungen wie "redevelopment area“ oder "overall economic
development program" erinnern in der Gesetzgebung von 1965
noCh an den ARAävorläufer'von 1961.
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Fördergebiete der Area Redevelopment Administration 1963

ähb.17i-

Eumefidmg:{fielüutezefigttüesyfmeerämMficmaänekmnmxgdesfido-
. gramns, das zu diesem Zeitpmflct 1 142 "oounties" und 52

indflnfisdnaReaamatkmenedneflfloß.
Quelle: Rothblatt (1971), S. 40. Nach: 3.8. Dept. of Cmmerce

(1963} ‚ Area Redeveloprent Administration, Washington,
DOC.

tik an der Area Redevelopment Administration (ARA)1 folgte

sehr schnell die Einrichtung der President‘s Appalachian
Regional Commission (PARC), die beauftragt wurde, die Pro-

bleme der Region zu untersuchen und einen regionalen Plan

zu entwickeln.2

1.ARA.=.Area Redevelopment Administration. 1961 durch.Gesetz einge-
führt und im Dept. of Ccmnerce angesiedelt. Sie arbeitete vier
Jahre lang und vergab Darlehen zur Schaffung von.industrie11en
.Arbeitsplätzen sowie Zusehüsse zu öffentlichen vorhaben in Gebie-
talndtIrmerlubeürdoekßeitLmdlrkfienm1Ldmnmsümrhmd.

2 Nach.Cumberland (1971, S. 90) liegen die Gründe für die Gesetzes-
initüfljon2ü1denvhhha1zurIfifishfiafieemfiäskmrüdEUHrinfikßt
Rürgüfia‚lxdcüummiiüaKmrüdaUal(JJR.Kemnfiy‚ILM.tüxnn)
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Die PARC selbst setzte sich aus Vertretern der größten Bun-

desbehörden (z.B. Dept. of Commerce, Interior, HUD, Agri—

culture usw.) und der einzelnen Appalachenstaaten zusammen

und erstellte einen Bericht, in dem die Region als geogra-

phisch und statistisch “apart" vom übrigen Amerika bezeich-
net wird und dadurch gekennzeichnet sei, daß das Einkommens-

niveau niedrig sei, hohe Arbeitslosigkeit herrsche, ein nur

geringer Urbanisierungsgrad erreicht sei, große Mängel im

Erziehungswesen beständen und der Lebensstandard ganz all-
. . . . 1gemein niedrig sei.

Die Empfehlungen der Kommission waren breit gehalten, das

Hauptziel ihres Entwicklungsprogramms bestand darin, eine

Beschäftigungsbasis zu erreichen, die der Bevölkerung ei-

nen gleichen "level of dignity and prosperity“ ermöglichen

sollte wie im übrigen relativ wohlhabenden Teil des Landes.

Um dies zu gewährleisten, müssen öffentliche Investitionen

die Grundlage schaffen, "on which private enterprise can

then build its own job-producing structure".2

Nach der Amtsübernahme Präsident Johnsons und der Verkündi—

gung seiner "State of the Union Message" im Januar 1964, in

der unter dem "War on Poverty“-Motto verschiedene Programme

zur Arbeitsplatzbeschaffung angekündigt wurden, wurde der

PARC—Plan etwas geändert. Da für diese zusätzlichen Program-

me erhebliche Gelder benötigt wurden, kürzte man die Mittel

für den Bereich "human resource development" im PARC-Plan,

wodurch die technisch-infrastrukturelle Seite des Programms

mehr Bedeutung erhielt.

PARC schlug zunächst eine eigenständige “Appalachian Deve-

nütdbn(amsuälRHXflemaiderFEgnx1behnmttmnfiam.umi
eine breitere öffentlichkeit davon Kenntnis nahm.

1 PARC (1964): Appalachia..A.Report by the President's Appalachian
Regional Commission 1964. Wäshington. D.C., S. 1*17.

2 PARC (1964): S. 26 und 28.
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lopment Corporation" vor, eine Körperschaft, die sich aus
Vertretern von Bundesministerien und den Gouverneuren der
betreffenden Staaten zusammensetzen sollte. Ihre vorgese-

henen Funktionen waren gemischter Art. Sie sollte einen

Entwicklungsplan für die Region aufstellen und die von

verschiedenen Antragstellern (Staaten, Lokalbehörden, Pri—'

vatorganisationen) eingereichten Programme mit den eigenen

Planungen abstimmen. Eine sehr wichtige Vorkehrung, die

ihr Autonomie sichern sollte, waren bundesstaatliche Ga—

rantien für die Ausgabe von Obligationen. Auf dieser fi-

nanziellen Grundlage sollten eine Reihe von Wohlfahrts-,

öffentlichen Arbeitsprogrammen usw. in Zusammenarbeit mit

anderen Washingtoner Behörden ausgeführt werden.

Das damalige Bureau of the Budget (BOB) machte gegen diese

Organisationsform nicht nur verfassungsmäßige Gesichtspunke

te geltend, sondern fand auch die vorgesehene Arbeitsweise

unpraktikabel, weil die Abstimmungsprozedur, die ungeklär-

ten Zuständigkeiten und die finanzielle Kontrolle schwere

Hindernisse darstellen würden. Letztlich ließen sich die

PARC-Vorschläge wegen dieser Einwände auch im Kongreß nicht

durchsetzen. Nach einigem politischen Tauziehen zwischen

BOB und Legislative blieb eine gemischte Kommission, an der

Bund und Staaten beteiligt waren, im Gesetz erhalten (Appa—

lachian Regional Commission = ARC). Sie hatte jedoch nur die

Aufgabe, Pläne und Programme zu entwickeln und zu koordinie-

ren, Prioritäten aufzustellen und Projektausgaben zu empfeh-

len.

Nicht befugt war sie, die Ausgaben tatsächlich vorzunehmen,

was den ausführenden Behörden vorbehalten blieb. Ihr Mandat

war also zunächst breit, aber damit auch etwas unbestimmt,
angelegt. Das Entscheidende, nämlich über eigene Programm—

gelder verfügen zu können, blieb ihr versagt.
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Im März 1965 unterzeichnete Präsident Johnson die mit brei-

ter Zustimmung des Kongresses gebilligte Gesetzesvorlage als

Appalachian Regional Development Act of 1965 (ARDA). Erst

zwei Jahre nach ihrem Entstehen wurden ihr diese Befugnisse

teilweise zugestanden, womit sie sich in die Reihe der eta—

blierten "grant-in—aid"*Verwalter einreihte.1 Die Präambel'
umreißt den Zweck des Gesetzes sehr weitschweifig:

“... It is, therefore, the purpose of this Act to assist the region in
meeting its special prdblems, to promote its eoonomic development, and
to establish a framework for joint.Federa1 and State efforts toward
providing the basic facilities essential to its growth and attacking
its common prdblems and.meeting its common needs on a coordinated and
concerted regional basis. The public investments made in the region
under this Act shall be concentrated in areas where there is a signifi-
cant potential for future growth, and.where the expected return on
public dollars invested will be the greatest. The States will be
responsible fom'rtrrmnemding local and State projects, within their
borders, which.will receive assistance under this Act..As the region
obtains the needed physical and transportation facilities and develops
its human resources, the Congress expects that the region will generate
a diversified industry, and that the region will then be able t0
support igself‚ through the working of a strengthened free enterprise
eammmy."

Der Text ist in vier Teile gegliedert:

Teil 1 (“title“) behandelt Organisation und Funktion der

Kommission

Teil 2 die speziellen Programme

Teil 3 die administrativen Vorschläge und

Teil 4 die Bereitstellungen und verschiedene Verfügungen.

Sektion 101 und 102 des ersten Teils ("title I“) betreffen

die Kommissionszusammensetzung‚ Abstimmungsmodalitäten und

Kommissionsfunktionen.

1 "Gnnmsänraid"sündtikaübLkflmmfiEüvmmzuaflfiEße2mm;Bmmkmpnxnam9
men. Sie unterteilen sich in "blockrgrants“ und "categorical grants“,
die nur für ein.Aufgabenfe1d.mit näherer Zweckbestimmung gewährt.wer—
den. Seit den Gesetzesergänzungen von 1967 spricht man deshalb auch
'wx1enmmlaauauuxnm31Summecüarnamfisskm„

2.Appalachian Regional Development Act of 1965. Public Law 89—4,
89th.Congress‚ March 9, 1965, S. 1.
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Nur einige Passagen im Gesetz beziehen sich allerdings auf

die Zusammensetzung der Bund-Staaten-Kommission, den Modus

zur Bestimmung der Vorsitzenden und den Weg der Entscheidungs-

fällung. Der "federal cochairman“ wird vom Präsidenten mit

Rat und Zustimmung des Senats ernannt. Die einzelnen Appala-

chenstaaten entsenden je einen Vertreter, entweder den Gou;

verneur oder einen ernannten Stellvertreter, und wählen ei-

nen zweiten "cochairman" aus ihren Reihen.1 Entscheidungen
werden so gefällt, daß Kommissionsbeschlüsse das bestätigen-

de Votum des "federal cochairman" und die Zustimmung der

Mehrheit der Mitgliedstaaten benötigen (Abb. 18).

Die wichtigsten Kommissionsfunktionen sind:

1. Die Entwicklung von umfassenden und koordinierten Plänen

und Programmen auf kontinuierlicher Basis, wobei Priori-

täten festgelegt werden.

2. Die Durchführung und Förderung regionsbezogener Forschun-

gen und Untersuchungen.

3. Die Unterstützung zur Bildung lokaler Gebietsentwicklungs-

distrikte (Local Devel0pment Districts, LDDs).

4. Die Ermutigung zu privaten Investitionen in industriellen,

i kommerziellen und Erholungs-Projekten.

5. Die Bildung einer Sammel- und Koordinierungsstelle für die

Appalachen-Programme.

Im vierten Teil in Section 403 wird die Appalachenregion

(11 Staaten ohne N.Y und Miss., die später beitraten) defi-

niert (Abb. 19). Die Zuschußmittel (“grants-in—aid")der Kom—

mission sind auf öffentliche Infrastrukturmaßnahmen gerich-

tet und setzen sich zusammen aus Straßenbaumitteln, die in

1 Der "state cochairman“ ist der formale Gegenpol zum "federal coChair-
nanW.HüChtEmm km:jeüxflldbr:finflüiomikaPosUa1des'ßmaUaxegflmEfl.
.nqmenunjve“,(kn'penmment:ü1WmäfingUmlweIH:undsfietsIhmmng
zur Kommission und zum Kongreß hat. Seine Position war imLGesetz niCht
'mmxmseman somkamlwunkavonckxlSüxnxm.emflznadnzäglnjlgesflwfifen.
Der "federal cochairnan” ist dem Präsidenten verantwortlich, d.h.
praktisch dem.0ffice of Management and Budget (0MB, dem früheren BOB).
DmsOMBxmxsmjmexmmsjüeüamlrjlKanzolkm„mfläuhmmm,Cüeaüer
nicht sehr wdrksam wurden. Der "federal cochairman" ist weniger als
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jedem fiskalischen Jahr den Hauptanteil ausmachen (üb. 50 %:

s. Tab. 4), Geldern für Gesundheitseinrichtungen‚ Berufs-

schulen. sowie Abwasseranlagen. Sog. "supplemental grants"
ermöglichen eine Aufstockung des Bundesanteils bis zu ei-

ner Höchstgrenze (80 %).1 Dadurch können die Haushalte der

Einzelstaaten und Gemeinden erheblich entlastet werden.

Außerdem sind geringere Beträge für die Wiederherstellung

von Kohleabbaugebieten, Administrationsausgaben von lokalen

Entwicklungsdistrikten und für Forschungs- und technische

Hilfe vorgesehen. (Tab. 5 und Tab. 6)

3.2.1.1 Rolle, Arbeitsweise und Ergebnisse der ARC

Die genehmigten und bereitgestellten Mittel werden formal

dem Präsidenten (als "block grants"2) zugeteilt, der sie
an den "federal cochairman" der ARC weiterleitet. Sobald
die Projekte genehmigt waren, gingen sie von hier an die

ausführenden Behörden. Die ARC hatte also eine gewisse.

jedoch nicht vollständige Kontrolle über den Ausgabenpro-

zeß. Sie mußte sich mit der jeweiligen Behörde, in der be-

stimmte "grants" angesiedelt waren, einigen. Dieses Proze-

dere verlief ohne größere Reibungen, solange es sich in

den gewohnten rechtlichen und verwaltungspraktischen Bah—

‘Wadzeter(kammkmmegknnng:ü1derlfimmussrmnzwlseman son-
da31solltmgem&ut‚flmxaInflamsaalvorcüalanümxmflaäfinfien
'mridenKommxß'waieaL'flxxmetümhlemnea:enlveUJgemal
bestimmte'VOrhaben einlegen, was aber noch nicht geschehen ist.

1 Erhältlich waren diese Ergänzungsgelder für folgende Gesetze:
Federal water Pollution‚Contra1.Act‚ watershed Protection and
Flood Prevention Act, Title VI of the Public Health Service
Act‚‘V0cational Education.Act‚ Library Services Act, Federal
Ajrport Act, Part IV of Title III of the Ccmmmication Act,
Higher Education Facilities Act, Land and water Conservation
FmriAch‚NatkmalIkfiemäamntnmIAct.

2 “Block grants" werden unter allgemeinen‘VerwendunnestbnmmxyaI
Vexgeben‚ sie können flexibler eingesetzt.werden als die “catego—
rical grants". (s.a. Kap. 4.1).
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Organisationsaufbau der Appalachian Regional Commission

Federai Stau Co-chainnan
Co-chairmm b State's Regional

Federa! State
Staff 7 Smff

Executive
Director

General
Counsei ——l Comptroilet

Administrative
Deputy Director Services
and Secretary
t0 Commission information

Services

Program Planning
Development and

Staff Evaluation

F—L—I l : l I l

Program
Operations

Stau und Situation . a I lnformon

Program 06m6! und HOÜÜ'I D 0:26 t Henning Evaluation Management 3!
Control Operation: Manpower I 2:32?

Trampatationq' 5mm" In- W
Youth md 0°. """u rn‘nt and man! Ad-

mtv Raums minimation
Davdoptmnt

Abb. 18-

Anmerkung: Der V0rteil, der sich für die.Mitglieder aus dieser Orh
ganisationsstruktur ergibt, ist der Kommissionszugang
von zwei Seiten und ihre.Arbeit in RiChtung auf die
beiden Ebenen.in:verwaltungsföderalismus. Die Zwischen-
stellung der Kommission kann aber auch Nachteile brin—
gen,9malcükchiknzömammgalimlhxfieküflflaufefinr
'üxieniimnan InxüeflenlfiülenZugenIEMtiihnea-
gaben zeitlich hinter der Mittelbereitstellung zurück.

Quelle: Advisory Commission on Intergovernmental Relations
(1972):.Multistate Regionalism..Ar39‚ Wäshington,
ILC.‚EL 32.
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Appalachenregion 1968

Abb. 19-

Anmerkung: Zwischen 1965 und 1968 sind Teile der Staaten Mississippi,
New York und South Carolina in die Region eingegliedert
worden, so daß die Zahl der Mitgliedstaaten auf 13 ange-
wachsen ist. In das Appalachenprogranm ist auch ein Teil
der Tennessee Valley Region einbezogen.

Quelle: Vollmer, R. (1976‚2): Regionalplanung in den USA. Das
"Appalachian Regional Development Program" am Beispiel
von Ost-Kentucky, Abh. d. Geogr. Inst. ‚ Anthropogeogra—
phie, Bd. 25, Freie Universität Berlin, S. 42.
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Sektionen und Programme nach dem Appalachian Regional
1Development Act von 1965

Ebnaügesufllte
.Appalachenmittel
für die Haushalts-
jahre 1965-1979
in Mio. Dollar
(gerundet):

Sektion 201 - Appalachian Development Highway

System; 2350 Meilen Fernverkehrsstraßen (Korri-

dorsystem), 1000 Meilen lokale Zubringerstraßen,

50 % maximal 70 % Kostenübernahme durch den

Bund: 2 344

Sektion 202 - Demonstrationsobjekte im Gesund—

heitswesen; 80 %'Baukostenübernahme durch den

Bund, Unterhaltskostenübernahme für die beiden

ersten Jahre bis 100 % durch den Bund, für die

folgenden 3 Jahre bis 50 %.

Sektion 211 - Berufsausbildungseinrichtungen;

Bundeszuschüsse für Schulbaukosten.

Sektion 214 - Ergänzungen zu den "grant-in-

aid"-Programmen des Bundes; Finanzierungszu-

schüsse für Staaten und Gemeinden für den Fall,

daß die vom Bund in verschiedenen Gesetzen fest-

gelegten Grenzen der Selbstbeteiligungskosten

nicht erreicht werden können, jedoch nicht höher

als 80 % der Kosten ("supplemental grants").

Sektion 205 - Wiederherstellung von Bergbauge-

bieten; Planaufstellung und konkrete Maßnahmen

zur Schadensbehebung.

Sektion 202 bis 205 insgesamt: 1 399

Sektion 207 — Wohnungsbaumittel

Sektion 302 - Zuschüsse für Verwaltungskosten

der zu bildenden Local Development Districts,

für Forschung und Demonstrationsprojekte; Bundes-

zuschüsse bis zu 75 % der Verwaltungskosten für
eine Periode von drei Jahren.
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Sektion 203 - Landschaftserhaltung und

Erosionskontrolle; 80 % der Kostenübernahme

für 50 acres zu erhaltendes Land durch den

Bund.

Sektion 204 - Forst- und holzwirtschaftliche

Entwicklungsorganisationen; Bereitstellung bis

zu 50 % des Startkapitals für private nicht-

profitorientierte Gesellschaften durch den Bund.

Sektion 212 — Anlagen zur Abwasseraufbereitung;

Bundeszuschüsse für Konstruktionskosten.

Sektion 206 - Übersicht über Wasserressourcen;

Planaufstellung für F1utkontrollen, Flußregu-

lierungen, Trink- und Industriewasserversorgung‚

Verhinderung von Wasserverschmutzung etc.

Sektion 207 bis 206 insgesamt: 134

Gesamtsumme: 3 877

flflxfllefi-

„ummakumg1: DneAmtcüa:Zusammmsufllung<knrSektenInmldnaflüt-
ixflangmxfllstammxlaus:itamfl:tO'UKaCbmmxsscxIthe
(kmtflnEIflXlOfiiEqEflajüanIkgümüfl.Cdmfisshflh
Appendix, Table D. Appalachian Regional Comnission,
Wäshington, D.C.‚ 1979.
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nen vollzog. Wurden neue Programme verabschiedet, wie z.B.
Demonstrationsprojekte im Gesundheitswesen ("health care

demonstration“, Abb. 20), erhob sich, wie in diesem Fall

sehr bald, die strittige Frage der Zuständigkeit zwischen

HEW (Health, Education and Welfare) und der ARC. Währte

dieser Zustand über längere Zeit, wirkte er sich nachtei—

lig auf das Programm aus, weil das Interesse der Behörde

erlahmte, die normalerweise damit beauftragt war.

Das eigentliche Anliegen der ARC als Regionalbehörde, auch

geographisch umfassend an die Aufgaben heranzugehen, wurde

bereits in der Gesetzespräambel eingeschränkt, wo die Staa-

ten in ihrer Verantwortlichkeit für Projekte angesprochen

werden. Auch die Kommission handelte in dieser Weise, so

daß es - abgesehen von den technischen und koordinativen

Schwierigkeiten bei einem so großräumigen Unternehmen —

politisch nicht möglich war z.B. einen Appalacheninvesti-

tionsplan aufzustellen. Jeder Staat entwarf seinen eigenen

Plan und nur er oder seine Untereinheiten konnten Projekte

beantragen, wobei dann der Weg über den betreffenden

Staatsvertreter in der ARC führte. Das Appalachenprogramm

setzte sich also aus vielen Subprogrammen zusammen, die

den Wünschen der Staaten entsprachen und untereinander

nicht weiter abgesprochen waren. Die Stellung jedes einzel-

nen Mitgliedstaates und seine Rolle in der Organisation zur

Wahrnehmung eigener Interessen war gesichert, wohingegen

die Region selbst künstlich geschaffen wurde. Die Staaten

entschieden, welche "counties" einbezogen werden sollten,

die Region lag nicht fest, sondern wurde im Laufe der Zeit

erweitert, und es bestand kein Gefühl der Zusammengehörig-

keit und Einheit.1

Eine Zusammenarbeit fand dennoch statt, und zwar hauptsäch-

1 Umtfies:m1fönkun,neu?amflldeemaflflagsymwchtvxmdam‚daß
die Staaten sieh nicht alle selbst vertreten, sondern mehrere
gaüüfltelkpfiäwmtmfien:fihrdhefmgnmxanfüxiensxfllüah Dnäe
Ihurgungvmufie23x2"nnfluzweüxx'bedkmsnflujgt.
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Gebiete in der Appalachenregion mit Demonstratione—

projekten im Gesundheitswesen nach Sektion 202 des
ARDA

APPALACHIAN REGION

DEMONSTRATION
HEALTH AREAS

m15 man um“ m 1o:|:| 0F m: unaucuuu "enormDEVELOFMEHI’ an

mh-l’h_wfi—q.—MLI_

‘Abbcm-

Quelle: Appalachian Regional Cmndssion (1968): State
andlmxfiemal[EwehxmentIflans:ü1Appdkxfifia.
waflünguxh DJL„ S.72.
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lich dort, wo es die konfliktträchtige Mittelaufteilung

untereinander betraf und sich die Streitfälle konzentrier-

ten und überdeutlich wurden. Schon kurz nach der ARG-Grün-

dung bemühte man sich deshalb Abhilfe zu schaffen und ei-

nigte sich auf einen Satz von Verteilungsformeln für fast

alle Teilprogramme. Die Berechnungsart berücksichtigte

z.B. Bevölkerungsanteil und Pro-Kopf-Einkommen und staats-

spezifische Faktoren für bestimmte Programmfunktionen, wie

beispielsweise die Zahl der Farmen mit niedrigen Einkommen

für das Programm zur Landschaftserhaltung (Sektion 203).1

Wo keine Aufteilungsformeln existierten, wie etwa bei nach-

träglich eingeführten Programmen, entfachte dieser Zustand

neue Auseinandersetzungen zwischen den Staaten.

Um den Bedürfnissen der Mitgliedstaaten besser zu entspre-

chen, gelangte man in der Kommission auch zu einer gewis-

sen Flexibilität in der Handhabung der "categorical grants-

in-aid".
Die Staaten konnten sie austauschen, um bestimmte Präferen-

zen zu befriedigen bzw. die Mittel nicht zu lange ungenutzt

zu lassen. Um die Projektgenehmigung zu beschleunigen und

politischen Kuhhandel auszuschließen, übertrug die Kommis-

sion die Entscheidungsbefugnis an ihr Exekutivkomitee

("federal cochairman", "'states' regional representative",
executive director"). Was im Komitee entschieden wurde, über-
nahm die Kommission gewöhnlich diskussionslos und stimmte

den Projekten meist als Gesamtpaket zu.

0b sich Bund und Staaten gleichberechtigt gegenüberstanden,

ist mehr eine theoretische Frage. In der Praxis hat

Washington den Gebergestus und die Staaten den Empfängersta-

1 Einzelheiten über die Zusammensetzung und Berechnung der "allo-
cation formulas" (variablen, Parameter) primär für die "non—
highway"-Sektionen führt Rothblatt (1971), S. 94—103 aus.
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tus. Da keiner von ihnen eine eigene zusammenhängende

Politik zur wirtschaftlichen Entwicklung vorzuweisen hatte,
lag es in der zentralen Organisation, Initiativen in dieser

Richtung zu entfalten. Von ihr kamen die Vorschläge, welche

Politik eingeschlagen werden sollte, sie begutachtete die

Staatspläne und Projektanträge, während die andere Seite

ihre Entscheidungen abwarten mußte.

Worauf die Kommission mit einem gewissen Nachdruck bestand,

waren standörtliche Investitionskriterien. Im Gesetz wird

dies bereits festgehalten, da nur dort öffentliche Gelder

investiert werden sollen "where there is a significant
potential for future growth, and where the expected return

on public dollars invested will be the greatest".1

Die Staaten sahen sich also veranlaßt, Gebiete zu bestim-

men, die solche Wachstumserwartungen erfüllen würden. Mit

welchem Zündstoff sich dieser ganze Komplex zu entfalten be-

gann, wurde deutlich, als 1965 die Ergebnisse einer Studie

des Litton-Beratungskonzerns durchsickerten. Litton Industries

Inc. war beauftragt worden, Wachstumsgebiete im Appalachen—

raum aufzuzeigen und kam zu dem Schluß, daß West Virginia und

Ost-Kentucky so gut wie keine Entwicklungszonen aufweisen

würden. Die Staaten gerieten in Gefahr, keine Investitions-

gelder zu erhalten und ihre Reaktion zeigte, daß sie nicht

gewillt waren, solche Folgerungen hinzunehmen. Vom Sitz der

Kommission in Washington verlautete denn auch alsbald, daß

öffentliche Ausgaben nur teilweise wissenschaftlichen Krite—
rien zu folgen hätten, sie seien sicher auch politisch be-

dingt und müßten von den politisch Verantwortlichen entschie-
den und verantwortet werden.

1 S.Emämüxfl,fi 78.
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Damit war das "growth center"-Kapite1 aber nicht-abgeschlos—
sen. Die Kommission bestand weiterhin auf Benennung der

Wachstumszentren und bemängelte, daß die eingereichten Vor-

haben den vorgegebenen Kriterien nicht genügend entsprächen.

Sie unterbreitete dann von sich aus Vorschläge, die vorsa-

hen, daß jährlich neue Pläne eingereicht werden sollten. In

ihnen sollten die potentiellen Wachstumsgebiete und eine

Prioritätsliste für Ausgaben enthalten sein. Obwohl die ARC

breite Kriterien für die Festlegung dieser Gebiete angege-

ben hatte, monierten einige Staaten, sie seien zu eng gefaßt,

andere vertraten die Meinung, dies sei allein ihre eigene

Angelegenheit. Nachdem die Kommission weiteren Druck ausge-

übt hatte, indem sie Qualitätsfragen in der Planung und den

Kongreß ins Spiel brachte, einigte man sich im September

1966 auf eine Vorlage unter der Bedingung, daß sie flexibel

zu handhaben und breit auszulegen sei. Was dieser ganze Vor-

gang jedoch zeigen soll, ist der Charakter der Beziehung in

dieser auf gleichberechtigter Zusammenarbeit beruhenden Bund-

Staaten-Einrichtung. Aus der Kommission kommen die Initiati-

ven, von ihr stammen die Vorlagen, sie sieht die Staaten als

beeinflußbar und reformbedürftig an und im Zweifelsfall ver-

treten ihre Repräsentanten eher die Seite der Bundesregie-

rung, während die Mitgliedstaaten mehr den passiven Part

"spielen". Befürchtungen wurden laut, daß die ARC ihre un-

parteiische Zwischenposition nach und nach verlieren und ei-

ne Rolle wie andere sog. "line agencies" einnehmen würde.

Punktuell haben aber die Staaten doch Einfluß auf die inhalt-

liche Programmgestaltung genommen und ihr ständiger Vertre—

ter in Washington lenkt das Geschehen und das Verhalten der

Kommission mit. Ihre grundlegende Einstellung gegenüber den

Staaten dürfte davon jedoch nur wenig berührt worden sein.

Alle Staaten haben in so großer Zahl Wachstumsgebiete ange—

geben, daß sie schließlich mehr als 80 % der Regionsbevölke-

rung umfaßten (Abb. 21). Nach einer Analyse des ARC—Stabes
T971 erfolgte die Ausgabe von Appalachenmitteln tatsächlich
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Ausgewiesene Wachstumsgebiete in der Appalachenregion
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Konzentration öffentlicher Investitionen in den

Wachstumsgebieten der Appalachenstaaten

Hierarchie der Wachstumsgebiete

Staat 1. Stufe 2. Stufe 3. Stufe 4. Stufe

o\0 % %

Alabama

Georgia

Kentucky

Maryland

Mississippi

North Carolina

New York

Ohio

Pennsylvania

South Carolina

Tennessee

Virginia

West Virginia

Region

84,3
33,2
2,2

86,0
87,2
17,3
80,5
87,2
86,1
68,6
38,7
61,5
67,3
62,1

1,4
27,1
45,8
14,0
6,9

36,5
9,9
9,7
4,8
9,1

26,5

3,0

13,9 10,3

14,3
39,2
9,9

5,9
2,8
9,6
3,1
6,2

21,3
10,5
38,5
20,2
13,7

IhbeLka7'-

Quelle: NEwman (1972), S. 156.
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mehr einer Schwerpunktbildung als einem zufälligen Ver-

teilungsbild. Man konnte die Ergebnisse aber nur annähernd

vergleichen, weil die Staaten bei der Bestimmung der Zen-
tren unterschiedlich vorgingen. Dementsprechend variierten

z.B. die Angaben von 2,2 % der Investitionen in Wachstums-

gebieten ersten Grades im Staat Kentucky1 verglichen mit

87,2 % in Ohio (Tab. 7).

Der Ermessensspielraum in den Ausführungsbedingungen bot

also den Staaten ein beträchtliches Entscheidungs- und

Handlungsspektrum, was sie gegenüber der Praxis der kon-

ventionellen Bundesbehörden freier gemacht haben dürfte.

Ob allerdings Qualität und Effektivität der Programmausfüh-

rung gesteigert wurden, ist schwierig zu beantworten. Ein

Vergleich ist praktisch nicht durchführbar. Man ist jedoch

geneigt, einen solchen neuen Versuch mit dezentralisiertem,

dabei aber stärker vereinheitlichtem Vorgehen, von Beginn

an eher positiv zu beurteilen.

Welche Rolle aber kam der Kommission als Programmkoordina—

tor zu ? Eine ihrer wichtigen Funktionen bestand ja in der
Sammel- und Koordinierungsstelle für staatliche Projektplä-
ne. Wie wir aber gerade gesehen haben, war es dem Exekutiv-

komitee bzw. der Kommission selbst kaum möglich, die Ein-

zelvorschläge aufeinander abzustimmen. Was sie in erster

Linie tat, war die eingereichten Unterlagen zu sammeln, sie

in Zusammenarbeit mit der zuständigen Behörde auf ihre Über—

einstimmung mit Bundesgesetzen zu prüfen, Überarbeitungen

zu empfehlen und Befürwortungen auszusprechen. Einen darüber

hinausgehenden besonderen Koordinierungsauftrag gegenüber

1 Bei Kentucky ist zu.berücksichtigen, daß es nur ein "county"
HutlükistamktIMänmentufl.(Metnxxflgebhaj insäfiner
Aqxflacmanrgmmnramte.
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anderen Ministerien hatte sie nicht. Sie kam jedoch in

ihrem Wirkungsbereich ständig in Kontakt mit anderen Stel-

len und mußte sich deshalb mit ihnen befassen. Obwohl

nicht ausdrücklich dafür vorgesehen, übernahm der "federal

cochairman" diese Aufgabe. An zwei Beispielen lassen sich
diese Versuche besonders gut aufzeigen. Das Office of

Economic Opportunity (OEO) war 1964 geschaffen worden und

verwaltete das Programm gegen die Armut. Um einen gewissen

Grad an Übereinstimmung zu erreichen, wollte die ARC ihre

neu einzurichtenden lokalen Gebietsentwicklungsdistrikte
(Local Development Districts - LDDs; Abb. 22 und Abb. 23)
räumlich mit dem "community action agencies" der OEO in

Einklang bringen. Eine Übereinkunft kam jedoch nicht zu-
stande. Ähnlich verliefen die Bemühungen mit der Economic
Development Administration (EDA) im Dept. of Commerce

(DOC).1 Es ging dabei ebenfalls um die Abgrenzung der je-

weiligen Gebietseinheiten, daneben sollte aber auch über

die Politk der Wachstumszentren und die staatliche Rolle

im Planungsprozeß gesprochen werden. Man konnte indes kei-

nen gemeinsamen Nenner finden, und jede Seite finanzierte

ihre Entwicklungsdistrikte selbständig und nach eigenen

Kriterien. Das dabei entstehende Muster der lokalen Anwen-

dungsbereiche überschnitt und duplizierte sich bisweilen.

Der Einfluß der Appalachenkommission war also in diesem

Punkte gering, und man verschob das Problem der Zusammen-

arbeit lokaler Gremien auf die Staatsebene.

Ganz offen sprach man aus, daß es wenig Einwirkungsmöglich-

keiten auf Investitionsentscheidungen des Dept. of Commerce

gäbe. Das Problem sich überschneidender Aufgabenbereiche

ist aber nicht auf die ARC und DOC bzw. EDA beschränkt,

sondern eine allgemeine Erscheinung im Verwaltungsapparat

1 EDA.war die Nadhfolgeorganisation von.ARA und 1965 durCh den
ZRMflicnksammlEamxmucIkwehqmmntlkfi:gesflufifenvxnfien.
(S. ausführlicher in Kap. 3.3.2).
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Lokale Entwicklungsdistrikte in der Apgalachenregion 1980

1; ”in ‚.

nur"... 'i

Abb. 22 -
Amnerkmg: Die Distrikte überziehen das Appaladumten'itorimn voll-

stärfiigmfimichmdesöftermtflaerseinesrenzmhm—
aus. Sie wurden von den Staaten erst allmählich einge-
richtet und setzen sich aus nehreren "ccxmties" zusanmen.
Die Qualität und Funktion ihrer Arbeit (beratend oder
mtscheidmd) war in dm einzelnen Staaten sehr unter—
schiedlich. Ebmso wichen die Art der Zusanue'nsetzung,r
ihre Karpatmzen, der Weg, die Mitglieder zu bestimmen,
und die Beteiligung der EIIHER Bevölkenmg valejnander ab.

Quelle: Appalachian Regimal Cmmissim (1981} : 1980 Armual
Report. Washingtm, D.C.‚ s. 72.
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GEBIETS-ENTWICKLUNGSDISTRIKTE IN KENTUCKY
(AREA DEVELOPMENT DISTRICTS. ADDS) ‘
Offizielle Grenzen für öffentliche Programme sogMutti—County Units ‘bWM wg:

TENNESSEE

Abb. 23 -

Anmerkung: Die Entwicklungsgebiete sind in Kentucky nicht auf die zum
Appalachenprograrrm gehörige Ost-Region beschränkt ‚ sondern
überziehen das ganze Staatsgebiet. Wie die Grenze der Appa-
lachenregion in Kentucky die Gebietsentwickltmgsdistrflcte
durchschneidet s. Abb. 22. In Kentucky waren die ADDs bzw.
Local Development Districts zur verbesserten Zusamnenar-
beit der "oomties" untereinander vorgesehen (der sog. 3 C-
approach = oommmication, oooperation and coordination) .
Der Zusanmenschluß dient auch der Verbreiterung der finan-
ziellen Basis für die Progranmverwirklichmg. Leitungsbe-
fugnis für einen Distrikt hat ein "Executive Board", in
den politische Vertreter jedes Kreises Mitglied sind (z .B .
Bürgermeister) . Weitere Bevölkerungsvertreter werden di-
rekt hinzugewählt. Dabei müssen alle Interessengruppen be—
rücksichtigt werden und alle "comties" müssen gleich ver—
treten sein .

Für die Inhaber öffentlicher Ämter war eine Mehrheit der
Sitze von 51 % zu 49 % vorgesehen. Auch die Vertretung
der armen Bevölkerung war geregelt, doch blieb die Frage
der Angemessenheit umstritten. Soweit möglich sollten
folgende Gruppierungen berücksichtigt werden:

Agriculture Bar Association Chamber of Comnerce
Civil Clubs Clergy Education
Financial Health Industry
Labor Iow Inccme Minority
News Media Utilities Youth

Quelle: Vollmer (1976.2). S. 56—60.
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des Bundes und wird in Kap. 4.3 näher behandelt.-

Welche Auswirkungen ihre Tätigkeit für die wirtschaftliche

Entwicklung in der Region hatte, ist außerordentlich schwer

feststellbar. Zum einen sind ihre Ausgaben nur ein Bruch-

teil der gesamten öffentlichen Investitionen, und in ihrem

besonderen Effekt kaum aus den gesamten staatlichen Aktivi-

täten herauszulösen. Zum anderen mangelte es einfach auch

an Unterlagen und Daten der anderen Bundesstellen, die über

Errichtung, Fortführung und weitere Nutzung der Projekte

Aufschluß hätten bringen können. Allein im Straßenbaupro—

gramm hatte man ausreichende Angaben, die aufzeigten, daß

mit Beginn der achtziger Jahre von den geplanten 3 025 Mei-

len langen Netz etwa 50 % gebaut waren (Tab. 8 und Abb. 24).

Die Kommission gibt ihren geringen Einfluß durchaus zu und

verschleiert auch nicht ihre schmalen Erfolge. Um sich

selbst zu ermutigen und zu schützen,1 begreift sie sich als

Einrichtung mit einer innovativen organisatorischen Form

und beansprucht für sich, neue Gesichtspunkte und Anstöße

in die Routinemaschinerie der Exekutive gebracht zu haben,

die sich längerfristig auch praktisch auswirken würden.

3.2.2 Zusammenfassung

Die Appalachenkommission hatte vor allem zwei Aufgaben:

1. Die Hilfspolitik für die Region zu bestimmen und zu
einem bestimmten Anteil die Zuschußprogramme ("grants-

1 Die Gouverneure als Vertreter der Staaten haben eine ambivalente
Haltung gezeigt. Einerseits verteidigten sie die Organisation,
imämlskaihneAummfitmm;aufanüaxaflgfiemaxpnxnghaiem,anma-
rerseits war ihr Interesse bisweilen gering, weil die.Appalachen—
mittel nur einen kleinen Teil (5 %) der StaatSbudgets ausmachten
und.z.T. nur geringe.Ausschnitte der Staatsflächen vom.Pnognmnn
betroffen wurden. Derthik (1974), S. 107 und 102.
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Geplantes Appalachian Development Highway System 1978
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in-aid", "supplemental grants“, Tab. 9) zu verwalten
und

2. als quasi-Lobby den Kongreß zu erhöhter Mittelbereit-

stellung für Appalachia zu beeinflussen.

Während ihrer eigentlichen Tätigkeit seit 1967 hat sich

die ARC jedenfalls als ein Instrument herausgestellt, ver—

stärkt zusätzliche Bundesmittel in die Region zu leiten.

Dazu hat die Unterstützung des Kongresses und insbesondere

des machtvollen Senate Committee on Public Works beigetra-

gen, das die Verlängerung dieses Programms immer unter-

stützt hat und auch weiterhin abzusichern trachtete. Das

Abgeordnetenhaus verhielt sich dagegen zurückhaltender in

dieser Angelegenheit.

Schon zu Beginn war von PARC der Vorschlag gemacht worden,

eine gemischte "Appalachian Development“-Körperschaft zu

gründen. Man griff also nicht auf das Vorbild einer reinen

Bundesbehörde wie der TVA zurück, sondern wählte die Form

einer Bund-Staaten-Organisation. Eine wichtige Vorkehrung

bestand in der Zuständigkeit der Einzelstaaten bzw. der

Gemeinden für ihre eigene Planung. Damit war das Konzept

eines umfassenden Regionalplans für alle Teilnehmerstaaten

zwar aufgegeben, doch war andererseits in gewisser Weise

die Tradition des amerikanischen Regierungssystems mit der

starken Stellung der einzelnen Mitgliedstaaten gewahrt

worden. Die Neuerung bestand aber doch darin, daß hier ein

gemischtes Gremium geschaffen worden war, das Bundeszu-

schüsse vergeben konnte, die zwar von den Staaten verplant

wurden, jedoch nach bestimmten Richtlinien, die von der

Bund—Staaten-Kommission bestimmt wurden. Man kann der ARC

deshalb in bestimmtem Maße eine dezentralisierte Arbeits-

weise zuerkennen, weil die Staaten in dieser Organisation

eine gewichtigere Funktion ausübten als es gemeinhin üblich
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ist. Des öfteren wurde jedoch kritisiert, daß Qualität

und Organisation der zentralen Planung in den Staaten un-

zureichend waren, und "Pläne" nur aufgestellt würden, um

die formalen Anforderungen zu erfüllen. Sie würden jeden-

falls nicht die Grundlage für Investitionsentscheidungen

bilden. In einem gewissen Rahmen verbesserte sich ihre

Planung aber doch, als nämlich nach der Startphase die

Aufstellung von singulären Projekten ("project planning")

vom Versuch, übergreifende Planung ("comprehensive
planning“) anzustreben, abgelöst wurde.

Das Selbstverständnis der ARC als institutioneller Inno-

vator innerhalb der Administration ist hingegen nicht voll-

kommen berechtigt, weil sie in gewisser Weise der Delaware

River Basin Commission (DRBC) nachgestaltet wurde, die

schon vier Jahre früher (1961) ihre Arbeit aufgenommen hat-

te (Kap. 3.5.1). Wie auch in anderen Programmen versuchte

der Gesetzgeber bei der Appalachenentwicklung in der Lokal-

verwaltung reformerisch vorzugehen. Finanzielle Unterstüt-

zungen sollten dabei den Anreiz geben, neue Formen der

Kooperation der Gebietskörperschaften (LDDs in Sektion 302)

ins Leben zu rufen. Aber auch hier betätigte sich die ARC

nicht auf einem neuen Feld, weil dieselben Bestrebungen

auch in anderen Programmen bzw. Exekutivbehörden unternom-

men wurden.

Nüchterne Politiker in Washinton haben in ihr nichts wei-

ter gesehen als ein Bundesinvestitionsprogramm, das dazu

beitragen sollte, die Region am Wachstum der Nation teilha-

ben zu lassen.1 Das Überwiegen des Finanzanteils der Teil-

programme für den technischen Infrastrukturausbau (primär

1 Nach Congressional Quarterly,‘Weekly'Report,'Vol. XXIII,
Nr. 4, Jan. 1965, S. 101.
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Verwendung der Ergänzungszuschüsse ("supplemental grants")

im Appalachenprogramm nach funktionalen Bereichen bis 1980
(in Tausend Dollar)

Cumulative through 1980

N0. Amount %

Community Deve10pment:

Water System 477 136 798 21,56

Waste and Sewer 92 23 978 3,78

Waste Treatment 426 86 723 13,67

Recreation and Tourism 141 23 285 3,67

Community Improvement 72 18 742 2,95

Industrial Site Development 110 28 699 4,52

Airports 149 18 103 2,85
0ther 5 1 141 0,18

Subtotal:- 1 472 337 469 53,18

Education:

Vocational Education 575 83 753 13,20

Higher Education 242 61 971 9,76

Libraries 161 19 153 3,02
ETC and NDEA 102 14 828 2,34

Subtotal: 1 080 179 705 28,32

Health Facilities 456 107 701 16,97

0ther Programs 62 9 736 1,53

Total 3 O70 634 611 100,00

Ekmelka9'-

Quelle: Appalachian.Regional.Cbnnussion (1981): 1980.Annual Report.
Ehähürfinn,ILC;,EL 39 hmuämdd.
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der Straßenbau) legt obige Betrachtung nahe. Vergleicht

man jedoch die Bruttoausgaben des Programms mit den öffent-

lichen Gesamtinvestitionen im Appalachenraum ist realisti-

scherweise nicht einmal diese Charakterisierung gestattet.

Was in der Gesetzespräambel deutlich ausgesprochen wird,

ist ihre öffentliche Vorreiterfunktion hinsichtlich der In-

vestitionsabfolge. Zunächst soll in der Region mit Bundes-

und Staatsmitteln die materielle und soziale Infrastruktur

(Straßen, Abwasseranlagen, Flugplätze, Gesundheitswesen,

Berufsbildung etc.) so ausgebaut und attraktiv gemacht wer-

den, (indirekte Anreizwirkung) daß simultan oder nachfol-

gend Investitionen verschiedener Branchen des Privatsektors

zur Arbeitsplatzbeschaffung einsetzen. Wahrscheinlich gibt

man sich hier einer großen Täuschung der Anziehungskraft

solcher Maßnahmen einerseits und des Umfangs der privatwirt-

schaftlichen Entscheidungsbereitschaft für solche Standorte

andererseits hin.

Nach etwa sechs bis acht Jahren Laufzeit, einem recht frü-

hen Zeitpunkt für eine abschließende Wertung, machten sich

in der öffentlichkeit und im wissenschaftlichen Bereich Ent-
täuschung und Kritik breit. Nicht allein ihre Wirkung und

Ergebnisse, sondern auch die Organisation selbst wurden

skeptisch oder negativ beurteilt. R.R. Widner1 sah im or—

ganisatorischen Bau der ARC keine Lösung für die Schwierig-

keiten, die bereits bei regulären Bundesprogrammen auftreten.

Nicht einmal ausreichende finanzielle Mittel und gesetzliche

Auflagen würden die verschiedenen Exekutivbehörden zur Zu-
sammenarbeit veranlassen. Auch in diesem besonderen Fall

käme es deshalb zur Duplikation von Programmen, die Rolle

1 Widner, Ralph.R„ (1973): Evaluating the Administration of the
IqmslaflüanImxfionalIkwehxmentläpgnmm Gnum31and(flmmge,
4, S. 25-29. Nach.Vbllmar (1976,21, S. 171.
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der Einzelstaaten sei nicht genügend geklärt, und es fehle

an einer übergreifenden Strategie, was zur Mittelaufsplit-

terung beitrage etc. Der Autor bewertet den regionalpoliti-

schen Versuch dennoch nicht als völlig Vergeblich, weil man

ihn als nationales Experiment betrachten könne, aus dessen

Erfolgen und Fehlschlägen zu lernen sei.

Damals kritisierten offizielle Vertreter der ARC den gerin-

gen Erfolg des Programms auch in der öffentlichkeit. Nach

der Meinung eines ihrer Mitarbeiter war der Einfluß des

Programms "sehr gering, sehr bescheiden“, und es sei bisher

nicht gelungen, eine sich selbsttragende Wirtschaft zu ent-

wickeln. "The entire strategy of public investment in Appa-
lachia is designed to accomplish that objective and that

objective is still far from met."1

Im Januar 1971 schrieb die New York Times, daß verschiedene

Wirtschaftswissenschaftler die Leistungen der ARC nicht

sehr beeindruckend fänden. Diese Meinung teile man auch im

Weißen Haus, so daß Bestrebungen im Gange seien, das Pro-

gramm zu streichen und durch ein neues bundesweites Vertei-

lungsschema der Finanzmittel ("reveue sharing system") zu

ersetzen. Die Pläne der Regierung erhielten einen Rück-

schlag, als im Februar 1971 der amerikanische Senat mit

77 : 3 Stimmen für die Verlängerung des Programms bis 1975

stimmte und S 925 Mio. für den Straßenbau und S 571 Mio.
für die übrigen Programmteile genehmigte. Anfang Juni befür-

wortete das Repräsentantenhaus das stark erweiterte Programm

ebenfalls.2

1 Courier-Journal v. 10.1.1970. Nach Vollmar (1976,2), S. 171 .

2 New York Times v. 12.3.1971 und 9.6.1971. Nach Vollmar
(1976,2), S. 171.
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Die weitere Verflechtung Appalachias mit dem restlichen

Staatsgebiet oder das integrative, entwicklungsfördernde

Prinzip war die leitende Vorstellung für den Straßenver-

kehrsausbau.1 Aber auch dieser Programmpunkt wurde einer

kritischen Betrachtung unterzogen. Nach J.M. Munro2 war

selbst die Planung des Straßensystems für die Appalachen-

region mangelhaft, da weder detaillierte Informationen

über die Baukosten der Entwicklungskorridore bei der Pr0*

grammbewilligung durch den Kongreß vorhanden waren, noch

konkrete Aussagen darüber gemacht worden wären, welchen

tatsächlichen Nutzen ein derartiges Straßennetz bringen

würde. Dafür fehlte u.a. ein umfassender Regionalplan. Des-

halb blieb auch ungeklärt, ob der Ausbau der Verkehrswege

wirklich das beste Mittel sei, die Ursachen für die großen

Probleme Appalachias zu beseitigen. Vielmehr hätte man den

Eindruck, daß eine relativ einfache Lösung, angestrebt

worden sei. Die populäre Ansicht “Let's build some roads,

they're usually a good thing" hätte sowohl die Politiker

der beteiligten Staaten als auch die betroffenen Bürger

sowie das Gewissen der Nation beruhigt.3

Rothblatt zog aus seiner Gesamtanalyse des Appalachenpro-

gramms positive und negative Schlüsse. Er erkannte die in-

novative Rolle der ARC als Planungsinstitution an, beschei-

nigte ihr ein Vorgehen, das sich überwiegend nach einem ra-

tionalen Modell richtete und wies auf den Einfluß hin, den

1 “A5 the roads are built, opening.AppalaChia to the great cities
and.markets of the nation, ..." Appalachia, vol. 1, No. 11, 1968,S.25.

2 MMnro, J0hn.M. (1969): Planning the.Appalachian Development High-
way System: Some Critical Questions. Land Economics, 45, S. 149—
161. Nach VOllmar (1976,2), S. 171.

3.Ähnlich kritisch: Gauthier, H0ward L. (1973): The.Appalachian
IkwehqmmmtlüghMärSysumn Damflogmaü:fiehanE’Eomxmüc
Geography, 49, S. 103-108. Nach'VOllmar (1976,2), S. 172.
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die Kommission auf die Entwicklung und Formulierung einer

nationalen Hegionalentwicklungspolitik haben dürfte. Aus

diesen Gründen hielt er die ARC für die bedeutendste Pla-

nungsinstitution seit Gründung der TVA. Auf der anderen

Seite fehlte es bei der ARC und bei den Staaten jedoch an

Kenntnissen oder am Willen, ihre Ziele zu Operationalisie-

ren. Der Trend zu zentralisierter Planung und die Forderung

nach partizipatorischer Demokratie auf der Ebene der Ent-

wicklungsdistrikte seien bisher ungelöste Fragen, und es be-

stünden keine Kriterien, die einen Kosten-sozialen Nutzen-

Vergleich für das Programmermöglichen.1

Die vom Kongreß ausgesprochenen Verlängerungen des Appala-

chenprogramms 1971, 1975 und 1980 zeigen aber, daß die akafi

demische wie öffentliche Kritik einem solchen Vorhaben nicht

dermaßen schaden kann, daß seine Fortsetzung gefährdet wäre,

weil diese Entscheidungen allein politisch zustande kommen

und getroffen werden.2

Neuere Beurteilungen fallen günstiger aus. Miernyk3 weist

1 Rothblatt (1971), S. 193—198. Nach.Vollmar (1976‚2), S. 172.‘Wie
das Literaturverzeichnis des "Report t0 Congress on the Continuation
of the Appalachian Regional Commission" (ARC: Wäshington, D.C. 1979)
ausweist. liegen Evaluierungsstudien, die nach 1971 angefertigt'wurb
den, vor allem für Teilaspekte des Programms vor.

2 Wie bedeutsam.wirtschaftlichepolitische Überzeugungen und die innen-
politische Lage auch für das Appalachenprogrannzwaren, zeigen die
Folgen der republikanischen Präsidentschaftsübernahme 1980. Im März
1981 hieß es, daß im Fiskaljahr 1982 nur noch.Mittel für das Appala—
charfitnfikmbmqnngnmmnbeflxämlüaiwfinman Dneihkmaüasmäharstünw-
te das zuständige Senatskomitee sogar für die.Auflösung der.ARC. (s.
Kap. 3.3.1.2) Nach Congressional Quarterly, Weekly Report, N0. 11/23,
March/June 1981, S. 484 und 1018.

3.Miernyk, William H. (1980): The Tools of Regional Development
Policy. An Evaluation. Growth and Change, vol. 11, No. 2,
5L 2-6.
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z.B. auf das Ende der jahrzehntelangen Bevölkerungsabwan-

derung aus den schwer betroffenen Gebieten im Appalachenraum

hin. Vorsichtig positiv spricht er auch von der Besserung

der wirtschaftlichen Bedingungen durch das ARG-Programm. Da-

bei müßten die Nachfrage und Preisanstiege für Kohle nach

1974 berücksichtigt werden, weil vor allem sie die Einkommens-

steigerungen und höheren Beschäftigungszahlen bewirkt hätten.

Im Gegensatz zu anderen Autoren (Gauthier, 1973) sieht er be-

reits zum gegenwärtigen Zeitpunkt vorteilhafte Auswirkungen

des Straßenbauprogramms für die Region, doch erst 1990 werde

man die Einflüsse der "Entwicklungskorridore" annähernd rich-

tig einschätzen können.1

Ihre organisatorische Form war bis vor kurzem unangetastet,

und die Bemühungen des Mitarbeiterstabs gingen dahin, Neuerun—

gen in ihre Politik einzubringe, um programmatische Ziele zu

verfolgen. Das ist sicherlich bedeutsam, denn die Abgeordne-

ten aus den Appalachenstaaten neigten dazu, die Ausgaben der

ARC nach politischen Gesichtspunkten als “Geschenke“ für Wäh-
lergefolgschaft auszurichten. Wenn im Kongreß gegen das Appa-

lachenprogramm argumentiert wurde, dann nicht, um es zu been-

den oder zu reduzieren, sondern seine Vorzüge auch anderen Ge—

bieten zukommen zu lassen. Insofern gabe es keine ernsthafte

Gegenerschaft, und ihre politischen Befürworter traten über-

zeugt für eine Erweiterung ein, weil sie in ihr die beste

Form der Beziehung zwischen den Regierungsebenen sahen.2

1 Vgl. Anm. 3 auf Seite 107.

2 vgl. Annu 2 auf Seite 107.
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3.3 Die Title V-Regionalkommissionen und die Economic

Development Administration nach dem Public Work and

Economic Development Act of 1965

Der "Public Works and Economic Development Act“ (PWEDA)1

von 1965 stellt die Grundlage für den größten Teil der Re-

gionalentwicklungsprogramme(8) in den USA dar.2

Wozu das Gesetz dienen soll, beschreibt die Präambel:

"Statement of Purpose

Sec. 2. The Congress declares that the maintenance of the national
eoonomy at the high level is vital to the best interests of the
United States, but that some of our regions, countries, and commu—
nities are suffering substantial and persistent unemployment and
unümxmphxment;thatanwhlnmmphxmentamdlrfienmmlqwmmtcxume
hardship to‘many individuals and their families, and.waste
invaluable human resources; that t0 overcome this pröblem the
Federal Government, in cooperation with the States, should help
areas and regions of sübstantial and.persistent unemployment and
underemployment to take effective steps in pianning and financing
their public works and economic development; that Federal financial
assistance, including grants for public works and development
facilities to ccmmmities ‚ industries ‚ enterprises ‚ and individuals
in areas needing development should enable such areas to help themr
selves achieve lasting fmprcvement and enhance the domestic prosperi-
ty by the establishment of stable and diversified local econcmies
and improved local conditions, provided that such assistance is
preceded by and consistent with sound, long—range economic planning;
and that under the provisions of this.Act new employment Opportuni-
ties should be created by developing and expanding new and.existing
public works and other facilities and resources rather than by
merely transferring jobs from one area of the United States to
another."

Das Gesetz gliedertsich in 7 Teile:

Teil 1 ("title“) beinhaltet die Zuschüsse ("grants") für
öffentliche Vorhaben und Entwicklungsprojekte;

Teil 2 die übrigen finanziellen Hilfen (vor allem Darlehen

für öffentliche Vorhaben);

1 Committee on Public Wbrks (1967): Economic Development.Acts. 90th
Congress, 1 st Session. Wäshington, D.C.‚ Das Gesetz wurde.mehrfach
gdämkmt11mienfiümt.

2 Die.Ausführungen über PWEDA nach'Vbllmar (1976, 1), S. 204—206.
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Teil 3 die technische Hilfe, Forschung und Information;

Teil 4 die Auswahl der zu fördernden Gebiete und Distrikte;

Teil 5 die regionalen Planungskommissionen;

Teil 6 die Verwaltungsbestimmungen, z.B. Ernennung eines

Verwalters im DOC und die Einrichtung einer National

Public Advisory Commission on Regional Economic

Development;

Teil 7 andere technische und administrative Vorkehrungen.

Teil 1 regelt im einzelnen die Gewährung direkter "federal

grant—in-aid"-Programme (2.8. Watershed Protection and Flood

Prevention Act, gewöhnlich bis zu 50 % der Kosten) sowie de-
ren Auffüllung mit zusätzlichen Mitteln, die über die "supple-
mental grant-in-aid"-Programme gewährt werden, um bei einzel—

nen öffentlichen Vorhaben eine Bundesbeteiligung bis zu 80 %

der Projektkosten zu erreichen.

Daneben bestehen unter Sektion 201 und 202 im Teil 2 unter be-

stimmten Voraussetzungen weitere Möglichkeiten der Unterstüt-

zung von öffentlichen und privaten Unternehmen durch die Ge-

währung von Darlehen und die Übernahme von Garantien bei der

Aufnahme von Arbeitskapital privater Geldinstitute, die bis

zu 90 % der Kredite ausmachen. Allerdings wird unter 201 in

den Fällen, in denen öffentliche Dienste oder Entwicklungsvor-

haben mit privaten Einrichtungen konkurrieren würden, keine

finanzielle Unterstützung gewährt. Mittel werden aber in jedem

Fall nur dann gewährt, wenn die Projekte mit einem genehmigten

"overall economic development program" (OEDP) für ein Gebiet

in Einklang stehen. Unter Sektion 203 wird ein "revolving
fund", das heißt ein sich aus den im Gesetz vorgesehenen Mit-

teln und Einkünften aus Rückzahlungen und Zinsen tragender
ständiger Fonds, geschaffen, um die Finanzierungsgrundlage

zu sichern und zu erweitern.

Des weiteren werden im Teil 3 die “grant—in-aid"—Mittel (bis
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zu 75 % der Kosten) bereitgestellt, die z.B. für die Pro-

jektplanung, für Durchführbarkeitsstudien, für das Projekt-
Management sowie für die Forschungs- und Entwicklungsstu-

dien (Entwicklungspotentialstudien durch öffentliche Insti-

tutionen oder auch private Beratungsfirmen) eingesetzt wer-

den können. Darunter fällt aber beispielsweise_auch die Be-
reitstellung von Fachleuten aus dem Ministerium.

Teil 4 und 5 definieren und behandeln die auszuwählenden Ge-
biete und Distrikte bzw. die Regionalkommissionen (Abb. 27).
Zunächst werden in Sektion 401 vom Secretary of Commerce

sog. "redevelopment areas" nach bestimmten Hauptkriterien
festgelegt. Diese bestehen in einer erheblichen andauernden

Arbeitslosigkeit (wenigstens 6 % für das vergangene Jahr und

50 % über dem nationalen Durchschnitt für drei der vorausge-

gangenen vier Jahre) sowie in einem starken Bevölkerungsver-

lust aufgrund fehlender Arbeitsplätze.1

Die “redevelopment areas", die meist auf “county“—Ebene ba-
sieren, gliedern sich ein in die "economic development

districts" (Sec. 403), die aus mehreren kooperierenden "coun-

ties“ bestehen bzw. Entwicklungszentren ("growth centers")

enthalten und, wie bereits erwähnt, ein umfassendes wirt-

schaftliches Entwicklungsprogramm aufstellen müssen (OEDP),

das durch den betreffenden Einzelstaat und durch den Bundes-

minister (Secretary of Commerce) zu genehmigen ist. (Der

Plan enthält u.a. die Punkte Landnutzungsplanung, Transport-

planung, Distriktkooperationsplanung, öffentliche Investi-

tionsplanung.) Zur Bildung dieser Einheiten werden ebenfalls

Mittel bereitgestellt.

Sektion 501 regelt in Übereinstimmung mit den Staaten die

1 Wie politisch gestaltet die Gesetzgebung zur wirtschaftlichen.Ent-
Wicklung ist, sieht man an der Bestimmung, daß in jedem.Staat,
gleichgültig, ob er sich dafür qualifizieren kann, eine "redevelop-
ment area” vorhanden sein muß (Sektion #01 (d)). Es handelte sich
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Einrichtung der wirtschaftlichen Entwicklungsregionen

("economic development regions“). die über die Grenzen
der Einzelstaaten hinwegreichen können. Für sie gelten

die folgenden Kriterien:

1. Die Arbeitslosenrate liegt erheblich über der nationalen

Quote;

das mittlere Familieneinkommen liegt signifikant unter

dem nationalen Durchschnitt;

die Qualität der Wohnungen, der Gesundheitsversorgung und

des Erziehungswesens liegt erheblich unter dem nationalen

Niveau;

die Wirtschaft dieses Gebiets ist traditionell von einer

oder zwei Industrien beherrscht, die sich in einem lang-
fristigen Abstieg befinden;

der Abwanderungsstrom von Arbeitskräften oder Kapital oder
beidem ist erheblich;

das Gebiet wird vom industriell-technologischen Wandel

nachteilig beeinflußt;

das Gebiet wird von Veränderungen im Bereich von Vertei-

digungseinrichtungen oder der Rüstungsproduktion nachtei-

lig betroffen;

regionale Produktionsindizes zeigen eine Wachstumsrate an,

die erheblich unter den nationalen Durchschnitt liegt.1

Auf der Basis der mehrstaatlichen Entwicklungsregionen werden

dabei um.die sog. “Mink areas" nach Patsy Mink, der Kongreßabge-
ordneten von Hawaii. Diese Art unspezifisCher Erweiterung ist nur
durch politischen Druck und Konzession.in1Kongreß erklärlich,
sflmfintaflmm'aksPrenszuenabaflüedmr;nemarPrommmmeamzep-
tkni.masein.

‘INureflnesdüeamrKrüxmnainmßuaerfiültgrün,LmIeBMälAufimmme-
antrag in eine Entwicklungsregion stellen zu können. (Interview
mdt‚R.M. Rauner und G. Milner vom 22.6.1976).
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die Regionalkommissionen gebildet (Sektion 502). Ihr Aufbau,

das heißt die bundesstaatlich-staatliche Organisationsstruk-

tur‚läßt sich, vereinfacht, an dem Schema nach Abb. 25 dar-

stellen.

Der "federal co-chairman“ wird mit Beratung und Zustimmung

des Senats und eines Mitglieds jedes an der Region beteilig-

ten Staates vom Präsidenten ernannt. Die Staatsvertreter

sind die Gouverneure oder ihre Stellvertreter. Sie wählen

einen "state co-chairman" aus ihren Reihen. Entscheidungen
einer Regionalkommission erfordern die Zustimmung des "fede-

ral co-chairman" und einer Mehrheit der Mitgliedstaaten oder

wenigstens die Stimme eines oder nur zweier Mitglieder. (Da-

durch ist die Durchführung von Projekten jedes einzelnen

Staates weitestgehend gesichert. Trotz dieser Art der Koope-

ration sollte man jedoch die in Vielen Fragen starke Posi-

tion des Secretary of Commerce bzw. seiner Verwaltung stets

berücksichtigen).

Als Vorläufer dieses Organisationstyps ist die Appalachian

Regional Commission (ARC) zu sehen, deren Organisationsstruk—

tur in gewisser Weise zum Vorbild diente. Es kam allerdings

deswegen nicht zu einer Duplizierung der ARG-Struktur, weil

das Budget-Büro und der Senat unterschiedliche Auffassungen

über die Anbindung der Kommissionen an die Exekutive bzw.
den Kongreß hatten.1

1 Der erzielte Kompromiß löste diesen Konflikt nicht vollständig,
weil einerseits die Kontrolle der Exekutive (Unterstellung unter
den Secretary of Commerce) erhalten blieb, andererseits z.B.
Senatskriterien für Regionsabgrenzungen in den.Gesetzestext
aufgenommen wurden. Dies führte z.B. zur Aufnahme der Neueng-
landrStaaten in das Programm, owhl sie in ihrem südlichen
Teil hochentwickelt sind. Die geographische Selektion.von.Pro-
gnmmwmwamhmgdxuenjmm.suflltgfium atßmmaüzenasnhwkajges
poLüjsCMäsPniflemckun
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Organisationsaufbau einer Title V - Regionalkommission

REGIONAL COHMISSION

ÜFFiCE 0F THE FEDERAL COCHAIRMAN'

Speciai Assistant
Administrative Assistant
Program Officer
Ciericai

FEDERAL
COCHAIRMAN

GOVERNORS

EXECUTIVE COMMITTEE

Ahb.25<-

Quelle: Department of Commerce, Wäshington, D.C.‚ 1970.

Von den Kommissionsfunktionen seien hier nur die wichtigsten

wiedergegeben:

1. Die Initiierung und Koordination der Vorbereitung langfri—

stiger, umfassender ökonomischer Entwicklungsprogramme für

derartige Regionen.

2. Beratung und Unterstützung des Bundesministers und der

Staaten bei der Einführung und Koordination wirtschaft-
licher Entwicklungsdistrikte,

zen aus den Bundes-‚ Staats- und Lokalausgaben zu erhalten.

3. Förderung verstärkter privater Investitionen in derartigen
Regionen.

4. Vorbereitung von gesetzgeberischen und anderen Empfehlungen

; FEDERAL
g CÜCHAIRMAN

STATE
COCHAIRHAN

iEXECUTiVE DIRECTOR

i CDMMISSION STAFF

Pianners
Economists

Ciericai
etc.

Administrative

um einen höchstmöglichen Nut—
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hinsichtlich kurz- und langfristiger Programme und Projek-

te für Bundes-, Staats— und Lokalbehörden.

5. Durchführung und Förderung von Untersuchungen, Forschung

und Studien, einschließlich einer Bestandsaufnahme und

Analyse der Ressourcen der Region. In Zusammenarbeit von

Bund, Staat und Lokalbehörden Förderung von Demonstrations-

objekten, die die regionale Produktivität und das regiona-

le Wachstum begünstigen.

6. Formulierungsvorschläge und Empfehlungen (wo angebracht)

für zwischenstaatliche Übereinkünfte oder andere inner-

staatliche Kooperationsformen. Erstellung geeigneter Mo-

dellgesetzgebungen durch Zusammenarbeit mit staatlichen

und lokalen Stellen.

7. Regionale Problemklärungs- und lösungsstelle. Errichtung

und Heranziehen - soweit angebracht — von Bürgern, spezi-

ellen Beratungsgremien und Durchführung von Konferenzen.

Wichtig ist im Gesetzestext außerdem noch Sektion 509, die

die Regelung der Ergänzungsfinanzierung zu den “grant-in—

aid"-Programmen im einzelnen enthält, das heißt, daß bei den

Vorhaben, für die die einzelstaatliche und die lokale Anteils-

finanzierung nicht ausreichen, der Bundesanteil durch eine

zusätzliche Geldgabe erhöht werden kann (wie erwähnt, werden

dabei bis zu 80 % der Kosten getragen). Zehn "grant-in—aid"-

Gesetze werden aufgeführt, für die die Zusatzfinanzierung

erhältlich ist.1

1 Es sind dies: Federal Wäter Pollution.Control.Act;'Watershed
Protection and.Flood Prevention Act; Title VI des Public
Health Service Act, vocational Education Act; Library'Servi-
ces.Act; Federal Airport„Act; Teil IV von Title III des Comr
mmnications‘Act; Higher Education.Facilities Act; Land and
water Conservation FUnd.Act; National Defense Education.Act.
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3.3.1 Die Title V Regionalkommissionen zur Wirt-

schaftsentwicklung

Ihre Aufgaben sind in den Bereichen Planung, Forschung, Be-

ratung und Ergänzungsfinanzierung konzentriert. Die Kommis-

sionen hatten im Unterschied zu einer etwas weiteren Rege-

lung in der ARC nur eingeschränkte Befugnis, Projekte zu

starten und sie zu finanzieren.1 Auch ihre zahlreichen Mög-

lichkeiten der Ergänzungsfinanzierungen, die ihnen theore-

tisch Zugang und Einfluß auf zahlreiche Bundesgesetzgebungen

eröffneten, wirkten sich nicht in dieser Weise aus. Auf die-

se Einflußnahme kam es im Grunde gar nicht an, denn die An-

tragsteller hatten nur ein einziges Interesse, die ihnen feh-

lenden Anteilsgelder ("matching funds") damit aufzustocken.

Die Erhöhung des Bundesanteils (80 % statt 50 %) für Baupro—

jekte von Industrieparks, Wasser— und Abwassersystemen, Zu-

bringerstraßen, Flugplätzen und Berufsschulen gehörte also

mit zu ihren Schwerpunktgebieten. An der Zahl der Vorhaben

gemessen, stand dabei HEW vor dem Department of Argriculture,

EDA, Department of Transportation, EPA (Environmental Pro-

tection Agency), Department of the Interior, HUD, und Depart-

ment of Justice.

Das Office of Regional Economic Development (ORED), das im

1 Bei:üuerfünrhjumnglxänand:m:Semm:dieIkfifnm daßtfie
Kommissionen nach einer Anfangsphase die FUnktionsweise der
ARCeainalwmdkm.lußqafimaAmfäüzeznldalRegkmauqmr
missionen: Hearle, Edward, F.R. (1968): Regional Commissions:
Approach to Economic Development. Public Administration Review,
Vol. XXVIII, N0. 1, S. 16-18. Levin, Melvin R. (1968): The Big
Regions. Journal of the American Institute of Planners, Vbl.
XXXIV,‘N0. 2, S. 66-80. walker‚ David B. (1972): Interstate
Regional Instrunentalities: A.New*Piece in an Old.Puzzle.
Journal of the American Institute of Planners, V01. XXXVIII,
N0. 6, S. 359-368..Murphy, Rebert T. (1973): The Regional Comr
mdssion System. Public.Administration Review, Völ. XXXIII,
No. 2, S. 179-184.
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Department of Commerce zunächst die Aufsicht über die Regio—

nalkommissionen führte, setzte sich schon sehr früh dafür ein,

die Kommissionen zur Zusammenarbeit für eine Reihe von öffent-

lichen Aufgaben zu nutzen ("a post hoc theory of coordination"

wie bei der ARC).1 (Abb. 26) Das darin liegende Dilemma trat

aber bald zu Tage, denn die vermeintliche Stärke ihrer Unab-

hängigkeit von anderen Bürokratien war gleichzeitig ihre

Schwäche. ORED bzw. die Kommissionen besaßen nämlich keine Mit-

tel, das Verhalten anderer Stellen irgendwie zu beeinflussen

oder anzuleiten. Die Wunschvorstellung, die überprüften "Re-

gionalpläne" auch umgesetzt zu sehen, blieben unverwirklicht.

Interessierte Bundesstellen konnten die regionalen Pläne zur

Kenntnis nehmen, hatten aber keine irgendwie gearteten Ver-

pflichtungen, sie auch auszuführen. Die Autorität der Kommis-

sionen reichte einfach nicht aus, derartiges durchzusetzen,

und sie schienen es umgekehrt auch nicht zu erwarten, daß ihre

Vorschläge die Aktionen anderer Ministerien anleiten würden.

Selbst nach fünfjähriger Existenz der Kommission sprachen Be-

hördenvertreter von "the absence of any significant degree of

cooperation or even contact with the Commission on major plan-

ning and programming issues.“2

Konnte ORED schon keine Zusammenarbeit bewerkstelligen, so

versuchte sie nun, um ihre Vorstellungen von regional-ökonomi—

scher Entwicklung zu erzielen, die Kommissionen enger an das

Department anzuschließen. Der geeignete Weg schien in der An-

bindung und Kontrolle der "federal co-chairmen" zu liegen und

sollte über die Gewährung von Finanzmitteln zur technischen

Unterstützung der Kommissionen erzwungen werden. Die co-chair-

men", die mehr eine Mittlerrolle zwischen Gouverneuren und

Kongreßdelegationen spielten, reagierten heftig. ORED wurde auf—

1 Derthik (1974), S. 123.

2 Zitiert bei Derthik (1974), S. 122.
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System der Regionalkommissionen (Title V—Kommissionen)

ChairmanSecretary of __ __ _ _ _ q Federal
ComrgLerce Secrctary Advisory Council
Spec. Asst. RED - — — "" "' " Reg. Econ. Devel.

Governors

Alternates

Commerce

Agriculture

I
l
I
| Army

J HEwFederal ——_—————
Governors

Co-Chairman________._l HUD

Typical Title V lnterior

Regional Commission

l
Staff -——-—————|

Labor

DOT

SBA

EPA

_ Lines Of authority

— —. — Lines of coordination, liaison, etc.
Appal. Reg. C.

|
|
|| OEO

I
|
|

Title V Fed.
Co-Chairman

0ther federal
agencies a5
appropriate

Regional
Federal

Abb. 26 _ Advisory
Councils III

l
Anmerkung:'Weisungsgebundenheit und Koordinierungsstränge im.System

ckaiEkaVumumussnmxah Ahmbmmngan HEN==Dept.cfi
Health‚ Education and welfare‚ HUD = Dept. of H0using
miEUHIDewflepmam„IIH'=Ikpt.cifhmmspmdatnxn
OEO = Office of Economic Opportunity‚ SBA = Small Business
IEhünisUüujon‚ETR.=IüwdrommafialZRmnxmtnmlAgemqp

Quelle: Mnrphy (1973), S. 181.

gelöst, und in der Folgezeit einigte man sich auf einen modus

Vivendi. Nicht nur die "cochairmen" blieben ziemlich selbstän-
dig, sondern auch die Staaten genossen einen weiten Spielraum,

wie ihre diversen Pläne und Ausgabenschwerpunkte zeigen.

Die von den Kommissionen erarbeiteten Planungsunterlagen waren

umfangreich und mit hohen Ausgabensummen verbunden, die meist
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für die Schließung des regionalen Arbeitsplatzrückstandes ein—
gesetzt werden sollten. Die Upper Great Lakes Commission

(Abb. 27) wollte mit ihrem Fünfjahresplan und mehreren hun-

dert Millionen Dollar die Bereiche natürliche Ressourcen,

öffentliche Einrichtungen und Berufsbildung finanzieren. Da-

gegen sah die Coastal Plains Commission mit 5 Mio. Bewohnern

für eine achtjährige Laufzeit ungleich höhere Beträge fast

ausschließlich für den Berufsausbildungssektor vor. Auch wenn

diese Pläne in Washington formal gebilligt wurden, waren da-

mit keine finanziellen und Durchführungspflichten verbunden.

NERC (New England Regional Commission) sah nach dem Einreichen

und der langwierigen Prüfung ihres Planes (1970) dieses Unter—

fangen als fruchtlos an, weil für das folgende Rechnungsjahr

daraus keine Konsequenzen folgten. Das beeinflußte natürlich

die Haltung der Kommissionen gegenüber dem Stellenwert und der

Qualität solcher Vorlagen, die formal verlangt wurden, aber

für sie bedeutungslos blieben.

Ursprünglich ging man auch davon aus, daß Regionalprogramme an-

zustreben seien, die mehr darstellen sollten als die Aggregie-

rung von Staatsprogrammen. Die Definition von konkreten Regio-

nalproblemen erwies sich jedoch schwieriger als erwartet, da

auch die Staaten nicht geneigt waren, ihre eigenen Interessen

denen von Gesamtregionen unterzuordnen. Die durch Kongreßpoli—

tik geschaffenen künstlichen Regionen waren nicht unbedingt

wirtschaftliche Einheiten, hatten mit den Nachbarstaaten kaum

kooperiert und besaßen z.B. auch keine ausreichende Datengrund-

lage für die neu geschaffenen Gebiete. Die Richtlinien des De-

partment of Commerce für den Mitteleinsatz wurden 1970 so ge—

ändert, daß die Kommissionen nunmehr zu Instrumenten wurden,

die einzelstaatliche Planung zu verbessern. Das bedeutete je-

doch nicht, daß es zwischenstaatliche Kooperation überhaupt
nicht gegeben hat.
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Wirtschaftliche Entwicklungsregionen 1966/67 (Regional

Commissions nach dem Publie Werks and Eeonomie Develop-

ment Aet of 1965)

= New England Regional Commission
Appalachian Regional Commission
Coastal Plains Regional Commision
Upper Great Lakes Regional Commission
Ozarks Regional Commiesion
Four Corners Regional Commission

ARG
CPRC
UGLRC
ORC
FCRC

Abb. 27--
Anmerlomg:

Quelle:

Ikmeflhammert:ün;dnaAbgnammngtünrRegkxmn‚tiüazuliüäxml
Zeüxmmm:nurtüejaügenflkfiflxuehflm:dm:Süäüen(aihßuh
dheinqüuermfixtaflnftkkmenIämwüäimm;amzmfisüalzuäkkr
geblieben waren. Die fünf Regionen.(ohne.ARC) zählten 24,2
Mio. oder 12,4 % der Gesmtbarölkenmg -- hülusive der Appa-
lachenregion 42 Mio. oder 22 %. Die Amalachmregim ist auf
der Karte ebenfalls eingetragen, abwehl sie auf einer eige—
nenfkämmmmäxmglxnmht uumahmflüanlüäfienalImwehxment
Aet.of 1965}.
Demrment of Canmrce, Washingtm, D.C.‚ 1972.
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Wirtschaftliche Entwicklungsregionen 1976 mit Gründungsdaten

Abb. 28-
Amnerkn: Die 01d West und Pacific Northwest Regionen sind hinzuge—

Quelle:

kcrrmen. Four Comers und Ozarks warden z.B. auf die Flä—
chen ganzer Staaten ausgeweitet und schlossen damit die
Großstadtregionen ein. Initiatoren für diese Schritte m-
ren meist die Staatsgouvemeure. Die Amalachenregim ist
zusätzlich eingetragen. Die sieben Title V Regionen und
Applachia hatten zu diesem Zeitpunkt einen Bevölkenmgs-
anteil von ca. 79.8 Mio oder 38 %.
Departznent of Comneroe. Wastfingtm. D.C. 1976.



- 122 -

Wirtschaftliche Entwicklungsregionen 1979

Economic Dmhpment
Region in flacher 1979

0100209
I__l_.l mihs

Ahb.2ä?-
Amerktmg: DieSoutlmestBorderRegimuxrde1979 indasPrograrrm

aufipnammn.[Melkgehmflmmnqfisn:nn:enfiümemiamflnr-
fifl‘rt.

Quelle: .Allen. K. (ed.) (1979): Balanced National Growth.
mm, S. 323.

3.3.1.1 Zusammenfassung

Seit ihrer Einrichtung vor über fünfzehn Jahren bemühten sich

die Title V—Regionalkommissionen eine spezifische Rolle und
Identität in der nationalen Regierungsstruktur zu finden. Das

lag nicht zuletzt daran. daß ihre Einrichtung durch einen
politischen Tauschhandel zustande kam (“we just added them on
in a political sense". Sen. E.E. Hollings. D. - S.C.).1

1 Caugressional Quarterly, Weekly Regnrt. V01. 37, N0. 15.
April 1979, S. 700.
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Weder das Weiße Haus noch die Gesetzgeber schenkten ihnen

über die Jahre hinweg allzuviel Aufmerksamkeit. Obwohl die

an sich geringen Mittel.r die für sie zur Verfügung gestellt

wurden, stiegen (von S 4 Mio. 1967 auf S 62,8 Mio. 1979),

blieben die Ergebnisse doch hinter den Erwartungen zurück.1

Man bemängelte u.a.‚ daß sie ihrem.Auftrag nicht nachkommen

würden, für regionale Probleme auch entsprechende Lösungen

zu finden. Die in der Anfangsphase erstellten Regionalpläne

waren ja bald zu den Akten gelegt worden.

In der öffentlichkeit spiegelten sich ihre relative Wirkungs—

losigkeit und hohen Verwaltungskosten bisweilen als heftige

Kritik wider. (Z.B. an der New England Regional Commission/
NERC; s.a. Kap. 5.5) Trotz dieser Einschränkungen bestanden

die Kommissionen weiter und wurden durch Druck seitens der

Staatsregierungen und politisches Manövrieren im Kongreß so—

gar geographisch ausgeweitet (Abb. 28 und 29). Der Grund

hierfür liegt in gewissen Programmvorteilen (Zusatzgeldern)

für die Regionen und im Wunsch der Abgeordneten, den Wählern

ihrer Distrikte Erfolge vorweisen zu können.

Die Title V-Kommissionen unterschieden sich von den ARC da-

durch, daß sie finanziell weniger gut ausgestattet waren und

einer stärkeren Aufsicht der Bundesverwaltung unterlagen.

Kontroversen entzündeten sich auch an ihren Aufgaben. Während

die Exekutive sie mehr als unpolitische, technische Planungs—

agenturen betrachtete, sahen sich die Kommissionen selbst als

1 Die räumliche Expansion der.MehrstaateneKommissionen hat dazu
gefiflut‚ckw flnxaßeüflkenxgsmflflensnnrkmawhaan DmflIer-
höhten sich die bereitgestellten.Mittel nicht in diesem Maße.
1971 waren es bei 25.3 Mio. Einwohnern und S 39 Mio. S 1,54
pro Kopf. 1976 bei 61.Mio. Einwohnern und S 64.Mio. 5 1,05.
Rauner,r R.M. (1976) : Multistate Regional Development: Some
Economic and.Legislative Perspectives. Ms.‚ 0.0..r S. 13/14.
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Finanzierungsstellen, die nur mit der Garantie von Bundes-

geldern Pläne aufstellen wollten. Dementsprechend wurden

Jahr für Jahr von ihnen große Ausgabenprogramme vorgelegt,

die jedoch nicht erfüllt wurden.

Insgesamt gaben die Title V-Regionalkommissionen mit ihren ge-

ringen Budgets und ihren vergleichsweise einseitigen Aktivitä-

ten mit hohen Investitionen in Forschung und Planung kein sehr

überzeugendes Tätigkeitsbild ab. Dies bezieht sich insbesondere

auf ihren Beitrag zur regionalen Wirtschaftsentwicklung, wo sie

vor allem auf die Bereitstellung von Ergänzungszuschüssen

("supplemental grants") für Infrastrukturprojekte angewiesen

waren, so daß ihr eigener direkter Einfluß kaum erkennbar

wurde.1

Während das General Accounting Office 1974 noch einigermaßen

sachlich feststellte, daß die Kommissionen einen Großteil

ihrer Mittel informell zwischen den Staaten aufteilten, um die

Projekte zu finanzieren, die jedem einzelnen von ihnen wichtig

schienen, ging Präsident Carter weiter und meinte, sie seien

"a waste of time and money".2

Nachdem der Vorschlag eingebracht worden war, sie mehr zu ei—

nem Forum der Gouverneure zu gestalten, um ihnen größeren Ein-

fluß für regionsbezogene Vorhaben einzuräumen, befürwortete

der Präsident skeptisch, aber nicht hoffnungslos die Verlänge-

rung und Erweiterung der Kommissionen. Am 4. April 1979 legte

1 Aufinumi dkäerzhmenrgen1&MHUaderEfimmxmkemisüien,Cbß
alle Title VPKommissionen gleich magere Ergebnisse aufzuweisen
batman Dasinai sflxxxdeswaxxlnfijnzvolhäfimdrgznn weilznß.
die UGLRC mehr auf dem.Gebiet öffentlicher Bauvorhaben wie Klär—
anlaya1undlknxfissdmflsm.samkaderiäflwentüermvoninxkh
strieparks arbeitete, die NERC dagegen Forschung, SChulung und
DamxstnfljonaiüekUEbeflxme.

2 Congressional Quarterly, weekly Report, vol. 37, No. 15, April
1979,5L WIL
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er dem Kongreß den National Public Works and Development

Act of 1979 vor, in dem beide Punkte enthalten waren.1 Im

folgenden Jahr erfuhr dieser Vorstoß einen jähen Einhalt.

Der Regierungswechsel hatte stattgefunden und einschneiden—

de Budgetkürzungen “standen ins Haus". Für den neuen Secre-

tary of Commerce, Malcolm Baldrige, reichte dies nicht aus,

er wollte die Title V Regionalkommissionen wegen ihrer ge-

ringen Auswirkungen auf die Regionalentwicklung umgehend

auflösen.2 Die zuständigen Gremien auf Capitol Hill unter-

stützten diese Bestrebungen zum Teil und gingen sogar so-

weit, der Beendigung der Kommissionen zuzustimmen. (s.a.

Kap. 3.3.2).3

3.3.2 Die Economic Development Administration (EDA) zur

Wirtschaftsentwicklung

Zur Verwaltung der gesetzlichen Vorkehrungen von 1965 wurde

mit derselben Gesetzgebung (Sektion 601 (a)) die Economic

Development Administration (EDA) als Nachfolgeorganisation

von ARA im Department of Commerce geschaffen. Sie war ei-

gentlich zur Unterstützung der Regionalkommissionen vorge-

1 Nad1CbmmxßsnmEfl.Qmuienun Waädy'flqxnt,\kfl„ 3L‚No.15‚
April 1979, S. 711.

2 Nach.Congressional Quarterly, weekly Report, Vbl. 39, N0. 11,
March 1981, S. 484.

31km;enmm1ajueihaldesIXmeruKämzof(kmmenxaan<üalAuümrvam
2.12.1981 geht hervor, daß die Arbeit der acht Regionalkommissio-
nen zum.30.9.1981 beendet wurde. Für eine Phase von.wenigen.Mbna-
tenvwmdeeflnetflemgngsnxmlmx;geaflmifian_umlkmEEmkaakkr
Uaabmxxhlkßen.(Mammammmlannamentkeümxm'üm:axxeüuy
ofCXMmenxaamdijmaFamaäfl.CodxürmencfiftheCEEC,IKIC,1mflKL
OWRC, ORC, PNRC, SBRC, UGLRC. 13.10.1981. In einigen Fällen hat—
ten die Staaten Nachfolgeorganisationen gebildet, deren Existenz-
dannrdhxaßmükmhfiük:anmerxmmamäagbmrwar.
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sehen, doch hat sie eine eigenständige Rolle übernommen.1

Zu ihren Aufgaben gehörten Vergabe von Zuschüssen ("grants"),

Ergänzungszuschüssen ("supplemental grants") und Darlehen

für öffentliche Projekte in notleidenden Gebieten (Tab. 10
und Tab. 11). Auf Darlehensbasis gewährte sie auch Unter-

stützung für private Industrie- und Geschäftsunternehmen und

bot den Gebietskörperschaften technische und Planungshilfen
an. Ihr unterstanden die sog. 'multicounty development di-

stricts' (EDDs = Economic Development Districts), die einen

umfassenden Entwicklungsplan für ihr Gebiet aufstellen muß-

ten (OEDP), um Projektförderungsmittel beantragen zu können.

Diese Art der wirtschaftlichen Entwicklungsdistrikte umfaßte

schließlich 70 % aller 'counties' der USA (Abb. 30).

EDA hatte eigentlich keine regionale Funktion im engeren Sinn,

da sie in keinem räumlich fest umrissenen, kohärenten und per-

manenten Anwendungsbereich arbeitete, sondern in Gebieten tä—

tig war, die nach bestimmten Kriterien festgelegt wurden und

zeitlichen Veränderungen unterlagen. Sie war als zusätzliches

Instrument zur Unterstützung besonders schwer betroffener

Gebiete konstruiert, hatte also eine räumlich selektive Wir-

kungsweise, die das Territorium der USA mit einem fleckenhaf—

ten Applikationsmuster überzog. (Abb. 31)

EDA hatte in ihren wirtschaftlichen Entwicklungsdistrikten

1 Nach RWM. Rauner und G..Milner arbeiteten die beiden.0rganisatio-
nen als getrennte Einheiten wirkungsvoller. (Interview vom 22.6.
1976). Eigenständig heißt nicht unabhängig'wde die Beschränkungen,
unter denen EDA arbeiten.mmßte‚ aufzeigen. Bei der vergabe von
Unternehmensdarlehen.mmßte die Small Business Administration (SBA)
eingeschaltet werden . Bei den öffentlichen Anträgen für kommmale
Einrichtungen erfolgte die Prüfung durch die Ccmnunity Facilities
.Abteilung von HUD. Die Farmers Hame Administration prüfte Zuschüs-
aeffim.üümujche(kifiete.dDxämdtnmmgsehufichhnmmmfibahniten
der Genehmigung von HEW usw. Rondinelli, D.A. (1975): Urban and
Regional Develogrent Planning. Policy and Administration. Ithaca,
London, S. 136/137.
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(EDDs) ähnliche RepräsentativProbleme mit lokalen Interessen—

gruppen wie das Appalachenprogramm in seinen LDDs.

In West Virginia, dem einzigen Staat, dessen gesamtes Territo-

rium zum Appalachenprogramm gehört, stimmten die Grenzen der

Anwendungsgebiete von ARC und EDA überein. Für diese sog. Sub-

regionen ergab sich die günstige Situation, aus zwei paralle-

len Quellen Projektmittel schöpfen zu können. ARC und EDA sa-

hen sich daher als konkurrierende Einrichtungen, die auf sehr

ähnlichen Gebieten arbeiteten.

Von EDA finanzierte regionale Entwicklungsmaßnahmen -

1965 - März 1978 (in Tausend Dollar)

Dollar %

Public works 2 271 906 65,9

Business development loans 453 699 13,2

Loan guarantees 217 928 6,3

Technical assistance 156 075 4,5

Planning grants 125 964 3,7

Economic adjustment 219 213 6,4

Economic development programs 3 444 785 100,0

Tabelle 10 -

Anmerkung: Ca. 3,4 Mrd. Dollar wurden von EDA ausgegeben. Davon
fast 66 % für öffentliche.Arbeitsvorhaben. Nur 13 %
wunmalfür<kaxhäfuxbuleMa1venmatkt.

Quelle: Miernyk (1980), S. 3. (veränd.).
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Wirtschaftliche Entwicklungsdistrikte (EDDs) der Economic
Development Administration 1974

Abb.30-

Quelle: U.S. Deparunent of Camerce, Ecmcmic Developtent
Adflfinistratian (1974): 1974 Annual Report.
wadfingümy DJL„ S.19.



-130-

Unterstützungsgebiete der Economic Development Administration

(EDA) 1974

Abb.EH -

Anmerkung: Untersohieden sind.Gebiete‚ die voll unterstützt wurden
(2.8. auch mit "sugplenental grants“) und solche.r die
Hund düaüblkimniflmdmflmntUfl.(finnm 'Ü edfielban

Quelle: U.S. Department of Camerce, Economic Developnent Admi-
nistration (1974): 1974 Annnal Report. Wäshington, D.C.‚
S.18.

Den Staatsregierungen war EDA insofern nicht angenehm, weil

die Lokalbehörden unter Umständen ihre Anträge über ihr Re-

gionalbüro direkt nach Washington richten konnten und damit

keiner ihrer administrativen Kontrollen unterlagen. Die lo-

kalen Stellen betrachteten sie dagegen als keine echte Dupli-
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kation, sondern als eine für sie vorteilhafte organisato-

risch-finanzielle Konstellation.1

Auch der Inhalt beider Programme unterschied sich leicht, da

EDA mit ihren Geldern zur Industrieunterstützung auch sekto-

rale Strukturpolitik betreiben konnte, während die ARC vor al-

lem regionale Infrastrukturpolitik praktizierte. EDA geriet

mit diesem Teil ihres Programms teilweise in legale Konflikte,

weil sie bei der Kreditvergabe an Privatunternehmen, im System

des freien Wettbewerbs, wegen unfairer Konkurrenz angeklagt

werden konnte.2

Wie erwähnt, investierten ARC und EDA z.T. in den gleichen

Zonen, doch es ist aufschlußreich, mit welchem räumlichen Kon—

zentrationsgrad sie dies taten. Darüber gibt Tab. 12 und

Abb. 32 Auskunft. Die ARC hatte demnach 72,3 % ihrer Investi-

tionen in den primären Wachstumsgebieten der Subregionen von

West Virginia getätigt, während dies bei EDA nur zu 54,7 %

der Fall war. Staatsweit betrachtet, wiederholte sich dieses

Bild in den Unterregionen, da vier von neun entschieden höhe-

re ARG-Investitionen in den ausgewiesenen Zonen aufwiesen. Ob

damit generell gesagt werden kann, daß die ARC sich mehr an

die “growth center"-Vorgehensweise hielt als EDA3‚ ist nicht

definitiv, weil in den Staaten des Appalachenprogramms selbst

1 Auch R.M. Rauner und G..Milner (DOC) wandten sich im Interview
vom 22.6.1976 gegen derartige Vbrwürfe. Ihnen sei kein Fall
einer edhten Duplikation bekannt, da "zwei wasserversorgungs-
anlagen in einer Gemeinde noch nie gebaut worden seien". Die
Wünsche nach solchen Ausbauten seien so zahlreich, daß sie
auch.von EDA, FHA und HUD zusammengenommen, nicht erfüllt
waibnlühnflan

2 Ein solcher Fall wird im wallstreet Journal v. 21.11.1967
geajfildadn

3 EDA ging auch nach diesem Prinzip vor. Die Bestinmung dieser Zentren
war aber ein Prdblem für sich, weil die Forschung nicht in der Lage
war, solche Pole, Ihr Hinterland und die verknüpfungen zwischen ih-
nen, anzugeben. Cumberland (1971), S. 88.
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große Schwankungsbreiten in ihren Handlungsweisen auftraten.

Die EDA-Verwaltung hatte den Kongreß immer hinter sich, doch

war ihre Situation während der Nixon-Periode unsicher gewor-

den, weil die Administration versuchte, die EDA-Programme aus-

laufen zu lassen und die Gelder stattdessen als sog. "block

grants" zu verwenden.

Ähnliche Vorwürfe wie gegen das Appalachenprogramm wurden auch

gegen EDA erhoben. Die Exekutive beurteilte sie wegen ihrer

Ineffektivität negativ. Doch wurde von der Legislative ihre

Hilfeleistung für die benachteiligten Gebiete und die betrof—

fene Bevölkerung sowie das Modell der bundesstaatlich-glied-

staatlichen Kooperation positiv angeführt.1 Für das Haushalts-

jahr 1974 waren deshalb von Regierungsseite keine Mittel mehr

für die durchzuführenden Maßnahmen mehr vorgesehen. Die Exeku-

tive argumentierte, daß die von EDA ausgeführten Programme und

Projekte nicht dazu beigetragen hätten, den wirtschaftlichen

Notstand in den "depressed areas" zu mildern, daß die Gelder
vergeudet würden, und die Programme sich mit denen anderer

Behörden überschnitten bzw. Doppelförderung betrieben werde.

Viele dieser Aufgaben könnten durch den Rural DeveloPment Act

von 1972 übernommen werden oder auch von der Small Business

Administration oder der Environmental Protection Agency. Tat-

sache war allerdings, daß im Budget für 1974 für die ländli-

che Entwicklung ebenfalls nur stark gekürzte Gelder zur Ver-

fügung standen. Im übrigen sollten alle diese Aktionen zur

wirtschaftlichen Entwicklung nach der Meinung der Nixon-Admi-

nistration in einer Gesetzesneufassung koordiniert werden, die

der Präsident als Economic Adjustment Act vorlegen wollte. Der

Kongreß schloß sich dieser Beurteilung und der Haushaltsvorla-
ge jedoch nicht an und verlängerte das Gesetz zunächst um ein

1 Die Passage folgt den.Ausführungen'Vollmar (1976,1), S. 203/204.
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Primäre Wachstumsgebiete in den neun Subregienen von

West Virginia

g pmmwr GIowTH Alte
ß?“ {g 15.35...“

Üß‘: w r
{ilaikggäifilfläuri :Ü;H?ÄZIHL

Jul H -IIH

Ahb.2fi!-

Quelle: Rothblatt (1971),r S. 181. Nach: West Virginia Dept. of
Cemmerce (1967): west‘Virginia„appalachian.Guidelines,
1967-1968. Charleston.

weiteres Jahr bis Mitte 1974, wodurch auch seine Finanzie"

rung gesichert war.

Ein zweiter Versuch EDA zu reorganisieren und HUD anzuglie-
dern, wurde dann bereits von der Carterehdministration zu—

rückgewiesen. Unter der neuen Verwaltung sollte im Gegenteil
die Rolle von EDA durch finanzielle Aufstockung und erweiter—
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Investitionen der ARC und EDA in den primären Wachstumsge-

bieten der Subregionen von West Virginia während der Haus-

haltsjahre 1965-1967 (in Dollar)

ARG-Investitionen EDA—Investitionen

Staatl.

Subregion Mittel o\°Mittelo\0

562 100 100,0 2 065 000 100,0

1 136 000 96,8 372 000 22,1

762 400 60,6 0 0

2 030 100 100,0 2 141 000 100,0

608 700 49,5 430 000 28,7

412 400 100,0 3 930 500 100,0

2 473 400 80,5 1 724 500 24,5

536 400 44,7 3 324 800 43,9

487 800 100,0 824 000 100,0k
o

o
o

x
l
m

m
t
—

a

Insgesamt: 8 986 300 72,3 14 811 800 54,7

Tabelle 12 -

Quelle: S. Abb. 32

te Kompetenzen gestärkt werden.1 Einige andere wirtschaftli-

che Entwicklungsprogramme wie der Small Business Administra-

tion (SBA) und der Farmers Home Administration (FmHA) sollten

in die EDA übernommen werden, und ihr Budget sollte um das

1 JOhn Rees gab die EDAeMittel (1975):mit_071 Prozent der gesamten
Bmmbsmmflama1an,vmmitsmimarMennmgxmmhlmfinegnö&aenlum-
*wümmmyalaufCüelkgymmfleUUückhnmrzueazenflmn:äfien.Iwes,
J. (1979): The Impact of Defense Spending on Regional Industrial
Change in the United States. 17 S. Paper prepared for the United
States‘German Seminar on: "Regional Development Under a Federalist
System"..Austin, Texas 1979.
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Fünffache auf S 3,1 Mrd. (Haushaltsjahr 1980) erhöht werden.
Ihre Laufzeit war bis 1985 vorgesehen. EDA wurde aufgewertet

und begann sich selbst als die herausragende nationale wirt-

schaftliche Entwicklungsbehörde zu sehen.1

Geplante Aufteilung der Mittel für das Haushaltsjahr 1980:

. Öffentliche Arbeitsvorhaben S 595,0 Mio.

S 90,7 Mio.
Darlehen und Zinssubventionen S 569,0 Mio.

5 1,8 Mrd.

Planungs- und technische Hilfe

Darlehensgarantien

(
‚7

1
%

d

Zusätzliche Darlehensmittel der

SBA und FmHA S 1,0 Mrd.

Ob der Kongreß jedoch Mitteln in dieser Höhe und den Verteie

lungsformeln zustimmen würde, die eine Reihe von ländlichen

und städtischen Gebieten von der Förderung ausschließen wür-

den (nur noch Gebiete, die ca. 50 % der US—Bevölkerung um-

fassen statt 75-80 %)‚ war zu diesem Zeitpunkt sehr unwahr-

scheinlich.2

Ein Jahr später bestätigte sich diese Erwartung. Nachdem bei-

de Häuser den bereits geänderten Entwürfen der Exekutive zu-

gestimmt hatten, wurde die weitere Behandlung durch einen ein-

gebrachten kostspieligen Zusatzantrag blockiert.3 Die Aus-

1 InlLaufe der Jahre war EDA durch gesetzliche Zusätze (“amendments”)
bereits erweitert.worden‚ die ihren entwicklungspolitisdhen Kurs
beeinflußt haben. An drei Stellen läßt sich.dies beispielhaft zei-
gen. 1. Ihre Rolle als kurzfristiges, antizyklisches Instrument
wurde ausgebaut (ab 1971). 2. Der "depressed areas"eAnsatz und
die "worst-first"—Regel für besonders hart betroffene Gebiete tra-
ten zugunsten einer nationalen.Entwicklungsaufgabe zurück. 3. Ihre
ursprüngliche.Ausrichtung auf ländliche Gebiete wurde um die städti—
sche Problemkomponente ergänzt. Martin, Curtis, H.‚ Robert‚.A.
Leone (1977): Local Economic Development. Lexington. InSbesondere
Kap. 5, S. 79-91.

2 Nach Congressional Quarterly, weekly Report. VOl. 37, N0. 15,
April 1979, S. 699/700.

3 Es handelte sich um ein ergänzendes Programm für öffentliche
Arbeitsvorhaben, das 2 Mrd. Dollar kosten sollte. Der Abgeord-
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schüsse gaben ihre Bemühungen auf, die Ausweitung und Auf-

stockung noch im 96. Kongreß zu erreichen. Stattdessen wur-

den die laufenden Arbeiten von EDA für weitere drei Jahre

(bis 1982) verlängert und ihre finanzielle Ausstattung auf

1 Mrd. Dollar festgelegt.

Als die Präsidentschaftswahlen im November 1980 den Macht—

wechsel brachten, gelang es den Republikanern erfolgreich nur

die einfache Gesetzesversion durchzusetzen. Präsident Reagan

hatte bereits angedeutet, daß er bei dieser Art von regiona-

len Aufbauprogrammen Steueranreize statt öffentliche Darle-

hensgarantien einsetzen würde. Carters EDA*Vision einer ge-

stärkten Entwicklungsorganisation, wo eine Mischung "cf

public and private funding" (direkte Anreizfunktion) die
strukturschwachen, ländlichen Gebiete und Städte fördern

sollte, war damit hinfällig.1

nete R.A- Roe (DAN.Y) setzte sich dafür ein und traf damit auf
ImitryaIWiüaxfiand:MJSemm;

1 Nach.Congressional Quarterly, weekly Report, Vbl. 38, N0. 48,
Nevember 1980, S. 3463.
llkaBemmmnmen.üidüessEüchmxmfwmmxlauflivoncüalEnmmimngai

. erfüllt, eine konsistente nationale Entwicklungspolitik in Gang
.zu setzen. Rothblatt, D.N. (1974): National Development Policy.
Public Administration Review, vol. XXXIV, No. 4, S. 369-376.
Kernstück von Präsident Carters Entwicklungspolitik war die "Urban
Ikwehxmentfämk" UTübmflÜ),(fieaflmrkßdafikien,[kaleMaEganmr-
tien und Zinssubventionen zur Anregung privater Investitionen ver-
geben sollte. Die ursprüngliche Idee bestand allerdings in der
EfinrnflnmngeflnerImmiomfiemflüflmÜCKhmgdmnk:fihtwemüyenümkßel-
te ländliche und städtische.Prdblemgebiete. Sie sollte als unabp
hängige Einheit entstehen, doch.scheiterte dies am Widerstand.des
Kengresses. Danach (1979) suchte die Administration sie als Teil-
stüjmaindüe«aneiUHielflmrvenüfltmx;(EommmicwehxmentAd-
nünistration) zu integrieren..Auch.dagegen erhOb sich Widerspruch,
weil z.B. die.Abgeordneten aus den Landgebieten eine'Veränderung
der EDA—Politik zugunsten der Städte sahen..Aus diesem.Grunde
sollten ihnen 40 % der Gelder zugesichert.werden. In privaten
Emflüxenäalbeuämhteuänancim;VOfiüüenammsKodenzenmpfimdaindt
Skepsis. Auch andere SpreCher verbanden mit der Entwicklungsbank
jeweils stark vom eigenen Interesse geprägte Erwartungen, die
sehr unterschiedliche.Auffassungen über ihre Funktion erkennen
ließen. Am Ende der Carter—Periode war die Idee im Sande verebbt.
Siehe dazu Stanfield, Rochelle, L. (1980): Carter's Urban Develop-
ment.Bank — Dead but not quite Buried. National Jeurnal, Vbl. 12,
N0. 41, S. 1700/1701, und.New'YcIk Times V. 7.9.1977.
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Das 0MB unter der Reagan—Verwaltung ging sogar noch weiter.

Im März 1981 trug ihr Direktor David A. Stockman dem Hause
Public Works Subcommittee die Politik seiner Regierung vor:

"We believe government should get out of the regional deve-

1opment and job-creating business".1
Für das Rechnungsjahr 1982 sollten die relativ kleinen Be-

träge für die Entwicklungsprogramme bereits gestrichen wer-

den. Republikanische und demokratische Abgeordnete und Sena-

toren stemmten sich gegen diese Absichten, doch im Juni 1981

wurden die Demokraten, die sich für die Beibehaltung der Pro-

gramme ausgesprochen hatten, im Environment and Public Works

Committee des Senats überstimmt. Die Streichungsabsichten der

Regierung wurden im vollen Umfang befürwortet.2 Zum Jahres-

wechsel 1981/82 sah es so aus, als ob die regionale Struktur-

politik der 60er Jahre ein Ende gefunden hätte.

3.4 Zur Einschätzung der Regionalpolitik der sechziger Jahre

Eine autonome bzw. quasi eigenständige und gefestigte Stellung

im bundesstaatlichen Verwaltungssystem hat außer der Tennessee

Valley Authority, mit gewissen Einschränkungen, auch die Appa—

lachian Regional Commission. Kritik wurde durchaus auch an

dieser Regionalorganisation geübt, bei der der materiell-tech—

nische Ausbau Appalachias so betont wurde. Ihre relative Wirk-

samkeit und die Ergebnisse ihrer Politik und Programme hingen

aber gerade auch von ihrem beschriebenen Sonderstatus ab.

Dagegen haben die Title V-Regionalkommissionen nicht die ent-

wicklungsmäßige Rolle übernehmen können, die für sie konzeptio-

1 Congressional Quarterly, weekly Report, VOl. 39, N0. 11, March 1981,
S.484.

2 Nach.Congressional Quarterly, weekly Report, V01. 39, N0. 39,
Jüne 1981, S. 1018.
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nell zumindest angestrebt wurde. Das hatte vor allem politi-

sche Gründe. Im Falle der Regionalkommissionen ist es ihre

schwache Stellung im Verwaltungssystem überhaupt. Sie ist zu—
rückzuführen auf einen politischen Kompromiß zwischen Kongreß

und Exekutive, der ihnen nur einen beschränkten Aufgabenbe-

reich mit unzureichender finanzieller Ausstattung eröffnete.
PWEDA stellte so etwas wie einen "Flickenteppich" von Maßnah-
men dar. der zahlreiche Interessen widerspiegelte, die alle

in einer Gesetzgebung untergebracht wurden. Dabei wurden auch

die Title V Kommissionen konstruiert, die eine "strukturelle

Anomalie" ergaben, "that has frustrated all participants".1

Die Appalachenkommission und die Title-V-Kommissionen werden

sich in der Frage der Zusammenarbeit mit anderen Bundesstellen

immer an den Widerständen der etablierten Bürokratie reiben.

Im übrigen waren sie auch damit beschäftigt, das Weiterbeste-

hen der eigenen Organisationen vor dem Kongreß und dem Bureau

of Management and Budget zu betreiben. Ganz besonders traf

das auf die Title V Kommissionen zu.

Nach dem politischen Wechsel in Washington 1980 war es keine

Frage mehr, daß die Regionalkommissionen weit davon entfernt

waren, größere Bedeutung zu erlangen. Weder konnte man erwar-

ten, daß sie geographisch ausgedehnt werden würden, um even-

tuell das gesamte Territorium der kontinentalen USA abzudek—

ken, noch daß sie zentrale Koordinationsstellen abgeben wür-

den. Vielmehr zeichnete sich ab, daß ihre Arbeit eingeschränkt

oder beendet werden würde.

Beide Programme basierten auf der funktionalen Theorie der ge-

planten regionalen Anpassung ("planned regional adjustment"),

nach der vor allem durch den gezielten Einsatz öffentlicher
Mittel wirtschaftliche Entwicklung eingeleitet werden sollte.

Bei diesem Ansatz blieb es im wesentlichen der privaten Wirt-

1 Derthik (1974), S. 131.
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schaft überlassen, Arbeitsmöglichkeiten bereitzustellen.

Durch diese Schritte, so nahm man an, würde sich die Lebens"

Situation der ansässigen Bevölkerung quasi von selbst bes-

sern ("trickle down“-Effekt). Die Regionen könnten allmählich

Anschluß an die Nation finden, so daß die funktionale Inte-

gration im Sinne der öffnung (z.B. Appalachias) in Richtung
auf die großen Städte und Märkte des Landes vorangetrieben

würde.

Ein Bestandteil dieser Strategie war auch die Anwendung des

Wachstumszentrenansatzes, der am Beispiel Appalachias mit ei-

nem Netz von sog. Entwicklungskorridoren kombiniert wurde,

was etwa dem theoretischen Konzept eines punktaxialen Systems

entsprechen würde.

Für den Kongreß schien dies wichtig gewesen zu sein, weil er

damit eine rationale Ausgabenpolitik begründen konnte. Auch

die regionalen Planungsexperten benutzten sie zur Aufstellung

von Prioritätsgebieten, legten aber die Abgrenzungskriterien

nie klar an den Tag. In den meisten Fällen waren Wachstums-

zentren gewöhnlich Städte von 2 500 bis 100 OOO und mehr Ein-

wohnern, und ihre endgültige Ausweisung als dynamische Pole

dürfte auch politisch beeinflußt gewesen sein.

Zur allgemeinen Einschätzung des PWEDA kann gesagt werden,

daß ihm eine ähnliche Konzeption zugrunde lag wie dem Appala—

chian Regional Development Act.1 Vorgesehen waren öffentliche

Projektvorleistungen in wirtschaftlich und sozial benachtei-

ligten Gebieten, für die auch bestimmte Finanzierungsmöglich-

keiten vorgesehen waren. Es wird deutlich, daß daß Gesetz ei-

ne Maßnahme darstellt, die zur Erhaltung bzw. Stärkung der

freien Wettbewerbswirtschaft beiträgt und keine irgendwie ge-

arteten gesellschaftsstrukturellen Veränderungen oder tiefe

staatliche Eingriffsmöglichkeiten bzw. Kontrollen anstrebte

1 Der AbsChnitt zur GesetzeseinsChätzung nach Vollmar (1976,1), S. 206.
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(Stabilisierungsfunktion). Es bot die Grundlage für ein re-
lativ bescheidenes Finanzierungsinstrumentarium und für den

bürokratisch-institutionellen Apparat, die beide zur Ver-

wirklichung dieser Projekte dienten (instrumentelle Funktion).

Eine Diskrepanz zwischen Planungsabsichten und realisierten

Projekten war dabei offensichtlich.

Das Kernstück dieser bundesstaatlich-staatlichen Kooperation

war die finanzielle Beteiligung des Bundes in der Form der

“grant-in-aid"—Programme. Die Einzelstaaten und Gemeinden be-

teiligten sich daran durch die sogenannten "matching funds",

die zum Teil wiederum durch “supplemental grants-in-aid" des

Bundes ergänzt wurden. Die Kooperation mit der Privatwirt-

schaft erfolgte durch die Teilfinanzierung ihrer Vorhaben in

Darlehensform und bundesstaatliche Garantien. Ob allerdings

mit dem Entwicklungskonzept öffentlicher Infrastrukturin-

vestitionen die Attraktivität peripherer und unterentwickel-

ter Gebiete so zu steigern ist, daß sie "wettbewerbsfähig"

werden und daß durch sukzessive - von der Bundesregierung

zum Teil finanziell unterstützte - private Industrialisierung

die Lebensverhältnisse der arbeitslosen und armen Bevölkerung

sowie die regionalen Ungleichheiten beseitigt werden können,

muß auch in diesem Falle fraglich bleiben.
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3.5 Regionale Organisationsformen zur Flußbeckenplanung

und -entwicklung

Übersicht der Organisationen zur Flußbeckenplanung und

-entwicklung

Name der reg. Gründungsjahr Zusammensetzung/ Kurzcharakteristik
Qqfimdsmjon Leüxmg

Delaware River 1961 durch ei- Ein Bundesvertreter, Die Übereinkunft dient
Bask10amüs— nenlkmdääzar (knTVGnEmäshünüen (kanmxflicmmryundIRkh
shmI(Dmxn tarwerUEQ' enwmntvürd.LkaeüudeHHQHWMIPmmg.a—

ükflamnraRr- ‘Waireünrüarenr- 1xmhüiderfkhaUxmg,
ver Basin zelnen.Mitgliedr NUtzung, Entwicklung, dem
Gamxmm) snaaUa1(Gmmmnb aammmmtIIKIdeemr

neure) Mitglieder: trolle der wasserressour-
Delaware, New cen des Delawareflußbek—
Jersey, New'YOIk, kens. Sitz: Trenton, N.J.
Pennsylvania. Stellt ein Instrument dar

zurfdammmyundlknmdüfier
1nng'üa:Wbsaanmmzmxgund
(kmdtxmnbmkerfmeamnh
cen.

Title II Com- 1965 durch.Ge— Ein Bundesvertre—
ndssions for setzgebung des ter, der vom Prä-
riwarbaSUI Kemmxsaä; sükmüa1enßmnt
phmuung mündlnrljeiaü1ver-

tnaxEHWQEmhhakmer
Bdikdan dkavcndkr
renlxntenlhestmmm
wenian Dnatetaüig-
tenlümfiedmflfikden:
Dept.of2mmimfltuma
Anmn Gammmce,
Ikmdth,EHUünjon
andVKflfanL Hmnnng
andlhienlkwee
ment, Interior,
Ikanqqniatnxn Fe-
daxfl.mn'Ommfis-
shxniümürcmmxmal
Emoüafiionlkmmcy.
Je ein Vertreter der
Mitgliedstaaten, die
imxildalGeaäzen
dasjeweitüxm.suär-
tesenxenntvxnden.
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Name der reg.
Organisation

Gründmgsjahr saxmensetzmg/Leitung Kurzcharakteristik

Pacific North-
west River
Basin Ccm.
(PNRBC)

1 967

Great Lakes
River Basin
Com. (GRBC)

1967

1967
(1973 aUS?
gelaufen)

Souris-Red-
Rainy River
Basin Com.
(SRRRBC)

New England
River Basin
Com. (NEIRBC)

1967

Ohio River
Basin Com.
(ORBC)

1971

Upper Missis- 1972
sippi River
Basin Com.
(UMRBC)

Missouri River
Basin Com.
(MRBC)

Ein Vertreter jeder "inter-
state ocmpa "-Behörde mit
Rechtsausübmg im besagten
Flußbecken .

Mitglieder: Idaho, Montana,
Oregon, Washington,
Wycming.

Mitglieder: Illinois, Indi—
ana, Michigan, Minnesota,
New York, Ohio, Pennsylva—
nia , Wisoonsin .

Mitglieder: Minnesota,
North Dakota, South
Dakota.

Mitglieder: Connecticut,
Maine, Massachusetts,
New Hampshire, New York,
Rhode Island, Vermont .

Mitglieder: Illinois, India-
na, Kentucky, Maryland, New
York, North Carolina, Ohio,
Pennsylvania, Tennessee,
Virginia, West Virginia.

Mitglieder: Illinois, Iowa,
Kansas, Minnesota, Missouri,
Montana, Nebraska, North Da-
kota, South Dakota, Wyaning .

Mitglieder: Colorado, Iowa,
Kansas, Minnesota, Missouri,
Montana , Nebraska, North Da—
kota, South Dakota, Wyoming.

Sitz :

Sitz:

Sitz:

Sitz :

Sitz:

Sitz:

Sitz :

Vanoouver,
Wash.

Ann Arbor,
Mich.

Moorhead,
Minn .

Boston,
Mass .

Cincinnati,
Ohio.

Twin Cities ,
Mim.

Tabelle 13 -—
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3.5.1 Die Delaware River Basin Commission (DRBC)

Außer den Regionalorganisationen zur wirtschaftlichen Entwick-

lung (TVA mit Einschränkung, ARC, Title V Kommissionen) gab es

weitere, durch regionalen Zusammenschluß operierende Institu-

tionen, die sowohl anders organisiert waren, als auch andere

Ziele verfolgten. Auch wenn sie nicht direkt wirtschaftlich

orientiert waren, sollen sie kurz betrachtet werden, weil sie

interessante neue Aspekte regionaler Organisationen mit ihren

Erfolgen und Mißerfolgen bieten.

Zu ihnen zählen z.B. die Delaware River Basin Kommission (DRBC)

und die Title II Kommissionen zur River Basin-Planung (Abb. 33).

Erstere ist der Zusammenschluß von vier Staaten (Del., N.Y.‚

N.J. und Pen.) plus der Bundesregierung. Sie hat zwei Haupt-

funktionen: die Wasseraufteilung zwischen den Mitgliedstaaten

zu regeln und die bundesstaatlich—staatliche Zusammenarbeit

zur planvoll-zusammenhängenden wasserwirtschaflichen Entwick-

lung des Delaware Beckens. Dabei sollte der Bund nur mit ei-

nem Vertreter aller Wasserbehörden mitwirken, was gegenüber

den früheren Verfahren als besonders fortschrittlich-integra—

tiv betrachtet wurde. Keinesweges gesichert war nämlich, daß

sich Washington überhaupt an einem derartigen Gremium beteili-

gen würde. Als der "federaleinterstate compact" schließlich zu-

stande kam, galt er als eine fast sensationelle Neuerung. Eine

Innovation im verwaltungstechnischen Sinne deswegen, weil die

bislang in bundesstaatlichen und einer Vielzahl von staatli-

chen und lokalen Behörden aufgespaltene Verwaltungsmacht in

einer regional zuständigen Institution vereint wurde. Man kann

in ihr auf der einen Seite eine dezentralisierende Maßnahme

sehen, weil die Staaten ein erhebliches Mitspracherecht erhal-

ten hatten, und der Bund (auch bei Vetorecht) nicht alleine
bestimmen konnte. Andererseits ist es eine deutliche Maßnahme

zur Zentralisierung von Zuständigkeiten mit gleichzeitigem
Rückzug aus den lokalen Bereichen, denen in ihren Tätigkeiten
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immer wieder Ineffektivität und ”Kirchtumspolitik“ vorgewor—

fen wurde.

Regionalorganisatienen zur Wasserbewirtschaftung und Fluß-

beckenplanung (Federal-Interstate River Basin Planning and

Cempact Commissions) 1972

'_
.ubl.

PNRBC = Pacific-Nenhwest Hiver Basins Commissinn
SHRHBC = Seuris—Hed-Rainy Riuer Basin Cemmissinn
GLBC = Great Lakes Basin Cemmission
ÜHBC = Ohio River Basin Cemmission
NERBC = New England River Basins Commissien
DHBC = Delaware Hiver Basin Commission
SHBC = Susquehanna Fliuer Basin Cnmmissinn

Abb.1fi5-

Quelle: Advisoxy Camdssim an Intergovenumtal Relatione,
Washingtm, D.C.‚ 1972, S. 94.

Daß die Bundesregierung nun ein Mitglied mit bestimmten Ver—

pflichtungen geworden war, galt als besonders fortschrittlich.1

Sie hatte sich zwar für den Abschluß von interstaatlichen Ver—

1 Zulääfinnweu9amfi1ehuarehxaßummäiefiädm:nmflITWAPmSUa:
flmckspdüflu+dkavon<kxlStmfixnaflxmdemm:umnüL
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trägen eingesetzt und mitgearbeitet, war aber nie in dieser

engeren Weise beteiligt. Bei diesem langen Zögern spielten

sowohl verfassungsmäßige Gesichtspunkte eine Rolle ("a third

form of government responsible t0 neither the federal govern—

ment nor the states")1 als auch Befürchtungen gegenüber den

Mitgliedstaaten in eine Minderheitsposition zu geraten. Erst

als für sie die technische Möglichkeit vorgesehen wurde, ihr

Vetorecht auszuüben, waren die Hindernisse zu ihrem Beitritt

überwunden. Die einzelnen Behörden hielten sich zurück, sie

begrüßten diese neue Einrichtung nicht, akzeptierten sie je-

doch. Dazu mag beigetragen haben, daß sie in ihr wegen der

einmaligen Situation im Delaware Flußbecken keinen bedrohli-

chen Präzedenzfall gesehen haben.

Ihre Aufgaben waren sehr breit angelegt und bezogen sich auf

die Wasserversorgung, Wasserversohmutzung, Überflutungs—

schutz, Management der Wassereinzugsbereiche, Erholung, Strom-

erzeugung und die Regulierung der Wasserableitung und -vertei-

lung (Tab. 14). Ausgeschlossen war nur die Aufsicht über den

Wasserverkehr und -transport. Ihre extensiven Befugnisse in

den einzelnen Sektoren hat sie aber nie in diesem Umfang wahr-

genommen, was auf die Spannung zwischen ihrer progressiven

Funktion und ihrer repräsentativen Form zurückgeführt wird.

Für ihre Politik mußte im Gremium Einstimmigkeit herrschen,

und schließlich gab es außerdem noch in jedem Mitgliedstaate

zahlreiche ergänzende Exekutivorgane, die nicht übergangen

werden konnten. Sie war außerdem abhängig von den anteiligen

staatlichen Mittelbereitstellungen für Betrieb und Programm-

teile (Tab. 15), so daß einem richtungsweisenden Aufbruch in

den wichtigeren Funktionsbereichen starke Grenzen gesetzt

waren .

Konnten zwischenstaatliche Konflikte über die Wasseraufteilung

1Ikuthfl<(19%ü, 5.5“.
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Ausgaben der DRBC nach Programmfunktionen

zwischen 1963 und 1970 (in Tausend Dollar)

Program 1963 1964 1 965 1 966 1967‘ 1 968 1 969 1 970
Watar Supply 32 48 36 33 30 56 55 54
Water Demand 34 38 48 89 45 65 26 22
Hecreation 1 8 31 35 44 31 31 68 69
Power 22 38 31 37 28 39 43 1 1
Project Raview 63 75 93 84 142 143 140 126
Ware: Quality 83 126 123 1 16 123 548 552 510
Comprehensive

Plan 69 118 145 134 144 140 219 238
Flood Los: 13 1 8 1 4 7 1 1 12 23 67
Basin Operation 9 17 11 43 50 73 45 1.1 1
Small Walters —-Ä — -— --— -— — 24 69
Total 344 509 536 587 604 1107 1245 1277
'eimated

Tabelle 14 -

Quelle: Advisory Commission on Intergovernmental
Relations (1972): Multistate Regionalism.
Wäshington, D.C.‚ S. 115.

Finanzierungsquellen der DRBC zwischen

1963 und 1970 (in Tausend Dollar)

Stata 1963 19641965 19661967‘ 196819691970
Delaware 13 16 16 20 23 58 59 69
Naarsey 80 117 117 127 143 234 277 281
NewYork 80 117 117 126 142 193 236 240
Pannsylvnnia 80 117 117 127 143 239. 282 253
llS. 100 117 92 96 415 134'154 153
Other Fedora! ‘23 45 45 45 40 251 236 154
AIIOther 45 1 49 59 -— \ — 4 114
Total 421 530 553 600 606 1109 1248 1264
‘Estimated

Tabelle 15 -

Quelle: Advisory Ccmmission on Intergovernmental
Relations (1972): Multistate.Regionalism‚
wadüngümn DiL, S.115.
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unter dem Druck der Krise in den Trockenjahren 1961-65 noch

beigelegt werden,1 waren ihre Bemühungen zur Kontrolle der

Wasserverschmutzung weniger erfolgreich. Das lag vor allem

daran, daß sie sich in diesem Punkt in ihrem Zuständigkeits-

bereich nicht durchsetzen konnte. Sie wurde praktisch von

neuen Bundesgesetzgebungen (Water Quality Control Act of 1965)

überholt, der die Federal Water Pollution Control Agency

(FWPCA) beauftragte, die von den Staaten aufzustellenden Was-

serstandards zu billigen. Die FWPCA überging die DRBC und ar-

beitete direkt mit den Staaten zusammen. Letztlich wurden ihre

Qualitätsnormen dann ebenfalls akzeptiert, wobei die FWPCA bei

unterschiedlichen Standards (zwischen DRBC und Staaten) je—

weils den höheren bestätigte. In der Folge begannen sich die

Konflikte zu häufen, zunächst mit dem Corps of Engineers und
später mit der EPA (Environmental Protection Agency). Bis et—
wa 1974 kämpfte die DRBC um ihre Anerkennung in neu erlasse-

nen Bundesbestimmungen, doch wurden ihre Klagen und Beschwer-

den kaum zur Kenntnis genommen, und im Kongreß fand sie eben-

falls keinen ausreichenden Rückhalt mehr.

Neben der Aufsicht über die Nutzung der Wasservorräte und Kon-

trolle der Wasserverschmutzung verlegte sie ihr Aufgabenfeld

mehr und mehr auf die unterste Verwaltungsebene und befaßte

sich damit, übergeordnete Lösungen für mehrere Kreise oder

Wohnbezirke beim Baum von gemeinsamen Kläranlagen und Abwasser-

einrichtungen zu finden. Die Staaten übernahmen neue Verpflich-

tungen und ihre Unterstützung für die DRBC ging ebenfalls zu—

rück.

Auch bei der DRBC setzte man Hoffnung in ihre Möglichkeit, ko—

ordinativ tätig zu werden. Die Erwartungen konzentrierten sich

auf den Vertreter des Bundes ("federal commissioner"), der aus-
ersehen war, "mit einer Stimme zu sprechen". Seine Arbeit wurde

1 Näheres bei Derthik (1974), S. 54/55.



|00000168||

- 148 -

ihm indes nicht leicht gemacht, weil die Stellen, die er ver-

treten sollte, der DRBC gegenüber keine Rechte abtreten oder

Verpflichtungen eingehen wollten. Er geriet dadurch in die

merkwürdige Position, Interessen wahrnehmen zu müssen, von de-

nen (auf der Regierungsseite) niemand überzeugt war, daß sie

durch ihn vertreten würden. Gewisse Aufmerksamkeit wurde ihm

vom BOB (0MB) zuteil, das Koordinationsfragen des öfteren

aufgeschlossen gegenüberstand. Es war aber darauf bedacht, daß

die DRBC bei ihrem Koordinations- und Planungsbestrebungen

blieb und aus Kostengründen keinen programmatischen Charakter

annahm. Auch achtete es darauf, daß die bestehenden Zuständig-

keiten und Verfahren für die Mittelgenehmigung und Bereitstel—

lung gewahrt wurden. Das BOB ging mit der ungewöhnlichen DRBC

vorsichtig um, und wollte ihr Potential als Verwaltungsreformer

nicht unbedingt ausschöpfen.

Wie wenig sich der Bund durch Beschlüsse der DRBC binden ließ,

machte die Ausübung seines Vetorechts klar, als es z.B. darum

ging, ein Projekt mit einer bestimmten Entwicklungsrichtung zu

bremsen.1 Die Bundesseite trat durchaus nicht immer unisono auf,

aber es gelang weder der Einzelperson des “commissioner” noch

dem Kommissions—Stab die Differenzen zugunsten der DRBC auszu-

räumen.

Verglichen mit der TVA verlief ihre Entstehung und Entfaltung

in umgekehrter Weise. Nationale politische Hilfestellung wurde

ihr nicht zuteil, sie ging allein aus regionaler Initiative

hervor und suchte auf der Bundesebene zusätzlich Stärkung und

Anerkennung zu finden, was ihr nicht gelungen ist.

1 Es handelte sich um.ein Pumpspeicherwerk (Tbcks Island), das
ausIhmelqnfinmxlmmIdErIEEClxfiünuniettmude.EueIWC
(Feümüfl.9uwu'ümmüssflxn'mridas(kupscnfEnghmersnümdbal
sich gegen einen solchen Beschluß, weil sie.sich dadurch.weit—
gehend festgelegt fühlten. Derthik (1974), S. 66/67.
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3.5.2 Die Title II Kommissionen zur Koordinierung von

Flußbeckenplanung

Die Title II Kommissionen für River Basin Planning nach dem

Water Resources Planning Act of 1965 sind keine grundsätzliche
Neuerung, vielmehr sind sie nach Vorbildern der administrati-

ven Praxis entstanden.1 Sie stellen Plattformen dar ohne Lei-

stungs- und Durchführungskompetenzen, sind mit den betreffen-

den Vertretern von Bundesbehörden und Staatsvertretern besetzt

und zur Koordinierung und Planung bei der Entwicklung von

Flußbecken gedacht. Da sie nur Koordinierungsfunktion haben,

bilden sie keine Konkurrenz zu den etablierten Bundesbehörden

wie sie z.B. potentiell von der ARC oder auch den Title V—Kom—

missionen ausgehen kann.

Schon unter der Eisenhower-Regierung waren Schritte eingelei-

tet worden, Wasserressourcen-Komitees mit erweiterten Kompe-

tenzen einzurichten, wobei wiederum das BOB frühzeitig für

eine derartige Zusammenarbeit eintrat. Es dauerte ein Jahrzehnt

bis der Inhalt von Title II ausgehandelt war und Gesetz wurde.

Die Kommissionen arbeiteten nach dem Konsensus-Modell, so daß

niemand gezwungen werden konnte, eigene Vorstellungen oder In-

teressen zu opfern. Die Staatsregierungen waren nicht an die

Pläne der Kommissionen gebunden, darüber hatten die gesetzge-

benden Versammlungen zu befinden. Was zuvor nicht existierte,

war die förmliche Ausstattung mit Budget, Personal und einem

permanenten Vorsitzenden mit Aufsichtsbefugnis über den Mitar-

beiterstab (weniger als 12 im Durchschnitt 1972). Was dagegen

bestehen blieb, war ihre Rolle als Koordinator von Planung,

die andere produziert hatten, statt der eines selbständigen

Designers. Der Entwurf solcher Pläne blieb außerdem zeitlich

1 Es gab zuvor bereits zwischenbehördliche Komitees wie beispiels"
weise für den Missouri River (1945), Columbia River (1946),
Pacific Southwest (1948) usw; Sie wurden von den Bundesbehörden
<imünkninndkasuümenrmhmalaufEünhäkmglfin-unl.Iümefüßlhng
war schwach, die Planung wurde z.B. weiterhin in den Stanmabteilun—
geneasüfilt.
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und inhaltlich oft weit hinter den Erwartungen zurück. Auf

den vierteljährlichen Kommissionstreffen gab es wegen der

Fülle anderer sachlicher und technischer Probleme keine Dis-

kussionen von Planungsinhalten. Der zweite Anlauf, Berichte

über Projektprioritäten vorzulegen, endete aus inhaltlichen

Gründen nach kurzer Dauer. Wieder wurde auf den Vorsitzen-

den als zentralem Koordinator gesetzt, diesmal nach Ansicht

des Water Resources Council (WRC) zunächst als oberstem

Schlichter von interministeriellen Differenzen. Die meisten

Amtsinhaber wurden allerdings nicht in dieser Richtung tätig,

weil sie darin eine undankbare Einmischung in die interbe-

hördlichen Beziehungen sahen. Da aber die Präzisierung und

Anleitung für ihre Koordinierungstätigkeit weitgehend fehl-

te, und sie selbst der Exekutive zu nahe standen, um eine

unabhängigere Gegenkraft zu bilden, verbesserte sich die Zu-

sammenarbeit gegenüber dem Zustand vor der Einführung der

Title II-Kommissionen nicht merklich.
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Bundesstaatliche Regionalorganisationen als reines

Koordinationsinstrument

3.6.1 Die Federal Regional Councils (FRCs)

Übersicht der Organisation zur regionalen Koordination:

Ebme<ka:reg.(äfihdmnfiüahr
afisatkm

Zusmmmmseünmgflufiinmg IQHZCMmmmiernfijk

1969 durch
lkfionmnmg
derlämku-
trwa

Fakflallkgi-
omalcxmn-
cils (10)

Regkmwddinädxueniflflgen-
(kllkmünkm:
Inqx; oflmniomhxue‚1üfixr
rior‚Ik2dth‚lükmatnml
andlwfliäre‚Ekmshm;and
[kbmarkwehqment‚13bor‚
Transportation; Office of
Eamxmdc(3manfity;Eh-
vinmmmmtallhntafljon
‘kyxmy;lawläfionxmßnt
AsshfinnaeAfimüfistmfifion

Insünment1ma0onüüüe—
nmmyumiEMtwmmlmxyvon
Kxnflimkuummäflxaaen
zmdsflmnxmmsflfiedamm
Ikmönüalumdlkgiennmen
bzw.fmgnammgsäxmen‚
z.B. zur Unterstützung
der Einzelstaaten und
Ickabwamnlümmmnlmfi.der
Kamiünhmxmgtmmlämfies-
mnxhuümrgnmmenlnmides
renlmuthfimunmg:

SIUBIBOSUII
Nawlkmk
Phikfiehjfia
Amhmua
Chfiüäfi)
DallasäForthäWbrth
Kansas City
Demwmr
ämammfisoo
Samiie

Tabelle 16 -

Die regionale Anwendungsebene von zentralstaatlichen Verwal-

tungsmaßnahmen stellte in den USA ein wichtigessReformproblem

dar. Insebsondere galt dies für die einzelnen, vertikal ge-

gliederten Bundesministerien. Zwischen den unteren Instanzen

der zentralen Verwaltung in den Einzelstaaten gab es nämlich

keine gebündelte Vermittlung. Die sog. “federal bureaus" ein-
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zelner Bundesbehörden wiesen jeweils ihre eigene Regional—

struktur auf. (Abb. 34. 35, 36, 37). Die Reformbestrebungen

des "new federalism" der Jahre 1969 bis 1972 z.B. bezogen

sich deshalb u.a. auf eine rationalisierte,r gestraffte Neuor-

ganisation des regionalen Anwendungsnetzes der Bundesbürokra-

tie. Darunter waren: Eine einheitliche regional-administrati—

ve Grenzziehung für alle Ministerien, eine Angleichung in der

Zahl der Verwaltungsinstanzen zwischen Washington und den Ba—

sisbehörden. Eine räumliche Konzentration von Verwaltungsstel-

len in regionalen Verwaltungszentren und eine Zentralisation

der regionalen Zuständigkeiten durch die Schaffung von bundes-

behördlichen "regional councils", besetzt mit Regionaldirekto—

ren, die Kontrollfunktionen ausüben über alle Programmaktivi—

täten, die von den lokalen Stellen eines Ministeriums ausge-

führt werden.1

Einige dieser reformierenden Umstrukturierungsmaßnahmen wie

z.B. vereinheitlichte territoriale Grenzziehung und Koordina-

tionsversuche durch die "Federal Regional Councils" (FRCs)

sind in der veränderten regionalen Administrationsstruktur

seit ca. 1975 etabliert.

Die "Federal Regional Councils" als zwischenbehördliche Gre-

mien waren allerdings nicht wie die anderen Organisationen

durch Gesetzgebung geschaffen worden, sondern durch eine Aus-

führungsverordnung der Exekutive. 1968 zunächst experimen-
tell auf einige Gebiete beschränkt, wurden sie 1973 unter

‘1BeiöbnlkfionünmmnmgaiumisinflüunfllenIknngnfisaten(km
zentralen verwaltung (Departments) unter Nixon.waren die'Vbr—
schläge des Presidentis Advisory Council on Executive Organization
(sog. Ash Council) von besonderer Bedeutung. S.a. Leibfried,
Stephan (1975): Die verwaltung der etatistischen Reserve. Leviathan,
Nr. 4, S. 473-507.
R.M. Rauner und G..Milner'meinten.inlInterview*vom.22.6.1976,
daß Häufigkeit und Kosten von reorganisatorischen Maßnahmen erb
stmnflichsxüen.



-—153-

Nixon auf 10 Standardverwaltungseinheiten des Bundes mit den

entsprechenden Verwaltungshauptsitzen (aber ohne eigene Büro—

bauten) ausgeweitet ("Standard Federal Administrative
Regions“; abb. 38).

r 1-:- mm 01' m man \
w Ihm- Progr- am:

*4" u" A

. ' .1";

AHU.34-

Hmmnkmmn 71kgmmmn-

Die regionalen Beratungsgremien, die vierzehntägig zusammen-

traten, setzten sich aus den obersten Regionalvertretern von

Bundesbehörden wie beisPielsweise HEW (Health. Education and

welfare)‚ HUD (Housing and Urban Development), DOL (Dept. of
Labor), OEO (Office of Economic Opportunity) usw. zusammen.
Sie waren ausschließlich zur Koordination und zur Entwicklung

von Koordinationsstrategien vorgesehen und konnten weder Pro-

gramme planen.r ausführen oder Mittel ausgeben. Auf dieser Ba-

sis sollten sie auch mit den Hauptvertretern der staatlichen

und lokalen Verwaltungen zusammenarbeiten. Kreiert wurden sie
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Abb. 37-

Amrerlmng: 9 Regionen. Die vier Beispiele zeigen die unter-

Quelle:

schiedlichen regionalen Verwaltmgsabgrenzungen von
Bundesbehörden, die sich alle mit Teilgebieten vm
Planung und Entwicklung der nationalen Wasserres—
sourcen befassen. Die Zahl der Basiseinheiten und
die Grenzziehtmg mterscheidm sich von Behörde zu
Behörde beträchtlich.

Subocmnittee on Intergovermmtal Relations of the
Carmittee on Govenment Operations (1967):
Creative Federalism, Part 1. Hearings before the
Suboaunittee on Intergovermmtal Relations of the
Cmmittee on Govemnmt Operatims . United States
Sante. 89th Cmgress, 2nd Sessim. Washington, D.C.‚
S. 294-96.
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Die zehn Standardverwaltungsregionen des Bundes mit den

Hauptverwaltungsstädten 1978

S‚eattle _ ‚w 1

10 In < 2 _- Boston

8 5 . New York
San 7 Chicago 11 Phlladelphla

Francisco ' 9 . 3
Denver Kansas City

- Atlanta
6 \ 4

Dallas
Ft. Worth

I'—

lÜ:Cl_ 9
.. 0.:“Hawan
{32| Source: Advisory Commlssxon an Interguuernmenlal Reiahcns

L PHerto Rico“ AIaSJJar

AHb.38-

Quelle: U.S. aar'tment of Camerce, Bureau of the Census
(1978), Washington, D.C.

ursprünglich vom BOB (Bureau of the Budget) aufgrund der

starken Zunahme der "grant-in-aid"-Programme in den 60er
Jahren. Bei der Vorbereitung der “councils” (zw. 1967 und

69) erklärten verschiedene Regionaldirektoren, daß bereits

Schwierigkeiten aufträten, bei der Koordination der spezia-
lisierten Tätigkeiten in ihren eigenen Dienststellen, und

ihre eigene Autorität für koordinierte Enscheidungen nicht

ausreichend sei. Diese Einstellung war für die Haushalts-

behörde jedoch kein Einwand, die angestrebte_Organisations-

form aufzugeben. In der Praxis änderte sich der Administra-
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tionsschwerpunkt jedoch von der zuvor konzipierten Verbes-

serung der interministeriellen Zusammenarbeit hin zu einem

stärkeren Eingehen auf die Angelegenheiten und Wünsche der

Staaten und Gemeinden. Mehr und mehr sollten die "councils"
auch Instrumente einer dezentralisierten Administration wer-

den, die den regionalen und lokalen Vertretern leichteren

Zugang zu Gremien mit koordinierter Projektpolitik bieten

sollten.1 Ein Anspruch, der nicht so leicht einzulösen war,

da sie sich vielfach unfähig zeigten, interbehördliche Kon-

flikte zu lösen (z.B. in St. Louis zwischen der "community

action" (OEO) und der "model cities" (HUD)-Programmverwa1-

tung.)

Die "councils" hatten einen schwierigen Kurs zu steuern, da

sie die von den Mutterbehörden entwickelten Methoden der Zu—

sammenarbeit nicht stören sollten.2 Die Betonung ihrer Auf-

gaben von ad hoc Problemlösungen bei schon begonnenen Pro-

jekten sollte sie zudem davon abhalten, ihre Fähigkeit zur

Koordination an eigenen, von ihnen ins Leben gerufenen Vor-

haben, zu demonstrieren. Sie krankten aber auch daran, daß

ihnen keine Entscheidungsbefugnis über Projekte zustand.3

Politiker und Verwaltungsfachleute aus den Staaten und Ge-

meinden kannten diese Schwächen und sahen keine Veranlassung,

Anträge oder Streitfälle einzureichen bzw. auf ihre Tages-

ordnungen zu setzen, weil sie bindende Entscheidungen nicht

1 Die “Federal Regional Councils" sollten als planerische und koordi-
native.Untereinheiten.möglichst die "sübstate planning districts"
("Irmlty-comty-areas") benutzen (s. Kap. 4.3).

2 Die FRCs stießen auch auf andere Koordinierungskomitees (z.B. das
Regional Interagency Committee for Model Cities)..Auch.von daher
wurden sie als potentielle Herausforderung gesehen.

3 Die Ordnungsfunktion, die sie ausführen sollten, verglichen mit
ihrem Mangel an.Autorität behandelt MOgulof, Me1vin, B. (1972):
Femaäfl.InbmügeqActnMIandinrmiidn:Thelükallkrfibnal
Experience. Public Administration‚Review,‘Vbl. XXXII, No. 3,
S. 232-240.
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erwarten konnten, und die Konkurrenz von Verwaltungen aus

finanziellen Gründen ihnen im Gegenteil bisweilen zum Vor-

teil gereichte (Doppelförderung).1

Mitte der siebziger Jahre lief die Politik des 0MB darauf

hinaus, die Funktionen der regionalen Beratungsgremien all-

mählich zu erweitern. Anzeichen dafür waren bereits die Er—

nennung eines vom Präsidenten bestimmten Vorsitzenden

("executive order of 1972") und die Beobachterrolle des 0MB-

Vertreters in den "council"-Versammlungen. Außerdem sollte

die Position der Regionaldirektoren gestärkt, und die regio-

nale sowie zentrale Aufsicht in Washington weiter gestrafft

werden.2 Ob sie dadurch zur gewünschten Exekutivvertreter

von Bund, Staaten und Gemeinden werden würden, mußte abge-

wartet werden.

3.7 Zusammenfassende Betrachtung der regionalen Organisation

Die Regionalpolitik seit dem New Deal ist von einem institue

tionellen Ausbau gekennzeichnet, der allerdings nicht konti—

nuierlich verlief, sondern in Phasen verstärkter oder vermin-

derter Aktivität. Ihr zunächst experimenteller Charakter und

ihre allmähliche pragmatische Ausrichtung können besonders

gut an den Beispielen der TVA, der ARC und der DRBC veran-

schaulicht werden. In den meisten Fällen sind die Institutio-

nen organisatorisch und programminhaltlich nicht direkt auf-

1 Die FRCs wurden versehiedentlich auch als bürokratische Zusatzein—
richtung kritisiert, die zu nichts weiter diene, als Projektan-
träge (von "counties", "cities" etc.) zu sanmeln und weiterzulei-
ten, z.B. an HEW, OEO, DOL usw..Außerdem wurde ihnen vorgehalten,
daß sie zu weiterer Verwirrung von Zuständigkeiten beitrügen.

2 Über die Erfahrungen des 0MB bei der Einführung der FRCs s.
IkarbufisBefimxatheßhmcanmxiee(IIEomcXwehqmmntcfifthe
Grundtree on Public Werks: Extension of the Public WOrks and
Economic Development Act of 1965. U.S. Senate, 93rd.Congress,
2nd Session, Wäshington, D.C.‚ 1974, S. 151-188.
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einander aufgebaut, obwohl es, wie in den Fällen der TVA,

der DRBC und der ARC, strukturelle Parallelen gibt, die auf

das Vorbild der TVA bzw. der Delaware-Kommission hinweisen.
Rothblatt teilte diese fünfzig Jahre aus ökonomisch-politi-

schen, planungsinhaltlichen und instrumentellen Gründen in

drei Perioden ein.1 1933-45 nannte der die “piecemeal era",
weil es sich um Sofortmaßnahmen handelte, die z.T. nur kurz-

fristige Wirkungen ausübten (WPA = Works Progress Administra—

trion, PWA = Public Works Administration).2 Die Nachkriegs-
maßnahmen bis 1960/61 wurde durch die "planned piecemeal era",

also durch geplantes Stückwerk, bestimmt. Dazu zählten z.B.,

daß Militärgüter aus wirtschaftlich notleidenden Gebieten

(gemessen an der Arbeitslosenzahl) angekauft wurden, und der

Versuch seit 1954/55 die Area Redevelopment Administration
(ARA) zu errichten (Kap. 3.2).3 Diese Phasenbezeichnung ist

aber insofern irreführend, als damit ausgedrückt wird, daß

die zweite Epoche geplanter verlaufen ist als die New Deal-
Zeit, was nicht zu erkennen ist.

Abgelöst wurde dieser Abschnitt von der "comprehensive

planning phase" mit dem Zusammentreten von PARC (President's

Appalachian Regional Commission). Diese Phase so zu benennen,

ist ebenfalls etwas fragwürdig, weil es nicht sicher ist, daß

die umfassende Planung tatsächlich einen Qualitätsvorsprung

gegenüber der Planung in Einzelprojekten bedeutet hat. Man

verfuhr nämlich in der Praxis trotz des vorhandenen Anspruchs
Vielfach in der gewohnten Weise weiter. Ein bedeutsamer wei-

terer Ausbauabschnitt hat nicht stattgefunden, eher kann ein

1 Rothblatt (1971), S. 24 ff., 36 ff., S. 50 ff.

2 Cumberland (1971), S. 55 ff. charakterisiert die regionale Konzeption
des.New'Deal wegen.der Schwerpunktbildung im Aqau.von.Flußregionen
als'üjverkßsin(kamflopmafiTähafiode.

3 Im Bericht der Avisory Ccmnission on Intergovernmental Relations
über.Multistate Regionalism, Washington, D.C., 1972, S. 7 werden
die Jahna1945—1965 als unifunktionaler Regionalismus bezeichnet,
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langsamer Ausstieg aus der nationalen Regionalpolitik und

—planung konstatiert werden, wie überhaupt ihr Entstehen

seit 1933 ein Zurückweichen von richtunggebenden Ansätzen

zu halbherzigen und unvollkommenen, den politischen Werde-

gang spiegelnden Lösungsversuchen regionaler Probleme und

Aufgaben zeigt. Ein Blick auf das amerikanische Regierungs-
system zeigt, daß es auf hunderten von Verwaltungseinhei-

ten basiert, die regional begrenzt sind. Dies sind vor al-

lem die Basiseinheiten der zahlreichen Linienverwaltungen,

die für das gesamte Staatsgebiet zuständig sind.

Wie wir beschrieben haben, treten im Verwaltungssystem je-

doch einige abweichende Formen auf. Es sind die Regionaler—

ganisationen, die mit ihrem autonomen bis halbautonomen

Status über Mischformen bis hin zu unscharf formulierten Or—

ganisationstypen reichen. Diese Organisationen waren nur für
Teilgebiete der USA zuständig und hatten sehr unterschiedli-

che gesetzliche Grundlagen, z.B. Bundesgesetzeg sog. “inter-

state compacts", oder nur eine Ausführungsverordnung der
Exekutive. Regionale Organisationen als Sonderformen inten-

dierten in den meisten Fällen strukturelle Verwaltungsrefor—

men (Zusammenarbeit der Bundesbehörden, Lokalverwaltung,

Bund—Staaten). Auch wenn diese nur in Teilen funktionierten,

hoben sie sich doch von den überkommenen ministeriellen Ver-

waltungseinrichtungen ab.

Ginge es nach der Ansicht der zentralen Regierungsinstanzen,

könnte bei der Ausführung regionaler Strukturpolitik oder

Sonderaufgaben auf besondere räumlich organisierte Organe

gänzlich verzichtet werden, weil dies von den bestehenden mi-
nisteriellen Abteilungen durch ihre Zusammenarbeit ebenso ge-

leistet werden könnte. Selbstverständlich hat es solche zwi-

schenbehördlichen Absprachen immer gegeben, wie eine Viel—

weil natürliche Regionen zur Flußbeckenentwicklung fimmer noch im
venfingrmkistmrkm„
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zahl von Ausschüssen, "interagency committees" und ad hoc
Absprachen zeigt, doch ist der zentralstaatliche Verwal-

tungsapparat andererseits nach Fachkammern organisiert, die

einem abgeschotteten System gleichen. Einige der hier vorge-

stellten institutionellen und organisatorischen Neuerungen

wie z.B. die Appalachian Regional Commission als Regionalpro-

gramm und die Federal Regional Councils als Koordinationsmit-

tel sollten diese Kammern aufbrechen helfen. Bei der ARC

(Appalachian Regional Commission) handelte es sich um geziel—

tes räumliches und sachlich-zusammenfassendes Vorgehen, das

im Gegensatz stand zu den bundesweiten singulär-funktionalen

Zuständigkeiten von Einzelbehörden. Bei den FRCs.(Federal

Regional Councils) stand die Absicht im Vordergrund, wichti—

ge Behörden bei ihrer Arbeit im Feld in einem Gremium zusam—

menzuführen. Gerade in den Jahren 1960 bis 1970 hatten die
wachsenden bundesstaatlichen Aktivitäten zu einer stark zer-

splitterten Programmtätigkeit geführt, die in einem relativ

strukturlosen Administrationsbau ablief. Die mangelnde Koordi-

nierung von Programmen wurde allgemein in den USA als

Schwachstelle der Regierungstätigkeit gesehen, weil es zwar

ein unübersichtliches Ausschußwesen, aber keine institutiona—

lisierte Form z.B. der regional-horizontalen Zusammenarbeit

gab. Das 0MB schlug aufgrund seiner unterschiedlichen Inter-

essen mehrere Weg ein. Einmal liefen seine Bemühungen darauf

hinaus, Strukturmängel und chaotische Züge (z.B. im "grants

in aid“-Wesen) zu mildern, wobei es weitgehend Symptombekämpe

fung betrieb. Zum anderen versuchte es Vorstöße und Programm;
entwicklungen aus der Legislative abzublocken, weil sie dem

Bundeshaushalt hohe Neukosten aufgebürdet hätten oder empfind"

1iche Einschränkungen der Exekutivrechte und -macht (z.B.

durch eine Erweiterung der Rolle der Gliedstaaten) bedeutet

hätten. Allerdings ging das 0MB fälschlicherweise davon aus,

daß z.B. durch die fest eingerichtete zwischenbehördliche

Koordination zur integrierten Zuschußverwaltung (“integrated

grant administration" = IGA) in den FRCs den Interessen der
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Staaten und Gemeinden automatisch gedient sei. Eine der

Ursachen der Fragmentierung des Regierungsapparats, die

in den vielfältigen, divergenten politischen und institu-

tionellen Interessen in der amerikanischen Gesellschaft

liegt, konnte diese Behörde mit all ihrem Einfluß natür-

lich nicht angehen. Ein gewisses Übergewicht erhielt die

Bundesregierung in den Regionalorganisationen für Wirt-

schaftsentwicklung, weil sie die Verteilung der Zuschuß-
mittel vornahm, und die Staaten die Empfänger waren. Durch

die Einwirkung des 0MB und teilweise durch ihre dezentra-

lisierte Arbeitsweise konnten die regionalen Organisatio-

nen in der Regel nur eingeschränkte bundesrechtliche Be-

fugnisse wahrnehmen. Im amerikanischen Verwaltungssystem

gab es deshalb keine Bund-Staaten Regionalcrganisationen,

die umfassende Funktionen in den Bereichen Finanzen,

Management oder der Geschäftsregelung ausübten. Die TVA

stellt wegen ihresStatus als Bundesbehörde die Ausnahme

dar. Die Title V Regionalkommissionen und die Title II

Kommissionen zur Flußbeckenplanung sind Beispiele, bei

denen ihre Form klare Entscheidungsfunktionen und rich-

tungsweisende Aktionen beeinträchtigt hat.

Als Koordinierungsinstrumente der Exekutive boten die regio—

nalen Organisationen ebenfalls nur ein Tableau eingeschränk—

ter Wirksamkeit. Vielleicht können sie aber nicht allein da-

nach beurteilt werden, sondern müssen auch daran gemessen

werden, was sie auf der regionalen Ebene bereits erreicht ha-

ben. Die ministeriellen Eigenständigkeiten und die Zuständig-

keiten einzelner Ressorts waren und sind schwer zu überwin-

dende Hindernisse für die Zusammenarbeit. Dennoch haben z.B.

die "regional councils" die bundesstaatlichen Departments

zusammengeführt, so daß sie sich nicht mehr ausschließlich

als separierte und rivalisierende Behörden gegenüberstanden.

Obwohl z.B. die Bundesvertreter der Regionalkommissionen (z.B.

NERC, ORC), jetzt Mitglieder der “Federal Regional Councils"
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geworden sind, war ihre Position - wie wir gesehen haben -

nicht so stark, daß sie ihre Koordinierungsfunktion auch

voll ausüben konnten. Letztlich hing die Zusammenarbeit vom

Willen der beteiligten Departments ab, sich in Konfliktfäl—

len gegenseitig Zugeständnisse zu machen. Bei einer abschlie-

ßenden Beurteilung stellen sich die Neuordnung der regiona-

len Basiseinheiten und die Einrichtung von Koordinierungsrä—

ten als Stärkung des Zentralstaates dar, weil sie das Lei-

tungssystem Washingtons rationalisieren sollten.

Fragen der demokratischen Planung, wie Vertretung und Mitbe-

stimmung von Randgruppen und Minoritäten waren im Appalachen-

und EDA-Programm innerhalb ihrer "mulit county"-Einheiten

zwar vorgesehen, aber noch nicht ausreichend gelöst. So lange

in den Programmen zum Ausdruck kommt, daß bedürftigen Indivi-

duen und sozial benachteiligten Gruppen am besten geholfen

sei, wenn staatliche Unterstützungsmaßnahmen indirekt über

den Markt bzw. die private Wirtschaft wirken sollen, wird sich
auch in ihrer Interessenvertretung nicht viel bewegen. Die

“local development districts" spiegeln nämlich in ihrer Zusam—

mensetzung überwiegend die politisch-geschäftlich, finanziell

und gesellschaftlich führenden Gruppierungen und Eliten wider

(d. Kap. 3.2.1.2, Abb. 23), die obige Ansichten durchaus für

richtig und berechtigt halten, weil sich nach ihrer Meinung

die Effektivität des Systems allenthalben in Amerika bewiesen

hat.1 Cumberland geht über die politische Beteiligungsfrage

noch hinaus und beurteilt die regionalen Hilfsprogramme allge-

mein nach ihrer sozialen Verteilungs— oder Ausgleichswirkung,

1 DalFrayaIder\knireu g maxwhkäkmersxmiaknfädüchüan mm1
.Aufwandsentschädigungen und dem.Einfluß lokaler geschäftlicher
miiwinxnhflilnflmrläjtapmppalbeiChriüwMUMsCMalEnUück-
lungsplanung geht Robert Narren nach. Narren, R. (1970): Federal—
Local Development Planning: Scale Effects in Representation and
Policy Making. Public Administration Review,'V01. 30, No. 6,
S. 584-595.
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meint dazu aber kritisch, daß sie bei unzureichendem Konzept

die Begüterten begünstigen und die Bedürftigen, die als Grund

für hohe Ausgaben vorgeschoben werden, vernachlässigen:

"Spending large sums on new factories and public works is

unlikely to benefit the unemployed unless special efforts are

made to help them overcome the handicaps which contribute to

their initial unemployment, lack of education, training

m0tiVatiOfl: health and productivity."1

Das amerikanische Regierungssystem ist verhältnismäßig offen

für den Einfluß heterogener Meinungen und Interessen. Aus die-

sem Grund müßte es, wenn die Exekutive rationalisiert und ihre

Aktivitäten in Einklang gebracht werden sollen, eine Flexibi—

lität aufweisen, die es gar nicht erreichen kann. Nur auf

technischen Umorganisationen der Bundesverwaltung basierende

Maßnahmen sind sicherlich nicht ausreichend. Derartige Schrit—

te müßten einen weiteren Bereich als nur die engere Exekutive

umfassen. Auch haben die bisherigen Erfahrungen mit den regio-

nalen Organisationen gezeigt, daß die Koordinationszwecke

nicht genügend definiert waren, womit die Legislative erneut

aufgerufen ist, sich mit diesen Fragen zu befassen. Ihnen

kommt allerdings keine große Dringlichkeit zu, da der Umfang

der Haushaltsposten und der Verwaltungstätigkeit, die über die

regionalen Organisationen abgewickelt werden, gemessen am Ge—

samthaushalt und den übrigen Administrationsaktivitäten doch

gering war. Als vorsichtig formuliertes Fazit können wir den-

noch festhalten, daß die politische Bedeutung der Regionalpo-

litik und die organisatorische Besonderheit ihrer Institutio-

nen von größerer Tragweite waren, als ihr Beitrag zur wirt-

schaftlichen und sozialen Entwicklung in den Wirkungsgebieten.

1 Cmflxnlmmi(19TH, S.11.
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4. Probleme der Regionalpolitik

4.1 Varianten des kooperativen Föderalismus in den USA

D. Elazar sieht den Beginn des kooperativen Föderalismus in

den Vereinigten Staaten in der Einführung des Zuschußsystems
(“cash grant system") 1913/1914.1
gen, daß der kooperative Föderalismus durch seine Ausweitung

H. Ehringhaus meint dage—

in den dreißiger Jahren, seine Erhebung zur Bundesstaatstheo-

rie und Anerkennung durch den Supreme Court eigentlich als

"Föderalismus des New Deal" bezeichnet werden kann. Das wich-

tigste Element im kooperativen Föderalismus ist, nach seiner

Ansicht, die "grants-in-aid“-Einrichtung, die nicht allein

finanzpolitisch bedeutsam ist, sondern über Kontrollen und

Auflagen (z.B. "matching requirements") ein bundespolitisches

Instrument zur einheitlichen Lösung nationaler Aufgaben und,

unter Wahrung des Bundesprinzips, ein konstitutionelles Ge-

staltungsmittel geworden ist.2 Ein weiteres Kennzeichen des

kOOperativen Föderalismus bestand in der Ausweitung der direk—

ten Zusammenarbeit mit den Kommunen.3

In der jüngeren Vergangenheit hat es mehrere Ansätze zu in-

1 Elazar, Daniel J. (1964): Federal-State Collaboration in the
NineteenthrCentury United States. In: Wildavsky, Aaron (ed.),
(1967): American Federalism in Perspective, Boston, S. 190-222.
Auf S. 221 stellt er seine Definition vor: "Cooperative or col—
Lflxuatbxn fiakualnmldmlbeckfiimaias'ümesmmfingcfifreqxxsi-
bilities for given functions by the federal and state governmen ".
Gleichzeitig wendet er sieh gegen die Auffassung, daß das 19. Jh.
vom.Prinzip des "dual federalism", also der strengen funktionalen
und strukturellen Regierungsteilung geprägt gewesen sei.

2 Ehringhaus, H. (1971): Der kooperative Föderalismus in den.Ver-
'eHHgUHISüäuen.FTaMdimtflmün.IkarUmfirg’dm:Zuajmßpnxnamma
betrug 1933 193 Mio. Dollar, 1939 2,9 Mrd. Dollar, S. 49. — Mehre-
re Abschnitte im Teil A, Kap. V sind der Definition, den Typen, der
Entwicklung und der Rolle der "grants-in—aid" gewidmet.

3 Elazar (1964): S. 222 weist auf dieses Charakteristikum.hin.
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nenpolitischen Reformen gegeben, die auf eine veränderte Ge-

staltung und Inhalt des k00perativen Föderalismus der USA zu

zielen schienen. Während der Amtsperiode Johnson war es der

Versuch mit dem Konzept des "creative federalism“, die Ant-
worten auf Probleme zu finden, die lokal unlösbar waren.

Daraus sollten Anstöße zur Modernisierung und Stärkung von

Staats- und LOkalregierungen resultieren (z.B. Reform der

Staatsverfassungen, Modernisierung von Legislative und Exeku—

tive und Planungsverbesserungen auf der Bundes- und Kommunal"

ebene).

Übersicht der Entwicklungsphasen des kooperativen Föderalismus

im 20. Jahrhundert1

Politischrökonomische Perioden Beziehungen zwischen den Regierungs-
engem

1877-1913 fast unregulierter Unter— verabSChiedung von kooperativen Pror
lmflmenqntatümms;JxmmblflqnüSCMe grammxlimammgehamkm fl%.Jh.flL
Regierungsmehrheiten seit 1895 bis RooseveltrExperimente in der zwischen-
1912 staatlichen Zusammenarbeit; neue.Anr

Sätze auf der Einzelstaatsebene

1911-1921 agrarer Progressivismus; Präsident.Wilsons "New'FreedomF—Pro-
demokratische Regierungen 1913-1920 gramnlbdldet die Grundlage für den

- kooperativen.Föderalismus im 20. Jh.

"Back to normalcy"-Politik 1921-1929; Einfrieren des bisherigen Beziehungs-
republikanische Regierungen bis 1931 standes; keine neuen Bundesinitiati-

ven;Ihfihng(kn'exunenqPramxmme
na:jedxfllzu;IßqeraKEIHmlAus-
gabensteigerungen in den Einzelstaaten

leisemmjentknierEEmtüfliemxs Sünmelhmmeüxmg(kanxnemmaim
1932—1945; regulierter Kapitalismus; "New Deal" in Zusammenarbeit mit den
demokratisChe Regierungen bis 1946 Staaten; Zentralisierungsanstoß, aber

auch durch unilaterale Bundesprogramm

Abbau.des Zentralismus 1946-1961; Große Expansion von kleineren Koopera—
republikanischer Präsident (1953- tionsprograrrmen ("pilot projects" ; zu—
1960); demokratischer Kongreß von nehmende Überlegungen über die Rolle
1955 bis 1978 ' der Einzelstaaten, die in dieser Phase

ammmmeImmlAusyflempiUIikImmtümrm,

(Forsetzung s.S. 168)

1 S.a. Elazar, Daniel J. (1965): The Shaping of Intergovernmental Relations
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Seit 1961 konzentrierte Kooperation Einbindung der Staaten in neue Program—
in der "Neirontier" und."Great So- ‘me, bei denen der Bund als Initiator
ciety—Phase“; demokratische Präsiden— auftritt; Phase des "creative federa—
tenaiKommxß liSWH BefihxmmummalübereflmqaZen—

tzalisuaxmgSUHmbnmal

zu)19WOIknisetmnm;mkssüäniidxn: Aünüfistnfijyer\kzsudnvon'wmm'fiakr
Ikfionmmzsmflxn.nqxblüemdeflmaPfiä— raLumW,(kmwma1StüuenlrmlGemändaI
sidenten 1969-1976 demokratischer Kone mehr Selbstentsdheidung sichern.soll;
gnah demjuatnxmerfmäskkmtxmm_ Beghuldes'Eevemmashmfingmwums
1976 bis 1980

RankflihmfisdhaETäsükmbauxmaftnut 'TwegmlfeüaäfliaW'audn'rew:fixkr
republikanischer.Mehrheit im.Senat ralism? genannt "block grant"-Konzept;
seit 1980 (Einsetzung eines.Advisory Committee

on.Federalism). 1982 Ankündigung tief-
gmbemiHTUMWaieihrmrderzufibabaIVUn
mitmdääzaüalimiäxdanxnehfll

in the TWentieth.Century. The Annals of the American.Academy of
Political and Social Science, V01. 359, May 1965, S. 10-22.

Tabelle 17 -

Bei näherer Betrachtung stellten sich Johnsons Bestrebungen

jedoch nicht als Veränderung des k00perativen Föderalismus dar,

sondern eher als eine Verstärkung schon bestehender Merkmale

und Tendenzen.1 Erreicht werden sollte nämlich eine Ausweitung

und intensivere Zusammenarbeit mit den Kommunen2 und die Über—

nahme von rationalen, fortgeschrittenen Planungstechniken wie

dem PPB-System (Planning-Programing-Budgeting-System).3

1 Auf den amerikanischen Föderalismus als dynamische, prozeßhafte Erh
scheinung weist Bolan hin. Bolan, R.S. (1973): Planning and the New
Federalism. JOurnal of the.American Inst. of Planners, Vol. 39,
No. 4, S. 226-228.

2 In den “Model Cities Programs“ (Demonstration Cities and.Metropolitan
Development.Act of 1966) z.B. unter Umgehung der Einzelstaaten.

3 Zwar war die Einführung dieses Systems zur Koordinationsverbesserung
vonlmmfieqgranmxlvaaxsemah daj1HMBUadaSXEEHflxm.mfläeqämm
wenden weiles1&31kaqflemalAnfinfienmmenIüchtgnaadh&31war.
.A. Schick beschäftigt sich eingehender mit dem.Scheitern von PPB.
Schick,.A. (1973): A.Death in the Bureaucracy. The Demise of Federal
PPB. Public.Administration Review,'vol. 33, N0. 2, S. 146-156.
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Ein Beispiel für eine dezentralisierende Reformbestrebung in

den siebziger Jahren bietet die Initiative zur Änderung des

Steuerverbundes während der Amtszeit von Präsident Nixon. Im

Grunde war sein proklamierter "new federalism" ein weiterer

Versuch, Verwaltungsmacht zu dezentralisieren, indem “power,

funds, and authority would be shifted from Washington back

to the States".1 Drei Punkte kennzeichneten die Vorstellungen

der Nixonverwaltung: 1. Klärung und Abgrenzung der Verantwort-

lichkeiten zwischen den verschiedenen Regierungsebenen. 2.

Durchführungsverbesserungen der Aufgaben, die klar in die Zu-

ständigkeit des Bundes fallen. 3. Stärkung der Staats- und

Lokalverwaltungen in den funktonalen Bereichen, für die sie

entscheidungs— und verwaltungsmäßig primär zuständig sind.

Konkret fielen darunter u.a. auch Maßnahmen wie die Zusammen-

legung und Streichung von Programmen sowie ein neuer Steuer-

verteilungsmechanismus ("revenue sharing"), der vor allem den

Gemeinden mehr Spielraum bringen sollte. Durch dieses Kern-

stück einer geänderten Mittelverteilung sollte eine dezentra-

le Maßnahme eingeleitet werden, die für die Gebietskörper-

schaften (bounty', 'city') eine Teilaufhebung der zweckspezi—

fischen Mittelzuwendung ("categorical grants") bedeutet hätte

(Tab. 18).

Der neue Steuervertei1ungsmechanismus ("general revenue

sharing"), der 1972 (Abb. 39) zum ersten Mal praktiziert wur-
. . 2 . „ .

de, war keineswegs unumstritten. Die Befurworter sahen in

1 Congressional Quarterly, WEekly Rep., V01. 39, No. 11, March 1981, S.449.
ZIürbeaflufinkUEsuchtrfierrüxonenä'mmfi.Bemflshe.'Tbneafl.rewxme

sharing" erfolgt nach einer Formelzuteilung ohne finanzielle Betei-
lrgrxydesfmmiämmmm;0&3:andaxabeamtkmelkfiimmngen.
%äncxilremame:dxuimf'geaflfiehteäxmiarusnaflxenmarFonmflzu—
teilung ohne eigene Finanzbeteiligung. Die Ausgabenverwendung ist
spafifiafln dmflIimxnhafl:breüxx#Gnamenaügesüxmt.Ihm‘Wafihh—
ren kann z.B. mehrere kategorische Zuschüsse ersetzen. Auch Plar
nmrnxnfonkaxfisse1dkmen<kmdt*waimmüalsehm.NBCh<kSümxaand
Local Financial.Assistance.Act of 1972 wird die Zuteilung für ei-
nen Staat nach zwei Formeln vorgencmnen. Jeweils die höhere Summe
ist für die Auszahlung ausschlaggebend. Es sind dies die sog.
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Beispiel für die Umfrageergebnisse zum "federal grant system"

des Senate Subcommittee on Intergovernmental Relations im

November 1972

BRIDGEPORT,
Connecticut

1. What is your community's budget for the current fiscal year
S 67 232 610

2. How much Federal assistance does your community receive ?
S 35 Million approximately in grant and project money

3. Do you feel the current Federal system of furnishing assis-
tance in the form of categorical grants (grants for a specific
purpose such as water and sewer grants or anti-poverty grants)
prevents you from using Federal money in a manner which is
best for your community ?

No definite answer -- it could though in some cases

4. Would you favor Federal assistance coming to your community
in the form of block grants or revenue sharing rather than as
categorical grants ?

Yes

5. How do you plan to use the assistance your community will
receive under the new revenue sharing program ?

Has not been determined yet

6. With the advent of revenue sharing, do you believe it would
be desirable for the Federal Government to cut back its catew
gorical grant programs ?

Yes, favors ending categorical grants entirely.

Tabelle 18 -

Ammaimng:AmtwmfienckarSbmüzßrkxxmort Kbnnd aufsxnhsenmge—
wählte Fragen, die u.a. das geplante "revenue sharing
sysümflibanafan.EdelbfimorüalauflüageEiwanaInodI
sehr unbestinnms weil die Fragebogenaktion vor.Auszahlung
der ersten Gelder im.Dezember 1972 stattfand. In Frage 6
kßiünmnieteIhjdqqxniLdLelkämdrmnm;der'kfitaynjcal
gnmtsm{mommmma.ZZIJaxbögalgüxmnzm15täfixamm1
10 000 bis 100 000 Einwdhnern, 153 an Städte mit mEhr als
100 000 Einwohnern. Eine systematische Auswertung lag bis
zmnAbajfluß(kurAMMhnmgälnflflfizvor.

Quelle: Subconmittee on Intergovemmental Relations of the Cmmittee
on Government Operations (1973): A.NewiFederalism. Hearings
before the Subcommittee on Intergovernmental Relations of
the Committee on Government Operations. United States Senate,
93rd Congress, Ist Session, Wäshington, D.C.‚ S. 518.
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der bürger- und ortsnahen Entscheidungsmöglichkeit über den

Mitteleinsatz eine Verbesserung gegenüber den weit entfernt

- in Washington - gefällten Beschlüssen. Für sie waren die

Einschränkung der bürokratischen Verfahren, der Aufhebung

der Restriktionen, Verminderung von Kosten und Leistungsstär-

kung der öffentlichen Dienste positive Punkte des neuen Ver-

fahrens.1 Die ablehnenden Stimmen unterstrichen das Regie-

rungsprinzip, nachdem derjenige, der Ausgaben vornimmt,

auch gezwungen ist, die Einnahmen einzuziehen. Außerdem

hielten sie die einzelstaatlichen und lokalen Verwaltungen

für unfähig, ihre wirtschaftlichen und sozialen Probleme

selbst zu lösen. Sie sahen die Bundesgelder in die Hände von

"Politbossen" abgleiten, die ihre Ämter einer provinziellen,
einseitigen und vorurteilsvollen Interessenpolitik verdank-

ten und auch dementsprechend handeln würden. Wegen der feh-

lenden Auflagen seien deshalb bis 1976 30,2 Mrd. Dollar lo-

DreieFaktoreneFormel des Senats und die FünfeFaktorenäFormel des
Abgeordnetenhauses. Die Formel des Senats berücksichtigt z.B.
Bevölkerung, den allgemeinen Steuerbesatz und den relativen indi—
viduellen Einkonmensfaktor. 1/3 der Gelder stehen dem Staat direkt
zur1kafügmrh 2/3(kalamiaen(ääfietddhxerefleüten.Behemäsin:
Süaxmmdtuäaonihuxmgowaamenufl.ReLmjßms(n?the<kmmütüxaon
Government Qperations (1973): A.New'Federalism. Hearings before
the Scommittee on Intergovernmental Relations of the Committee
on Government.0perations. United States Senate, 93rd Congress,
1st Session, Washington, D.C., S. 363 und 368/69.
Für den ersten zusammenfassenden Erfahrunnericht über "revenue
sharing" s. Hearings Before the Suboummittee on.Economdc Develope
ment of the Comnittee on Public Works (1974) , S. 193-242.

1 Am 27.10.76 rechtfertigte Carla.A. Hills (Secretary of Housing
andthienlxaeflopmxm);ü1der1%m7Yafl<flümes'menfl.rewane
sharing" bzw. die "block grant"—Regelung damit, daß nicht Büro-
knfixm‚hnheshnxfinn,swmdaalgefiüflteIkkahxflitiharndtLüuxm
Raxflem-umdPThmfiiäbflmmnüfisseakeetümen,vesäktlkirbafik
tigt wird. Den Städten würden die Mittel nicht "nachgeworfen" ,
sondern sie hätten Bedingungen zu erfüllen, wie beispielsweise
müttelfristige Pläne aufzustellen. Den'VOrwurf, daß diese‘Ver-
teilungsform.die "Bewahrer des status quo“ unterstütze, beantr
wertete sie mit der gesteigerten Solvenz der Städte, die zu
85 % auf den Einnahmen durch die Tpreperty tax" beruhen.
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kalen Mißbräuehen zum Opfer gefallen.1

Zusammensetzung der Bundeszuschüsse (“grants in aid")
und Steueraufteilung ("revenue sharing")

für Einzeistaaten und Gebietskörperschaften 1967 - 1977
(in Mrd. Dollar)

75 75

"revenue sharing"\\\\\\\\\\\\\\\\\i

i3\\\\\\\
\\\\\\\\\

Andere
Zuschüsse

.................................................................................................................................
------------------------------

50- -' 50

Insgesamt ..................ooooooooooooooooooo

........aaaaaa
............

''''''''''''''''....................ooooooo
...........‚u s............................

oooooooo

......aaaaaaaaaa

........aaaaaaaaaaaaaa............
' G'I......------sssssttttt.....Arbeitslosenunterstützung

25

Andere Humanbereiche

T72: Ü

1976 19'??—
Schätzung

19?3 19?419??196? 1969 1970 1971 1975
Haushaltsjahre

Abb. 39-

Quelle: Cmgressional Quarterly, Weekly Report, V01. mm,
N0. 22, May 1976, s. 1355.

1 Eine Pauschalierung, die in diesen Ausmaß nicht zutreffen dürfte,
aber im Congressional Quarterly, Weekly Report, V01. XXXIV, N0. 24,
June 1976, S. 1542, in dieser Weise angeführt wird. Auf Gefahren,
die van “special revenue sharing“ für die Entwicklung der Gemeinden
ausgehen, weisen LeGates, R.T. und Mary C. bbrgan hin. In: Journal
of the American Institute 0f Planners, V01. 39, N0. 4, 1973, S. 254-
264 .
Die Kmmission für Beziehungen zwischen den Regiermgsebenm befürch-
tete, daß das "revenue sharingW-Verfahren insbesondere bei den ge-
bietsbezogenen Bundesprogramm dazu führen könne, die van Bund ge—
setzten Standards für die Qualität der Gebietsplanmg zu lockern.
Advisory Cmmission 0n Intergovermuental Relations (1973) : Regional
Decision MakMg: New Strategies for Substate Districts . Substate
Regionalisn and the Federal System. e—43, V01. I., Washington, D.C.,
S. 206.
Auf die geringe [filterstützung von interbehördlicher Zusanmenarbeit
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Beispiel für die funktionale Mittelaufteilung durch Staatsverwal-

tungen und Gebietskörperschaften nach dem "revenue sharing system"

1976/77 (in Tausend Dollar)

Funktionaler Bereich Staaten Gemeinden

o\oBetrag Betrag %

Airports 252

Correction 54 322

Education 1 209 789

Finance and General
Administration 77 965

Fire Protection -

General Public Buildings 26 777

Health 207 742

Highways 130 257

Housing and Urban Renewal 249

Hospitals 48 992

Interest on General Debt 52 500

Libraries 6 031 73 691

Natural Resources 14 285 13 170

Parks and Recreation - — 247 588 6,9

Police Protection 1 297 0,1 941 512 10,5

Public Welfare 47 593 0,1 118 106 0,8

Redemption of Debt 2 319 0,1 87 895 1,0

Sewerage - - 78 781 1,5

Sanitation other than
Sewerage - - 292 096 11,5

Utility Systems - - 79 281 0,6

All other 196 186 1,1 331 214 2,2

Insgesamt: 2 076 556 1,2 4 478 138 3,5

7 711 0,9
112 330 6,9

38 648 0,2

H
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.4 s K0 249 710 3,8

523 467 12,5

234 942 12,4

268 990 9,8
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17 378 O 9
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Tabelle 19 -
Ammemkung: Bei den Staaten liegen die Schwerpunkte (absolute Zahlen) auf dem

Erziehungs— und Gesundheitssektor, bei den Gemeinden im Sicherheits-
bereich (Polizeiwesen) und Straßenbau. Die Prozentanteile prolFunkr
tionseinheit und insgesamt sind bei den Staaten gering. Die Lokalver—
waltungen waren das Ziel dieser.Maßnahme, ihre.Anteile liegen daher
eämasrfimer.

Quelle: Congressional Quarterly, weekly Rep., VOl. 38, No. 8, Feb. 1980,
S.532.
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Die kategorischen Zuschußprogramme könnten gezielter zur lo-

kalen Problemlösung eingesetzt werden und würden aus diesem

Grund auch wirkungsvoller sein. Der demokratisch kontrollier-

te Kongreß lehnte denn auch die Ausweitung des Steuervertei-

lungssystems der Präsidenten Nixon und Ford ab, weil er darin

eine schleichende Gefahr für die Auflösung seiner sozialen

Programme zu erkennen glaubte. Aus ähnlichen Gründen wehrten

sich auch die Betroffenengruppen, die als Lobbyisten vor dem

Kongreß aufgetreten waren, um gerade diese Sonderprogramme

für sich durchzusetzen.

Reagans "new federalism" sah nochmals eine Erweiterung der

Rolle der Gliedstaaten vor, denen nun “block grants“1 für

die Vier Sektoren Erziehung, Gesundheit, Sozialdienste und

Gemeindeentwicklung zur Verfügung gestellt werden sollten

(bei gleichzeitiger Kürzung um 25 %. Vgl. Abb. 40). Die

Gliedstaaten erwartet nun eine zweischneidige Situation,

die ihnen erhöhte Flexibilität verspricht, andererseits je-

rmd:n3fibnahartnmg amüeamflfanüaxaAusmnimngaifürciEaGamänr
demamalüxmrdunflldas'Emmemfl.rewame drujngmdkmfifluenxmmweumm
Isserman,.A.M;, Karen.L..Majors (1978): General Revenue Sharing:
Feäamü.Immanjvesix>ChmumaLoxü.Gowazment.kunalcfifthelmemi-
can Institute of Planners, V01. 44, N0. 3, S. 317-327.

ItIühjahr 1976 war es noch nicht klar, 0b das “revenue sharing"-
ProgrannlvcaOMgreß verlängert.werden würde. Einige Bücher zu die-
sen Fragen waren gerade erschienen, die u.a. aufzeigten, daß es we-
galdeslmfiängsckn‘Auflfiüe,züEerIkmphadtätInmlder1qnzenlhxr
granmdauer große Sohwierigkeiten gegeben hatte, die tatsächlichen
politischen, distributiven und fiskalischen.Auswirkungen überhaupt
festzustellen. S. dazu Lovell, Catherine H. (1976): The Future of
the Intergcvernmental Process: Will Revenue Sharing be continued ?
Püblic.Administration Review,'Vo1. 36, N0. 2, S. 211-216.

‘1"tnnflns"sündefineaflieznqxblüemisjmammrneflkkeammsdan
sajmrgarmdnmn.Ikfi.ehmm1nämenfflodoEumimßJKHfdmxm«an?
sxhenkmcikasüäuinflloda:ldhfl.geüflfltanveruEmer,wüecfie
Gelder ausgegeben.werden. Der Totalbetrag kann z.B. für ein Teil-
pnxnamm<äxsGeamfliflodqsaugyxmbanwenman Eskxßbdnzkenxaver-
pflichtung, daß alle Teilaufgaben in.diesem.Block finanziert'werb
den. Die Staaten.mfissen sich finanziell beteiligen (“matching
fwmkf).
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doch sinkende Mittel und in manchen Fällen wachsende Ver-

pflichtungen beschert.1 Neben den massiven Kürzungsvor—

schlägen für Medicaid, Food Stamp usw. waren, wie bereits

in Kap. 3.3.2 erwähnt, die Eliminierung der Economic Deve-

lopment Administration (EDA) mit ihren Programmen vorgese-

hen. Die ständige Ausweitung des neuen Steueraufteilungs-

verfahrens bzw. der Block-Zuschüsse als Akzentuierungsver-

schiebungen im Modell des kooperativen Föderalismus bei

gleichzeitiger Mittelverknappung und Programmstreichung be-

einträchtigt und gefährdet auch die entwicklungsorientierte

Regionalpolitik.2 Ihr Einschmelzen in größere Blöcke würde

1 Schon wurden ernsthafte Zweifel laut, ob die Gebietskörperschaften
mit der Einführung des für sie finanzwirtschaflich ungünstigen
"neuen.Föderalismussystems" die steigenden Haushaltsdefizite ohne
Steuererhöhungen decken werden können. Rohatyn‚ F. (1982): A Raw
Deal. The New'YOrk Review of Books, Völ. XXIX, No. 7, S. 23-27.

2IIn‘KmmueßimmärbruazwmrdnexmmajflämaderfkawnLküfinnäza—
tion durCh eine andere Art der Zusammenfassung von Teilpnognmnmal
zu'Tflodkgnanbä'bmm.dunfl1dieIfinzufikmmgirriEhnxmräflumgan
umdznülagan DereflngemiflagaxaKunsband)jedajIhESUfimn.(kmr
gressional Quarterly, weekly Report, Völ. 39, No. 27, JUly'1981‚
5.1181.
InnaümnlInanmiewckä;Natkmel.RxmnalHdtlhfishünmfimämeniüßr
die Beziehungen zwischen Bund und Staaten sprach er siCh für die
Ausdehnung der "block grants"eMethode und einer noch.weiterrei—
chemünlünnznkUHienngwdä;föünetrwa1sysmmm;awa.“Mychrem
is that.the government ...‚ turn back not only the responsibility
to (state) governments of tasks I think they can perform better
than the federal government can perform, but turn.back tax sources
so that the tax source itself goes to them." Die Staaten traten
Chiürefin, mufikmstrikaZusäätügkeiUHIfürkmetfimMr258dxxen1m1
klären (“sorting out"). Danach sollte ein Großteil der Wöhlfahrts-
lehmnmgenixmlßmxiübenrmmennmnden,neümedüEESUänruegnaxmr
gen erhöhte Kosten für Erziehung und.Verkehr tragen wollten.
National J0urnal‚'Vol. 13, N0. 48. 1981, S. 2109-2113.
Einige.Monate später stellte sich die Lage schon wieder anders dar,
denn mit Präsident Reagans "State of the Union“-Rede vom 26.1.1982
wurde Phase 2 des "Neuen Föderalismus" eingeleitet. "Mit einen ein-
zigen, kühnen Streich" sollte diese umwälzung vollzogen.werden.
Geplant war die Übertragung großer sozialer Programme wie Lebens-
nätüfiroqms Uübodsnampä'ndtiü M31.Empfitgenn und'mdd1IJ
Famdlies wdth.Dependent Children" (AFDC) mit 11,1 Mio. Personen an
die Staaten. Dafür wollte washington die.Kosten für das “Medicaid“-
Progranm zur medizinischen Versorgung der armen Bevölkerung (22
Mio. Individuen) übernehmen. S. "NemrFederalism or Feudalism ?"
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bedeuten, da8 eine zielgerichtete, räumliche Infrastruk"

turpolitik unter Umständen nicht mehr gewährleistet wäre,

weil die betreffenden Staaten ihre Aktivitäten und Investi-

tionen in den wirtschaftlich benachteiligten Gebieten ein-

schränken bzw. herausverlagern würden, um aktuelle, poli-

tisch drängende Sachaufgaben in anderen Raumbezügen (z.B.

Großstädte) anzugehen.

Ähnliche Überlegungen kommen auch in öffentlichen Äußerun—
gen seitens der Bundesregierung zum Ausdruck. Man befürch-

tete z.B. im Office of Regional Economic Coordination

(OREC im DOC), daß ohne Angaben von Prioritäten in der Re-

gionalentwicklung die zugewiesenen Mittel für jeden Zweck

Verwendung finden könnten, den die Empfängerstaaten oder

Ausmaß der bundesstaatlichen Budget-Kürzungen
für Kommunen und Staaten

Anteil der “Budget-Kürzungen
Budget-Anteil für das für das
Haushaltsjahr 1931 Haushaltsjahr 1982

Staatliche
u.kommunal‚ uscl .. .

che u. kommuStaatli nale

Nationale
Verteidigung

Alle übrigen
20,? 96

UBI'SiChEI'UI'lg
u. Veteranen

21,9 96
Alle übrigen

27,? 96
Veteranen

Wissenschaft 3.1 96
ufi'fl'eltraumfahrt internationale
9 In Internationale Angelegenheiten"

Angelegenheiten Wissenschaft 2.3 %
3.3 95 u. Weltraumfahrt

9 ‘56
'Ii Beinhaltet Zahlungen an Individuen durch staatliche und lokale Behörden

Ahb.40-*

Quelle: Congressional Quarterly,‘weekly Report, vsl. 39, No. 17,
April 1981, s. 709.

Tims, V01. 119, No. 6, vom 8.2.1982. "How Cities and States will be
Hi “. U.S. News 8: 1i»i(:>rld Report, Vol. 92, Nr. 5, van 8.2.1982.
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—regionen für wichtig halten. "Instead of abandoning regio-

nal development strategies to the dictates of the regional

(i.e. state) authorities, as would be the case under block

grants, categorical grants for regional economic development

would permit firm control of the allocation and distribution

of the national resources deemed necessary for regional
. 1a551stance".

4.1.2 Zusammenfassung

Während unter dem "kreativen Föderalismus" von Präsident
Johnson die Zusammenarbeit mit den Staaten und Kommunen

durch ihre Einbeziehung in ganz neue Bundesprogramme zur

Lösung nationaler Aufgaben intensiviert werden sollte, gab

es im “neuen Föderalismus" von Nixon, Ford und Reagan so

gut wie keine Expansion dieser besonderen Form zentral-

staatlicher Tätigkeit mehr.2 Unter dem politischen Motto

der Stärkung traditioneller, demokratischer Errungenschaf—

ten verfolgten diese Regierungen Reduzierung und Akzent—

Verschiebungen in der Arbeitsweise des kooperativen Föde-
ralismus. Der Dezentralisierungsvorstoß durch "revenue

sharing" war auf die Gemeinden gerichtet, die mit ihren

schwierigen finanziellen, politischen und administrativen

Problemen allerdings nur bedingt in der Lage zu sein schei-

1 Rauner (1976), S. 26. — Bis 1976 hatte der neue verteilungsmodus
keinen negativen finanziellen Einfluß auf die Regionalpolitik
(i.e. Title VeKommissionen) gehabt. Interview mit Robert.M. Rauner
und.George.Milner (DOC) am 22.6.1976.

2 Dennoch schreibt z.B. D. walker, ein langjähriger Beobachter
des kooperativen Systems, daß seine Form.in den letzten zwan—
zig Jahren zu einem kooptiven und dysfunktionalen Föderalismus
herabgesunken ist, der heute ein "overloaded service system"
darstellt. Beckmann, N. (1981): Intergovernmental Relations:
The Future is Now; Public Administration Review, V01. 41,
No. 6, S. 693—701. Zitat S. 695.
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nen, diesen Part zu übernehmen.1 Die “block grants" betref-
fen vor allem die Staaten, die durch diese Übertragung nun
ihrerseits eine Stärkung als Zentralmächte erfahrenwund zu-
dem in der Gestaltung ihrer Investitions- und Redistribu-
tionspolitik ohne stringente Bundesaufsicht mehr nach ihren
vorrangigen Projekten zu Lasten beispielsweise der Regio—
nalentwicklung verfahren werden. Anwendung und Auswirkung
beider Verfahren sind deshalb umstritten geblieben. Bei der
Frage nach der Verstärkung zentralisierender oder dezentra-

lisierender Tendenzen im amerikanischen Bundesstaat durch

Änderung bestimmter Formen des kooperativen Föderalismus

nimmt sich die Ausweitung der staatlichen und lokalen Selbst-

entscheidung zunächst als Stärke der unteren Einheiten aus.

In der Öffentlichkeit war ja schon lange Zeit darüber ge-

sprochen worden, daß durch die ausgedehnte Bundestätigkeit,

einschließlich ihrer technischen und verwaltungsmäßigen Un-

zulänglichkeiten, die Eigenständigkeit und Eigeninitiativen

der unteren Administrationen beeinträchtigt würden. Die

neuerliche stärkere Berücksichtigung der staatlichen und

kommunalen Basis schien diese Wende einzuleiten. In der

Bundesregierung bedauerte man jedoch den Kontrollverlust.

Skeptiker befürchteten, daß mit der neuen Methode die Ziel-

richtung der Maßnahmen infolge der Politisierung der Pro-

gramme auf der Kommunalebene weitgehend aufgehoben werden

würde. Als größter Geldgeber hat der Bund aber nach wie vor

ein bestimmtes Gewicht. Er würde damit keine "dirigistische"

Rolle mehr spielen, sondern eher in einer "Verhandlungskon-

frontation“ stehen, in der bei unterschiedlichen Abhängig-

keitsgraden in den einzelnen Programmbereichen zwischen den

1 Ray D. Whitman schreibt, daß "revenue sharing" mhl diejenigen
entüümnhtlume,(Harhiihmefin.Hyuacaf‘geaflmmflmfiien.Das
Programn sei jedoch flexibel und nützlich und sollte so umge-
staltet.werden, daß es als.Antirezessions—Hilfe für die Gebiets-
körperschaften eingesetzt werden kann. In: Challenge . The
.Magazine of Economic.Affairs, Vbl. 18, No. 3, 1975, S. 14-21.
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Ebenen sachangemessene, nationale Lösungen und neue Ver-

fahren und Verfeinerungen gesucht werden müßten. Wieweit

der Bund hierbei lenkend wirken könnte, war eine offene

Frage.

4.2 Interregionale und interstaatliche Konkurrenz -

- der neue Regionalismus -

Die wirtschaftliche Rezession von 1973 löste nicht nur die

nationale Planungsdebatte aus, sondern hatte auch eine Ver-

schärfung regionaler Gegensätze zur Folge. Bei den in der

öffentlichkeit geführten heftigen Diskussionen ging es in

erster Linie um die regionalen Verluste von Bevölkerung und

Industriearbeitsplätzen (Abb. 41) sowie die Regionalauftei-

lung von Bundesgeldern. Zugespitzt stellte sich diese Kon-

troverse als eine Auseinandersetzung zwischen dem Norden

bzw. Nordosten und dem Süden dar.

1975 erschien ein Buch, das in herausfordernder Weise "öl

in das Feuer“ dieser Debatte goß, gleichzeitig aber den

Anstoß gab, sich auch empirisch-wissenschaftlich mit den

aufgeworfenen Fragen auseinanderzusetzen.1 Es befaßte sich

mit der historischen Zweiteilung des Landes in Süden und

Norden und den Wandel des Verhältnisses beider Regionen ins—

besondere nach dem Zweiten Weltkrieg. Bis dahin dominierte

der Nordosten mit seinen industriellen, finanziellen, poli-

tischen, akademischen und kulturellen Zentren und der im

Hintergrund stehenden bekannten Namensgalerie einflußreicher

Familien und "Klans". Mit dem Eintritt in den Krieg begann
sich das regionale Kräfteverhältnis zu verändern. In den

1 Sale, Kirkpatrick (1975): Power Shift. The Rise of the Sour
therniRfim‚ and.Its Challenge to the Eastern Establishment.
Nawikmk.
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Regionales Wachstum von Bevölkerung, Einkpmmen und Industrie-

beschäftigung in den Vereinigten Staaten 1960 - 1975 in %

77:5

U.S. Durchschnitt 5"”:::ä 5€
Veränderung in % 5 3

1950-75
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Ind ustriebeschäftigung

Abb. 41-
Anmerknng: Der Südosten.und.8üdwesten führten beinaha.in allen drei

SakunEMw-Ekmänügumm‚EimxmmaatmdIhfimsmfißbaafiäftknmg.

Quelle: Business Wäek v. 17.5.1976, S. 93.
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westlichen und südlichen Teilen, dem sog. "Southern Rim"1

entstand allmählich ein politisches, wirtschaftliches und

kulturelles Gegengewicht, das aus einer Investitionshausse

in Verteidigungsindustrien, Weltraumfahrt, Elektronik, öl-
und Gausausbeutung (chemische Industrie) sowie Agribusiness

und einer millionenfachen Bevölkerungszuwanderung (Abb. 42)2

erwuchs.3 Mit dem Wachstum und der Ausweitung der Aktivitä-

1 Definiert in etwa als 37. Breitengrad.zwischen San Francisco und
Norfolg, va. Widerspruchslos blieb diese Grenzziehung nicht. Die
Existenz einer Südregion oder des "sun belt", wie sie auch ge-
nannt wurde, besteht nach einer Untersuchung'iarofessional Geo-
grapher nicht in dieser weise. Die Analyse, die verschiedene
Techniken und Variablen aus den Bereichen Bundestätigkeiten, wärt?-
schaftlicher'WOhlstand und Bevölkerungsveränderung benutzt, zeigt
diese Sonderstellung und Homogenität nicht. Der “snow*belt“ als
Gegenstück sollte besser als Kernregion ("oore region") bezeichr
net werden. Browning, Clyde E., W: Gesler (1979): The Sun.Belt -
Snow*Belt:.A Case of Sloppy Regionalizing. Professional Geographer,
V01. 31, N0. 1, S. 66-74.

2 Auch auf deutscher Seite haben sich.mehrere.Autoren eingehend
mit den industriellen verlagerungstendenzen und regionalen Struk—
turveränderungen befaßt: Brand, U. (1968): Die Entwicklung der
Industrie in den Südstaaten der USA..Marburger Geogr. Schriften,
H. 36, Marburg. Eichler, G. (1976): Struktur und Standortverände—
rungen der US-amerikanischen Industrie 1960b70. Geogr. Rundschau,
H. 2, S. 41-49. Lenz, K. (1976): EntwiCklung und Ausprägung des
NordeSüd—Gegensatzes in den USA. Geogr. Rundschau, H. 12, S. 497—
506. VOppel, G. (1975): Verlagerungstendenzen der Industrie in
den Vereinigten Staaten von.Amerika. Kölner Forschungen z. Wirt-
schafts- u. Sozialgeographie,Bd. 21, S. 323-343. Zimmer, D.M.
(1975): Jüngere wandlungen in der Industriestruktur des Südostens
der USA. Geogr. Zeitschrift, H. 1, S. 56m71.

3 Zwischen 1945-1975 wuchs die Bevölkerung'von.40 Mio. auf beinahe
80.Mio. Einwohner. Der Zustrom.verstärkte sich besonders seit
1970. Die Bevölkerungszunahme vollzog sich vornehmlich in den
Randgebieten von Großstädten, während die Industrien auch ländli-
chen Standorte wählten. Traditionell wurden dafür Gründe anger
führt wie niedere Bodenpreis— bzw. Steuerbelastung und (Abb. 43)
Lohnkosten, der geringere Organisationsgrad der.Arbeitnehmer
(Abb. 44), verfügbarkeit von Bauflächen, Rohstofflager und nicht
zuletzt die inmem'wichtigere Frage nach.Energie und.Energieprei—
sen. Daneben spielten Infrastrukturverbesserungen, die Einstel-
lung zu Umweltfragen, die einer wachstumspolitik nachgeordnet sind,
klinatische Gunstfaktoren sowie preisgünstigere und bessere Le-
bensbedingungen eine Rolle.
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Regionales Wanderungsmuster in den Vereinigten Staaten

zwischen 1970 und 1975 (in Tausend)

a ———- Hortheasl<2: " -- <47% Q5“ ä,
West "‘

‘ West includes
Alaska and
Hawaii \

Resident Population — July 1, 1975
(thousands)

Northeast 49,461
North Central 57,689

South 68,113
W88! 37,878 f Projm'ted geographimi rentlvr ofpopulafion in I .980

U. S. Total 213‘121 Directional arrows indicate thousands of persons 1970-75

Abb.42-

Quelle: weinstein, Bernhard.L.‚ RObert E. Firestine (1978):
RegkmalDwülandwlnmain'üxaUMLUXIStmxs.
The Rise of the Sunbelt and the Decline of the
NOrtheast„ New'York, S. 15.
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ten der Bundesregierung wurden diese neu geschaffenen An-

lagen und von ihr abhängigen Industrien weiter erhalten

und gefördert (z.B. neue Häfen und binnenländische Transport-

systeme, Militär— und Weltraumbasen, Wasser- und Bewässe—

rungsprojekte). Auch politisch wurde der "Southern Rim" im-
mer stärker. Sein Einfluß wuchs in fast allen nationalen

Parteiorganisationen durch seine Rolle in der Kandidatenaus-

wahl beider großer Parteien, in der Kontrolle über bedeuten—

de Komitees, der inneren Arbeitsweise des Kongresses und

schließlich in der Stellung mehrerer Präsidentschaften

(1963—1974 und 1976-1981).1

Alle diese Charakteristika kombiniert ergeben eine geogra-

phische Region, die klimatisch, historisch und kulturell-

politisch Beständigkeit und Konsistenz aufweist.

Die Betrachtungsweise des Südens als eines besonders dyna-

mischen Landesteiles ist nun nach Meinung des Autors nicht

folgenlos, sondern trägt mit der daraus resultierenden

Analyse des regionalen, wirtschaftlichen und politischen

Habitus zum Verständnis von drei Jahrzehnten amerikanischer

Die Wirtschaft des "Südrandes" wird von sechs Säulen getragen:
Agribusiness, Verteidigungsindustrie, Technologie, (weltraum,
Elektronik),Öl, Immobilien und Freizeit. Nachgeordnet sind
dasfmnb-umivefiämmsmäen.EMsnmßsvßekrmUEeimalflmuer
bericht zu.diesem.Thema “The Second.War between the States".
Etwas prononziert formuliert, sollte der Titel u.a. die Inr
tensität und das Klima der Auseinandersetzung verdeutlichen.
Im.selben.Artikel‘wird eine wahrscheinlich zu optimistische
Prognose vorgestellt, nach der der Süden und Südwesten 1990
majlstäflüarsehiwenüaL.Bushmsslkrk,Eüxrdalkortxh
17.5.1976, S. 92-114..Am 28.9.1977 wird in der New York Times
cüwbncyämmodman daßsüchckn'nafiendkaChmndniamm;gesüflr
gertlume.

1 Das Magazin Time widmete dem Süden im September des wahljah—
res 1976 eine Sonderausgabe: The South_day. Carter Country
andläämmd.
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Staatliche und kommunale Steuerbelastung pro Kopf der

Bevölkerung 1976 (in Dollar)

Abb. 43-

rm. 3571 —1 35%
HASE. EWG-169%
m. 3711—1459:
cum. ins-146%
N‚J. 993-1 15%
DEL 958-1 35%

HD. 581 4-183‘E’n

0.:: 3924—19131:-

Dollars are state and tocal taxes pand per caplta In 19m.
Percents are 1a: Increases from 1965 10 191’6.
[Näiional cosl Of lng Increase II"! 58m6 PETIÜÜ 5%.]

Amerkung: Die niedrigsten Steuerbeträge lagen aussbifließlich

Quelle:

:m:Süü21bmm.SükxüentüarUSA.{fiquxenüeflen
Steigerungen in.den südlichen Staaten zwisChen 1966
und 1976 bewegten sich im mittleren Bereich m 121 %
zü1OKhfimmalfis Hül%.h1KeHum*y.Eänfixaäfixfixen
kaamxtarkefiflex;ze<kmtäflfleß‚fihß:ikaßeäxmenrge—
unmemmhfiakasoganzwielefineafiänfhiianfiüe:äwmd—
ortwahl ausüben. Siehe: Krumm, G. (1979):
(knpenflxaaniFEgkmeflfiDamflepmafi:hathezmerkxmt
Ifiakxalääeüem fiMxxyaexiPoLkarPenäectüme.
IÄSS.lägergnepanxifertMeIkfiXedEäzie94kemmn
iämünarcxu Rgfisnalwekxxentlhmmmiafiefienflist
Swmxmelmetühfnaas.

Time V. 19.6.1978
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Mitgliedschaft in nationalen Gewerkschaftsorganisationen

und Angestelltenverbänden 1978 in %

15.0

20.0

30.0

'+5.Ü

5.0

15.1

20.1

30.1

E]

ä
I

AHb.44-

Quelle: Florida Deparünent of Camerce (1980) : Florida and
thecfiherlkntyflüne.fihlkflasaxh S.63.
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Geschichte bei.1

Dem "Southern Rim" gegenüber steht der Nordosten, zu dem

Vierzehn Staaten zwischen New England und den Großen Seen
zählen. Der traditionelle Industriegürtel der USA mit sei-
nem großen Bevölkerungsanteil, von dem besonders der indu—

strielle Mittelwesten unter der Umstrukturierung der ame-

rikanischen Wirtschaft zu einer Dienstleistungswirtschaft

gelitten hat. Auch wenn in den Anzeigen großer Tageszei-

tungen des Nordostens die Standortvorteile des Südens an-

gepriesen werden (Abb. 45, Tab. 20) und diese Kampagnen

den Abwanderungstrend von Firmen anschaulich zu verdeutli-

chen scheinen, bezweifelt man aus südlicher Sicht, daß

sich diese Entwicklung auf Kosten des Nordens vollzogen hat.
Mehrere Studien führen das meridionale Wachstum auf eigen-

ständige Faktoren zurück. Nicht die prozentual geringe Ab-

wanderung von nördlichen Firmen, sondern ihre Schließung

und Aufgabe waren danach für den Verlust der Arbeitsplätze

verantwortlich.2

1 Die wirtschaftliche wachstumskultur des Südens beschreibt Sale
zmit sinkender Moralität, Korruption und.Nährboden für organi-
sümfixaKrümüwdiüfi; Dengxflitnxmentflmuaküa:imtäxmmübarzum
"Yankee"-Stil ("Liberal Eastern Establishment") als "coWboy"-
Politik, die von den drei Rs ("rightism, repression, racism")
bestmmmxüxd.
Kevin Philips sieht nicht nur eine geographsiche Teilung der
Nation, sondern.eine steigende.Fragmentierung vieler Lebens-
kmmehjm:-'enma"Bauüuüsraxmg“lmerflmfih HaqJSBQsnxL
May 1978, S. 37-47.

2 Krumme (1979), S. 14 (mit quantitativen.Angaben). Wie einge-
hend.man sich im Nordosten.müf seiner Lage, den Städten und
der regionalen Wiederbelegung und Stärkung befaßte, machen
z.B. auCh die folgenden'Veröffentlichungen deutlich:
Sternlieb, G., J.W; Hughes (eds.), (1978): Revitalizing the
NOrtheast. Prelude to an agenda„ New'Brunswick..Morris, R.S.
(1978): Bum.Rap on.America's Cities. Englewood Cliffs. Chinitz,
B. (ed.)‚ (1978): The Declining NOrtheast. Demographie and
Economic.Analyses. New'York. Insbesondere Teil IV. Prospects
for the Northeast. S. 145-182.
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Abwerbung von Unternehmen nach dem Süden der USA

Megalopolls
|5 I10 place t0 bring llD

a growlng young blISII'IESS.
But there 3g a place where your rapidly expanding company can
thrive, with plenty cf roorn for expansion. A place tocated halfway
between New York and New Orieans. en major air and transpa—
tation routes. A place that offers you fringe benefits Iike fresh air
and water. an ideal climate and an easygoing Iifestyle.

It's called Greenwille, South Caroiina.
Right now. we haue almost 400.000 square feet cf office space

available in some of the newest and prettiest buildings in the
Southeast. including:

t Beulen Trull Fleze i Green Gele Peru
94.000 et. In Heer: 80.000 tl. siegte level

t 8|:t Cemline Helienei Bank . liege: Execmlve Genie:
“.200 II. t! Heere 40.000 ei. 2 Heere

And the tariff is a tot Iowerthan you‘d pay in the Urban Battle
Zone -— Iess than 56 per square feot.

We aiso haue a brechure calied “Report frem Greenville“ that
describes in detaii what you‘li want t0 know about conditions here
-- not enly {er your company. but for yourself. your empleyees.
and their iamiües. Fill out the coupon belew or catl us coilect, and
we‘li „glefllyr send yeu a cepy.

Abb. 45-
änmadmmg:(kgenmxa:GEnInmfinstmjaxfingmmfizivunbägakxxflis

bietet.GIeenville‚ South‚Carolina‚ seine'Vbrteile an.

Quelle: Wall Street Journal v. 8.9.1976. -— Im einflußreichm
Magazin.Fortune ersChien 1977 ein.Artikel‚ der die
Überschrift trug: "Business loves the Smbelt (amd
vice'versa}". 95 (6), S. 132—146.
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Veränderung von Unternehmenshauptsitzen in verschiedenen

Städten der USA zwischen 1965 und 1975

Städte (mit Vororten) Zahl der Unternehmenshauptsitze von
500 der größten U.S. Corporations:

1965 1975 Veränderung:

Verluste:

New York 167 152 - 15

Chicago 51 42 —

San Francisco 21 15 —

Philadelphia 23 21 -

Zuwachs:

13 +

11 +

St. Louis

Houston

W
h

-J
U

'I

Washington

Miami - 4 +

Dallas 12 +

Denver 1 4 +

kO

w
w

p
p
n
m

wflleJX)-

Quelle: Krurrme (1979), Tab. 1.

Eines darf bei dieser Analyse allerdings nicht vergessen

werden, daß die meisten Südstaaten (Ala.‚ Ark.‚ Ga.‚ Miss.‚

N.C.‚ S.C.‚ Tenn.) trotz des Aufschwungs zwischen 1960 und

1980 nach ihrem Pro-Kopf—Einkommen Schlußlichter geblieben

sind (Tab. 21).

Ein Beitrag in der New York Times v. 7.10.1976 erwähnt die

relative Armut der dreizehn südlichen Staaten, spricht aber

auch den Reichtum einiger Staaten an Bodenschätzen an und

vergleicht sie mit der Dritten Welt. Obwohl es als eine
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illusionäre Strategie gesehen wird, empfiehlt der Verfasser,

der Süden solle nach dem territorialen Prinzip vorgehen und

sich mehr zusammenschließen, um mit der Macht seiner Ressour—

cen größere Vorteile und Nutzen für seine Bewohner zu erzie-

len. Eine neue Studie des Joint Center of Urban Studies

(MIT-Harvard Univ.) warnt vor einem zu optimistischen Aus-

blick für den Süden.1 Erst eine Analyse der Subregionen des

"sunbelt" ermöglichte ein differenziertes, wirklichkeitsnä-

heres Bild des künftigen Wachstums, den regionale Struktur-

unterschiede und Rezession beeinflussen werden. Z.B. werden

Staaten der South Atlantic Region wie North und South Caro—

lina, Georgia und Florida nach den Ergebnissen dieser Stu-

die in demographischer und wirtschaftlicher Hinsicht im

laufenden Jahrzehnt weniger expandieren, was die rosigen

Aussichten des Südens im ganzen doch in einem etwas anderen

Licht erscheinen lassen.

Mitte 1976 brachte das National Journal einen Sonderbericht

heraus, der die regionale Konkurrenzsituation von der fis-

kalischen Seite her beleuchtete.2 Danach floß ein größerer

Teil der Bundesausgaben in den schneller wachsenden Westen

und Süden (Abb. 46). Fünf Staaten an den Großen Seen (Ohio,

Ind.‚ Ill., Mich., Wis.) waren am schwersten betroffen. Sie

zahlten im Haushaltsjahr 1975 S 62,2 Mrd. an Bundessteuern
und erhielten nur S 43,6 Mrd. aus Washington zurück. Dage-
gen bekamen die sechzehn Südstaaten 11,5 Mrd. mehr als sie

an die Bundesregierung abgeführt hatten. Die pazifischen
Staaten und die der Mountain-Region erzielten in der "Zah-

lungsbilanz“ einen ähnlichen Überschuß (S 10,6 Mrd., Tab. 22).

1 Jackson, G., G. Masnick, R. Bolton, S. Bartlett, J. Pitkin (1981):
Regional Diversity. Growth in the United States, 1960—1990.
Bosüxn

21%fienfl.Spaxüng:TherkxthflsLossIS-UmaSmumdtksGaüL
National Journal, Special Report, V01. 8, No. 26, 1976,
S. 878-891.
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Pro-Kopf-Einkommen und Rangplatz der Staaten im Vergleich

1960 und 1980 (in Dollar)

1960 1980

ProeKopf- Rang ProeKp— Rang
Einkommen Einkommen

NeW’England

Naine
New'Hampshire
Uämnnmt
Nassachusetts
Rhode Island
Connecticut

MidaAtlantic

NeW'York
NeW'Jersey
Pennsylvania

Great.Lakes

Ohio
Indiana
Illinois
Michigan
Wisconsin

419 3 10 105 3
835 37 7 925 40
160 22 9 131 29
864 35 7 827 41
435 10 10 125 13
186 20 9 444 21
838 11 720 3
549 10 127 2

1

2

703 7 10 260 12
700 8 10 924 5
239 17 9 434 22

367 4 9 779 4

322 13 9 462 20
149 23 936 33
616 9 1 521 8
326 12 950 17
178 21 348 26
022 6 338 5
064 26 724 18
960 31 358 25
091 24 982 32
681 41 747 34
758 40 806 43
009 27 365 24
084 25 983 16
838 7 762 8
735 5 339 10
320 14 460 9
823 2 039 2
884 34 392 23
592 44 800 447

577 45 7 819 42
394 49 7 266 50
644 43 8 073 37
965 30 8 996 31

Great Plains

Nünmesota
Iowa
.Missouri
North.Dakota
South.Dakota
Nebraska
Kansas

South.Atlantic

Delaware
ÄMaryland
D C
Vürginia
west'Virginia
North_Carolina
South Carolina
Georgia
Florida

c»
x
o

x
o

-c
‘m

x
o

x
o

kD
xo

xo
<
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cn

—
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s—
s—
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C
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- Forsetzung S. 190 -
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Fortsetzung Tabelle 21

-1.9o -

1960 1980

ProPKopf-
Einkommen

Rang ProPKopf-
Einkommen

Rang

Bast South.Central

Kentucky
Tennessee
Alabama
Mississippi

west South.Central

Arkansas
Louisiana
Oklahoma
TExas

Mountain

Montana
Idaho
Wyaning
Colorado
Neqexiko
Arizona
Utah
Nevada

Pacific

California
Oregon
washington
Alaska
Hawaii

Total U.S. N
N

N
N

N
N

N
N

—
J
—

h
—

ß
N

N
—

td
N

_
L

..
.x

..
\.

..
x

.....
.|

„A
d
-.

4
..

.)
_A 490

576
576
510
196
785
358
649
850
894
054

983
811
210
247
814
994
954
791
608
711
194
354
743
289
201

46
46
48
51

42
36
33

29
39
18
16
38
28
32

19
11

15

d
u
;

C
)\

J
K

>
\J

C
>

C
)G

D
G

J
an

m
>

m
aa

>
xl

u)
0
5
4
1
4
1
4
1

a:
—A

....s <3
4

4
—

3
—h

C
D

AJ
C

3\
D

C
3

L0

436
613
720
488
580
079
268
458
116
545
994

536
056
898
025
841
284
649
727
720

938
317
309
790
101
521

47
45
48
51

49
36

19

35
38

15
39
28
46

27
11

14

Tabelle 21 -

Anmerkung: Die Einkommensteigerungen zeigen eine‘Verschiebung nadh
westen und Süden an, doch "in general, the rich states
remain rich and the poor states remain.poor‚ but the
riCh are not as rioh and the poor are not as poor".

Quelle:
(veränd.).
National J0urnal, VOl. 13, No. 35, 1981, S. 1557
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Verhältnis von Ausgaben zu Einnahmen von Bundesgeldern

nach Staaten 1975 (in Dollar)

NÜRTH AHÜTA ä

TH DAK TA

Ehäääiäüa

I.......

-über 1.20 Dollar
1.00 - 1.20 Dollar
[LED - 1‘ÜÜ Dflllar

|:] o - 0.3l} Dollar

Ahb.46-

Immefiamg:ZüzdenrmnsüaISünfimnlün;8üüxß‚iflntemsrmdtfie
westens gab-die Bundesregierung mehr als einen.Dollar
aus für jeden Steuerdollar, den.sie erhielt. In Tei-
rh316eshknfiosuam;umiMütuflMesuam;zennzsnflldas
umgekehrte Bild.

Quelle: National Journal. Vol. 8, No. 26. 1976, S. 879.
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Bundesausgaben und Bundessteuerbelastung pro Kopf nach

Regionen 1975 (in Dollar)

Pnaäkmi—
ausgabe
des Bundes:

Pnoükxfi-
Bundes-
steuerbe-
lasümrp

verhältnis:
Bumüäämsga—
ben zu Steu—
erbelastung:

Dollarbe-
trag
(in.Mio.)

Northeast

NeW'England

Mid.Atlantic

Nüdwest

Great Lakes

Great Plains

South

South„Atlantic

South Central

west

Mountain

Pacific

Total United States

d
-
A

—
d
—

A
—

ln
—

‘l
—

i-
A

u
—

I
—

ß
—

J
—

Ä
a.

)

361
470
325
128
O64
287
389
454
327
712
615
745

412 d

579
533
594
177
518
374
219
303
137
431
238
497

412

‚86
‚96

- 10 775
- 762
- 10 O13
- 20 O74
- 18 618
- 1 456

11 522
4 986
6 536

10 639
3 631
7 008

Tabelle 22 -

Anmerkung: Spalte ‘l ohne Zinszahlungen, Spalte 2

Quelle:

inkl. Haushalts-
defizit des Bundes als zusätzliche steuerliche Belastung.

National Journal, V01. 8, N0. 26, 1976, S. 881 (veränd.).
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Regionale Pro-Kopf—Ausgaben des Bundes nach verschiedenen

funktionalen Bereichen 1975 (in Dollar)

Pro Kopf- \\\\\‘ Anderes
Ausgaben
in Dollar - Natürliche Ressourcen, Umwelt und Energie

7 Erziehung ‚ Sozialdienste, Berufsausbildung u.
//% Beschäftigung
EI Veteranen

Gesundheit

Handel und Verkehr

m Einkommenssicherung

1 800

1 700

1600

1 500

1400

00000000000
nnnnnnnnnnnn1300 ääääääää
cccccccccccc
iiiiiiiiiii

1200

1100
----------------------nnnnnnnnnnn
nnnnnnnnnnnoooooooooooooooooooooo1000 ...........

900 ............

mm äääääg
700

600

500

400

300

200

1 00

0
Northeast Midwest South West

Abb.47-

Quelle: National Journal, vol. 8, N0. 26, 1976, S. 880.
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Der Transfer geschieht im wesentlichen in vier Formen -

als Bundesgehälter, Sozialversicherungsleistungen, Ver-

teidigungsausgaben (Waffenkontrakte und Anlagen) und in

der Zuschußvergabe ("grants“) für öffentliche Vorhaben.
Die räumliche Lenkbarkeit der Mittel ist bis zu einem be-

stimmten Grad nur im letzten Fall gegeben.1 Dazu gehören

selbstverständlich auch die EDA—Zuschüsse. Sie wiesen in

der Vergangenheit ebenfalls regionale Ausgabenschwerpunk-

te auf, sind aber verhältnismäßig leicht dirigierbar.

(Tab. 23).

Bei den übrigen Ausgabenarten ist man dagegen nicht so

flexibel, weil die Struktur der Empfängerstaaten selbst

(z.B. Fla., Calif., Miss.) und politische Einflußnahmen

die Ausrichtung weitgehend vorgeben.

Die politische Reaktion auf die Verschlechterung der Lage

der traditionellen Industriegebiete erfolgte in regiona-

len Zusammenschlüssen mit dem Ziel, die Ausgabenpolitik

des Bundes zugunsten der benachteiligten Staaten zu ändern.

Schon 1973 hatten die 25 Mitglieder des Abgeordnetenhauses

aus Neu England den New England Congressional Caucus ge-

gründet, der auch eine eigene kleinere Forschungsstelle

unterhielt.2 Dieser Landesteil besaß eine Tradition sekto-

raler Zusammenarbeit seit den zwanziger Jahren, zeigte die

geschlossenste Form und betonte vor allem die übergreifen-

den regionalen Interessen wie die Verbilligung der Energie-

preise, bei denen sechs Staaten gegenüber den südlichen

Landesteilen stark benachteiligt waren. Die Northeastern

Governors Conference propagierte ein breiteres Aktionspro-

gramm (Ausbildungsprogramm für Arbeitnehmer, öffentliche

1 Nach.National Journal waren dies 50 Mrd. Dollar, oder 15 % des
Nationalbudgets, die zwischen den Staaten noch am leichtesten
"verschiebbar" schienen. National Journal, Vol. 8, No. 26, S. 880.

2 Zum.Gründungsvorgang des überparteilichen.Neu Englantusschusses
s. National Journal, Vbl. 5, No. 7, 1973, S. 226-233.
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Mittelverteilung durch EDA für ausgewählte Staaten und

Regionen zwischen 1965 und 1975 (in Dollar)

Arbeitslosen? Darlehen f. Öffentl. EDAzAusgaben
Staat/Region quote im Dez. Unternehmens- .Arbeits— insgesamt*

1975 in %: entwicklung: vorhaben:

Connecticut 10,5 2 819 000 15 712 000 19 852 000

Maine 10,0 19 482 000 9 483 000 30 611 000

Massachusetts 11,0 4 928 000 31 640 000 43 559 000

New Hampshire 5,5 1 300 000 7 174 000 8 738 000

Rhode Island. 12,0 1 113 000 18 008 000 20 316 000

vermont 9,5 None 5 058 000 5 245 000

New England 10,0 29 642 000 87 075 000 128 321 000

,MideAtlantic 10,0 48 391 000 129 752 000 200 501 000

South.Atlantic 8,0 58 335 000 247 591 000 328 265 000

East So.Central 7,5 56 497 000 269 285 000 340 112 000

west.So.Central 7,0 32 789 000 225 767 000 276 558 000

East.NouCentral 9,0 29 889 000 193 530 000 242 264 000

west.No.Central 6,0 9 104 000 136 195 000 156 584 000

Mountain 7,0 18 008 000 156 149 000 188 347 000

Pacific 9,0 42 248 000 244 846 000 310 752 000

* Die Zahlen schließen kleinere Zuschüsse für Planung und technische Hilfe ein.

Tabelle 23 -

Anmerkung: Neu England hatte z.B. in zehn Jahren nur rd. 128 Mio. Dollar er-
halten, die East South.Centra1 Region (Ala., Ky., Miss., Tenn.)
Lmit ungefähr gleich großer Bevölkerung, aber geringerer.Arbeits-
losigkeit rd. 340 Mio. Dollar.

Quelle: Boston Globe v. 18.5.1976.
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Arbeitsvorhaben), verfolgte aber auch energiepolitische

Ziele.1 Von den sieben Staaten N.Y.‚ N.J., Pa.‚ Conn.,

Mass., RI, und Vt.2 wurde 1976 ein Drei-PunkterProgramm

vorgelegt, das ein gemeinsames Auftreten als regionale

Lobby in Washington, eine Verstärkte Regionalplanung und

eine wirtschaftliche Entwicklungsgesellschaft für den

Nordosten vorsah. Der Midwest-Zusammenschluß war zu die-

sem Zeitpunkt noch am wenigsten weit gediehen. In sei-

nem Fünf—Staaten-Territorium liegen allein 57 Metropoli-

tan-Gebiete, die kein regionales, gewachsenes Zusammenge-

hörigkeitsgefühl besaßen, und ihre ähnliche Lage hatte

bis dahin noch nicht dazu geführt, gemeinsames Handeln

entstehen zu lassen.

Der Abgeordnete M. Harrington (Mass.) war die treibende

Kraft, die über diese regionalistischen Zweckverbände

hinaus, noch eine Zusammenarbeit aller Abgeordneten der
nordöstlichen Staaten verfolgte (Northeast-Midwest Econo—

mic Advancement Coalition ebenfalls mit einer Forschungs-

einrichtung).3 Dieser Zusammenschluß hatte eine regionale

Entwicklungsbank (s. Anm. 1, S. 136) zum Ziel und arbeite-

te im Kongreß außerdem darauf hin, eine Änderung der Ver—
teilungsformeln für die Bundeszuschußprogramme unter stär-

kerer Berücksichtigung der nördlichen Belange zu erreichen.4

1 New York Times v. 19.10.1976. Auch der Süden präsentierte sich in
enxursohflux1venämmlmry AnckarSouUmxawermmafi:Comfluenae
im Sept. 1976 nahmen siebzehn Staaten teil. New York Times v.
2.9.1976.

2 Der Nordosten war sich nicht so einig. Der Coalition of North-
emsuunfkwenkxsgxmödxmImu'dkademflzatümhalnmmmaueEHL
Das republikanische NeW'HamPShire und das unabhängige Maine fehl-
ten. NEw'York Times v. 2.11.1976.

3 Conn., Ind., Ill., Maine, Mass., Mich., N.H., N.J., N.Y., Ohio,
Pa.‚ R.I.‚ Vt.‚ Wis. - Siehe auch New York Times v; 2.9.1976.
Sie nennt 16 Staaten mit 218 Abgeordneten.

4 Rep..M. Harrington gab in einem Interview Ende 1976 zu, daß die
NortheastaMidwest Eoonomic Advancement Coalition bis dahin haupt-
sächlich eine "paper organization” war, die zunächst regionales
Bewußtsein wecken sollte. New'York Times V. 2.11.1976.
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Ein großes Hindernis für die Formulierung solcher Zusammen-

schlüsse war und ist zweifellos die überall existierende

und praktizierte interstaatliche Konkurrenz um Industrien

und Dienstleistungsbetriebe mit den damit verbundenen Ar-

beitsplätzen. In diesem Punkt stehen sich die Staaten ein-

zeln gegenüber, ob das nun das enger kooperierende Neu

England oder andere Teile des Nordostens (z.B. N.Y. und

N.J.) betrifftc. Abwerbung oder "job piracy", wie es auch
genannt wird, ist ein nicht zu übersehendes Element in den

Beziehungen zwischen den Staaten.1

Ehringhaus2 sieht darin eine Strukturfrage, die es den Staa—

ten außerordentlich erschwert, sich horizontal zusammenzu-

schließen. Eine Selbstkoordination als Gegengewicht oder

Substitution des Bundes scheitert praktisch an der Hetero-

genität bzw. an den Interessengegensätzen der Einzelstaaten.

Ihre Verschiedenartigkeit beruht auf unterschiedlicher Na-

turausstattung, Bevölkerungsstruktur sowie Industrie- bzw.

Agrarausrichtung und dem daraus resultierenden zwischen—

staatlichen Wohlstandsgefälle. Da ihnen eine vom Bund unab-

hängige Besteuerungsgewalt zusteht, wetteifern sie mit Ver—

günstigungen, Anreizen und Subventionen um die Standorte

von Betrieben, was ihre Kooperation zusätzlich belastet.3

Ein automatischer Finanzausgleich zwischen den Staaten

existiert nicht, so daß der Bundesregierung die Aufgabe zu—

1 Um.diesen‘Vbrgängen nicht1mit‚Bundesprogrammen'Vbrschub zu leisten,
Imnfie:m1FaLLvonIImLenxasog."antufirathxfäKknBelefingdxwt.
Ihmmdlkomnxaflm\kenwaFinmxlmmsdfizen,Cüeeänenaxgflmuflen
Whmug";flanüan Dainrhxmnfieamtkmenxfits<ku:Eüuäwz:üueslkmr
vdckbmwmfidmüsbedafirndefingeafiufinkt.

2 Ehringhaus (1971). S. 62-64.

3 Nach Harrison‚ B. und S. Kanter werden physische Standortverlar
gennmmmhmmiFäeMaIersümnflichenfifise:ü1nurgxmimmmnümflnm{
vuqommnn Dhactümkadafih:senalnhflu:awmmfiCMHElbdümmt.
Harrison‚ Bennett. Sandra Kanter (1976): The Great State Robbery;
Wbrking Papers for a New Society, vol. IV, No. 1, S. 57-66,
inSb. S. 63/64.
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fiel, als sozial verantwortliche Instanz einzuspringen,

um für einen gewissen Ausgleich zu sorgen, bzw. ein Mini—

mum an öffentlichen Leistungen zu garantieren. Das Eigen-

interesse der Einzelstaaten hinter ein regionales Gemein-

wohl und die Zusammenarbeit gegen eine äußere, "südliche

Bedrohung" zu stellen, war kaum zu erwarten und muß poli-
tisch-rhetorisch verstanden werden. Die "United Northern

Front" kam wohl aus diesen Gründen nicht richtig voran

und blieb relativ unwirksam. Verbindende Aktionen ließen

sich trotz Erkenntnis und Einsicht in die Lage nicht auf

identische übergreifende Interessen ausrichten, sondern

wurden durch zahlreiche Sonderinteressen und kurzfristi-

ges Vorteilsstreben unterlaufen. Eine gesamtregionale Lö-

sung schien sich also ebenso wenig abzuzeichnen, wie auch

eine kontinuierliche Wirkung der anderen beschriebenen Re-

gionalgruppierungen kaum erkennbar wurde,1 weil die Re-

formulierung der Verteilungsgrundlagen im Kongreß keine

Fortschritte gemacht hat, eine intensivierte regionale

Planungskoordination nicht über Absichtserklärungen hinaus-

gekommen ist, und regionale Entwicklungsgesellschaften bzw.

die Entwicklungsbank (unter Präsident Carter "Urban Deve-

lOpment Bank" s. Anm. 1, S. 136) bis 1980 nicht verwirk-
licht werden konnten.

4.2.1 Zusammenfassung

Wenn sich 218 Abgeordnete in der Northeast-Midwest-Koali-

tion zusammenfanden, und Überlegungen angestellt wurden,

für den Nordosten ein Entwicklungsmodell nach TVA—Typ vor

1 Der New'England Caucus war eine gewisse Ausnahme, weil er in
der Frage der Energiekosten doch.kleinere Erfolge erzielen
Mumie.
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allem für den Infrastrukturausbau anzustreben,1 so be-

zeugt dies nur den außerordentlichen politischen Stellen—

wert, den solche regionalen Vorgänge in den Vereinigten

Staaten haben können. Davon kann die bereits bestehende

Regionalpolitik betroffen werden, da die Koalitionen die-

ser Art, wenn sie im Kongreß einig und stark genug auf-

treten und den Einfluß wirksam genug zu gestalten verste-

hen, die laufenden Programme zugunsten neuer regionaler

Schwerpunkte und Anwendungsbereiche verändern, kürzen

oder sogar neu auflegen können. EDA ist ein Beispiel,

bei dem durch die Ausweitung ihres Aufgabenbereichs (Ver-

stärkung antizyklischer Funktionen) und die räumliche

Proliferation ihrer Tätigkeiten (Aufgabe der "worst first"-

Regel) durch legislative oder auch exekutive Einflußnah-

men, solche Verschiebungen der Tätigkeitsfelder eingetre—

ten sind. Das zweite territorialpolitische Phänomen, das

die bundesstaatlichen Maßnahmen wie die Zusammenschlüsse

auf der unteren Ebene ständig durchkreuzt, ist die Rivali-

tät zwischen den Staaten, einzelnen Regionen und Gemein-

den.2 Auch wenn die Staaten bereits ähnliche Listen auf-

stellen, die ihre Vorteile und Angebote zur finanziellen

Unterstützung von Privatunternehmen mit Steuerreduzierung,

speziellen Gesetzgebungen und staatlichen Dienstleistungen

(Tab. 24) anpreisen, bleiben ihre heterogene Binnenstruk-

1 London, Paul.A.: Revitalizing the Northeast: Making Redevelopn
ment.Politically.Acceptable. In: Sternlieb, Hughes (eds.)
(1978), S. 180-189. Öffentlich debattiert.wurde auCh eine
reghmxfls:Rezxmtrwflfinmflüflwmce(knponfljonJxKiINewal-
Vbrbild. Die Gelder sollten von den beteiligten Staaten und
1xm1BumdanfibEhnxflüzwenian Fürannetknartumafiäihfielfiüie
jema:fierlmxmerfimxmfienffiaaüa1umdckn:Kompxß emnzdieiknh
aussetzung in Gesetzesform.schaffen müssen, was für unwahrscheine
lich gehalten wurde. New York.Times v. 21.5.1976.

2 Nach Angaben der New'York Times v. 22.4.1976, die sich auf Schät-
zumya1deslIX2bezhflmru hmfldurnmxxl15CII)Fünknonmnüsatüxmm
Imleümi400gnößaxaFinmxwetmngah dhejähfiüwhzüldanUBA
vonmawmmalwenüan
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Vergleichende Zusammenstellung des Leistungs-Subventions—

angebots zur Industrieansiedlung von Staaten und Gemeinden

in der Appalachenregion 1968
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Tabelle 24 -

Anmerlomg: Wenn esmn dieBLpansion von heinischen Industrien oder die Ansiedlung neuer Betriebegeht, bieten die Staaten eine gemischte Palette attraktiver Bedingungm an. Sie rei—
chen von verschiedenen Arten von Obligationen und Venendmgszweckm bei der zinsgün-
stigen Darlehensvergabe bis zu einer breiten Steuerbefreiun Skala einschl ' eßl ‘ch
schleunigter Abschreibung “ lichkeiten. gs l l be—

Quelle: Appalachia, A Journal of the Appalachian Regional Cannission, Vol. 2, Nr. 3, 1968, S. 9.
Äußerst kritisch gegaiüber diesen Konzessionen, deren praktische Wirkun losigkeit inbezug auf die Vermehnmg von Arbeitsstellen sie herausstellen, äußern 32:11 Harrison, B.und S. Kanter in zwei Aufsätzen. 1.) (1976): The Great State Robbery. Woridng Papersfor 8.1518: Society, V01. IV, No. 1, S. 57-66. 2.) The Political Eoonany of State “Job-Creation Busaness Inoentives. In: Sternlieb, Hughes (eds.)‚ (1978), S. 247-278. In demArtikel von 1976 vermuten sie, daß sich die Staatsregiertmgen vielleicht deswegen ver-5211:1522?fim, 151:;ndetwas in dieser Richtung zu mternelmm, weil sie bei den

ichkei a 'e Wirtschaf' t einzwzxken' diese noch -danelünnnmuuelamemm. ' smauäfia ausnßi
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tur mit den erheblichen Niveauunterschieden bei den Ein-

kommen (Tab. 21) und das unterschiedliche Ausmaß ihrer
Besteuerungen ein Hindernis für die horizontale Zusammen-

arbeit in Regionalprogrammen.

Die beschriebenen Auswirkungen vor dem Hintergrund der in-

terregionalen (Süd-Nord) Verteilungskämpfe sowie die damit

verbundenen Administrationsfragen und Institutionsinnova4

tionen (z.B. regionale Entwicklungsbanken) aufgrund regio-

politischer Interessen und Aktivitäten sind im amerikani-

schen Kontext deshalb wichtige Fragen regionaler Entwick-

lungs- und Strukturpolitik auf nationaler Ebene.

4.3 Programmverwaltung, Bürokratie und politische Probleme

Während der Periode des “kreativen Föderalismus“ nahm die

Zahl der gebietsbezogenen, planungsorientierten Programme

in starkem Maße zu (1964: 5; 1972: 24) (Tab. 25). Es ent-

standen zahlreiche metropolitane und andere regionale Be-

hörden, die die allgemeine verwaltungsorganisatorische

Komplexität verstärkten (Tab. 26) und die Staats- und Lo-

kalverwaltungen vor weitere VerwaltungSw und räumliche

Managementprobleme stellten (Abb. 48).1 Von den einzel-

nen Programmen werden verschiedene Arten und Intensitäts-

stufen der Planung gefordert. Die Planungsanforderungen

gehen aus Tab. 27 hervor, wobei im Appalachenprogramm ei-

ne Gesamtplanung ("comprehensive planning"),2 die bei EDA

mittelfristig sein kann, zugrunde gelegt ist. Gleichzei—

1 Über die Schwierigkeiten bei der Rollenfindung und.Aufgabenstellung
der einzelstaatlichen Planung Ende der sechziger Jahre berichten
Beyle, Thad.L.‚ S. Seligson, Deil S. wright (1969): New'Directions
in State Planning. Journal of the American Institute of Planners.
Vbl. XXXV, No. 5, S. 334—339.

2 Die formalen.Anforderungen an "comprehensive planning“ z.B. nach
dem Model Cities.Act.von 1966 beinhalten je nach.N0twendigkeit
für ein Gebiet die.Aufstellung von 1. Physischen Plänen für die
Bereitstellung von öffentlichen Einrichtungen einschließlich
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tig obliegt ihnen die Zusammenstellung der möglichen Zu-

schußarten (“grant packages"). Eine Durchführungsbefugnis
von Projekten haben sie nicht, wie dies nur für wenige ge—
bietsbezogene Programme gegeben ist. Bei der wirtschaftli-

chen Entwicklungsplanung nach PWEDA ist eine jährliche,
formal gehaltene Bestätigung der Planungen vorgesehen.

Die Tatsache, daß einige Programme finanziell beschränkt
oder infolge von Auswahlkriterien geographisch einge-

schränkt sind, die regionalistischen Interessen sich aber

politisch auch in den entferntesten Teilen der Nation

äußern, hat dazu geführt, daß in vielen Fällen die Erwar—

tungen aus solchen Aktionen und ihre Befriedigung weit

auseinanderklafften. Waren die Institutionen gemäß den ge-

setzlichen Bestimmungen erst einmal etabliert, begegneten

sie sich vielfach als konkurrierende Einrichtungen. So

haben neue substaatliche Organisationen in manchen Fällen

den bereits existenten "regional councils" Gelder strei-

tig gemacht, was die Auseinandersetzung um Bundesmittel
noch intensiviert hat. Die in den regionalen Organisatio-

nen beschäftigten Planer und Fachleute sahen sich in die

Rolle versetzt, ihre Tätigkeiten vor allem für die "Kunst

des Erlangens von öffentlichen Zuschüssen“ (sog. grants-

manship) einzusetzen; eine verwirrende Reihe von Aufgaben,

die nicht zu ihrem engeren Arbeitsbereich gehörte. Nicht

nur die Programmtypen unterschieden sich, sondern je nach

spezieller Programmausrichtung auch Aufbau und organisa-

torische Struktur. Die Mitgliedschaft und Zusammensetzung

der Leitungsgremien wie auch Personalausstattung, Finan-

zierung, Planungs- und Durchführungsbestimmungen sind von

Transport/verkehr sowie Landnutzung. 2. Ein Programm zur'VEIbes-
serung der Kapitalsituation nach.relativer Eminglichkeit.
3. Längerfristige Finanzierungspläne zur.Ausführung der Planungen
und 4. Regulierungs- und.Admdnistrationsvorschläge zur Koordinie-
rung verwandter Planungen von Dienststellen anderer verwaltungen.
Zitiert bei Rondinelli (1975), S. 39.
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Zunahme der gebietsbezogenen Bundesprogranme zwischen 1954 - und 1972

Name of Program Federal Year of
Agency Ehacünent/

Major Amend.

Areawide cnp. Plng. Grants (701) HUD 1954/1965
Open Space Grants HUD 1961
Urban Transportation Planning Grants DOT/FHWA 1962/ 1 970
Resource Conservation & USDA/SCS 1962/1966/

Development Loans 1970/1972
Urban Mass Transportation Planning IIJT/UMI‘A 1964/1970

Grants
Ccmnunity Action Grants (CAP) OEO 1964
Water and Sewer Facilities Grants HUD 1965
Water and Sewer Planning Grants USDA/FHA 1965/1972

for Rural Cannunities
Water and Waste Disposal Systems USDA/FHÄ 1965/ 1 972

Grants for Rural Conmunities
Regional Medical Program Grants HEW 1965
Econcmic Develop. Plng. Grants Comnerce/EDA 1965
Appalachian Local Devel. Dist. Grants ARC 1965
Solid Waste Plgn. Grants EPA 1965
New Conmunities HUD 1965/1970

Land Devel . Mortg.
Loan Guarantees
Supplemental Grants

Comprehensive Areawide Health HEW 1966/1967/
Planning Grants 1970

Project Notification 8: Review 0MB 1966/1968
Process (A-95)

Air Pollution Control Grants EPA 1967
Manpower Plng. Grants (CAMPS) Labor 1968
Law Enforcement Plng. Grants Justice/LEAA 1968/1970
Airport System Plng. Grants DOT/FAA 1970
Water Quality Managenent Plng. Grants EPA 1970/1972
Rural Developnent Plng. Grants USDA/FHA 1972
Rural Industrialization Loans & Grants USDA/FHA 1972
Areawide Weste Treatment Management EPA 1972

Tabelle 25 -

Amnerkn: Mehr als die Hälfte der Programme dient nur zur Planungsfi-

Quelle:

nanzierung. Andere stellen Gelder für Landerwerb oder Bau-
kosten bereit. Einige sind monofunktional, andere dienen meh-
reren Funktionen. Die Programne sind ausgerichtet auf Stadt-
bzw. ländliche Entwicklung, Wirtschaftsenhvicklmg, soziale
Dienste, Luftverschmutzung u.a. Acht Programme betreffen das
gesamte nationale Territorium, während andere nur Teile davon
berühren. Die Mehrzahl der Sachprogranme gehört zur allgenein
ausgerichteten Staatstätigkeit, die zwar auch räumliche Aus-
wirkungen hat, jedoch nicht unter die Kategorie gezielter
Staatsaktivität fällt, die die Baumstruktur selbst betrifft.
ARC und EDA, die in unseren Zusammenhang besonders interes-
sieren, sind mit ihrer Distriktbildung ebenfalls aufgeführt.
Advisory Camfission on Intergovernmental Relations (1973) ‚
S. 169.
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Überlagerungen von "Regierungsgewalten" am Beispiel von

Whitehall, Pennsylvania 1972
o
o
-
q
L
n
ß

d
C

15.
16.
17.

Borough of Whitehall: Bevölkerung: 16 607

. Baldwin-Whitehall School District

Baldwin-Whitehall Schools Authority

Pleasant Hills Sanitary Authority

South Hills Regional Planning Commission

South Hills Area Council of Governments

City of Pittsburgh

Allegheny County Sanitary Authority

. Allegheny County Soil and Water Conservation District

Allegheny County Criminal Justice Commission
Allegheny County Port Authority

Allegheny County

Western Pennsylvania Water Company

Southwestern Pennsylvania Regional Planning Commission

Air Quality Control Region

Commonwealth of Pennsylvania

United States of America

flflxflL326-

Anmerkung: Die 4 "county" SMSA von PittSburgh war 1972 in 704
Lokalverwaltungen zersplittert‚ wovon 441 ermächtigt
venenlkalsüammn:m1ethäxm„IhnAdlemmmytämmmy‚
vm>WhümhdU.lhgfin«gflaesaflleü184Eüadüxneütkm,
42 “townShip“+Distrikte‚ 62 Schulbezirke und 129 Son-
daxüstnüie.lfie üflfl.derIfistnüüexmnfieckuch:ämr
zfifisduaAmfonkflumga1eimäflnerlanmßspnxnammermnh
efiimm.iüdbdxfll nfl:anmekkflnelknsüxügamfinüä
abhaIVEHxngmx;mitEfifiamiüflmmlmkmsualumilei—
sbmxmmßwml17nfiemmmwwck'ngfienmxmähnkkien
EnujChmmganaugfing.

Quelle: Advisomy'Ctnmdssion on Intergovernmental Relations
(19Tfl, S.2L
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Verschiedene Abstufungen von geographischer Überdeckung

bei gebietsbezogenen Bundesprogrammen 1971

I
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Verschiedene Arten von Planung, die in den gebietsbezogenen

Bundesprogrammen gefordert werden - 1972

Planungsart :

Amtckäsapzmms (kmeniLmc- (kantlhxüectbuflti- ae
or tnmxfl.Padb-Eflan- YEar
Cammxr age rang Hbmk
lmmsbma (mfly anam—

ming

.Air Pollution.Control x
AiqxniLSysum1PLmuüng x
Appalachian Local Devel. Dist. x x

Aaä;
Pflemüdetknp.IkallLmuüng x

(314 b)
.Areawide Camp. Planning.Asst. 1x x x

(701)
IhrewhkaWBsüaITeahmafi: x

Mmmgemafi:
CammmiäzAcUkm.KmP)
EbdmmücNehxmentfflamüng
Iawläfianxmentmnfing x
Mmmomakumfim;(GME€) x
New Commmities x
Cpenfäace x x x
Emoyafi2NOtüücatu31andlkwiaw x

(A—95)
Ragnmmfl.Medkxfl.anam x x
ReaxucenaawetHXIand

Ikwehqment
mfl.Dewfinpmafiztrfing x
Rural Industrialization Asst. x
Solid waste Planning Grants
[hbanbhssflIanqxniatlPt x
UfixHLTmmspmiatLJIlrüng x
WäüajSammrFäciLüjes x
WäümrandskmerlflannHKIfor

Runü.0ammnüjes
WbüarandvkmmelmumosilSysums
fienniLCbmmnutnas

lüüercmwdityhhnaymentEflng. x

Tota133 9 16 7 1 8 2

MM

X
N

N X

N N N

N
N

N
X

N

N

N

1 Legislatien would allow this, but.regulations have not.yet.been issued
mddng.ü:cen2dn.

2 This planning is required only if USDAXFHÄ grant assistance for the
System is involved. It does not apply t0 loan assistance.

3 These totale add up to more than 24 because same of the 24 programs
remfirermne'Uüulametypecfifphmufing.

Tabelle 27 -

Quelle: Advisory Conmission on Intergovermnental Relations (1973), S. 206.
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Programm zu Programm so abweichend gestaltet, daß es

außerordentlich schwierig wäre, sie aus Rationalisierungs-
gründen in einer einzigen, allgemeinen Zwecken dienenden,
regionalen Organisation integrieren zu wollen. Die meisten

von ihnen waren auch nicht derart durchsetzungsfähig ausge-

stattet, selbst eine solche konsolidierende Funktion auszu-

üben.

Neben der Frage der organisatorischen Vielfältigkeit war
auch die Grenzziehung bei Gebietsprogrammen eine komplexe
und darüber hinaus empfindliche politische Angelegenheit.
Gewöhnlich entspricht die Festlegung von neuen räumlich-

organisatorischen Einheiten der Einführung einer zusätzli-

chen Ebene, einem quasi "Übereinanderschichten" von Regie-
rungs- oder Administrationstätigkeiten. Sie bedürfen zu den

traditionellen staatlichen und lokalen Stellen besonderer

Beziehungen, denn ohne die politische Zustimmung zur Schaf-

fung solcher Gebiete seitens lokaler Autoritäten konnte

die Durchführung und der Erfolg von Programmen ernstlich

angezweifelt werden.

Überwiegend legte die Bundesregierung selbst die geographi-

schen Grenzen fest. Von 19 Programmen waren 1972 8 durch

den Bund, 4 durch die Staaten und 4 durch eine Zusammenar-

beit aller drei Ebenen gebietsmäßig bestimmt worden. In ei-

nigen Porgrammen wird die Anpassung an die einzelstaatlich

festgelegten Planungsdistrikte (Abb. 49) als großer Vorzug

gesehen und direkt angesprochen. So sollten sich die loka-

len Entwicklungsdistrikte (LDDs) des Appalachengesetzes

(ARDA) und die wirtschaftlichen Entwicklungsdistrikte nach

dem Public Works and Economic Development Act (PWEDA) an

die von den beteiligten Staaten vorgegebenen oder einzu-
richtenden Planungsgrenzen halten. Nur bei 35 % der Fälle

stimmten jedoch die geographischen Grenzen, die durch Bun-

desprogramme geschaffen wurden, mit denen der eigenständigen
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substaatlichen Gliederungen überein.1

Ebensowenig wie die Grenzziehung innerhalb der bundesstaat-

lichen Programme übereinstimmte, fand sich hier also eine

weiterreichende Abstimmung zwischen den Maßnahmen der Staa—

ten und des Bundes. Man sollte jedoch bedenken, daß solche

Konzentrations— und Vereinheitlichungsbestrebungen bei der

Grenzziehung von Planungseinheiten den spezialisierten Bun-

desaufgaben nicht immer angemessen sind. Trotz dieses Vor-

behaltes war Mitte des vergangenen Jahrzehnts bei dieser

Reformtätigkeit zwischen den Akteuren noch ein beträchtli-

ches Betätigungsfeld zur Angleichung geblieben (Abb. 50).

Noch geringer war das Zusammenfallen von gleicher Grenz-

ziehung und gemeinsamen Organisationen zur Finanzierung meh-

rerer Programme (Abb. 51). Relativ günstig schnitten dabei

die Organisationstypen Aw95, Economic Development Districts

(EDDs des PWEDA), HUD/701 und die Local Development Districts

(LDDs des ARDA) ab.

Die Verwaltung in Washington bestand 1976 aus 11 Kabinetts—

ressorts, 49 unabhängigen Behörden und mehr als 1200 bera—

tenden Gremien, Komitees und Kommissionen, aber hinter kei-

ner der zahllosen Bürotüren war man in der Lage, eine voll-

ständige Liste der etwa 1000 verschiedenartigen Hilfspro-

gramme für Staaten und Gemeinden zu erstellen.2 Mehrmals

hatte der Kongreß schon versucht, die Bundesbürokratie zu

reformieren, ohne daß diesen Versuchen vie1 Erfolg beschie-

den war. Mit dem Beginn der Amtszeit von Präsident Carter

1 Advisory Commdssion on Intergovernmental Relations (1973),
S. 196. Bei einer detaillierten Differenzierung nach Pro-
granmarten läßt sich die Kongruenz auf über 50 % steigern.
Ememün S.196.

2 Dazu zählten u.a. 228 Gesundheitsprogramme, 156 Einkommenspro—
granme und 83 Wohnungsprogranme. U . S . News and World Report,
VOl. LXXX, No. 20, 1976, S. 39. VOn den 1000 sind etwa die Hälfte
(442) zweckspezifische Programme (“categorical grants"). Banfield,
Edward.C. (1971): Revenue Sharing in Theory and Praxis. The PUblic
Interest, No. 23, S. 33—45.
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Substaatliche Planungs- und Entwicklungsdistrikte 1972

Abb. 49--

.....

Note:
The distncts an the
States of Nevada.
Montana. Maryland.
and Ohm wem Logen:
tentative as ol
September, 1972 — Süß Baum”
States Iacking dismcts as of
September. 1972 were — WM 50MG
Alaska. Delaware. Hawau.
Haar Jersey. Hhode MM blind-II
Island and Wyommg (in Tun lhfl Ilinois}

Ammukmxp ZudüeammZeüxmmmzhaUxm1M)Stänencxaartnxaüdfiets-

(mmflle:

einheiten (insg. 488). Die meisten von ihnen setzten
Skilausgmäummen'kxmntkäf mxämmen.fimmbyaralsti)%
waren organisiert, d.h. besaßen auch ein leitendes Gre-
numm‚umcüe:suümlyjlausyauesammflfimfltimmaxzuea?
fülhan

.Advisomy'Cammission on Intergovernmental Relations
(1973), S. 222/23.
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Geographische Übereinstimmung zwischen substaatlichen

Planungsdistrikten und den Grenzen von Bundesprogrammge-

bieten 1972

The duslncls In |he
States of Nevada.
Montana. Maryland.
and Ohm were
tentanve as of
SOME'H'IDBF. 1972 ——I— wg “und.”

and were nol consndarad
for contormance —- Dhiflci Inland”,
States Iackmg dusrncts as ot
September. 1972 were Schaum Bounduy
Alaska. Delaware. Hawau. (In Taue und Ilinob)
Heu Jersey. Hhode SOURCE U S Benennen? ar Commerce. Econemrc Devefepmenl' Adrmmsrrerron.
Island and Wyommg Mulmunscichona.‘ Pfannmg ‚im: o! ma Umred Status 59cm Samen. Mag 19?:

Abb.51)-

*Anmerkung: Etwa bei der Hälfte der bundesstaatliChen‚Programme
gdbkäermurehxaübemfinstünumgnüttiäisüüülhflmm
EHfiEihflQfihgfigEbah
Bei 72 % dieser Einheiten betraf sie nur ein bis
zwei Programme; bei 28 % jedoch bis zu sechs.

Quelle: Advisoxy Carmission on Intergovernmental Relations
(1973), S. 199.
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Substaatliche Planungs- und Entwicklungsdistrikte, in

denen mehr als zwei Bundesprogramme eine gemeinsame Re-

gionalorganisation finanzieren 1972

Abb.5fl -

The daslncts m the
States ot Nevada
Momana. Maryland.
and Ohlo were
Ientatwe as of
September 19?? —— am Boundary
and were not consflered
ior conformance
States Iaclung diSII‘ICTS a5 of
Seplember. 191’2 were Suhdflrlct Boundarr

Dmncl Bnundarr

Maska Delaware. Hawan. (In Tun and Illlnoh}

He“ Jersey Hhode SOURCE Umred Status Department o! Commerce Economm Developmenl' Admnmsl’ranm.
Island am! Wyommg nimmum;<1:<:I*nr:una.i Pfannmg Maas m I'he Umred Stares Second Edmon. May r um,

and Dueclones and Files m" Federai Areamde Programs o! Record. June 19??

Hmmnkmmp VamflidhaImdtlkb.EI)süß!dfiaBumifüaaqEnUückhngB—

Quelle:

dhäziküanfitgfimehuamerCmgmfisatsfhmmznmmmgzum
ImfluemenIämfiesmxfllenlxxilgerhxfixrvedmxütet.Ikfl.den
EmDszfinflüjonhmdfadnäms sxy "pfixßiackhxf'jedajIIe-
lativ gut, weil sie z.B. häufig:mit den.ADDs des.Appala-
chengesetzes oder.Ar95 Distrikten zusammenfielen.

AdwnxmyIEIMÜSSBJICmihflxmgowa:menüfl.Rehfifinms
(1973), S. 203.
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wurde erneut ein Anlauf unternommen, das wuchernde Verwal—

tungswesen zu reduzieren (Abb. 52). Führende Vertreter des

Senats wie Sen. Muskie klagten darüber, daß "Government

inefficiency is becoming today's No. 1 villain"1 und setz—

ten ihre Erwartung erneut auf Untersuchungsergebnisse und

Empfehlungen parlamentarischer Ausschüsse. Einer dieser Vor-

schläge bestand in der turnusmäßigen Überprüfung aller Pro-

gramme auf ihre Weiterfinanzierung oder -führung jeweils wäh-

rend einer Administrationsperiode (sog. zero budgeting).2

Aus der Sicht der Gemeinden stellen sich die Bearbeitungs-

wege von Anträgen als zu lang und aufwendig dar. Der Bürger-

meister von Passaic, N.J.‚ meinte stellvertretend für andere

amerikanische Städte:3

There is too mMCh redtape in.all Federal programs.
Theaäxfljcatnmm;remfixe'UIJHMChcüflztand2üfikmma-
tion. In many cases if we actually had all the data
ramfixedlnrtheamplüxüion‚wexmxfldnHznaaithe
gnantvwaarezumflynnnr.Ihe2nxüapermwer6üs-
zxxmagxiusjünmqflynxyforiimdnxh‚hamwer,ve
fimiwesqdaHIinonfinaüaammnnzoftjmeiüllnxy
outamplkxüimmsWMlecnmkibexmmkflxycn'dmße
specific programs.

1 U.S. News and.World Report, vol. LKXX, N0. 20, 1976, S. 39.

2 Newsweek veröffentlichte 1975 einen Artikel über “Big Government",
:ü1demääufliche\knsdflüfixagemmflnzwunian Krüjkpummxawanan
Amsuflamdeläogmmme,iflmmflänxaRamflienngswmxwhnüäen,Ikar—
beitungswust. Newsweek‚ V01. LXXXVI, No. 24, 1975, S. 34-46.

3 Subcarmittee on Intergovernmental Relations of the Ccmnittee
on Government Qperations (1973), S. 506.
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Karikatur der vergeblichen Bemühungen, den Bürokratismus

in Washington zu reduzieren

Abb.EQ-

Qmäle:hkmfmmizTnmnn

Ein beträchtlicher Teil kleinerer Kommunen (10 000 bis
20 000 E.) hatte bis 1973 noch niemals einen Antrag auf
bundesstaatliche Mittel gestellt, weil die abzugebenden De-

tailinformationen und sonstigen umständlichen und langwie-

rigen Verfahren sie davon abgehalten hatten, um diese Hilfe

nachznsuchen. Sogar einige der größeren Städte haben es auf-

gegeben, sich um geringfügige Summen zu bewerben, weil An-

tragsarbeit und Einsatz von Fachpersonal die relativ be-

scheidene finanzielle Hilfe überstieg.

Emrüahivarkgy<kflifimxda:

Hetiüinotingfly:fln:aagnnfl:ferlfinydkatraiuashmxathe
ammnn:whüfliwodkibe:mxxfired<xxüd1xfi:be;hmniffixiby
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'flmaammnuzofvxmk;ü1apgudng.1

Die ca. 400 Projekt—Zuschußprogramme sind bei der Ausführung

auf die staatlichen und kommunalen Verwaltungen angewiesen,2

die ohnehin von den permanenten Verwaltungsaufgaben und Dienst-

leistungsverpflichtungen schon sehr in Anspruch genommen wer-

den. Durch die ständige Programmerweiterung wurden die Verwal-

tungen der unteren Ebenen nicht nur in neuen Bereichen aktiv,

sondern mußten aufgrund der Bundesauflagen auch ihre Planungs-

kapazität erweitern. Dies stellte sie vor neue Organisations-

aufgaben sowie quantitative und qualitative Personalfragen.

Von der Warte eines Staates wie Kentucky aus gesehen, beein-

flussen mehr als 200 Bundesprogramme seine soziale und ökono—

mische Entwicklung,3 was die staatlichen und substaatlichen

Verwaltungen vor enorme Bewältigungsprobleme gestellt hat.4

Vier Washingtoner Behörden sind allein vierzehn wirtschaft-
liche Entwicklungsprogramme unterstellt, die in Teilbereichen

1äämoamntbaacm„hnxmgmmmmmamalIkflatm;of13m20mmdtuäaon
Government.0perations (1973), S. 507.

2 Schätzungen haben ergeben, daß bei 1/3 der Progranme die Zuschüsse
cihxktanldneskaaUnt 1/6(hiektanldieCkmEimialumdetwa
die Hälfte über die Staaten an die kcmnunalen Stellen. Wilson,
Leonhard U., L;V. Wätkins (1976): How the States Plan. Challenge.
The.Magazine of Eoonomic.Affairs, Vbl. 18., No. 6, S. 43-51.

3 The Lexington Leader v; 1.11.1969.

4Ifieseääflmdenkßean die(nach(Entmamxhnatnxmmämmfl.auf
BmxksebamanaflIersjnmutwwniEm,ImnfienKKIIWiuxm,1mnidns
(1976) aufgegriffen.

Gamrua,Iknth(kuolnw1undäkxmhtkuolüniwanalsqynrMiQflied
n:zweiundifingmmnIkgümwdhamusskxmm ampakmhfimlRegkmal
Corrmission und Coastal Plains Regional Carmission) .

Über die verschiedenen.Arten der Einzelstaatsplanung und ihre
Effektivität Mitte der siebziger Jahre gibt Rosebaugh.in einer
vergleichenden.Arbeit.Auskunft. Rosebaugh, David.L. (1976):
State Planning as a Polictoordinative Process. Journal of the
.American Institute of Planners, Vbi. 42. No. 1, S. 52—63.
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Zusammenstellung wirtschaftlicher Entwicklungsprogramme und

planungsfördernder Maßnahmen der Bundesregierung

Department of Housing and Urban Development (HUD)—Programme:

1. Community development block grants.

2. Urban development action grants.

3. Low-interest housing and commercial rehabilitation
loans.

Department of Commerce (DOC)-Programme:

1. Planning grants.

2. Technical assistance grants.

3. Grants and loans for public works and development
facilities.

4. Business development loans and guarantees.

5. Special economic development and adjustment assistance.

Small Business Administration (SBA)-Programme:

1. Small business investment company loans.

2. Economic opportunity loans.

3. Displaced business loans.

4. Disaster loans.

Farmers Home Administration (FmHA)—Programme:

1. Business and industrial loan guarantees.

2. Business and industrial loan insurance.

dflleIÄS-

Anmerkung: Ein "smorgasbord" von‚Möglichkeiten'wie es im.Beg1eit—
text heißt. Die SBA vergibt.Mittel ohne regionale Be-
sxhnäflmmg.EMD11fiqfin okmmenenqmümmesflnd
aufERäduaund1äniüche<käfieüagerkflüet‚düevürt—
schaftlich.benachtei1igt sind. Die FmHArGelder sind
rum‘fimrkleümaSüäüxaumilam&fiiüeuageüxht.

Quelle: Congressional Quarterly, weekly Report, vol. 37, No. 1,
Jan. 1979, S. 28. (veränd.).
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sehr ähnliche Aufgaben erfüllen (Tab. 28).1 Auch-wenn sie

nicht alle als Territorialprogramme fungieren, so haben sie

doch Auswirkungen auf die regionale und lokale öffentliche

wie private Infrastruktur und Raumausstattung. Nicht zuletzt

sind sie von Bedeutung gerade für Kommunen geringerer Größe,

denen aber oft die Verwaltungsspezialisten fehlen,2 um ihre

Vorhaben z.B. bei Gegensätzlichkeiten zwischen Staats- und

Bundesrecht in die richtigen Wege zu leiten oder die Anträge

auf raschen Bahnen durch die unübersichtlichen und unklaren

Strukturen von Verwaltungszuständigkeiten zu schleusen.

Einen Eindruck von den verschiedenen Wegen und Instanzen,

die eine hypothetische Gemeinde unter 5500 Einwohnern beim

Bau eines Wasserversorgungssystems durchlaufen kann, gibt

Abb. 53 wieder.

Die komplizierten "Pfade zur richtigen funktionalen Krippe"
in Washington kamen bei dieser Programmart dadurch zustande,

daß mit der Verabschiedung der Zuschußprogramme für Wasser-

versorgung und Abwasserentsorgung 1965 folgende Behörden mit

ihrer Verwaltung beauftragt wurden:

1. Department of the Interior, Federal Water Pollution Con-

trol Administration, unter dem Federal Water Pullution

Act (mit Ergänzungen),

2. Appalachian Regional Commission unter dem Appalachian

Regional Development Act of 1965,

12Eüfige<üa:zuIXänn oftämmmmceqyfifimiga1PnomsmmevwndenInmer
(kaamxndcIkwehqment2kmunHMIatnx1(EWU gefiflnt,<knenlhmk—
tion in Kap. 3.3.2 dargestellt.wumde.

2 Nach einer Aussage von.Char1es L. Sohultze, dem damaligen Direktor
desfkmemacfi'UEaixfin fineünerZEMÖnmmydesEkmaüsvar'%he
shmfiagecfifquaLüüedIflannnxgperamnmfl.sosxwereiiat:ame
planning requirements may not be realistic". Subcrnnuttee on
InbmxmwenmentilRehmjonscfi'flxaCamfitüaaonckwenmentcme—
rations (1967), S. 391.
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Zwischenbehördliche Beziehungen bei Bundeshilfsprogrammen.

Der Genehmigungsgang bei wasser- bzw. Abwasserprejekten

PROJECT: man SYSTEM FÜR A HYPÜTHETICAL couuumrv
- 0F LESS man 5.500 PEDPLE
- m an Economcnu DEPRESSED AREn 0F THE ÜZARKS
- um n LARGER cm
- IH AN AREÄ 1MITH h METRÜPÜLITAH PLAHHIHG flßEHCY

LOANS AND GRANTS
cnu BE Reauesren FRUH:
' DEPT. 0F HOUSIHG AMD URBAN DEVELÜPHEHT

- DEPT. 0F hGRlCULTURE
Furmers' Home hdministmfion

' DEPT. 0F CDHHERCE
Ecunomic Developrnenl administmtinn
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deren ilmerbehördlichen mtscheidmgen.

Subcmmittee cm Intergoverrmental Relatims ef the {ha-
mittee an Gevemmnt Operatiens (1967), geg. S. 296.
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3. Department of Commerce, Economic Development Admini—

stration, unter dem Public Works and Economic Develop-

ment Act of 1965,

4. Department of Agriculture, Farmers Home Administration,

(unter den Ergänzungen von 1965 zum Consolidated Far-

mers Home Administration Act of 1961),

5. Department of Housing and Urban Development, Land and

Facilities Development Administration, unter dem

Housing and Urban Development Act cf 1965.

Um Verwirrungen zu vermeiden und ein "Einkaufengehen"

("easy money“) seitens der Antragsteller bei einzelnen Be-
hörden zu unterbinden, wurde eine interbehördliche Gruppe

gebildet, die Richtlinien für die Zuständigkeiten erarbei-

tete. Dennoch konnten Konfusionen und Verzögerungen nicht

ausgeräumt werden. Anhand einer längeren Übersicht der Fed.

Water Pollution Control Administration lassen sich die

Schwierigkeiten an zwei Fällen gut herausstellen:

1) Pennsylvania: The Borough applied for a grant under the
Feüaäü.WaUmrP0Lhnjonlmm„THE:SUfixaamxmyaflxunwed
theagmflnmfijbm,cxniifnx1it:&n:prkxfityemmisubnüifd
it to the Federal Wäter Pollution Control.Administration
Regional Office. It was then learned that FHA had made
a'Uafiatbmagnmu:to-Uuammnkfiraküarewalthmmfllthexnth
jectxmmscme:UIWMLdnEMPCA]IKlpmhmuy'nagrmsüfilihgin
aoammbnaevüth'Umagunüfijnes.

in Mhflfigan:IMPCAImxkeagnant1x>the<xmnmnnin.nnmary
1966 for the sewage treatment portion of the project and
FHAIEBImxkaaqmmmt:flnrthecxfllafijcnsagtam.FHAIEP
rmfireseacefiuün<mdünamxa(FWREXhasxx>smfllramüramamj
whnjltheamplkmmtwsatümmey:&xfls<kesrmt<xxfi0nnvüth
State law. Because of this dispute, construction of the
tnäunentmksImxfiectcxmmotlxainitkfied.1

1 Subcommittee on Intergovernmental Relations of the Commit—
tee on Government Operations (1967), S. 325.
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In den genannten Hearings faßte Charles L. Schultze die

Probleme, die zwischen den Regierungsebenen und innerhalb

der bundesstaatlichen Verwaltung selbst existierten in ei-

nem zehn—Punkte-Katalog zusammen. Neben den schon erwähnten

Schwierigkeiten wie der unüberschaubaren Fülle spezialisier-

ter Programme, fehlenden Fachkräften und mangelnden Berück-

sichtigung einzelstaatlicher Gesetzgebungen, nannte er bei-

spielsweise die Überschneidung oder Verdoppelung von Pla-

nungsvoraussetzungen durch unterschiedliche Hilfsprogramme.

Daneben bestanden Ungewißheiten bei der Verfügbarkeit und

den Terminen für die zentrale Mittelbereitstellung. Der In-

formationsfluß für die zwischenbehördliche Koordination war

vielfach unzureichend, und die unabgestimmten Feldstrukturen

einiger Bundesbehörden bedurften einer Neuorganisation.1

Auch die Reformmaßnahmen wurden von ihm angesprochen, doch

haben sie sich nur zum Teil (z.B. bei den Standardverwal-

tungsregionen, Kap. 3.6.1) ausgewirkt, da nachfolgende Re-

gierungen (Nixon, Carter) mit neuen Ansprüchen die exzessi-

ve Washingtoner Bürokratie zu durchforsten, angetreten sind.

Der Intergovernmental Cooperation Act von 1968 war ein

Schritt in die Reformrichtung. Ausgehend von den negativen

Erfahrungen in den städtischen Programmen sah Title IV er-

weiterte Planungsmöglichkeiten vor, die durch das Rundschrei-

ben A—95 des 0MB näher ausgeführt wurden. A—95 erlangte große

Bedeutung im Planungsgeschehen. Er bestand aus vier Teilen,

von denen der erste besonders wichtig wurde, weil er die

Konsultation zwischen Bundesbehörde, Staatsregierung und lo-

kaler Verwaltung betraf (Project Notification and Review

System-PNRS).2 Damit war ein wichtiges Element in das Pla-

1 dnmnüiee<11InflagowanmafialIkflathxm;ofthe<lmmdtuäaon
Government‚0perations (1967), S. 390-393.

2 Näheres zu PNRS und.zu den‘Vbrläufern.von.Ar95 s..Advisory'Come
müssion on Intergovernmental Relations (1973): Regional Deci-
sion.Making: NEw Strategies for SUbstate Districts. Substate
Regionalism and the Federal System„ Vbl. I, washington, D.C.‚
S. 139-165.
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Verschiedene Stadien und Zeitspannen im A—95-Prezeß des

“Frühwarnsystems” bis zur vervollständigten Bewerbung_bei
der zuständigen, mittelvergebenden Bundesbehörde
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nungsvorfeld eingeschoben, eine Art "Frühwarnsystem", das
den nachfolgenden eigentlichen Antragsablauf glätten helfen
sollte (Abb. 54). Eine erweiterte Version von A-95 (1971)

schloß 99 Bundesprogramme ein, die diesem neuen Prüfungsver-

fahren unterstanden.1 Außerdem wurden auf der Grundlage die-

ses Rundschreibens auch verschiedene Arten von sog. "clearing—
houses" (“metropolitan, regional, state“2) eingerichtet, die

Planungs- und Entwicklungsarbeiten zusammenzufassen, zu kom-

mentieren, zu beraten und andere Stellen zu informieren hat-

ten. Weitere Befugnisse, z.B. Entscheidungen zu fällen, stan-

den ihnen nicht zu. Begleitet wurden diese neuen Institutio-

nen durch unterschiedliche Formen und Grade der Reorganisa-

tion der staatlichen Exekutiven in mehr als der Hälfte aller

Staaten. Integration und Koordination zwischen staatlichen

und substaatlichen Planungen wurde dadurch vorangetrieben,

so daß zwischen 1970 und 1975 in 47 Staaten derartige

"clearinghouses" ihre Arbeit aufgenommen hatten.

Auf der lokalen Ebene wurde die Organisation der Regional-

entwicklung oftmals ein schwieriges politisches Problem.

Mehr als 800 "counties" sollten z.B. von EDA in Entwicklungs-

distrikte einbezogen werden, wobei in einigen Bereichen die

organisatorischen Bemühungen nach kurzer Zeit scheiterten,

in anderen, bereits festgelegten Distrikten, die existente

Behörde nachfolgende politische Konflikte nicht überstehen

konnte. Vielfach waren die Entwicklungsplanungsbehörden zu

1 Selbst danach wurde bezweifelt, daß das Ar956Vorgehen die admi—
rüstnfljyenlfimertmxxrlerfifllen<1ku:BehünkxwieL&fli:umd
-rivalität eindämmen könnte. Ebenda, S. 186 .

2 Die "clearinghouses" können "regional planning ccxrmissions"
(RPCs) sein oder "councils of governments" (COGs) , "regional
clearinghouses" z .B. RPCs oder "eooncmic development distri "
(EDDs). Ein "state clearinghouse" war gewöhnlich die umfassen—
ckasüüülfijmaPmmgdxmönkL DhaEkeaüalwanalnnjuzgamwm—
gen, solche "Klärungsstellen" zu schaffen, doch hatten 1973 alle
eine derartige staatliche Institution. Dazu kamen 212 “metr0poli-
tan" und 238 "regional clearinghouses“. Ihre in.mehrfacher
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schwach und zu abhängig von den Bundesmitteln, als daß sie

eine gewichtige Rolle für die regionale Politik hätten spie-

len können.

Es gibt natürlich auch zahlreiche Beispiele, wo der Einfluß
z.B. von EDA sichtbar geworden ist, auch wenn die Vorge-

schichte und Gründungsphase der Einrichtungen von schweren

politischen Konflikten und tiefreichenden Auseinandersetzun—

gen der Interessengruppierungen begleitet war. Als gut doku-

mentierter, mit vielen Details versehener Fall, der auch zu

unserem engeren regionalpolitischen Arbeitsbereich gehört,

kann Nordost Pennsylvania herangezogen werden, wo durch die

lokalpolitischen Gegensätze die Formierung und Anerkennung

des "Economic Development Councils“ (EDC) zwei Jahre gedau-

ert hat.1

Obwohl z.B. im Verkehrssektor infolge des Fernstraßenausbaus

Verbesserungen erzielt worden waren, stand die Region 1960

vor schweren wirtschaftlichen und sozialen Problemen (kommue

nale Arbeitslosigkeit, Abwanderung, industrielle Struktur,

verfallende Bergbaustädte). Eine große Gruppe, meist priva-

ter, nicht gewinnorientierter Vereinigungen, bemühte sich da—

mals in der Area RedevelOpment—Phase um Abhilfe (Chamber of

Commerce, Banken, öffentliche Versorgungseinrichtungen, Bür—

gergruppen, Lokalverwaltungen u.a.). Die Mehrzahl dieser ak-

tiven Vereinigungen setzten sich für ihre eigene Gemeinde

ein, so daß der Wettbewerb um neue Betriebe zwischen ihnen

zunahm.2 Die Gründung einer gemeinsamen Forschungsstelle zur

gebietsweiten Datensammlung und Analyse sollte eine Art re-

gionalen Identifikationskern bilden, der z.B. auch die tradi-

Hinsicht unzulängliche Funktionsweise beschreibt Timnins, William
M, (1972): An Analysis of Planning by Regional Councils in the
United States. University of Utah, Ph. D.

1 Rondinelli (1975), S. 115-129.

2 Einblick in die lokalen verhältnisse bietet auch eine kleinere
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tionelle wirtschaftliche und politische Rivalität der bei-
den bedeutendsten Städte Scranton und Wilkes—Barre mildern

helfen sollte. Durch einen Zuschuß (S 150 000) der Area Re-

development Administration 1964 wurde das zunächst privat

finanzierte Datenzentrum zum offiziellen Economic Develop-

ment Council (EDC) mit einer größeren repräsentativen Ver-

tretung erhoben. Arbeitsweise und Resultate seiner Tätig-
keit waren für viele enttäuschend. Weder die koordinative

noch die katalytische Aufgabe oder der industrielle Interes-

sen mobilisierende Auftrag wurden von ihm befriedigend er-

füllt.

Der Anstoß zur Umorientierung kam 1965 als das Appalachenge-

setz und der Public Works and Economic Development Act in
Kraft traten, die Initiativen in diese Richtung versprachen

und neue Mittel verhießen. Das EDC suchte nun seine Anerken-

nung als designierter wirtschaftlicher Entwicklungsdistrikt

zu erlangen. Für die Bestätigung durch die Staats- und Bun-

desbehörden sollte nur noch die Frage seiner Zusammensetzung

geklärt werden, weil bisher Geschäftsleute den Rat kontrol—

liert hatten, und die Bundesbestimmungen einen erweiterten,

respräsentativen Rahmen vorsehen (Vertretung der Verwaltun-

gen, Gewerkschaften des Erziehungswesens, der Minoritäten

und der sieben “counties”, die in Nordost Pennsylvania lie-
gen). Hier nun ergaben sich die langwährenden politischen

Kontroversen, die Hausmachtstreben, besondere Gruppeninter-

essen, Differenzen zwischen wichtigen "county"-Politikern
(Lackawanna gegen Lucerne) und persönlichen Ehrgeiz zum Hin-

tergrund hatten.

Führende Vertreter bedeutender Gruppierungen aus Lackawanna
n"

Fallstudie über.Ansiedlungskonkurrenz von Unternehmen, fiskalische
zummifimmgenImfiqfiflmflhflmemmmeqmamen:ülzweiamgnamem&318üxür
verwaltungen in Illinois..Mattingly, Paul F. (1981): Metropolitan
FugmenbfijonimmlGommmmenüfl.Gaqxüitnxn SumaEVflüame:fimml
Illinois. Bulletin.of the Illinois Geographical Society,
vol. XXIII, No. 1, S. 11-19.
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County (z.B. Northeastern Pennsylvania Industrial Develop-

ment Commission) trugen ihre Kontroversen mit EDC teilweise

öffentlich aus, bezeichneten es als “vested interest group",

und "private club", der Bundesgelder nur für Lucerne County

erhalten wolle. Sie drohten die Arbeit des EDC zu sabotieren

und warfen ihm “statistische Gaukeleien“ vor.1 Nach mehr als
18-monatigen Auseinandersetzungen wurde ihm schließlich sein

offizieller Status zuerkannt. Kurz darauf fiel jedoch die re-

gionale Arbeitslosenquote unter 6 %‚ womit das Anerkennungs-
kriterium nach PWEDA entfiel. Da das Appalachenprogramm eine

solche Bestimmung nicht enthielt, blieb die Entwicklungsor-

ganisation dennoch bestehen. 100 OOO Dollar standen ihr jähr-

lich zur Verfügung und sechs Fachleute wurden beschäftigt.

Neue Spannungen ergaben sich, weil ihr eigenes Betätigungs-

feld und ihre Position in einer von vielen Organisationen

überzogenen regionalen Umwelt nicht geklärt war. Nach wie

vor beschäftigten sich zahlreiche private und öffentliche

Organisationen mit Entwicklungsfragen, und Ressourcenbe-

schaffung, versuchten Einfluß zu nehmen und Interessensphä—

ren abzustecken. Neben das Pennsylvania Department of Com-

merce, die Pennsylvania Industrial DeveloPment Authority und

das State Planning Board traten neue staatliche Träger wie

das Department of Community Affairs. Von Washington aus wur-

de das Spektrum spezialisierter Tätigkeiten für Städte und

Gemeinden noch erweitert. Community Action Councils (Econo-

mic Opportunity Act 1964), Model Cities Behörden (Housing

and Urban Development Act of 1966) kamen hinzu, und zwei

"counties" aus dem Entwicklungsdistrikt waren auch an der

Delaware River Basin-Planung beteiligt. In diesem Netz von

gesellschaftlichen Einrichtungen und privaten wie öffentli—

chen Betätigungen konnte die Entwicklungsorganisation nur

mit einer deutlich umrissenen Politik der Kooperation zwi-

1 Rondinelli (1975), S. 121, 123, 124.
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schen den Gruppierungen funktionieren. Dargelegt ist diese

Strategie in ihrem OEDP {Overall Economic Development Pro-

gram): "The Role of the Council is seen primarily as cata-

lytic - that is, it should try to encourage actions of the

most interested groups, but within a framework which will

assure the maximum benefits to the District ... The District

Organization should aim at usurping no one's role; its goal

should be t0 supplement, not t0 supplant".1

Die Tätigkeit des EDC wurde nun in fünf Abteilungen struktu-

riert (Abb. 55), wobei die Betonung auf dem industriellen

Sektor lag. In Zusammenarbeit mit den "county planning boards“,

privaten Organisationen und dem Pennsylvania Department of

Commerce kamen die ersten Straßenbauplanungen und die Arbei-

ten an einem Appalachian Investitionsprogramm zustande.

In ihrem konfliktreichen Werdegang mußte sich das EDC ständig

den sich wandelnden wirtschaftlichen Gegebenheiten anpassen

und Rücksicht nehmen auf die vielgestaltigen soziopolitischen

Kräfte, die auf zahllosen formellen und informellen Wegen

Einfluß nahmen und Druck ausübten. Sorgfältig vermied es nun

bei technischen oder finanziellen Projektunterstützungen z.B.

mit den einflußreichen Handelskammern oder Industriepromo-

tions—Gruppen in Auseinandersetzungen zu geraten. Auf diese

Weise suchte es in der regionalen Organisationsplethora ei-

nen eingepaßten Platz zu finden und seine Rolle und ihren

Charakter als übergreifende Unterstützungsorganisation für

die Distriktentwicklung herauszustellen und zu festigen.

4.3.1 Zusammenfassung

Die gestiegene Zahl von gebietsbezogenen Bundesprogrammen

hat auf dem nationalen Territorium zu einem neuartigen, kom-

1 Zitiert bei Rondinelli (1975), S. 127.
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Organisationsaufbau des Economic Development Council of

Northeastern Pennsylvania 1969
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Anmerkung: Aus dem Schaubild ist zu entnehmen, daß Planerstellungen
als Auftragsarbeiten auch an Privatunternehmen ("consultan ")
xmmgebalweniaL

Quelle: Meyer, Donald D. (1969): Northeastern Pennsylvania's
zummomj1toIXweLqment.Empakmhnm‚A.kxmnalci'ümaAgxr'
lachian.Regional Commission‚'VOl. 2‚'No. 9, S. 11-17,
Schaubild S. 12.

plexen geographischen Applikationsmuster und Organisations-

gefüge geführt. Dabei traten territoriale und sachliche

Überschneidungen auf, die zu schwer überschaubaren Strukturen
und zu verstärktem Wettbewerb um Bundesmittel auf der unter-
sten Administrationsebene beigetragen haben. Planungsunter-

lagen (z.B. Art und Umfang der Planung), Mitbestimmungsregu-

lierungen, Genehmigungswege, Ausführungsbestimmungen und Be-
richtspflichten wichen in den einzelnen Programmen stark von—
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einander ab. Auch bei der Kombination von Programmen zur

vereinfachten administrativen Handhabung mußten derartige

Abweichungen in schwierigen Verhandlungen erst einmal aus-

geräumt werden. Ihre Praktikabilität litt darunter, denn

die Zahl der Behörden vermehrte sich, der interne Bearbei-

tungsaufwand wuchs, und das nach außen gerichtete Koordi-

nierungsgeschehen nahm ebenfalls zu.

Senator R.F. Kennedy beklagte sich in einer Senatsanhörung

über die Verwirrung vieler Antragsteller, die nicht Be-

scheid wüßten, wohin sie sich z.B. bei der Bekämpfung länd-

licher Armut zu wenden hätten. An EDA, Appalacheninstanzen,

Office of Economic Opportunity oder das Department of La-

bor ? Zwei bis drei Monate nach einer Anfrage würden sie

Bescheid erhalten, welchen Weg sie einzuschlagen hätten.

"He (the major) writes a letter and that is the beginning

of disaster for him".1 Konfusion herrschte nicht nur bei

den Lokalpolitikern, auch dem Kongreß selbst mangelte es an

Überblick über seine verabschiedeten Programme.2

Die Breite der Ermessensspielräume für die örtlichen Gebiets-

körperschaften bot ihnen ausreichende formale und inhaltli-
che Variationsmöglichkeiten, die Tendenzen für eine verein-

heitlichte Praxis durchkreuzten. Die segmentierte Organisa-

tionsstruktur der Bundesregierung selbst bzw. die "turf"-
Politik (Ressortegoismen, "Revierpolitik") einzelner Ver-

waltungsstellen bzw. Programme hinter denen vielfach be-

stimmte Klientelgruppen standen, hat sich im Feld weitgehend

wiederholt und zur aufgesplitterten Wirkungsweise der Pro-

1 Sen. Kennedys Redeausschnitt ist zitiert bei Rondinelli (1975),
5L 206.

2. R.M. Rauner und.G. Milner (Interview*wum 22.6.1976) sahen diese
mmfiMSMXInnflnnlfimm„ünßrlmfiaJWÜBUH1düsAnümgsüfller
ühardäeJfichtnfiavonxiensmflsecmHCHmn;Beaflmfid.Ekflchelhße—
nmxfixlwünkrlvor<karPremäaabggxien UUounEflismehnmäxfl)‚
(He:eümmlvefimxüteuaIantifihshümfinnKkfifihlsamspfikmen.
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gramme beigetragen.1 Auch die Staaten haben nicht immer die

notwendigen Initiativen entwickelt oder sich politisch stark
genug erwiesen, um geographische Programmgrenzen abzustimmen

oder organisatorische Programmzusammenführung ("co-funding")

in derart gestärkten Regionalinstitutionen durchzusetzen.

Der von Washington eingeleitete, zentral gesteuerte oder koor-

dinierte Planungsprozeß weist zwar in sich selbst nur gerin-

gen Zusammenhang auf, ist aber in den Einzelprogrammen nach

hierarchischen administrativen Prinzipien aufgebaut und ver—

sucht im wesentlichen den objektiven Kriterien der Verwal-
tungs- und Managementwissenschaften zu folgen. Organisatori—

sche Komplexität und die dynamischen politischen Konstella-

tionen und Interaktionen vor Ort sind darin weitgehend unbe-

rücksichtigt geblieben. Lokale wie regionale Organisations-

strukturen sind in den USA gesellschaftlich wie räumlich hoch—

gradig aufgesplittert bzw. dezentralisiert, für Einflüsse von

außen offen und damit raschen Veränderungen unterworfen. Die

Aufteilung von politischer Entscheidungsmacht in zahlreiche

kleine Domänen und die Überschneidung paralleler Funktionsaus-

übung ähnlich ausgerichteter, territorial parzellierter Ver—

einigungen laufen den hierarchisch gestalteten und zentrali—

sierten Verfahren vor allem auf der Gemeindeebene sehr ent-

gegen.2 Diesem vielpoligen System, das durch interaktive Hand-

lungen (Kommunikation, Verhandlung, Koalitionsbildung, Aus-

tausch, Vermittlung u.a.) ständig politikbildende Prozesse

erzeugt, wurde mit der Auflage neuer Formen und Instrumenta—

rien zentralgesteuerter Verwaltungsmethodik von geographi-

schen Bezugseinheiten wie organisatorischen und planungstech-

1 DhaEmobkmetmm:Zusüüfiimqfiisgnamen,IwgyaxmgQMImnrnamzumd
fiäflenüa:Ebendürfiiomdxxeiüxmaftkmhamüfit„mxfi1Shmfiäeld,1L
(1968): Geplanter Kapitalismus. Wirtschaftspolitik in.WESteuropa
und USA. Köln, S. 379 und 422.

2 Shonfield fragt auf S. 398, Ob eine “Gesellschaft, die solChe
Orgien des Pluralismus ... feiert, überhaupt.püanen kann ?"



|00000249||

-229-

nischen Praktiken überzogen, die dieser Dynamik nicht ent-

sprachen und die regionalen vielfältigen gesellschaftlichen

Betätigungen noch unübersichtlicher machten.

5. Fallstudie der New England Regional Commission (NERC)

5.1 Ausgewählte Indikatoren zur Darstellung der räumlichen,

sozio-ökonomischen Struktur Neu Englands in den siebzi-
1ger Jahren

Das Hauptziel der Raumanalyse mittels ausgewählter Indikato-

ren besteht im ansatzweisen Herausarbeiten von Strukturunter-

schieden innerhalb der Neu England Staaten. Anschließend

wird mit Hilfe eines multivarianten Verfahrens eine komplexe

Analyse vorgenommen. Die Resultate beider Vorgehensweisen

werden zusammengefaßt. Die faktorenanalytischen Ergebnisse

werden dabei zur Ergänzung, Unterstützung und Differenzie-

rung der synthetisierten Monodatendarstellung herangezogen.

Neu England besitzt eine ganze Reihe von positiven Voraus-

setzungen für sein wirtschaftliches und soziales Wohlergew

hen, die allerdings in der Nachkriegszeit und in den siebzi-

ger Jahren von strukturellen Krisenerscheinungen und rezessi-

ven Entwicklungen überschattet wurden.

Seine regionalen Vorzüge liegen in den bedeutenden Erzie-

hungs- und Wissenschaftseinrichtungen‚ der Erfahrung und

Tradition in der Herstellung von Präzisionsinstrumenten und

Produkten mit einem entsprechenden Arbeiterstamm, dem fort—

geschrittenen Dienstleistungsbereich im medizinischen Bereich,

1 Zum Begriff und methodischen Einsatzmittel von Indikatoren s .a .
HmüEtL‚R.‚ELYHEuun U980h:AnflunpqxxgnqiüsdmaAnmars-
weisen. Braunschweig, S. 10.
unsthamxiiajrmeümfiiaflmaBanfiMdnmyübarArtIEfinmmmahl6km
Indikatoren‘wird in.Kap. 5.2 über die Faktorenanalyse behandelt.
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in Forschung, Beratung, Management und Finanzierung. Hinzu

kommt sein großer Anteil an weitgehend natürlichen Land-

schaften, der als Ausgleich und Gegenwert zu den südlichen

dichtbewohnten städtischen Regionen gesehen wird (Abb. 56

und Abb. 57).

Im Gegensatz zur Aufzählung dieser für die Region vorteil-

haften Ressourcen wurde in den Jahrzehnten 1950-1970 ein

ganz anderes Bild Neu Englands gezeichnet, das in zahlrei-

chen Veröffentlichungen, Diskussionen und Gesprächen immer

wieder aufgegriffen wurde. Aus diesem Blickwinkel beschrieb

man seinen Entwicklungsstand mit dem Stadium einer "mature

economy",1 die dem dynamischen Verlauf in westlichen und

südlichen Staaten nicht folgen konnte. Als Prototyp dieser

1 Darüber ist oftmals und eingehend geschrieben worden, so daß hier
nur das Netwendigste umrissen.wird. Z.B. Estall, R.C. (1966):
Ebwlümfland.ALSUEU'hnlhdmflxfiallküusmmmt.Icmdmn Khuwud,
William M. (ed.) (1968) : The New England Region: Problems of a
Mannxaflmxmmy.ChnümrfOrIEalläneteamdlhienläxmamk:8büües.
The[kämenfitycfifümuectkmt,Ekonmn(kmn.EfineäfltemaSüxüe
stammt von Harris, Seymour E. (1952):,The Eoonomics of New
England. Case Study of an.01der.Area. Cambridge, Mass.
"Mature economy" ist nicht klar definiert. Auch.Estall gibt
nur eine.BeSChreibung des Begriffs (S. 3/4). Er bedeutet aber,
daß(He:TnmmfionmfljonaäxxhewKI1Vdnüegemilandwüiscmnä?
licher Beschäftigung zu industrieller Produktion hundert Jahre
oüurmdmrzufimfldiegb.Defidüe*wmdmnüammfiRaihktflxmetäuxm
undCEe-UXMnnaflmmihmkstnuxunrnflnmmwaläIUaenlfiüetdmngs-
undlmssbmjxmgsüflims aa Ehreehamfligxmnteiflufiieumgio-
nale Spezialisierung sich ins Gegenteil verkehrt hat. Daß die
Ixhn-adeläfirhäxmosualvenflidmäumü:amüaenIkgnmmmlxxh
sürh'mmlnafl1nnflü:gedkmmdeaqemikxemkaßäüjebandtefinen
neuen.Arbeitsplatzangebot vorhanden sind. Gewöhnlich ist ein
solches'Wirtschaftsqebiet Kapitalexporteur. (Nach wa11 Street
Journal v. 23.7.1976) "exportierte" Neu England ca. 2,6.Mrd.
Dollar jährlich. Anzumerken ist noch, daß ein "reifes Industrie-
genug? nhflfiznoUmämügenwfise:m1Nieüaxmnglxfifindlnfl1seünnmß.
Senator John.F. Kennedy / Mass. besChrieb die wirtschaftliChe
Situation.Neu Englands 1953 noch.nicht:mit den eben angeführten
Wbrten, sondern sprach von "economic soft spots". Er wandte sieh
gxfimInfiaimaKmflmmnampnflüihaz(“Smfiierntactkfl)Infi.aflflng
damals schon ein Initiativ— und Hilfsprogramm vor. New York Times
Mmfiudnexh 8.TLJ953.
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Entwicklung wurde die Textilindustrie gesehen, die in die-

sem Teil der Vereinigten Staaten einen frühen historischen

Start hatte, zu Beginn des 20. Jahrhunderts ihren Höhepunkt

mit 400 000 Beschäftigten erreichte und danach kontinuier-

lich Arbeitsplätze einbüßte (1929 bis 1950: 149 000).1 An-
fang 1970 bestand der Arbeitsmarkt noch aus 75 000 Stellen

mit 800 Firmen, die teilweise für einen speziellen Markt

produzierten und dadurch weitere Abstiegstendenzen zunächst
. 2aufzufangen schienen.

Ähnlich erging es der Schuhindustrie, die eine andere wich—

tige Versorgungsrolle für den U.S. Markt spielte, deren Pro-

duktion sich jedoch seit den 20er Jahren verlagerte und ver-

ringerte, so daß 1971 noch 60 000 Arbeiter von insgesamt

145 000 (1929) mit nur unsicheren Zukunftsaussichten be-

schäftigt werden konnten.3

‘1TVgHmh:fihrdnäenzkßtnxrshtidnaibxtüstäfixamxmoe
(1949: 26‘%;Arbeitslose), New'Bedford (1949: 18 %), Fall
River, Lowell (1949: 12 %), Pawtucket (1949: 13 %). Peirce,
Neal R. (1976): The New'England States. Beople, Politics,
and Power in the Six New England States. New York, S. 28.
EL a.1madno,UL Sümfley,lunohifL qwmflsmn JamäsA.
Storer (1966):.A Study of Textile.Mill Closings in Selec—
tedlmatnxlCanmnüiies.IhfiyersüarofhküneEänfiües,
2nd Series, No. 84, Orono, Maine.

2 Boston.GlObe v. 3.10.1976 schildert drei.Fälle von.mittelgro-
ßenflkmttüürmaIinlmmßaieUEn dkadunfilRHXRtxmia-
lisierung (Möbedbezugstoffe, Florgewebe, VOrhangstoffe) die
RadonxemzndtckHISükxledkflgnüchlxßtmtmmlxuien.

3IQmmarvenzaüaldnaAnskmt,daßCüebfisenadersbmdtmmxme
nnfiuzalhaülantüxlsbenxmdenIümcrüa1lag,smndan1an:üuer
Unfähigkeit, sich hinsichtlich Produktivität und qualitativen
Ansprüchen umzustellen. 'I'he New Englander, Vol. 19, No. 12,
1973, S. 50/51.
Die Schuhindustrie hatte audh 1976 sehwer um ihren.Bestand zu
kämpfen. Zwisdhen 1968 und 1976 hatten in Massachusetts weite—
re‘HSCOOIMiEdUa:ihnalAmbeüxmflau:venkn2n,590002ü1Manm2
umd'K)C00:ü1NewIümmshn&L Abganfiheüaausbkmiüxflandwnuh
den:ü1Wmäüngüm1tätkh umtmfiienalscmnz:geyaldnesbhdr-
importe (wert: 1 Mrd. Dollar) zu erhalten. Boston.Globe v.
15.4.1976.
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Betroffen waren auch die Fischerei und die fischverarbei-

tende Industrie, die in diesem Zeitraum schwere Rückschläge

hinnehmen mußten. Zwei Rezessionen 1970/71 bzw. 1975 und
eine Reduzierung in den Verteidigungsaufträgen für Industri-

en in Massachusetts und Rhode Island trafen Neu England zu—

sätzlich und besonders hart. Man sprach nun nicht mehr von

wirtschaftlichem Reifezustand, sondern von "structural
unemployment"1 und "chronically depressed towns and areas"
und meinte damit grundlegende Defizite in der Ausstattung

mit natürlichen Ressourcen, Energiequellen2 und der indu—

striellen Zusammensetzung, die den Beschäftigungsmangel ins-

gesamt längerfristig fortschreiben würden (Abb. 58).

Die Randsituation mit der nördlichen Abgrenzung durch eine

Staatsgrenze bedeutete für die Region gewisse verkehrs- und

standortmäßige Benachteiligungen, die seine Konkurrenzposi-

tion mit anderen Staaten und Großstädten im Nordosten um

Investitionen, Arbeitsplätze und Bevölkerungsanteile bela-

steten. Wichtige Infrastruktureinrichtungen wie das Eisen-

bahnwesen waren durch diese Lage und den Ausbau des High—

way—Netzes im Verfall begriffen und drohten finanziell
3zusammenzubrechen.

1 Breuer, Helmut (1973): Die industrielle EntwiCklung in.Connec-
ticut: Rezession oder Strukturkrise ? Erdkunde, Bd. XXVII,
5L 13%439.
Nanfimgkufi;vüataxphxxß'flmaohiinmhäxy'PBusümssekxn
4.8.1973, S. 36—44.

2 Neu England hing 1976 noch zu knapp 60 % von öleinfuhren für
Stnmmnzewmxm;undfkfizmxgab.lmlDunflmxmnüuzwamxldhakbe
sten 52 % höher als für die USA insgesamt. Die Energieanteile
amx;AUJMHamnkenvwmen:ü1deneflnmehmalStafienzflEEHmnxmh
schiedlich; Connecticut 39 %, Maine 59 %, Massachusetts 13 %,
New Harrpshire O %, Rhode Island 0 %, Vermont 79 %. Boston Globe
1h 19JL1976.

13FürcikaSamunmngtkä;Eisatahmmxxms:ü1NauEmnrllamal
.Mitte 1970 mehrere Vbrschläge vor. Es war deShalb noch.unklar,
wehflun7Lösmrmmegeängaxiflagalwenüalwünkm.In jakmlFaLl
war eine drastische Verringerung des'Versorgungsnetzes vorge—
sehen- Fuller, R. (1974): How Should‘NE's rails be revived ?
The Newr Englander, V01. 21, N0. 2, S. 8-12.
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Selbst im modernen Luftverkehr waren die subregionalen

Servicebedingungen unzureichend. Im.Fall von Hartford-Spring-

field war die Versorgung noch annehmbar. Dagegen fehlte es

an Anschlüssen für Städte wie Portland, Bangor, Burlington

und Providence, und bei den nächst kleineren Orten war die

Situation beklagenswert. Neu England befand sich in den letz-

ten beiden Jahrzehnten also in einer Art Übergangs- oder

Transformationsstadium wirtschaftsstruktureller Anpassung,

die von Unterbeschäftigung und stark schwankender Arbeits-

losigkeit begleitet war.1 Einbrüche in der nationalen Wirt-

schaftsentwicklung während der siebziger Jahre brachten der

Region in dieser Situation zusätzliche Erschwernisse.

Die höheren Pro-Kopf-Einkommen in Neu England weisen deutli-

che Konzentrationen in den südlichen Regionsteilen auf

(Abb. 59) und setzen sich bis nach New Hampshire fort. Sie

korrespondieren auffällig mit den hohen Werten städtischer

Bevölkerung in Abb. 57. Fairfield Co. in der äußersten Süd-

westecke der Region hatte mit 6 415 Do. (1974) das höchste

Individualeinkommen. Eine Reihe von "counties" im nördlichen
Grenzbereich fielen dagegen in die niedrigste Kategorie

Washington Co./Maine hatte 1974 nur die Hälfte, d.h. 2 958 S
aufzuweisen. Die Karte mit den höheren Familieneinkommen

(Abb. 60) spiegelt ein sehr ähnliches Bild wider, wobei der

nordöstliche Teil (Maine, NO-New Hampshire) sich noch deut-

licher abhebt.

Die sektorale Aufteilung der Beschäftigten Neu Englands in

den beiden großen Wirtschaftsbereichen Industrie bzw. Handel-

1 ArbeitshaaarnxflxfllinlJUni 1976: Neu.England 8,2 %, Connecticut
9,7 %, Maine 7,6 %, Massachusetts 8,2 %, NeW'Hampshire 4,4 %‚
Rhode Island 9,9 %‚ vermont 9,6 %, Boston Glöbe v. 29.7.1976 und
v.19.85ßfl6.
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und Dienstleistungen (der primäre Sektor ist zu vernachläs-

sigen) verhielt sich 1975 wie 34,7 % zu 65,3 % (USA im Ver-

gleich: 30,3 % zu 69,7 %). Vielleicht ist diese Gegenüber-

stellung etwas überraschend, denn Neu England zeigte sich

stärker industrialisiert als die USA. Dagegen war die Na-

tion im Wachstum des Dienstleistungsbereichs bereits weiter

fortgeschritten als dieser Teilbereich, der traditionell

schon eine starke Stellung in diesem Sektor besaß. Der

ganz überwiegende Teil der Industriebetriebe liegt in den

drei Staaten Connecticut, Rhode Island und Massachusetts
(80,5 %); (Tab. 29 und Abb. 61).1

Die Standortquotienten (Tab. 30) zeigten für die meisten

Staaten eine relativ starke Stellung im Industriesektor an

(Q > 1,0). Nur Vermonts geringer Industrialisierungsgrad

bzw. seine Tourismusorientierung und Massachusetts als
"Service—Staat" wichen davon ab (Q <:1‚O). Maine wies deut-

liche Zeichen der Unterversorgung bei den Dienstleistungen

auf (Q'= 0,73). Für Neu England insgesamt wird entgegen den
Erwartungen deutlich, daß seine industrielle Ausrichtung
Mitte 1970 (Q > 1,0) gegenüber dem Dienstleistungsbereich

(Q < 1,0) noch immer vorherrschte.

Die Landwirtschaft in der Region hat in den letzten hundert

Jahren gemessen an der Anzahl der Farmen und der Betriebs-

1 EnnBenäfielammsdaanüan 93%;derFlädmaManuä;sümivonlkfld
bakxkt.Efieba1€to&nnxmmdmmmLderEepnmimamdma(GnanzNOrUmxn
Papan Inhazatümufl.ßmxnu Smfiizflq,IfiammmiInbaaathmvfl„ St.
Regis Paper, Georgia Pacific und Oxford Paper) kontrollieren 6,5.Mio.
ac. oder 1/3 der Staatsfläche. Zusammengefaßt.produzierten sie 90 %
deslkmfienstmdcüarPagknmaaäL
Zu dieser Problematik njmrrt der Beitrag von Geoffrey Faux über
"CohxüallmavEMnmT'im:&humavonzümßsemmüxsehxamnm
”abaaneecmmenflup“h‚AbwägimxntImlmnxolkavonaußen
kritisch Stellung. The NEW’RBPUbliC, vol. 167, No. 20, 1972,
S.16-HL
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Ausgewählte Standortquotienten für Neu England und seine

sechs Einzelstaaten in den siebziger Jahren

Beschäftigte i. ausg.
Dienstleistg.

Beschäftigte
im Handel

Industries
beschäftigte

Staat/Reg.

Conn.

Maine

rMass

N.H.

C.I.

t.

1,12

1,03

0,91

1,06

1,09

0,89

0,92

1,06'
1,05

1,05

0,99

1,00

0,91

0,73

1,08

0,97

0,92

1,27

1,14 0,93 0,87

‘Hflxflleix)-

Ammnkmxp Enxmelknedmmmgalnad1deenmfl.Qifi= b U . Bi
aus Müller, J.H. (1973): Methoden 3 Zb" .EB
zur regionalen Analyse und Prognose. i U j 1
Tasjmmbüflmx'mnrRamqflanm Bd.1,
Hmumwer,EL 50.

bi.==Beaflfiftkfie BIdErVüxtaüwfitsflfiEdhnmri
J intüarRegümlj

GesamtesflfiüthmxainckarRegux:jI biji
B.
l

[.31
l

Beajfiütnfie.n1der9üxtaflmfbäümeiumg:i
ünVEqflefljmmamn

Geämtbemififtmfie.ünVEmfleLflmnamn

IfimrdnaEfimaflsüäuenvßm<kn”mfleflimnmm1NaaEMg-
hflfi„lfitaJEMtfilwanfllesCHe‘kIeüfigflfllSüäüEn.
Zur Definition von "ausgewählten.Dienstleistungen"
("selected services") s. County and.City Data Book,

1977, S. X/VIII.

Quelle: U.S. Department of Ccnmerce, Bureau of the Census (1978):
County and City Data Bock, 1977, Wäshingtcn, D.C.
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fläche kontinuierliche Einbußen erlitten.1 Obwohl in der
Region etwa 5,8 % der amerikanischen Bevölkerung lebten,

erwirtschaftete Neu England nur ca. 1,5 % des Wertes seiner

Agrargüter.2
Der außerordentliche Rückgang der Farmen hat sich bis in die

jüngste Zeit hinein fortgesetzt, wobei sowohl die verstädter-

ten Gebiete, als auch abgelegene, ländliche Bereiche betrof-

fen waren, die in Anbau und Produktion, z.T. sogar besonders

ausgerichtet sind. Hier, in diesen Gebieten, ist die Abnahme

der Betriebe auch auf Konzentration bzw. Vergrößerung der

betrieblichen Einheiten zurückzuführen.3

Im Süden bestand dagegen ein großer Bedarf für erschließungs-

fähiges Land seitens der Wohnungsbaugesellschaften, kommerzi-

eller und industrieller Unternehmungen. Die Preise für geeig-

netes, bebauungsfähiges Farmland waren aus diesem Grund 1976

in Connecticut auf 2 000 bis 5 000 Do./acre gestiegen, was

sich auf die Zahl der Farmen ausgewirkt hat, die von 20 000

1950 auf 4 400 1976 gesunken ist (Boston Globe v. 15.8.1976).
Die heute bestehenden Produktionsschwerpunkte sind das untere

Connecticut Valley (Tabak), Massachusetts mit (Obst- und
Preiselbeeranbau), Maine (Kartoffelerzeugung, Geflügelpro—

dukte)4 sowie Mittel" und Nord-Vermont (Milch und Molkerei-

1 1860 gab es in Neu England 206 900 Farmen.müt 20.Mio. acres.
1976 waren es noch 27 680 Pannen mit 5,4 Mio. acres. Boston Globe
v. 15.8.1976. Die Überschrift des Artikels lautete: “Our vanishing
N.E. fanmers." 1830 waren etwa.60 % Neu Englands landwirtschaft-
lich genutzt..Anfang 1970 nahm der Wäld*wieder 83 % der Fläche
ein (Schätzung des U.S. Forest Service): Peirce (1976), S. 22.

2 Die Produktivität in der Landwirtschaft ist so gestiegen, daß die
vanfingammgckmlkärnäe.üuebmiawgfiglnienxmnde.Obcüesamer
zü1sEEt,lxfi.mrmhmafibrlkwölhammg,gßgebalsehnwdnl‚bemfifir
felt man. Peirce (1976), S. 22.

3 Positive Ausnahmen wie z .B . im mittleren New Hampshire können mit
derJxflathrnemalErajmfinmx;eima:Zumflme:3x; "naxmt:flnns“
flümbhrgsfinmedfl zuammemüügen.

4 Der Kartoffelanbau konzentriert sich in.AroostoCk Co., doch wird.nur
1/7 seiner Fläche landwirtSChaftlich genutzt. Peirce (1976), S. 366.
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. 1erzeugnisse).

Erfahrene Farmer sahen in dieser Ausrichtung und einer noch

weiteren Spezialisierung wie z.B. dem Anlegen von Baumschu-

len, Pflanzen- oder Rosenzüchtereien, in der Käseproduktion

und hohem Qualitätstabak Chancen und Hoffnung für die Land-

wirtschaft Neu Englands,2 die allerdings auch mit dem hohen

Preis des Verlustes kleinerer, z.T. marginaler Farmbetriebe

bezahlt wird, die ein wesentliches und typisches Element

seiner Kulturlandschaft ausmachen.3

5.2 Faktorenanalyse zur sozioökonomischen Strukturunter-

suchung Neu Englands

Was mit der Darstellung einzelner Indikatoren aus mangeln-

der Übersichtlichkeit und Kenntnissen ihres komplexen Zusam—

menhangs nur begrenzt erreichbar ist, vermag die faktoren-

analytische Methode annähernd zu leisten. Die Faktorenanaly-

se versucht gewissermaßen hinter einer Menge von erfaßten

Merkmalen hypothetischen Grundgrößen oder bestimmende Fakto-

ren zu ermitteln. Größere Datenmengen, wie in unserem Fall,

lassen sich dadurch von einer komplexen Gesamtheit auf rela—

tiv einfache Strukturen zurückführen. Die Faktoren sind, ab-

weichend vom üblichen Sprachgebrauch, mathematische Größen,

1 Selbst in vermont nahm die Zahl der Farmen weiter ab. (1970): 6 000,
1976: 3 200). Die Zahl des Milchviehbestandes stieg jedoch; 85 % des
Farmeinkommens in diesem Staat kam aus der Mülchwirtschaft. Boston
Gldbe v. 15.8.1976.

2 Peirce (1976), S. 21/22.

3 Der ehemalige Landwirtschaftsminister Earl L. Butz sah die.Aufgabe
mhürtsdmitlhflunrBettnämabzw.Kbnmauzatflmufienüamen flnvürt—
schaftlichen wachstumsprozeß als unvermeidlich an und nur als reine
Maümmatüirayi Famüjenfinmenxmu:20Dfildflühauwana1najlseümr
Ansicht nostalgiSChe Gedankenspielereien. Betriebsvergrößerungen bö—
tandeäuflbcfie«mtßtknnenlumsnfluen:fihrdhaNühflmfirüxmafi:Neu
Englands. Interview'imiNew'Englander,‘Vbl. 20, No. 12, 1974, S. 12—16.
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die interpretationsbedürftig sind und für die Analyse eine

ordnende, klärende und weiterführend—hypothetische oder in—
dexbildende Funktion haben. Um tatsächlich zu vereinfachen,
soll nur eine kleine Zahl von Faktoren erstellt werden, de-

ren Aufbau und Zusammenhang klar und einsichtig ist. Das
Hauptziel unserer Analyse besteht also in der Erstellung

einer Einfachstruktur, die eine größere Datenmenge ausrei-
chend genau wiedergibt und erklärt. Dahinter steht die Er-

wartung, daß Faktoren gewonnen werden, die als Strukturgrö-
ßen ausgelegt werden können. Art und Anzahl der Daten spie-

len dabei eine ausschlaggebende Rolle, weil das Resultat

der Faktorenanalyse durch die Anlage der Untersuchung be-

stimmt wird.1

Unter dem Gesichtspunkt, daß die Untersuchungsberichte und

Programmaktivitäten der New England Regional Commission

auch Probleme der internen Disparitäten aufgreifen, kommt

der Fragestellung nach der strukturellen Gliederung der Re-

gion eine untersuchungsleitende Bedeutung zu. Die Teilung

in einen industrialisierten Süden und einen peripheren Nor-

den wurde zu Beginn der Fallstudie bereits angesprochen,

und der Einsatz der Faktorenanalyse soll diesen Sachverhalt
weiter klären helfen.

Zur Anwendung der Faktorenanalyse im deutschsprachigen Raum,

die den regionalen Entwicklungsstand bzw. die regionalwirt—

schaftliche Situation und Abgrenzungsfragen zum Inhalt haben,

liegen Untersuchungen z.B. von Geisenberger u.a., Thelen und

Lührs und Altmann vor.2 Wenn sie auch von anderen Frageansät-

1 Auf eine Kurzfassung der mathematischen Rechenabläufe, wie sie in
vielen Arbeiten zu finden ist, wdrd hier verzichtet. Eine zusammen—
fassende Darstellung der Verfahren aus der Sicht des Praktikers gibt
überla, K. (1968): Faktorenanalyse. Heidelberg, NEW’YOrk. Außerdem
.Müller, J.H. (1973) in verkürzter weise.

2 Geisenberger, S., W. Mählich, J.H. Müller, G. Strassert (1970): Zur
Bestinmung wirtschaftlichen Notstands und wirtschaftlicher Entwick—
lummnähkflmitxmmjmxnoman Ehrethamxmiajuaundempinumhelmahwma
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zen ausgehen, so nehmen die Überlegungen theoretischer und

praktischer Art zur Auswahl der Indikatoren bzw. Variablen

in der Analysevorbereitung jeweils einen besonderen Platz

ein.

Im Konzept der Regionalanalyse, das von Boustedt1 vorgelegt

wurde, stellt die regionale Strukturuntersuchung einen Leit-

faden zur Aufstellung von Variablenbereichen (empirischen

Merkmalen) zur Verfügung. Die datenorientierte Strukturana-

lyse ist in diesem Konzept nur eine von mehreren Vorgehens-

weisen, die vor allem die Bestandsaufnahme bestimmter Merk-

male, ihre Zusammensetzung, Verteilung und ihre Beziehung

im Raum betrifft. Fragen nach der räumlichen Differenzie-

rung und ihres Einflusses auf die Gesamtstruktur sowie die

ökologischen Voraussetzungen für örtliche Gegebenheiten neh—

men einen besonderen Platz ein. Für eine derartige Struktur-

analyse werden vom Autor fünf Objektbereiche aufgestellt:

1. Der demographische (Bevölkerungszahl, Alter, Bevölkerungs—

veränderung usw.)

2. Der gesellschaftliche (soziale Gruppierungen, Schichten,

Verhaltensweisen, Wahlen usw.)

mfiwmdxmmlfimnzüäenlunüa:vanmmdmVUnFakunen-undEüdbjr
münanzanalyse.‘Veröffentlichungen der Akademie für Raumforschung
und_Landesplanung, Abh. 59. Thelen, P., G. Lührs (1971): Abgren-
zung von Förderungsgebieten. Die.Messung der WirtSChaftskraft und
(RufsünkümxflhalGefiümümg“wlgfibmam Sdujfüaueüwadasfibr-
schungsinstituts der Friedrich-Ebert—Stiftung, Bd. 91 _. Altmann, A.
(1973): Faktorenanalytische Untersuchung zur regionalwirtschaftli—
chaISiUxujonIHKiEhUmkklmx;inrüedenämhsaL.RamMinscmmwgumd
Raumordnung, H. 5/6, S. 258-267. - Eine kritische Zwischenbilanz
darAmmmdmm;derEäkUamwflyaainimeamMEKQjmmggfibtlfimd-
wehr, R. (1976): Zur verwendung der Faktorenanalyse in der Raume
forsdhung und.Raumordnung, H. 5, S. 207-214. — Eine wichtige, frühe
amerikanische.Arbeit: Berry, Brian.J.L. (1965): Identification of
Decküfinglkgrmun Anlägürhxfl.SbmärofiimsDnmußimmsofIhual
Poverty. In: Wood, W. Donald, Richard S. Thcman (eds.), (1965):
Areas of Economic Stress in Canada. Kingston, 0nt., S. 22-70.

1 Boustedt, O. (1975): Grundriß der empirischen Regionalforschung.
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3. Der Bereich des Siedlungswesens (Infrastruktur, d.h.
Wohn- und Gewerbeanlagen, Freizeiteinrichtungen, Ver-
kehrswesen, Straßenbau usw.)

4. Der ökonomische Bereich (Erwerbstätigkeit, Gütererzeu—
gung, Dienstleistungen, Verbrauch usw.)

5. Der öffentliche Bereich (Steuer- und Finanzverwaltung,

Investitionspolitik usw.)1

Beispiele für die Konkretisierung und Operationalisierung

derartiger Bereiche finden sich bei Altmann u.a.2 Sie wur-

den aus verschiedenen regionalstatistischen Veröffentlichun-

gen zusammengestellt. Die Auswahl geeigneter Variablen

(Kennziffern, Indikatoren) und ihre Zuordnung zu den aufge—

führten Bereichen, ist vom Inhalt der Statistiken abhängig,

bisweilen aber auch durch fehlende Angaben eingeschränkt.

Die umfangreichen amerikanischen Veröffentlichungen bieten

eine große Auswahlmöglichkeit von Kennziffern, sind inhalt-

lich jedoch anders ausgerichtet.3 Die Selektion wurde durch

den Vergleich mit ähnlich ausgerichteten Untersuchungen,4

Vermeidung von Merkmalsredundanz und durch die Prüfung der

Variablenkommunalität in verschiedenen Testvorläufen gesteu-

ert. So wurde Z.B. aus der ursprünglichen Liste, die 44 Va-

riablen umfaßte, nach den Testläufen eine Reduzierung auf 39

Variablen vorgenommen, die dann in die Analyse einbezogen

wurden (Tab. 31). Z.B. wurde die Variable Hospitalbetten/

100 OOO E. wegen ihrer geringen Kommunalität weggelassen.

Ibil]: EmmstnflünnaL.Tasflmmbüflmm'murRamqflenw
Bd. 4, Hannover, S. 23-30.

1 Boustedt (1975), S. 22.

2 Altmann (1973), S. 259, Geisenberger et al. (1970), S. 20.24.
3 Z.B. wird das BIP auf der unteren regionalen Ebene nicht ausge—

wdeaan

4EL.Amm5kmu;2.
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5.3 Ergebnisse der Faktorenanalyse

Im ersten Schritt wurde aus den statistischen Daten die

Korrelationsmatrix erstellt. In der anschließenden Faktoren—

analyse nach der Hauptachsenmethode wurden vier Faktoren

extrahiert und einer Varimax—Rotation unterworfen. Faktoren—

muster und -struktur sind in Tab. 32 wiedergegeben.1 Die In-

terpretation der Faktoren richtet sich nach der Höhe der

Faktorladungen und der Kombination von hochladenden Varia—

blen (351 0,5) auf dem entsprechenden Faktor, die ebenfalls

dieser Tabelle zu entnehmen sind. Die erste Dimension ist

ein Faktor, der hoch geladen wird von Variablen, die städti-

sche Dienstleistungsbereiche und industrielle Produktions-

ausrichtung kennzeichnen. Er ist ein Faktor, der den städ-

tisch bestimmten Entwicklungsstand beschreibt. Insbesondere

wird in diesem der tertiäre und sekundäre Sektor durch

hochladende Variable wie Bankeinlagen (0,95), Großhandels-

betriebe (0,92), ausgewählte Dienstleistungsbetriebe (0,85)

und industrieller Wertzuwachs (0,78) unterstrichen. Die

hochladenden Variablen auf dem zweiten Faktor sind Pro-Kopf-
Einkommen, Familieneinkommen über 15 000 Dollar (0,90) und

Wert eines Einfamilienhauses (0,81), was als Wohlstandsdi-

1bbchcku'mmnpfiüümgxmmeifiedamzfiüflzaktkmeknüxmn31(Scnxr
Test, Eigenverüriterimn, Varianzanteil) wurden Testläufe mit
enxn:unüaxmhhäflidhauAnzflfl.manFäkünencfinxhgefiflut.lümr
torenmuster und.Faktorenstruktur ließ das 4+Faktorenmuster als
interpretationsfähigste Lösung annehmen, da eine Lösung mit ei-
ner höheren Zahl von.Faktoren Einzelrestfaktoren ergab, die u.a.
auch das Interpretationskriterium.nach.Fürntratt nicht erfüll-
ten. Nicht alle Faktoren der vorliegenden Lösung erfüllen das
strenge Signifikanzkriterium.nach dem.Bargmann—Test. Bei der
Stabilität des Faktorenmusters läßt sich eine Interpretation je-
dxflIUHUHTpnxmatnxmenIümägmxwmiwnmemman'mmraüg E.
(1969): Zur Bestimn der Anzahl interpretierbarer ganeinsamer
Fäkümmm:ü1EmdxmemmEdysalpswürflogüxmerIkmen.Edmmmetkmn
Bd. 15, S. 62—75. Bergmann, R. (1955): Signifikanzuntersuchungen
der einfachen Struktur in.der FaktoreneAnalyse..Mitteilungsblatt
für mathematische Statistik, 7. Jg., S. 1-24.



|00000269||

Objektbereich:

WBZW:
SOZIALBEREIG-l

WIKI'SÜ-IAET
(ökmnischer Bereich)

mm
(öffentlicher Bereich)

Tabelle 31-

%N
M

m
ÄN

Ä
N

Ä
N 5

:5
5
5
.

V10
V11
V12
V15
V24

V25

V13
V14

V31
V32

55

V26
V27
V28
V29
V33
V34
V35
V36
V37
V38
V39

V16

V17

V18

V1 9

V20

V22
V23
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Ernpirische Ebeme (Operationalisiermgssystenatih Liste der
Variablen (V1 usw.))

Bevölkermgsdichte 1975, EiaSm
Personen über 65 Jahre 1975 in %
Städtische Bevölkerung 1970 in %

Bevölkenmgsverändermg 1970 bis 197S in %
Nettomndenmgsbilanz 1970 bis 1975 in %

Arbeitslosenquote 1970 in %
Ärzte pro 100 000 Einw; 1975
Pro—Kopf—Eizflcamm 1974 in Do.
Familien mit Brummen unter der Amtsgrenze 1969 in %
Familien mit Eixflccnmen vm 15.000 Do. undmehr 1969 in %
Medien d. Wertes eines Binfamilierfixauses 1970 in Do.
Stimnabgabe für die führende Partei bei der PräsidenteieWahl
1976 in %‚ Republikaner
Stimnabgabe für die führende Partei bei der Präsidenten-Wahl
1976 in %‚ Demokraten

Bankeinlagen 1976 in Mio. Dollar
Enzelhausnhnmise 1970 in %
Zahl der Großhandelsbetriebe 1972
Zahl der Einzelhandelsbetriebe 1972
Zahl der ausgewählten Dienstleistmgsbetriebe 1972

Industriebeschäftige 1970 in %
Beschäftigte im Groß— und Einzelhandel 1970 in %
Industriebetriebe mit mehr als 20 Beschäftigten 1972 in %
Durchscl'lnittl. Zahl der Arbeiter im Produktionsbereich 1972 in 1(130
Industrieller Wertzuwachs 1972 in Mio. Dollar

Neues privates Investitimskapital 1972 in Mio. Dollar
Anzahl der Pannen 1974
Veränderung der Zahl der Fernen zw. 1969 und 1974 in %

Durchschnittl. Wert d. Bodens und d. Gebäude pro Farm 1974 in Dollar
Durchschnittl. Farmgröße 1974 in ac.

Pannen unter 180 ac 1974

Farmen über 1000 ac 1974
Farmen mit einem Umsatz von mehr als 2500 Dollar 1974

Öffentl. Einnal'men der Lokalverwaltungen 1971/72 in Mio. Dollar
Öffentl. Einnahmen d. Lokalverw. aus Bundesmitteln 1971/72 in Mio.Do.
Vermögenssteuer pro K0pf 1971/72 in Dollar
Direkte Ausgaben d. Kokalverw. f. Brziehmg 1971/72 in %
Direkte Ausgaben d. Iokalverw. f. d. Straßenbau 1971/72 in %
Direkte Ausgaben d. Lokalverw. f. öffentl. Wohlfahrt 1971/72 in %

Direkte Ausgaben d. Lokalverw. f. Gesundheit u.Hospitalw. 1971/72 in %
Öffentl. Verschuldung d. Iokalverwaltmg pro Kopf 1971/72 in Dollar

Armerkmg: Die Reihenfolge der Objektbereiche bedeutet keine Rangfolge. Die Anwahl der Variablen zur
Operatimalisienmg der Objektbereiche orimtiert sich an der zur Verfügtmg stehenden Sta-
tistik. Die Quelle für die Daten ist das County and City Data Bock 1977. US Departrrent of
Cannerce, Bureau of the Census. Washington, D.C.‚ 1978.
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Eigemzert: 14.02919; Erklärte Varianz: 36,0 8

Faktor 1

Städtisch bestimnter Entwicklungsstand

(Tertiärer und seinmdärer Sektor)

0.95112
0.92232
0.87415
0.84532
0.82452
0.77663
0.77062
0.75894
0.69904
0.69183
0.65557
0.58870
0.54276
0.52469
0.41237
0.34850
0.32963
0.32767

.32732

. 30687

.21870

. 18661

. 12413

.08755
03251
01051
02020
03370
12296
15652

.15853
-0. 19150
-0. 19818
-0.23627
-0.34755
-0.46521
-0.53493
-0.61792
-0. 70525

0
0

0
0

0
0

0
0

0
0

0
0

0

Barflceinlagat
Gmßhandelsbetridae
Einnahmen d. Lokalverwaltmg
Ausgew. Dienstleistmgsbetriebe
Einzelhandelsbetriebe
Bevölkermgsdichte

Industr. Wertzuwachs
Arbeiter in der Produktion

Priv. Investitionskapital

Bundesmittel für Iokalverwaltg.
Verschuldung d. Iokalvenraltmg

Städtische Bevölkerung

Ärzte/Einmhner
Gesmdheitsausg. d. Lokalvemltg.

Derokratische Stimmabgabe
Familimeixflcamen über S 15.000
1Wert eines Fandlienhauses
Pro-Kopf-Binkatmen

Groß— u. ' Einzelhandelsbescl'äftigte

Verrrögenssteuer

Kleinfannen
Industriebetriebe
Wdflfahrtsausg. d. Lokalvemltg.
Veränderung der Farmanzahl

Alte Personen
Anzahl der Farmen

Kommerzielle Farmen
Industriebeschäftigte
Farnwerte

Arme Familien
Arbeitslosmrate

Wanderungsbilanz
Großfarmen
Bevölkermgsverändermg

Republikanische Stimabgabe
Straße11bauausg. d. Lokalvenaltmg
Farmgröße
Erziehmgsausgaben d.Lokalverwaltg.
Einzeln-1W

Fortsetzmg S. 250-

V13

V16
V32
V31
V1
V28
V27
V29
V1 7
V23
V3
V9
V22
V25
V1 2
V15
111’101

V18

V37

V26

V21

V34
V2

V33

V39

V35
V1 1
V6
V5
V38
V4
V24
V20
V36
V1 9
V14

FAKTORMATR.IX-FAKTO.RLADUNGEN

Faktor 2

Eigenwert: 4.61723: Erklärte Varianz: 11,8 8
Wohlstand (Stadtmlands-Einkamensfaktor)

0.90846
0.89789
0.81078
0.64360
0.42608
0.42108
0.40893
0.40751
0.38017
0.37509
0.37349
0.35148
0.29383
0.28169
0.27642
0.25147
0.19772
0.18652
0.13059
0.12487
0.07638
0.02135
0.00139
0.00114

-0.02089
—0.04760
-0.05241
-0.06733
—0.08368
-0.09626
-0.10307
-0.18199
-0.21497
-0.23894
-0.30863
-O.41778
-0.519o3
-0.56879
-0.79608

Pro-Kopf—Enflcamm V10
Fanilieneinkamen über S 15.000 V12
Wert eines Binfamilierdmuses V15
Farmwerte V35

Venrfigenssteuer V18

Einzelharfielsbetriebe V3 1

Industrieller Wertzuwachs V28
Privates Investitionskapital V29

Arbeiter in der Produktion V27

Städt. Bevölkerung V3
Ausgewählte Dienstleistmgsbetriebe V32

Einnahmen der lokalverwaltungen V16

Groß- und Einzelhandelsbeschäftigte V8

Industriebetriebe V26
Verschuldung der Iokalverwaltmgen V23
Großhandelsbetriebe V30
Danokratische Stimmabgabe V25

Klemfarmen V3?

Bankeinlagen V13

Ärzte/Einwohner V9

Bundesmittel für Iokalvemltg. V17

Erziehungsausgaben d. Lokalverwaltg. V19

Bevölkermgsveränderung V4

Wandermgsbilanz V5

Gesundheitsausgaben d. LokalvemltZZ

Industriebeschäftigte V7

1Hohlfahrtsausg. d. Iokalverwaltmgen V21
Einzelhauswohnweise V1 4

Anzahl der Farmen V33
Kamzielle Farmen V39
Bevölkertmgsdichte V1

Veränderung d. Farmanzahl V34
Republikanische Stnnmbgabe V24
Alte Personen V2

Großfam'en V38
Farmgröße V36
Arbeitslosenrate V6
Straßenbauausgaben d.Iokalvenalt1mg V20
Arme Familie: V11
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Faktor 2

Eigermert: 3.05090; Erklärte Varianz: 7,8 %
Wandenmgsgewinna Erholung - Altersruhe
{Sozialer Pfandenmgsfaktor)

0. 79713
0.77899
0.54679
0.48655
0.45175
0.42995
0.41872
0.38755
0.23558
0.23250
0.19684
0.17828
0.07463
0.02222
0.01792

-0.02973

-0.03659
-0.05337
-0.05487
-0.05582
-0.06750
-0.07192
-0.08142
-0. 10420
-0.10441
-0. 10470
-0. 11668
-0. 12646
-0. 13378
-0. 14406
-0. 15733
-0. 15853
-O. 16986
-0.19979
-0. 23880
-O.38619
-0. 56284
-0. 56641
-0. 68953

Tabelle

Wamienmgsbilanz

Bevölkermxgsverändermg

Vemögenssteuer
Einzeltauswohnweise
Veränderung der Fanranzahl

Alte Personm

Republikanische Stinmabgabe
Gmß— und Einzenxandelsbeschäftigte
Arme Familie:

Ärzte/Einwermer
Straßenbauausgaben d.1'.okalvermltg.

Wert eines Einfamiliamauses
Fanngröße

Arbeitslosenrate
Großfamen
Bevölkerungsdichte

Bankeinlagen
Großhandelsbetriebe

Pro—Kopf—Einkcmnen

Ausgw. Dienstleistmgsbetriebe
Einnalmen d. Lokalverwaltg.
Fanmverte

Erziehmgsausgaben d. Iokalvermltg.

Einzelhandelsbetriebe
Verschuldung der Ickalverwaltg.

Fandlienejnkarmen über S 15.000
Gesundheitsausgaben d. Lokalverwaltg.

Btmdesmittel f. Ickalvemltg.

Karmerzielle Pannen
Industrieller Wertzuwachs

Anzahl der Fannm
Privates Investitionskapital
“bhlfahrtsausgaben d. Lokalverwaltg.

Arbeiter in der Produktion
Kleinfamlen
Demkratische Stirmabgabe
Städt. Bevölkerung
Industriebetriebe
Irfiustriebeschäftigte

32-

V4
V1 8
V14
V34

V24

V11

V15
V36
V6
1738
V1
V1 3

V10

V16
V35
V19

V23

V12

V1 7
V39
V28
V33
V29
V21
V27
V37
V25

V26

FAKTORMATRIX-°ARTORLADUNGEN

Faktord

Eigenwert: 2.68756: Erklärte Varianz: 7,04
Marktorientierte Agrarproduktjm
(Prixrärer Sektor)

0.95140
0.92791
0.79815
0.60147
0.28178
0.25269
0.25178
0.23388
0.23164
0.19260
0.18123
0.14879
0.14340
0.11444
0.09937
0.09288
0.06731
0.06546
0.04964
0.01610
0.01124
0.00395

-0.01983
-0.03252
-0.04127
-0.06401
007656
-0.08206
-o.08710
-0. 10896
-0.11284
—0. 14693
-0.14879
-0. 16323
—o. 17514
-o.1 9825
-0.20677
-0.24563
-0.25327

Anzahl der Farmer:

Kamerzielle Farmen

Kleinfannen
Großfarmen
Priv. Irwestitimskapital

Arbeiter in der Produktim
Industrieller Wertzumchs
Einzelhandelsbetriebe
Farmgröße

Ausgew. Dienstleistmgsbe’criebe
Einnahmen der Lokalvermltg.
Erziehlmgsausgaben d. Lokalverwaltg.
Großhandelsbetriebe
Anne Familien
Straßexubauausg. d. Lokalverwaltg.

Industriebetriebe
Republikanische Stimmabgabe
Famwerte

Groß- und EMellandelsbesclfiftigte
Familieneinkannen über S 15.000

Bankeinlagen

Arbeitslosenrate
Einzelhauswol'umise
Industriebeschäftigte
Städt. Bevölkenmg
Verschuldung der Iokalvemltmg

Wert eines Einfamilierflmuses
Bmdesmittel für Iokalvenaltg.

Demkratische Stimnabgabe
Wohlfahrtsausgaben d. Iokalverwaltg.

Pm-Kopf—Einkmnm
Ärzte/Einomer
Vermögenssteuer
Bevölkenmgsverändenmg

Veränderung der Farmanzahl
Wandermxgsbilanz

V26

V24

V35

V8

V1 2

V1 3

V6

V1 4

V3

V23

V15

V17

V25

V21

V10

V9

V18

V4

V34
V5

Gesmflueitsausgaben d. Iokalverwaltg.V22
Alte Personen

Bevölkerungsdichte

V2
V1
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mension gedeutet werden kann. Der dritte Faktor zeigt ein

Wanderungsphänomen an, weil die Variablen Wanderungsbilanz

und Bevölkerungsveränderung hohe Werte aufweisen (0,80 bzw.

0,78). Der vierte Faktor ist in erster Linie auf die markt-
orientierte Agrarwirtschaft ausgerichtet. Die Variablen An-

zahl der Farmen und kommerzielle Farmen lagen auf dieser

Dimension besonders hoch (0,95 bzw. 0,93).

Abb. 62, 63, 64 und 65 geben die mittels Klassenbildung zu—

ordbaren Faktorwerte für die Gebietseinheiten wieder, die

eine strukturelle regionale Differenzierung nach dem Klas-

senwert für jeden Faktor ergeben. Die hier angewandte äqui-

distante Klasseneinteilung beinhaltet notwendigerweise ei-

nen Informationsverlust. Die zusammengefaßten Grundeinhei-

ten lassen aber dennoch gewisse Strukturmuster erkennen.1

Eine in den Abbildungen klar in Erscheinung tretende Struk-

turgröße ist Faktor 1, in Kombination mit Faktor 2 und Fak—

tor 4. Faktor 3 zeigt eine in dieser Form nicht erwartete

"archipelartige", bevölkerungsgeographische Erscheinung an,

die für eine Reihe von "counties" eine dynamische Komponen-
te mit bestimmter Entwicklungsrichtung anzeigt.

Die positiven Faktorwerte für ein hohes städtisches Versor-

gungsniveau und industrielle Fertigung treten in den drei

südlichen Staaten konzentriert auf, sind aber auch in Teilen

von New Hampshire (Nashua, Manchester) und Maine (z.B. Port-

land, Lewiston, Bangor) anzutreffen. Der Wohlstandsfaktor

trennt die neuenglische Region allerdings vie1 deutlicher

in zwei Teilbereiche, wobei die Linie von Chittenden Co.

mit Burlington (Vt.) durch das mittlere New Hampshire nach

Portland verläuft. Kleinere Ausnahmen liegen z.B. im Staat,
Rhode Island. Den höchsten negativen Wert überhaupt weist

Suffolk Co. mit Boston (Mass.) auf, das durch die besondere

1 FürCüelhxmkhänmg<ka:ArbaH:wunüaaufeflneifimmsndnxmafiuaNeu
Englands mit den.Gebietseinheiten 1-67 und auf die Tabelle mit den
Faktorwerten für diese Einheiten (1-67) verzichtet.
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Lage seiner ethnischen und sozialen Minderheiten geprägt

wird. Weniger klar sieht das Verteilungsmuster für Faktor

3 aus. Zwar liegen Viele Einheiten mit hohen Werten in

den drei nördlichen Staaten, doch finden sich höhere posi-

tive Werte auch in Massachusetts und Connecticut. Die Zu-

wanderung betrifft ländliche Gebiete wie Stadtumlandberei—

che. Schwerpunkte bilden die Erholungsgebiete in der Küsten—

zone von Maine und die Tourismusgebiete im nördlichen und

mittleren Vermont bzw. New Hampshire.1 Aber auch Boston und

sein Umland sowie die "counties“ Fairfield, New Haven und
Middlesex (Conn.) weisen Bevölkerungsgewinne auf. Die tra-

ditionellen Erholungs— und Ruhestandsgebiete wie Cape Cod,

die Inseln Nantucket und Martha's Vineyard treten auf die-

sem Faktor ganz besonders hervor. Bei Faktor 4 steht die

produktive, umsatz- und marktorientierte Farmwirtschaft im

Vordergrund, die in bestimmten Gebieten aufgrund günstiger

natürlicher Gegebenheiten anzutreffen ist. Diese Standort-

bereiche sind aber kein eindeutiges Kriterium für die Ab-

grenzung des nördlichen Peripherraumes, weil im Südteil

ebenfalls eine Anzahl von Gebieten mit hohen Faktorenwerten

vorhanden sind, so daß sich für die Region ein Verteilungs-

bild mit mehreren agraren Schwerpunkten ergibt. Diese Be-

funde aus der faktoranalytischen Untersuchung lassen sich
somit als klärende Ergänzung und hilfreiche Unterstützung

der bisherigen, mit einzelnen Indikatoren erarbeiteten, so—

zioökonomischen Raumstruktur Neu Englands in den Jahren

1974-76 heranziehen.

1 Zu diesen Prozeß, der im Censusabschnitt 1960-1970 einsetzte,
Hansen, N.M. (1973): The Future of NOnmetropolitan„Amerioa.
Lexington, London, Toronto, S. 125-140, wo u.a. Studien ein-
mäner"cmmfliaä‘inbkmdflkmmmn:umifibwlkmpdürexmmgammr
manwmnüal(s pqmflathx:tunwuomkicomfifies).
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5.4 Zusammenfassung

Eine scharfe Trennungslinie zwischen Süd- und Nord—Neu

England läßt sich nicht ziehen, doch kann man verallgemei-

nernd feststellen, daß sich in dieser Analyse der wirt-

schaftsräumlichen Struktur mittels einzelner Merkmale in

etwa eine Zweiteilung der neuenglischen Region abzeichnet.

Zunächst sind es die Einwohnerdichte (Abb. 56) und die An-

teile ihrer urbanen Bevölkerung (Abb. 57), die den südli-

chen Teil von den nördlichen Nachbarstaaten absondern

(83 % gegenüber 46,5 % in Maine, N.H., Vt.). Wenn auch die

Industriebeschäftigung nicht in dieser Deutlichkeit vari;

iert (N.H. hatte z.B. 1975 in diesem Sektor einen höheren

Beschäftigungsanteil mit 36,9 % als Mass. mit 31,7 %) bie-

tet Tab. 33 über die Konzentration von großen Industrie-

und Dienstleistungsunternehmen doch Hinweise für die wirt-

schaftlichen und räumlichen Aktivitätsschwerpunkte, die

eine Dichotomie erkennen lassen. Die Bedeutung des Süd-

teils unterstreicht ferner Abb. 61 und Tab. 29, wo insbe-

sondere Spalte 1 und 4 (Zahl der Betriebe und industriel—

ler Wertzuwachs) die Unterscheidung von zwei, zunächst auf

Staatengrenzen basierenden, räumlichen Untereinheiten un-

terstützt. Aus den Strukturunterschieden resultieren wie-

derum Sekundärerscheinungen wie z.B. private Investitionen

oder im Sozialbereich Pro-Kopf— und Familieneinkommen, Wert

und Qualität des Hauseigentums etc. und in gewisser Weise

sogar das politische Wahlverhalten, das die Region 1976 bei

der Präsidentenwahl in eine republikanische Nord- und eine

demokratische Südhälfte teilte.

Die Ergebnisse der Faktorenanalyse unterstützen im Kern

diese Strukturunterschiede, ergänzen diesen Befund aber um

eine demodynamische, zukunftsgerichtete Komponente, die be-

stimmten Gebieten, vor allem in den nördlichen Staaten,

entwicklungsorientierte, in besonderen Sparten des Dienst-



|00000279||

-259-

leistungssektors liegende, Positionen zuweist.1 Auf die

hier vorsichtig vorgetragene regionale Zweiteilung wurde

eingangs der räumlichen Analyse unter dem Aspekt des Land-

schafts- und Erholungswertes des Nordrandes bereits hinge—

wiesen. Doch ist andererseits nicht zu übersehen, daß ge-

rade diese Teilgebiete und besonders der Staat Maine wirt—

schaftliche Strukturmängel aufweisen, die Planer, Entwick-

lungsfachleute, Politiker und die Privatwirtschaft immer

wieder auf den Plan gerufen haben, um Alternativen aufzu-

zeigen, die wenigstens teilweise Abhilfe hätten bringen

können.2

5.5 Organisationsstruktur, Funktion und Ergebnisse der

New England Regional Commission

Die Title V-Kommission für Neu England, nach dem Public

Works and Economic Development Act of 1965 NERC (New

England Regional Commission) genannt, dient als näher un—

tersuchtes und verdeutlichendes Beispiel für eine der hier

1 Dasvürdlxmomüax;duajldhermmesUHIZahhalüberfkwöuüuungs-
mmmümen:ü1denEfizwtentkmzHamxifire,BEHne11K1Vbnmxfi:unüa?-
striChen. Zwischen 1970 und 1980 stieg die Bevölkerung in New
Hampshire um 24,8 %, in.Maine um 13,2 % und in vermont um.14,8 %;
(Connecticut: 2,5 %, Massachusetts: 0,8 %, Rhode Island: 0,3 %,

Neu.England: 4,2 %). Quelle: Jackson, G.‚ G. Masnick, R. Bolton,
S. Bartlett, J. Pitkin (1981): Regional Diversity. Boston, S. 48.

2 Seit 1967*wurden z.B. drei größere versuche unternommen, an der
KüäxywmlMaümaÖhäifümmhaIumiliefimsaamäfialeüumrnflmen
(Machias, Sears Island, Eastport). versorgungsgesichtspunkte für
Ikxlamflamiumdlhieiuäflätmain'Wie4anmer6kmn6ämt"vementüe
Argumente der auswärtigen Investoren. Heftige.Auseinandersetzungen
engflxm.snjlzwnaimntiHIBefimmnruflm.enmm;tnxüthmmflLaIEnt-
udcklungsstils mit massiven.Kapitalimporten (Unternehmens— und Ge-
schäftskreise, Gewerkschaften, Planungsfirmen) und den Umweltgrup—
püenngen,rkmzmmufienaan Ahkdkenlundckn:MaümaTnMäsaufdkm
Oppositionsseite, die für:mittelständische Industrien und die ein—
zigartige natürliche19ua1ität.des Staates eintreten. Zu den Interna
s. Peirce (1976), S. 401-403 und 411/412.
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vorgestellten regionalorganisatorischen Formen zur Wirt—

schaftsentwicklung. Sie ist nur eine von mehreren regions-

weiten Organisationen, die sich mit diesen oder ähnlichen

Fragen befaßten. In den USA ist Neu England nach Zahl und

Aufgabenbereichen regionsweit organisierter, öffentlicher

und privater Zweckverbände ohnehin führend. Die Gründungs—

bedingungen seiner Staaten und die historisch gewachsenen

Beziehungen zwischen ihnen mögen zu dem Einheitsgefühl,

das auch heute in der Bevölkerung lebendig ist und von

außen als eine spezifische, regionale Eigenheit gesehen

wird, beigetragen haben.

Neben etwa 70 Organisationen, die regionsweit arbeiten, de-

ren Aufgabenbereiche jedoch sehr eng gefaßt sind (z.B. New

England Aviation Commissioners Conference oder New England

Heritage Trail Foundation) stehen sieben weitere, die be-

deutendere Rollen übernommen haben. Zu ihnen zählte auch

die New England Regional Commission.1 Des weiteren rechnen

der New England Council for Economic Development, die New

England Governors Conference, die New England River Basin

Commission (NERBC) s.a. Kap. 3.5), das New England Natural

Resources Center (NENRC) und der schon be5prochene New

England Congressional Caucus (s.a. Kap. 4.2) dazu.

Von diesen sieben Organisationen sind zwei privaten Ur—

sprungs, die übrigen öffentliche Einrichtungen. Der New

England Council for Economic Development wurde schon 1920

durch Unternehmens- und Geschäftskreise gegründet und war

über Jahrzehnte hinweg ein einflußreicher Vertreter und Spre-

cher für die wirtschaftlichen Interessen der Region. Der Rat

arbeitet mit Hilfe zahlreicher Unterausschüsse über sehr di-

vergierende Bereiche wie Meeresressourcen, Tourismusförde-

rung, Regierungsfragen bis hin zur Hochschulausbildung usw.2

1 IhtFebruar 1982, als dieser Abschnitt geschrieben wurde‚‘war die.Ar-
beit dieser und anderer Regionalkdmmissionen durch Beschlüsse
washingtons bereits beendet (s. Kap. 3.3.1.2).

2 Der New England Council suChte z.B. 1976 iaeismusse tor mit
NERC zusammenzuarbeiten, um regionale und nicht einzelstaatliche
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Verteilung der Unternehmensstandorte der 100 größten Indu-

striefirmen in den Neu England Staaten 1976

Connecticut Meine .Massachusetts N.Hampshire Rhode Island 'Vermont

53 O 39 3 5 O

Anmerkung: Eigene Zusammenstellung. Basis für die Rangordnung 1-100 bil—
denlhnermdmensmmäüzelxmh -enfldUe.

Quelle: King, Resa W. (1976): NE's Top 200 firms - hOW'dO they rank ?
The'New Englande ‚ V01. 23, N0. 2, S. 35-QO.

Verteilung der Unternehmensstandorte der 100 größten Dienst—

leistungsfirmen in den Neu England Staaten 1976

(kmmedficut MahmalmmßaflmBeUx;INkpdüre Iümdeiüfland venmxm

35 3 53 2 6 1

Tabelle 33 —

Armerlomg: Eigene Zusanmenstellung. Basis für die Rangordnung 1-100 bil-
daIUnUamemmxeumäüzelnmu-1nnküfiie.

Quelle: King, Resa W. (1976): NE's Top 200 firms - how d0 they rank ?
The New Englander, V01. 23, N0. 2, S. 35—40.

Die New England Governors Conference entstand ebenfalls schon

in der Vorkriegszeit (1937). Sie stellt für Neu England das

"höchste politische Koordinationsgremium dar, hat aber nur in

Fragen von minderer Bedeutung Ergebnisse aufzuweisen (z.B.

bei der Festlegung gleicher Studiengebühren für die Studen-

ten der Region oder bei der gegenseitigen Übernahme von

Strafgefangenen). Da die Gouverneure praktisch nur über Kon-

sensfindung arbeiten können und nur als Amtspersonen sprechen,

Fremdenverkehrsförderung zu.betreiben. 2.Mio. Dollar sollte die
NEHZfürcüeseükmbdempmmm:zuenfügnm;süäflem.lüxmonCHobe
'v. 25.10.1976.
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ohne Rückendeckung der gesetzgebenden einzelstaatlichen

Organe, haben viele ihrer Stellungnahmen zu regionaler Ein-

heit und Zusammenarbeit rein deklamatorischen Charakter.

Auch traten in jüngsten Jahren einzelne Gouverneure einem

stärkeren regionalen Zusammengehen offen entgegen (z.B.

M. Thompson, Rep. N.H.), so daß auf dem schwierigen Feld

der Regionalplanung mehrstaatliche Ansätze nicht zustande

kamen.

Die sechs Neu England Staaten waren nach dem Gesetz von

1965 mit ihren gesamten Staatsterritorien in einer wirt-

schaftlichen Entwicklungsregion zusammengefaßt (Abb. 66),

was sie zu Beginn der Regionseinrichtungen (1966/67) orga-

nisatorisch einzigartig gemacht hatte.1

Die Kommission bestand aus sieben Mitgliedern, d.h. den

sechs Staatsgouverneuren oder ihren ernannten Stellvertre-

tern und dem “federal cochairman" (Abb. 67). Beschlüsse be-
durften der mehrheitlichen Zustimmung der Staaten und des

“federal cochairman“. Wenn staatliche Interessen allein be—

troffen waren, enthielt sich der “cochairman" der Stimme.

Die Kommission trat vierteljährlich zusammen, aber die

Staatsvertreter erschienen nur, wenn wichtige politische

1 Sie schlossen damit in ihren Südteil die hochentwickelten Städte-
komplexe ein. Das ist auf politische Gründe zurückzuführen, da die
Senatoren aus Neu.England dem Appalachengesetz nur unter der Zur
smgeIääsnkmtikmnamm;zmxmmhmM2haUEm,Chßfiknkdmxmgalge-
tzofifla1wenkm,gpmzlmnlflmflandin.eh1ähdürhasPTomxmmemfi2Ur
nehmen. Congressional Record-Senate. Proceedings and Debates of
the 89th Congress, 1st Session. Vbl. 111, Part 2, washington,
D.C., 1965, S. 1671-1679. Insbesondere S. 1674.

In den nachfolgenden Jahren wurden die Title V-Kcmnissionen öfter
nach.diesem.ganzstaatlichen Prinzip erweitert oder neu eingerich—
tet wie z.B. die Pacific Northwest Regional Comnission (PNRC gegr.
1972) zeigt. -R.M. Rauner und‚G..Milner führten im.Interview*man
22.6.1976 an, daß auch politische Gründe dazu geführt hätten, die
Stmnxm:nlihneeamnheü:incüesanmmmeeminnmbmam.Im
wahlkampf 1972 um.die Präsidentschaft war dieser'VbrsChlag aus der
‘mmeümximmggmmadnzwonirn unennnatänEn:n15ehmaGeflflgh
aflwitzmlbrnmmm.
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ENTWICKLUNGSREGION j
NEU ENGLAND
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Development Act of1965. as amended)

l-—-"

für

t‚.-
_..—

i: C ar ro ll

L Ü .-——.3IH‘*-._
o ' ‚E 'xx}.„„___ _ ‚am
i '-"'*:_;=' ' -.„__Felknapg 1.

4 «9° ‘" 'a
‘s .J' ._

o 1‘ Mcrrrmack

l
I
l
l
lonord T}..... —-"
l
I
l
l

_____

__
_.

—
-_

—
Il

1' .. - ?"'"' ::
J 4"“. 2..-.! Et’„‚.-r'"-_ f _

l’fl' 1, '- 1 5‘ ‚3 _____

5-. Hillsboro „2‘; „h. =. O
j Chcshirn'} a?”

"‘1

- 1.5% ‚IE'Ifl'i-g. IFranklin f _‘O'a ‘“ .
. - -.:‘ 't l q.

' .2- : 'F i.
.hL”‘”“*'1!—Worcestcr _:.=" +

: W -.-«: ‚....‚__
MD?!)ir J ”Ü! "-_._- _x'

g
‘ :* . b w = . aristot_.i"‘>'”°“‘h
l Lilchfilld__‘; -;_ f L3 "wünff‘L -.-...„„_
l Hartlord EE '._ ' -._ Harnstlb"

‚‚‚‚‚‚‚‚‚‚

Bristol R. l.

cpürt

DIE WIRTSCHAFTLICHE /

- F\ Ktnncbec

/‘ L‚.„*-"\\
/ s...

Ä "#05100“.

„.9

um
.|.

"n
u
n
-u

n
n
u
h
l‘
ld

i'
1

|
“
IM

!“
I—

il
!

III
-i.

P
is

c
a
ta

q
u
is

....

Waldo

County boundancs

—----— Statt boundarics

#95: ‚_ äflmtuckct
Duhs

100

Abb. 66-



|00000284||

-264-

Organisationsaufbau der New England Regional Commission

Federal
Cochairman

Governor
of o

Connecticut Massach usetts

Governor Governor
of

New
Hampshire

Governor
of

Rhode Island

Govemor
of

Vermont

Governor
of

Manne

Executive Committee

Federal

Federal
Staff

Cochairman
State

Cochairman

Executive Director

Commercial
and

Industrial
Development

Human
Resouroe

Development

Natu ral
Resource

Development

Planning
and

Government
Services

Abb.67-

Quelle: NeW'England.Regional Commission; Annual Report, Fiscal
Year 1972, 0.0.. 1972.

Entscheidungen auf der Tagesordnung standen. Die Routine-

zusammenkünfte und -entschlüsse überließen sie den benann—

ten Stellvertretern. Wenn diese Treffen nicht ausreichten,

konnte das permanente Exekutivkomitee aus "federal and

state cochairman" jedoch zusätzliche Sitzungen einberufen.

(davon 10
Dienstleistungskräften) zählte die eigenständige Kommission
Mit einem Personalstand von 30 Mitarbeitern

innerhalb des Administrationssystems zu den kleinen Behör—

den. Die Programmarbeit wurde von einem Direktor geleitet,
dem vier Hauptabteilungen unterstanden (Gewerbe— und Indu-

strieentwicklung, "human resources" = Sozialwesen i.w.S.‚
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natürliche Ressourcenentwicklung sowie Planung und öffent-
liche Dienstleistungen). Ihren Verwaltungssitz hatte sie

in Boston, dem regionalen Zentrum, während der "federal co-

chairman" je ein kleines Büro in Boston und Washington un-
terhielt. Nach einigen Anlaufjahren sollte im Regional Deve—

10pment Plan von 1972 in umfassender Weise eine Analyse der

regionalen Probleme vorgestellt und Vorschläge zur Begeg-

nung der Schwierigkeiten unterbreitet werden.1 Vier Ein—

sichten waren elementar, aber nicht neu:

1. Die Darlegung der wirtschaftlichen Strukturdifferenzen

zwischen nördlichen und südlichen Staaten.

2. Die Hervorhebung der marginalen sozialen Lage von Min-
derheiten in den größeren Städten.

3. Die Feststellungen über die starken lokalen Abweichun-

gen in der Umweltqualität.

4. Die Aussagen über den notwendigen Ausbau des Verkehrs-

netzes.

Die grundlegende Abhilfestrategie der Kommission zielte in

erster Linie darauf, das weitere Wirtschafts- und Industrie-

wachstum zu dezentralisieren, d.h. erhöhte Arbeitsangebote

außerhalb der Metropolitangebiete2 zu erreichen, um damit

1Ikn'tummläufla:uar*wx1derDERCIntercümlTIUQ."Reummxmded
Regional Developnent Plan" 1969 herausgegeben worden und enthielt
benaüs.finminmrflenEüwmzhaxmgsxnsCflüme.lürfußuaseümnseÜUS
aufennerazmsyxmngamm,gnxmdkxmnü31unUaxwwhmx;derxxnmmg—
lisflmniüxtmflmft,CüeeäenfiflJs.ünAufizagckmdCemgefimfljgt
worden war. New England Regional Ccmmission (1968) : New England:
An Econcmic Analysis. Cambridge, Mass. (Arthur D. Little Inc.) .
Der Plan von 1972 war ebenfalls eine.Auftragsarbeit..Als der Pla-
nunnand.vorlag, stellte man fest, daß er Oberflächlich, zwei-
üafiiglnmlwkknspdkhlüfllausyfiälhalwar,umdxmäentkkmelmmkr
te:fififlten.Ihrglnfl1eherefinerIxflitnximnläüflärmx;alseänem
regionalen.Entwicklungsplan. Boston.GlObe'v. 9.10.1972.

2 mmrAbgnaummg(kaUMKEEdlmaznpoLüsSünjstnxfl.Anaüsin
Neu England s. U.S . Department of Conmerce , Bureau of the Cen—
sus (1978): County and.City Data.Bodk, 1977, S. 912, 925, 927,
935, 945.
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parallel, den wirtschaftlichen und sozialen Kostendruck

neuer Investitionen in den Verdichtungsgebieten zu min-

dern. Bei allen betriebsexpansiven und standortwechseln-

den Tätigkeiten sollten hohe Standards der Umweltqualität

gewahrt werden.1 Das Mittel zur Streuung wirtschaftlich-

industrieller Aktivitäten wurde auch hier in der Designie-

rung von "growth centers“2 gesehen. Staatliche Investitio-
nen sollten sie mit verbesserten öffentlichen Einrichtun-

gen ausstatten und leistungsfähiger gestalten. Ihre auf

diese Weise erhöhte Attraktivität betrachtete man als Zug—

kraft für die Ansiedlung oder Erweiterung von Betrieben.

Für dieses entwicklungspolitische Konzept wurde ein beson-

deres fünfjähriges Aktionsprogramm aufgestellt. Fünf Be-

reiche, die im wesentlichen den formal-funktionalen Abtei-

lungen der NERC entsprachen, waren als Grundlage des Han-

delns gedacht und in besondere Unterprogramme eingeteilt,3

die mit geschätzten Kostenangaben versehen waren: Sie be-

trugen ein Vielfaches des Jahresbudgets der Kommission,

was für eine Behörde ihrer geringen Größe und Bedeutung

ein bei weitem zu umfangreiches, anspruchsvolles und finan—

1 In dieser Phase wurde der Umweltschutzgedanke nOCh sehr betont und
nflfluzalsgxämnümfiäg'marfiürüxiaftaaudKhnm;inimeififi.ge-
süfllt.

2 Es waren wachstumszentren‘verschiedenen.TYpS'vorgesehen: z.B.
Mbno— oder dualindustrielle, gemischtrindustrielle Orte, Erho-
lwmfixmte.Ekstflnm:wunm31zunäflmfi;5t.ZUhans,V%.1rfiJEmmmm,
Maine..Advisory Commission on Intergovernmental Relations (1972),
S. 74. - Im "Reoonmended Plan" von 1969, S. 25, war St. Albans
hlderlisuadervon;&ehamm1ümhsümszaflxenrmnhxücht(am?
halten. Insgesanmzumfaßte die Aufzählung 24 Orte (incl. Bangor),
die sich ausschließlidh auf die drei nördlichen Staaten (Maine,
bLH.,Vt.)heafluämdxm.

3 Zu den fünf Bereichen zählten: 1. Human Resources, 2. Natural Ren
sources , 3 . Conmercial and Industrial Develognent, 4 . Transpor-
tatnxn 5.(kwermmamLSamdces.Iwmkt‘l"Hmmn1Resmnres"kde
zJL aufixglhxkxt.ün a)]xmor:fldlls,kfl matümh c)fkwdth,
d)IkmBimg.
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ziell überzogenes Programm war. Es diente vor allem dem

eigenen Profilaufbau und ihrer Rollenauffassung als Finan—

zierungsinstitution, mit der sie ihre Budgetvorstellungen

in Washington nicht nur anmelden, sondern auch sukzessive

in die Höhe schrauben wollte.1

Daß diese ambitiöse Politik nur in Verbindung mit anderen

regionalen Institutionen ausführbar sein würde, war der

Kommission sicherlich klar, doch wurden von NERC diesbe-

züglich keine näheren Vorschläge gemacht. In allgemeiner“

Form appellierte sie allerdings für die Einbeziehung von

bestehenden öffentlichen und privaten Institutionen in die

Bemühungen, regionalwirtschaftliche Fortschritte zu erzie-

len. Man kann dies durchaus als eine Art Pflichterfüllung

sehen, da eine Politik ohne oder gar gegen bestehende Ein—

richtungen nicht denkbar war. Derartige Absichtserklärun-

gen waren bei öffentlichen Maßnahmen üblich, und auch die

anderen Kommissionen oder Behörden folgten diesen Gepflo—

genheiten.

Weder der Kongreß noch die Administration kamen diesen Fi-

nanzierungswünschen je nach. Noch zu einem viel späteren

Zeitpunkt - im Haushaltsjahr 1980 - betrugen die von der

Legislative bewilligten Mittel nicht mehr als 7,6 Mio. Dol-

lar (Tab. 34).

Im letzten Drittel des Jahrzehnts war die Phase großmaßstä-

biger Politik aufgegeben, und die Planungen auf kleinere

Dimensionen zurückgeschraubt worden. Ihre Tätigkeit konzen-

trierte sich nun auf die Wirtschaftsentwicklung und auf den

1 Für die beiden Haushaltsjahre 1977 und 1978 beliefen sich.die
gmsdüüzuaxBuxmmmflkmüamngäldmrKamüsseauf130büo.IXflr
lar. Dazu kamen 467,7 Mio. Dollar von anderen‚Bundesbehörden so—
wie Staats- und.Lokalbeteiligungen.von 77,4 Mio. Dollar. U.S.
Deparbtent of Ccmnerce, Office of Regional Economic Coordination
(1973) : Surrmaries of Regional Ccmnission Developnent Plans.
HBShürfibn‚ILC.‚EL 59.
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Energie- bzw. Verkehrssektor. Die funktionale Aufgliede-

rung dieser Bereiche und die Ausgabenhöhe für die Einzel-

posten sind aus Tab. 35 zu entnehmen. Damals wurden im Be-
reich "economic development" etwa 80 % der Mittel für Stu-
dien, Datenbeschaffung, Planung, Programmaufstellung

(Touristik,1 internationales Handelsprogramm u.a.) und zur

Modernisierung des staatlichen Managements ausgegeben, wäh-

rend die unmittelbaren, zweckdienlichen Zuschüsse ("grants")
für die Wirtschaftsentwicklung nur ca. 20 % ausmachten. Aus—

geführt wurde von ihr auch ein Programm für Ergänzungszu-

schüsse (“supplemental grants"), mit dem jährlich etwa 20

verschiedene Projekte mit durchschnittlich 2—3 Mio. Dollar
finanziert wurden.2 Die Funktion der Kommission bestand al—

so in ihrer Rolle als zusätzlichem Finanzierungsinstrument
für Forschungszwecke und Demonstrationsobjekte sowie für die
Vergabe von Zuschüssen und Ergänzungsmitteln für regionale
wie lokale Vorhaben.3 Konzeptionslosigkeit und Ineffektivi-

1 AntkHIBaMÜmnman danibmrnmms hißbuläglaXizukxflebah hab-
tenlüitflüa:mmxiesimmmuafizen.EdefäaebalMahmn Nawfbmgdfixe
und Vermont sollten sich mit ihren Industrialisierungsanstrengun—
genrficht:ü1dieeflgemaTaaflmalügen axfibnnihnaIgfiüfieniknzug,
dnaExhdhmgeüblnflmeiüaIunddkm.efifiomnmbfiämfiganETeflafit—
wertvfirkemma'hemmumusüfllen.agltHImdt<ka:0ngnfisatnmn
denEfinaflz:umddbntmatmmgxiausöbrikülhjmmlkmußüsdma1Pno—
vinzen oder Floridas, seien ihre eigenen.Anstrengungen zur Stei-
gerung der Besucherzahlen unzureichend und ineffektiv. Paganucci,
P.D. (1975): Recreation; NE neglects its strongest asset. The
Nelnglande , Vbl. 22, N0. 6, 1975, S. 21-25.

12Ausfiflmemflatmdlümpüyfldgdxäflmmxm.findüeaalFäLHHIamkne
IümtkfibfltkdaaufieIEMUfih:AmäfiatmrQsmüiel1lBenfiesdnflen,
EDRzfih:dieläutenIKILWHQaamerhaucfierlflmafürckXIBauxxmfiKEü?
anhmxxlusm.AmflkfixaglxäeiLnfix:sflflldüelmflKldaHHIHEtInuxmh
schiedlichen.Anteilen.von.Ergänzungsmitteln (bis zu 80 % der
Kesuan.

3 Z.B. erhielten die HechseefiSCher in GloucesterlMass. von der
NEHZGfinaIZuafinß'wx1QOCIDIIfllarzmrlfinrfljümngefines
Fomüsfürthuersdüzummxbrhflmm.IhlderiüflidralMiajfiämmv-
zhaxmgsmflsekdedüeamrFomksdunfl1weüxmefkmdamuttel
(100 000 Dollar) und durch die Stadt Gloucester (60 000 Dollar)
aufgestockt. Boston Gldbe v. 6.6.1976. Auch.EDA.vergab Hilfs-
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Finanzierung und Ausgaben der NERC im Haushaltsjahr 1980

(in Dollar)

Source of Funds

Congressional Appropriation

FY 1980 Programm Appropriation 6 984 823
Federal Share of Commission Administration 270 000
Office of the Federal Co—Chairman 384 000

Total Appropriation 7 638 823

States Appropriation

Commission Administration 364 591

Grants from 0ther Agencies

U.S. Travel Service 20 000
Northern Energy Corporation 15 000
Environmental Protection Agency 15 865

Prior Year Balances, Recoveries, Fees, and Receipts

Commission Funds (Administrative and Program) 1 860 453
Office of the Federal Co—Chairman 90 842

Total ' 1 951 295

Total Funds Available (FY 1980) 10 005 574

Approved Use of Funds

Technical Assistance

O97 421
773 274
154 616

Economic Development
Transportation
Energy N

N
U

)

Total Program Obligations 8 025 311

Commission Administration 670 465
Office of the Federal Co-Chairman 414 O92

Total Funds Obligated 9 109 868

Unobligated Balances Carried Forward to FY 1981 895 706

Total Funds Accounted for 10 005 574

Tabetka34-
Ammefiqmg:IfißamanKommxßjbaüllnyxm:&xmmfiuxdtäibhüfllshflldunflI

Gelder anderer Stellen, übertragungen,‘Verwaltungskosten u.a.
numesmm:aufeama K)Nüo.rkflhmn

Quelle: New England Regional Commission, Annual Report 1980,
Bxflnn‚1981.
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Programmbudget der NERC für das Haushaltsjahr 1980
(in Dollar)

Economic Development Obligations

Policy Analysis Research and Planning 222 840
Hazardous Waste Management Program 157 452
Travel Program 492 310

New England Vacation Center 87 688
N.E. Canadian Travel Program 65 000
International Tourism Region 66 664

International Trade Program 259 140
N.E. Fisheries Program 75 000
Economic Development Grants 600 028
Regional Coordinator/State/Management Grants 1 056 299
New England Governors/Canadian Premiers
Conference 15 000

Total 3 O97 421

Energy Program

Energy Policy Analysis 206 910
Facilities Siting and Conventional Energy

Resources Development 93 350
Electrical Energy (NRC) Study Project 64 276
Alternative/Renewable Energy Resources 244 109
Northeast International Energy Program (for NICE) 71 239
NEEMIS (energy data) 267 918
State Energy Grants 612 100
Fuel Supply and Price Crises Intervention 300 000
Weatherization Grants 254 714
N.E. Conference of Public Utilities Commissioners 40 000

Total 2 154 616

Transportation Program

Air Transportation 44 100
Rail Passenger Analysis 25 000
Rail Restructuring Analysis 10 000
Freight Rates Analysis 61 000
Rail Rehabilitation 2 446 386
NEMTRIC (Transportation data) 186 788

Total 2 773 274

Tabelle 35 -

Quelle: New England Regional Cmmission, Annual Report 1980, Boston,
1981 (verändert).
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tät, ihre untergeordnete Position und die existenten zwi-

schenstaatlichen politischen Friktionen bewirkten, daß sie
ihre Aufgabe als regionaler Initiator und Koordinator nur
sehr begrenzt wahrnehmen konnte.1 Ihre Unwirksamkeit mach-
te sie auch zum Zielpunkt öffentlicher Kritik. Nach fünf-
jähriger Tätigkeit erschien im Boston Globe v. 8.10.1972
ein Artikel über die Tätigkeit der Kommission, der ihre
Redundanz in scharfem Ton mit der Überschrift brandmarkte:
"'Do—nothing bureaucracy' squanders millions of tax dollars.“
Zu den Vorwürfen, die ihr im einzelnen gemacht wurden, zähl—
ten eine verfehlte Schwerpunktsetzung und Ausgabenpolitik,
die regionale Wirtschaftsentwicklung nicht fördern würde.
Ferner Finanzierung von Programmen, die von ganz anderen
Behörden begonnen wurden und nur geringe oder gar keine re—

gionalen Auswirkungen hätten, sowie Erstellung zahlreicher

unvollkommener, überflüssiger Berichte, die für die Akten-

schränke bestimmt seien. Nach Meinung der Verfasser würde

sie eine Versorgungsinstitution mit gut dotierten Posten für

Gefolgsleute von einflußreichen Politikern darstellen, die

mangelhaft und inkompetent arbeit und deshalb nicht in der

Lage sei, den wirtschaftlichen Abstieg Neu Englands aufzu-

gebüa:fürcikaEüSChhtürieIrmhläkxmesuaa EslrnfiBIUEEfich
tdedxfl.voradlentmIBawqxüenzfihrdhafiüeüaflwrsufllumgEfiner
PhaümflageInrldielüihümryvonrmmenIüüd—InrlLamaflEdlen.
Boston.Globe v. 1.10.1976.
1976 stellte die NERC 3,2 Mio. Dollar für Instandsetzungsarbei-
üalvonfüsedmflumünrkflnmngalzuenfümrg;lmuaGeLimrwunüal
an die sechs Staaten verteilt, soidaß in Einzelfällen.von nen-
rmmsmnienInnmstüjmmenIttImim'geänocm31wenxwlhmrme.
Boston.Globe v. 10.10.1976.

1 Die engsten Beziehungen unterhielt die Kamüssion deshalb zu
efineremrkmenlhmdaäfinrhflnxmg,cknrNawEhghmrewn:Basü1
Commission‚(NERBC, s.a. Kap. 3.5), die ebenfalls alle sechs
StauenlmEBBUL umnrenfigefuulqafieüeimlkßüalderfkgrml
fielen nicht in ihre Zuständigkeit.) Die Zusammenarbeit war
1969 in einen Memorandum vereinbart worden, in den der Aus-
tausjlvahUaflagalumiIhfimmatmmiflmm<ikaanammamr
wnjdnng:xmueiflxnrnmmmfltatnrmm.mu:Abstmmmng:üurmfiPknmmr
gen niedergelegt.waren..Advisory'Commission on Intergomernmenr
tal Relations (1972), S. 75.
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halten.1

unterfinanziert vor, müsse sich tatsächlich jedoch bemühen,

Mit einem Budget von 7 Mio. Dollar käme sie sich

diese Summe im Laufe eines Jahres auf irgendeine Weise aus—

zugeben. Andererseits plane sie jährlich 300 Mio. Dollar
Bundesmittel ein, um ihrem Auftrag wirklich nachkommen zu

können. Gegenüber ihrer geringen Autorität und faktischen

Untätigkeit dokumentierten die Planungsbestände und hohen

Finanzierungswünsche eine überzogene Anspruchsbaltung, die

als widersprüchliches Phänomen ihre Existenz begleitet hat.2

Auch nach den eingeleiteten personellen Konsequenzen und

einer Überprüfung der Kommissionspolitik durch die Staats-

gouverneure blieb ihre regionale Wirkung gering, weil Auf-

bau, Orientierung und Finanzierung vorgegeben waren und

1 Zu.den angeprangerten Fällen zählten.Ausgaben von 189 000 Dollar
fimrdhslmavEMghmxlIndmmnjalImaxmmceswehxmentlhxgman‚öüe
kenxaxennügenzuieiuäflatzgwscmnfenlrnien.Efinefümdnafür
dasIMnaEnghnriNaümäfl.Raxxmce(Erkeriüerrkümrsflnnzgdmüne‚
die der steuerzahlenden öffentlichkeit vorenthalten blieb.
Investitionsfehlplanungen‚bei der Erhöhung der Bettenkapazität im
Hospitalausbau in einigen ländlichen "counties" von.N.H. und Vt.
Ins:edmiflhflxmlAuümmdmxfimgfih:daslkamgknmkßamznm:fih:Be—
rufläfildmintkmtmn dnakenmaqwnmiunfiveInfiwmxfliunjvelkmh
besserung des Kursangebots brachten u.a. Boston.Globe v. 9.10.1972.

IzwemnnancknrÄuüaxmgefines1mmtnaxms<ün:Bos1FaknalIkßenwa
Ikkkmtnmmm.aflmnhaldanfl‚istdüelfirtaflmfitcüä;Stümesbks—
sadnmetüssmhäünmgsmfise:m1809%xmmcüarnatuxmbalökmxmüe
zfliängüp DheEEennflnssmrgderstlnflmn 23%;wunkaalsvmmig
bedeutsam gesehen. Boston.Gldbe v. 7.6.1976. - Angesidhts eines
damitIxmenänßenaIStaxnungämmeih;nflnm:snflldaslfimfiehn
auch einer finanziell gestärkten Regionalkarmission als Sisyphus-
arbaüzaus.
In den Gebietsförderlmgsprogranmen traten auch Fehlschläge anderer
Artamf.Ek>eflüeltkehqfiedsmfiseeflnlfinsnmämer:ulManEamdmxr
reIxuiemaIderIhragmkehxmentIkhünnmzatHXIzurlhmeaxmg
einer Kartoffelverarbeitungsfabrik‚ die zu einer sehr schweren Be-
lastung des Prestile Rivers wurde. Als Maine 1964 durch.USDA eine
1htaumxfie:fihrdmurüxa:erüfiltxmufie‚txantnxfiewiümerlhfixmh
nehmer Bundes— und Staatsgelder in.Höhe von.14 Mio. Dollar für den
EmiedmeudmnmafifiümrrL.19K)efldärüasüdldbsthtenmmmalfür
zanhmgsnfiähny.socüw‚du;Süüusnäflenng“wmIManmagemxfiber
den.Gläubigern einspringen.mußte. Peirce (1976), S. 398.
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nicht verändert wurden. Sie funktionierte weiter als rela—
tiv bescheidene "Mittelverteilungszentrale" ("dispersal
agency"),1 die ihr oberstes Ziel, die regionale Wirtschafts-
struktur zu denzentralisieren, um einen größeren Teil der

Bewohner Neu Englands verbesserte Arbeits- und Einkommens-
möglichkeiten zu bieten, nicht mehr in dieser Weise hervor-
hob.

Ihre Arbeit wurde auch durch die äußeren Bedingungen keines-
wegs erleichtert, da sich der scharfe Wettbewerb der Staaten
um neue private Investitionen weiter vollzog,2 und ihre po-

litischen Zwistigkeiten die Auftritte der NERC als regiona-

le Sprecherin und Koordinatorin unterliefen und unwirksam

machten.3

1 Boston Globe v. 8.10.1972.

2 Selbst für die umgebung’von.Boston ("Route 128") war die vorher-
saß;für<ikemaknneIüflbdeüunfindmfizie ungiufl.EquumEnt‚
Ixnataammal)Immer<km1äu&aen1kfiibamnbsmmmk(kflifimzuas
wemmyzuwnsnfltinfln,mx;denStdflnnmwümalderFinmmNedze-
tersänjchteammmuetljedajlefincyäfisserEämmkpaäündsmxh da
skanüt.fluenlofitnäienlhßenrgengxgemflxmtüEISüün:Mmäar
chusetts in gewissen.Punkten (Steuersituation) politisch.Ein—
fhflizurmmmantxadmxxen."Bosux1Anä1Cmwy(kflifimaüa
Sunny". New York Times v. 12.11.1976.
IntüarREgnmlsmdbstlimnbanCEauamxflldieInnersflfiedlkfimmJ
Sbamngeafizgdmngenluuedzqxßoutdman.Hwawhmansmexüxm
vorafllemcxmmanjcuttmdlknrflmqßhnxadma Ommmntnnnzhmume
zJL kenmaalhxßmehmaEnflmmmaxxmewas SenxaHammxfieuennmfl-
lenkxstmrkm.ü1derthsaüxtewa:undcknrNeUKEfiamensuamm
fih:UHUamemmnnih1NEtmpdfirexmufienvmfierlünkammms—Imnh
Umsflzstaxaxleexnn DieIknmteüuwümammfllenveuenciuaBEnznr-
sauer,CüeIhüenxmmaugewümßbamm”mxldnaZignmmüammemau
StüxaTäkfide.Tamäsbyiäzües.ßmwikmk‚(Eucmxn Wadfingüxn
D.C., 1976, S. 483-485, 558-560.

3 Dnlicmuadercüyenykmemkmmhnxmeaäxlnmmmsnjlderznfruf
voaN.I%dla.kf,/VE.'TetüslaumfllthelmduxISüfiEe
Newlümflamw'empmafisttmfllaus.ThelmavEMghmtkm,\kfl„ 20,
No. 1, 1973, S. 31/32.
Einrmmemsßenqfiel:fihrdüeAmt<üarKamauIemzumdtkäipoküjr
sxhefmfliienalbüafmciuaAmäfiaknseUmngen2mdajmmlwmma-
dmxxfiiSIHKlNewIEmpShüxL SoIxmehflumieIkmrflaqinaflbs-
sachusetts öffentlidh als "verarmmen südlichen.NachbarnP und
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5.6 Zusammenfassung

Mit der ihr zugewiesenen untergeordneten Rolle und instru-

mentellen Zusatzfunktion, die sie mit anderen regionalen

Institutionen dieses Typs teilte, wäre die Neu England Re-

gional Kommission auch bei größerer Professionalität und

Qualität ihrer Arbeit organisatorisch überfordert gewesen,

den von ihr angestrebten, langfristigen raumwirtschaftli—

chen Strukturwandel einzuleiten. Da ihr Jahresbudget, das

zu einem beträchtlichen Teil für Berichterstellungen, For-

schungs— und Planungsaufgaben Verwendung fand, und die Er-

gänzungsfinanzierung für Projekte, die von anderen Stellen

durchgeführt wurden, nicht direkt erkennbar war, blieb ih-

re Tätigkeit für die meiste Zeit unauffällig im Hintergrund

und ihre Auswirkungen auf die wirtschaftliche Situation ge-

ring. Der überwiegende Teil staatlicher und bundesstaatli-

cher Mittel floß ohnehin in die großen Programme der funk—

tionalen Linienverwaltung (Tab. 36) und nur ein Bruchteil

an zusätzlichen Mitteln ("economic development grants“ und

"supplemental grants") wurde über NERC geleitet. Die Basis—

inzkmmdehmgwmfifsehnStaxailnmials'Hhxmjnmetuäh
Boston.Globe v. 28.10u1976..Als.Antwort.drohte.Massachusetts
mit einem.lOkalen'Wirtschaftskrieg. Boston Globe v. 5.11.1976.
Daraufhin rief Governor M. 'I‘hompson mit einem Lippenbekenntnis
zurxmmsühmtanregümmflenIhmemmawmbeü:auf,Imleüibeaäxes
Steuerklima “for all the people of our great region“ zu errei-
chen Seüuaflmsexxazurlümerbmr;vonläazieoan-"weanxanot
naxutnmgbusUmssiänmlümßadmmetuh WeCkm“t hawato.flmey
are banging at our door“. Boston Globe v. 6.11.1976.
wehjmahmmqurnmxmdanAmgdxmecimaNeaEMnmlStmnxm.mineP
chen hatten, ist im New Englander übersichtlich zusanmengestellt:
Hoink, Daniel B. (1976): Industrial Development: hOW’the six
states rate. The NeMrEnglander, Vbl. 23, N0. 3, S. 31-33. Auch
VErmont startete 1976 eine neue Initiative. Um.nicht zu sehr
vcmfmxmismm;umdfiünümxmortamhärfig'mivenman wunkaeüxa
Lukstnkansflumgflampxnmabegxmen,cüeekkfinenaundnfitt-
lere Betriebe in seinen Bereich bringen sollte. Die.Anzeigen—
wednmgmwmdüasiflianInneraäxmüalmitdhmbkmto...'Müx
business and living" und sollte den ländlichen Lebensstil
vezmbnts hervorheben. Boston.Globe v. 6.8.1976.
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strategie von öffentlichen Investitionen in dezentralen

"Wachstumszentren", die der kommunalen Attraktivitätsstei-

gerung für Betriebsniederlassungen und zur subsequenten

Füllung der "job gap" dienen sollte, wurde auch von dieser

Kommission zumindest anfänglich verfolgt. Insgesamt gese-

hen lagen ihre Schwerpunkte jedoch nicht auf öffentlichen

Arbeitsvorhaben oder Infrastrukturinvestitionen. Bedeuten-

de Regionalprojekte dieser Art fehlten, was ihrem öffent-

lichen Ansehen geschadet hat.

In den Augen der Kritiker stellte sie deshalb eine überflüs-

sige Leitungsinstanz ("funding.conduit“1) zur Finanzierung

unwichtiger Projekte dar, die typische bürokratische Züge

aufwies2 und hinsichtlich der von ihr erwarteten Gesetzes-

initiativen völlig passiv blieb.

Ohne allerdings den politischen Hintergrund, der zur Ent-

stehung dieses regionalen Organisationstyps geführt hat, zu

berücksichtigen, kann ihre Funktionsweise nicht verstanden

werden. Obwohl die Title V-Kommission als Neuerungen im Be-

reich der Regionalinstitutionen gelten konnten, hatten sie

nicht die Struktur, Kompetenz und relative Unabhängigkeit

erhalten, die beispielsweise die Appalachenkommissionen aus-

zeichnete. Dennoch waren sie administrationspolitisch bedeut-

sam, weil sie ständig ausgeweitet wurden und die acht Kommis-

sionen zusammengenommen 1973 33 Staaten geographisch, teil-

weise oder ganz, abdeckten. Wirtschaftspolitisch spielten

sie dagegen in ihren Regionen eine kleine Rolle.

Als zusätzliche Bindeglieder zwischen Bund und Staaten spie-

gelt die Analyse ihrer Struktur und Funktion an einer kon-

fliktreichen Stelle zwischen öffentlichem Interesse und Ver-

waltung‚wie auch zwischen den Staaten,den politischen Kompro-

1 Boston.GlObe v; 9.10.1972.

2 Z.B. erhebliche Bearbeitungsverzögerungen, bereits genehmigte und
finanzierte'Vörhaben in Gang zu bringen. Boston.Globe v. 8.10.1972.
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Bundesbehörden, deren Programme in enger Beziehung zur wirtschaftlichen Ent-

wicklungsaufgabe der NERC standen

Federal Agency: Human Natural Quality Economic
Resources Resources of Opportu"

Governm. nities

1. Department of Agriculture
1.1 Farmers Home Administration
1.2 Forest Service
1.3 Soil Conservation Service X

X
X

2. Department of Commerce

2.1 Economic Development Administration x x
2.2 Office of State Technical Service x

3. Dept. of Health, Education and Welfare
3.1 Office of Education x
3.2 Public Health Service
3.3 Social and Rehabilitation Service X

X

4. Dept. of Housing and Urban Development
4.1 Community Resources Development Admi-

nistration
2 Federal Housing Administration
3 Housing Assistance Administration

.4 Model Cities Administration
5 Office of Urban Technology and

Research
.6 Renewal Assistance Administration
.7 Urban Management Assistance Admi—

nistration x x x

><
><

><
><

X
X

5. Dept. of the Interior
5.1 Bureau of Land Management x
5 2 Bureau of Mines x
5.3 Bureau of Outdoor Recreation x
5 4 Federal Water Pollution Control

Administration x
5.5 National Park Service x

6. Department of Justice
6.1 Bureau of Narcotics and Dangerous Drugs x

7. Department of Labor
7.1 Manpower Administration x x x

8. Department of Transportation '
8.1 Federal Aviation Administration x
8.2 Federal Highway Administration x
8.3 Urban Mass Transportation Ad—

ministration x

9. Office of Economic Opportunity x
10. Small Business Administration x
11. Water Resources Council x

Tdmfllelüi-

Ammammng:Ambtbünisümfienxmü:zahknfirhenIhmerwmmmdtummaxsimdamfigeflfludn Insmxamt
waren es 39 Programme, davon 14 im.Sektor natürliche Ressourcen, 13 im'Human—
und 10 im Wirtschaftsbereich. Allein im.?Model Cities Program” (4.4) dürften
:ü1NeulümflandrmfimereIkmdad:vüo.Ikfllar:ünmsthafi:wonüalsein.

Quelle: NERC (1969), S. 28.
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miß zwischen Kongreß und Exekutive wider, der auch der

Neu England Kommission nur ein eingeschränktes Aufgaben-

feld mit relativ bescheidenen finanziellen und planungs-
praktischen Wirkungsmöglichkeiten eingeräumt hatte.

6. Zusammenfassung der Ergebnisse und Beantwortung der

Thesen

Die Untersuchung sollte die Rolle, Bedeutung und Wirkungs-

weise der amerikanischen Regionalpolitik als ergänzende

wirtschaftspolitische Maßnahme zur Strukturverbesserung

und Wirtschaftsförderung subnationaler Staatsgebiete klä-

ren. Dafür schuf die Darstellung der Theorieentwicklung und
des aktuellen Theoriestandes die Grundlage, auf der die The-

senerstellung als Bindeglied zwischen theoretischen Ausfüh-

rungen und praktischer Regionalpolitik bzw. als untersu—

chungsleitender Fragestellung vorgenommen wurde.

Die formale, inhaltliche, instrumentelle und ergebnisorien-

tierte Analyse der existenten Regionalorganisationen, ein-

schließlich ihrer äußeren und inneren problembehafteten

Durchführungssituation, gab das Erprobungsfeld für die The-

senbeantwortung ab. Die abschließende Vorstellung der ver-

schiedenen regionalen Organisationen und Programme bietet

eine gestraffte inhaltliche Zusammenfassung. Die Bestäti-

gung, Änderung oder Zurückweisung der Thesen dient zur Cha-

rakteristik der Regionalpolitik hinsichtlich ihrer konzep-

tionellen Gestaltung, funktionalen Wirkungsweise und durch-

führungspraktischen Erfolge und Schwächen.

6.1 Die regionalen Organisationen

In der amerikanischen "Verwaltungslandschaft" stellen re-
gionale Organisationen ungewöhnliche Fälle dar. Zwar sind
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die Bundesbehörden auf den unteren Anwendungsebenen eben—

falls regional und subregional gegliedert, doch besitzen

sie die Zuständigkeit für das gesamte Staatsgebiet. Wie

ihre Bezeichnung ausweist, sind regionale Organisationen

räumlich beschränkt, d.h. sie wurden nur für Ausschnitte

des nationalen Territoriums konstruiert. Die meisten die-

ser Einrichtungen wurden einem Teilraum künstlich überge-

stülpt, so daß daraus kein regionales Identitätsgefühl er-

wachsen ist. In den neu geschaffenen Regionen vertraten die

Einzelstaaten nach wie vor starke Eigeninteressen, die den

Gemeinschaftsgedanken kaum förderten. Als Ausnahme kann die

TVA gelten, da im Gefolge ihrer langjährigen Bemühungen und

Tätigkeiten sowohl in der Organisation selbst als auch in

ihrem Wirkungsgebiet ein Regionalbewußtsein entstanden sein

soll, das bei der wesentlich jüngeren ARC und den Title V-

Kommissionen ausblieb.

Die Regionalorganisationen führten ausgewählte, finanziell

beschränkte Programme durch, die nur einen kleinen Teil der

gesamten zentralen Regierungstätigkeit in einer Region aus—

machten. Um überhaupt eine eigene Rolle zu finden, mußten

sie sich in den vorgegebenen, dicht gepackten Administra-

tionsbau der Bundesregierung einfügen und dachten aus Eigen-

interesse kaum daran, andere Organisationen zu beeinflussen.

"... the prize of achieving entry into the universe of orga-

nizations is a promise not to disturb that universe."1

Auf der dezentralen Ebene ergab sich eine ähnliche Situation.

Die Planungs- und Koordinierungsansprüche der neuen Organi-

sationen wurden beispielsweise sehr vorsichtig formuliert, um

die "claims" bereits bestehender Institutionen nicht zu stö—

ren. Anpassung an partikuläre Interessen bzw. Fraktionen und

Einpassung in die organisatorische Komplexität dezentrali—

1 Derthik (1974), S. 191.
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sierter Regierungsgewalt,1 wie das "Schlingern" in den

fluktuierenden lokalpolitischen Prozessen sind Kennzeichen

für die Suche nach einer gesicherten Stellung mit einem

besonderen Aufgabenfeld im kommunal-institutionellen Gefü-

ge. In diesen Assimilierungsprozeß standen die Regionalor-

ganisationen praktisch vor der Wahl, sich auf ausgesuchte

Bereiche zu konzentrieren und zu spezialisieren, oder sich

auf ein unbedeutendes Aktivitäts- und Erfolgsniveau einzu-

pendeln, was ihrer Fortdauer wiederum nicht förderlich ge—

wesen wäre. Beispiele für diese Form der Spezialisierung

sind die TVA und die DRBC, wobei es der Tennessee Valley-

Behörde und der Delaware—Flußkommission besser gelang, sich

als Institution abzusichern als vergleichsweise den Title

V-Kommissionen.
Ihre wesentlichen Ausprägungsformen erhielt die Regionalpo-

litik in den zwei bedeutenden Reformepochen des New Deal

und der New Frontier/Great Society-Phase (“creative federa-
lism“). Eines der Kennzeichen dieser neu geschaffenen Orga-

nisationen bestand in ihrer administrationspolitisch—selb—

ständigen Stellung bzw. Zusammenhangslosigkeit. In ihrem

Aufbau, ihrer Orientierung und Arbeitsmethodik wiesen sie

dagegen Parallelen auf. Dies bezieht sich allerdings weni-
ger auf die TVA und die regionalen Nachfolgeorganisationen

in den sechziger Jahren als vielmehr auf das Appalachenpro-

gramm und die Title V-Kommissionen zur Wirtschaftsentwick—

lung. Sie wurden in kurzen Abständen eingerichtet, d.h.‚

daß sie praktisch aufeinander aufbauten und damit organisa-

tionsstrukturelle, finanztechnische und planungspraktische

Übereinstimmungen zeigten.

1 Dhäxm'mxfiandvdxdßWXImmmienluüDnalaufllals'Mfildcümos"
kmzeüimet.Advnxnyiümmusskx1onIhnenynmmmmaüallkflatkrm
(1973), S. 2. Hier heißt es auCh "that the preservation cf mild
dmxß.ksan:üqtmnzgafl.farthelmernxnlfeüualsysbam"
ZitüaiznadiGtodzüuL MOrUIn Thedenfl.SysümL In:<kxfls
f0ruAmericans, Englewood Cliffs‚ 1960, S. 78.
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Die TVA gründete ihren Wirkungsbereich auf eine natürliche

Region, und der Kern ihrer Betätigung bestand in der was-

sertechnischen und wasserwirtschaftlichen Entwicklung des

gesamten Flußbeckens. Dagegen wurden die Grenzen der Appa—

lachenregion und der übrigen Regionalkommissionen nach ad-

ministrativen Gesichtspunkten festgelegt. Ihre Tätigkeiten

erstreckten sich auch auf völlig andere Bereiche wie z.B.

Straßenbau, Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen, öffent-

liche Einrichtungen wie Berufs-‚ Schul- und Gesundheitspro-

jekte, usw.

Die organisatorische Sonderrolle als einer Körperschaft des
Bundes und ihre eigenständige Finanzierungsmethode ermög—

lichten der TVA eine unabhängige Position in der Administra-

tion. Ihr fachübergreifendes Vorgehen hob sie bei der Pro-

jektplanung von den Linienverwaltungen ab. Darüber hinaus

machte sie ihre zunehmende Spezialisierung auf dem Gebiet

der Stromerzeugung und der Gewässerkontrolle politisch fast

unangreifbar, was bei den übrigen Kommissionen nicht der

Fall war. Selbst ihre Widersacher, die in ihr, als öffentli-

chem Versorgungsunternehmen, eine sozialistische Bedrohung

des amerikanischen Systems zu erkennen glaubten, konnten mit

ihren Anfeindungen nicht viel erreichen. Allerdings kam eine

Konstruktion ihres Regionaltyps trotz mehrerer Versuche in

keinem Neugründungsfall zustande.

Im Laufe ihres Bestehens hat sich die Behörde in pragmati-

scher Weise den regionalen und lokalen politischen Gegeben-

heiten angepaßt, was ihr simultanen Rückhalt und Unterstüt-

zung bei der Ausführung von Projekten gebracht hat, aber

auch zur Konfrontation mit anderen Behörden in Washington

und zu einem teilweisen Abrücken von ihrem ursprünglichen
Auftrag geführt hat.

Indem die TVA bei jedem Vorhaben die betroffenen staatlichen
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Schenatische Zusamnenfassung der bundesstaatlichen Regionapolitik

Wirts chafspolitische Instrumente

Fiskal— u.
monetäre
Politik

Wd'mmgsbau—
u. Städte-
politiJc

Verkehrs-
politik

Besieeleolitiä
E ende Verteilungs-
politik mit Strukturh u.

imktur
u. Beschäfti-
gungspolitik

mergie-
politik

Agrar-
politik

wirtschaftlichen Fördermgs—
‚manahmen für struktursclma-
che und sozial benachteilig-
te Gebiete.

(- Theorie

i
Politiscl'x-aüninistrative

Praxis

J

/

k

Funktionales Integmcns- u. Entwick-
lungsprinzip. Regional-arbeitsteilige,
interdependente Bauwirtschaft zur Er-
rröglichmxg gesamtwirtschaftlicher Zu-
wachsraten. Polarisatimsansatz mit
"growth center" und Eutwicklmigsacl'lsen—
Strategie, Schaffung von Keniregimen
in der Peripherie.

I 'fe'rritoriales Entwidclmxgsprinzip.
tHemmung einer größeren Eigenständig-

\\ Ikeit der Regimen. Wirtsd'xaftlid1‚ po-
litisch, kulturell. Strategie der se-

‚lektiven regionalen dließmg u. des“
Iregicmalen Vorteils. Dezentralisie-
Imngsansatz mit Fördenmg kleiner und
mittlerer.--resiste—-.‘—...——..d-—-a—|J

Flußbeckmplanung
und -entwicklmg

Spezialfälle

Regionale Koordinie—
nmgsinstrxmmte als

tive

lisn" )

Society

( "crea-

federa-

Kmmissionen '

Title V
Kannissimen

FRCs

PWEDA-EDA'-
D

O
.
-

-—
_
i

-
0

-
-

Title II‘-—--'-I Title 11.:
Kmmissimen:

T T
Äußere Ralmenbedingxmgen:

ralismus ("new federalism") a

sharing" und "block grants".
Regionalismus u. interstaatli-
eher Wettbewerb. Politisch—admi-
nistrative Programn—Diskontinui-
tät.

Probleme

löser gedient hatten .

Innere Ablaufdetermjnanten: Pro—
Varianten des kooperativen Föde- gramwielfalt u. Bürokratie, Res-

sortpolitik; lokalpolitische Aus-
"Reagan federalism") mit "revenue wirkungen (Konflikte); regionale

Organisationstypen als Sonderfäl-
le (institutionelle Randphänmmel
z.T. finanziell unterbenittelt,
planerisch und koordinativ wenig
effektiv, orientiert auf den ma-
teriell-tecrmischen Regimeausbau,
sekundäre Bedeutung sozialer Ge-
sichtspunkte, die als Porgrameus—

-Abb.

1
Regionalpolitik (i.e.S. von interventimisti—
scher räunlicher Strukturpolitik) als Einrich-
tung zentraler Zusatzinstanzen ("institutio-
nal economics") zur Leitung von Hilfsgeldern
in die betroffenen Regionen (“funding con-
duits"! . Organisatorische Flexibilität mit ad-
nunistrativen Refomubestrebmgen (2.13. subregio—
nale Planungs— u. Koordinienmgseinheiten) . In-
tendierte intraregionale und nationale Stabi-
lisiermigsfmktion. Bundesstaatliche Unter
stützmagsmaßnahmen als pragmatisch-reaktive
Anpassungsschritte ("planned regional adjust-
ment") zur funktionalen Integration in die na-
tionale Wirtschaft. Strategie der öffentli-
che: Vorleistungen (Neubau'und Verbesserung
öffentlicher Einrichtungen) zur Erhtflimg der
Standortqualitäten mit z.'1‘. öffentlich mter—
stützten, similtanan oder subsekutive'n Wachs-
tum d. privaten Wirtschaft (Erweiterung und Di-
versifikatim der Erwerbsstruktur) (“trickle-
dem") . Kmtinuitätsgefährdmg durch wirtschafts-
politische Kursändenmgm u. finanzielle Be—
schränhmgm.

68-
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Erläuterungen zur schematischen Zusamnenfassung der bundesstaatlichen Regionalpolitik

(Erklärung der Abkürzungen

Regionale Wirt— ARA
schaftsentwick— (1961-
lung 1 965)

(1965-
1982)

Title V

(1965-
1981)

Flußbecken— 'I'VA =
planung und (1933-
-entwicklung

(1961)

Regionale WRPA =
Koordinie— Title II
rungsin— Kcmnis—
strumente sionen

(1965)

FRCs=
(1969—

Tabelle 37 -

in Abb. 68):

Area Redevelopnent Act. Bundesbehörde (Area Redevelopnent
Administration) im Dept. of Cmmerce zur Wirtschaftsentwick-
lung durch private und öffentliche Vorhaben . Öffentliche
Darlehensvergabe für ausgewählte "counties" sog. "redeve—-
lopnent areas" . Keine Regionalorganisation i.e.S .

Appalachian Regional Developnent Act. Bund-Staaten—Kcmnis-
sion mit semiautoncmer Stellung. Infrastrukturprogranme
mit Straßenbau, Berufsschulbauten, Gesundheitseinrichtungen,
Abwasseranlagen usw. Finanziertmgsweise: Zuschüsse, "grant—
in-aid“-Mittel anderer Progranme, Ergänzungszuschüsse. Ein.
richtung von lokalen Entwicklungsdistrikten. "Growth center"-
Entwicklungsstrategie und sog. "developnent highways" .

Public Works and Econcmic Developnent Act. Bund-Staaten
Kcnmissionen mit zentraler Aufsicht durch das Department
of Ccmmerce. Planungsorientiert . Ausgaben berechtigt für
kleinere "demstration grants" und "supplenental grants"
zur Ergänzung anderer Programme . Finanzierung von Forschungs—
studien und einzelnen öffentlichen Projekten. Keine zusammen-
hängende Infrastrukturpolitik, jedoch unterschiedliche Pro-
gramnscmcerpurkte der einzelnen Regionalkarmissionen.

Public Works and Eooncmic Develogment Act. Nachfolgeorgani—
sation von ARA im Dept. of Ccmnerce. Vergabe von Zuschüssen.
Ergänzungszusdlüssen und Darlehen für öffentliche Zwecke und
private Unternehmen. Einrichtung von wirtschaftlichen Ent—
wicklungsdistrikten (EDDs) . Aufstellung von lokalen mitwick-
lmgsplänen (OEDPs) . "Growth center"-Strategie . Keine Regio-
nalorganisation i.e.S.

Tennessee Valley Act. Besitzt unabhängige Sonderstellung als
Körperschaft des Bundes mit eigener finanzieller Ausstattung.
Ausgaben— und ausfühnmgsberechtigt. Ähnliche Flexibilität
wie Privatmternelmen. Flußbeckenentwicklung mit Schwerpunkt
auf mssertechnischen Gebiet und in der Energieerzeugung.
"Grass roots"-Ansatz als Demokratisienmgsversuch von Pla-
nung.

Federal-Interstate Ccmpact. Vertrag zwischen der Bundesregie-
rung und vier Staaten. Finanzierung durch die Mitglieder und
Washington. Multifunktionale Aufgabenwahrnelmung im Flußbecken
des Delaware. Wegen zwischenbehördlichen Divergenzen zunehmen-
de Spezialisierung auf Tätigkeitsbereiche wie Wassernutzung
und Planung von Ehtsorgmgsanlagen.

Water Resources Planning Act. Sechs (7) regionale Koordina—
tionskatmissionen zur Flußbeckenentwickltmg ohne P1anungs-‚
Leitungs- und Durchführungskcmpetenzen.

Ausfülmmgsverordmmg der Exekutive. Regionale Koordinie-
nmgsinstrumente für das gesamte Staatsgebiet. Vereinen die
Hauptbehörden des Bundes (Regionaldirektoren) in zehn Ver-
waltlmgsregionen. Zmelmrende Ausrichtung auf die Zusammen—
arbeit mit den Einzelstaaten und Gemeinden. Weiterer Ausbau
ihrer administrationspolitischen Funktion.
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und lokalen Stellen einschaltete (planungsdemokratischer
"grass—roots"—Ansatz)‚ verzichtete sie auf die Errichtung
eigener Institutionen auf der untersten Ebene oder auf re-
gionsweite Kooperationseinrichtungen.

Ihre allgemein anerkannten Erfolge liegen vor allem auf

technischem Gebiet. Ihr sozialreformerisches Anliegen trat

mehr und mehr in den Hintergrund, wie auch ihr regionalpla-

nerischer Anspruch allmählich zurückgenommen wurde. Statt-

dessen folgte sie dem Kurs, die Flußregulierung voranzutrei-

ben, das Stromversorgungsnetz in ihrem Einflußbereich auszu-

bauen, die Stromproduktion zu erhöhen und eine preisgünstige

Energiepolitik zu betreiben. Mit den erreichten Leistungen

stellt sie sich als effektives Handlungsinstrument dar. An

ihrem Ausbauprogramm.von Atomenergieanlagen und dem Groß-

verbrauch sog. "strip mine“-Kohle, die dem Selbstverständnis

und der Handlungsweise einer Umweltschutzbehörde widersprae

chen, wurde in den letzten Jahren viel Kritik geübt, konnte

jedoch dem insgesamt positiven öffentlichen Bild kaum Ab—

bruch tun. Die indirekten Auswirkungen ihrer Tätigkeit beim

Ausbau des Flußsystems und in der Energieerzeugung zeigten

sich in der vermehrten Industrieniederlassung und in der

Standortauswahl der amerikanischen Regierung für wichtige

Forschungs- und Demonstrationsprojekte, die allerdings bei—

de durch den Eintritt der USA in den 2. Weltkrieg beein-

flußt wurden. Die private wie öffentliche Reaktion auf die

veränderte wassertechnische Voraussetzung und das Ressour—

cenangebot im Tennesseetal haben zum gesamtwirtschaftlichen

Wachstum mit den entsprechenden Wandlungen auf dem Arbeits-

markt und im Sozialbereich wirkungsvoll beigetragen.

(Kap. 3.1)

Im Gegensatz dazu stand die DRBC (Delaware River Basin

Commission), die zwar ebenfalls für ein Flußgebiet zustän-

dig war, aber bei der Projektplanung und in der Finanzie-
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rung auf die Zustimmung der teilnehmenden Staaten und

Washingtons angewiesen war. Zwischenstaatliche Gegen-

sätze ließen sich in diesem Gremium eher ausräumen, doch

waren ihre zahlreichen Funktionen ihrer Form nicht ange-

messen und kollidierten mit den bestehenden, vertraglich

abgesicherten, Zuständigkeiten anderer bundesstaatlicher,

staatlicher oder kommunaler Behörden, die ebenfalls Pro-

jekte dieser Art planen, errichten und unterhalten konn-

ten. Die DRBC hat wohl nur deshalb ihre Existenz weiter—

führen können, weil sie sich zuletzt hauptsächlich auf die

Bereiche Wasseraufteilung und Verschmutzungskontrolle kon-

zentrierte. (Kap. 3.5.1)

Schon im Appalachenprogramm wurde der Grad an Autonomie,

wie ihn die TVA besaß, nicht mehr erreicht. Obwohl das Or-

ganisationsmodell einer öffentlich—rechtlichen Körperschaft

nach TVA-Muster angestrebt wurde, fehlte dafür die politi—

sche Unterstützung. Die schließlich zustande gekommene

Bund—Staaten-Kommission gewährte der ARC innerhalb des

Verwaltungsapparates eine begrenzte Eigenständigkeit, die

sich zum Vorteil ihrer Arbeit ausgewirkt hat. Die Staaten

waren in der Kommission vertreten und übten in Zusammenar—

beit mit den Gemeinden die Planungshoheit für ihren geo-

graphischen Programmbereich aus. Der Versuch, nach einem

koordinierten regionalen Gesamtplan vorzugehen, war schon

in einer frühen Phase gescheitert. Die Hauptfunktion der

Kommission bestand in ihrer ergänzenden instrumentellen

Rolle als Leitungsinstanz, den verstärkten Zufluß von Bun-

desgeldern in die strukturschwache Region zu gewährleisten

(These B 1). Als ein finanziell substanzielles, bundesstaat-
liches Investitionsvorhaben kann das Programm aber, vergli-

chen mit dem Umfang der gesamten Bundesausgaben in Appala-
chia, nicht gelten.

Positive und negative Einschätzungen der ARC halten sich
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die Waage. In über fünfzehnjähriger Tätigkeit hat sie

zahlreiche materielle Einrichtungen entstehen lassen, die

dem regionalen öffentlichen Leben dienlich waren, wenn

auch beispielsweise am Ausbau des Verkehrssystems z.T.

Kritik geübt wurde. Ihre Investitionen waren für die Er—

weiterung und Modernisierung des öffentlichen Infrastruk-

turfundaments gedacht, über dem sich aufgrund der verbes-

serten Standortbedingungen die private Erwerbsstruktur

aufbauen sollte. Gerade in dieser wachstumsorientierten
Politik dürften ihre Ziele jedoch nicht erreicht worden

sein. Mit dieser Basisstrategie und mit den erzielten Er—

gebnissen unterschied sie sich im übrigen nicht von ande-

ren Programmen mit ähnlicher Zielrichtung. Des öfteren wur—

de ihr jedoch zugute gehalten, daß ihre Bund—Staaten-Kon-

struktion zur Wirtschaftsentwicklung sie zum Vorbild einer

umfassenden bundesstaatlichen Regionalpolitik gemacht hät-

te, weshalb ihr ein Experimentiercharakter mit nationaler

Bedeutung zukommen würde. Aber selbst diese in die Zukunft

weisende Rolle und ihre Unterstützung im Kongreß über vie—

le Jahre hinweg, wie auch das Eintreten der Staatsgouver-

neure konnten ihre schrittweise Auflösung nach der politi-

schen Wende 1980 nicht abwenden. (Kap. 3.2)

Die schwächste Position in der Reihe der regionalen, wirt-

schaftlichen Entwicklungseinrichtungen hatten die sogen.

Title V-Kommissionen. Sie besaßen z.B. keine eigene Ausga-

benermächtigung und mußten sich mit einer engeren, zentral-

ministeriellen Aufsicht abfinden. Das rührt z.T. daher, daß

sie das Resultat politischen Taktierens und Aushandelns in

Washington waren. Für die Kommissionen trat weder der Prä-

sident noch der Kongreß mit Überzeugung ein, und die re-

gionalen Vertreter legten für sie nicht dasselbe geschlosse-

ne und entschiedene Auftreten an den Tag, wie das im Bei-

spiel von Appalachia der Fall war.



|00000306||

-286-

Die Title V-Kommissionen litten besonders unter dem Wider-

spruch einerseits nur auf Teilsachbereiche mit bescheide-

nen Mitteln beschränkt zu sein, andererseits aber für ihren

Bereich umfassende Planung betreiben zu müssen. Obwohl die

einzelnen Kommissionen verschiedene Betätigungsschwerpunkte

entwickelten und unterschiedliche Erfolge hatten, wurden

sie als "strukturelle Anomalien" bezeichnet, mit denen sich

die Beteiligten nur schwer abfinden konnten, weil sie sie

als organisatorisch wenig gelungen, als planerisch und koor—

dinativ ineffektiv und als finanziell "unterbemittelt" an—

sahen. (Kap. 3.3)

Die Titel II Kommissionen und die Federal Regional Councils

waren als spezielle Koordinierungsgremien geschaffen worden.

Sie boten neue regionalorganisatorische Ansätze, die das

bundesbehördliche Einzelgängertum über horizontale Mechanis-

men im Feld zusammenfassen sollten. Die Title II-Kommissio-

nen mit ihrer multiministeriellen Bund—Staaten Beteiligung

und dem Auftrag, eine koordinierte Flußbeckenplanung zu be—

treiben, mußten - wie die DRBC - nach dem Konsensusmodell

vorgehen und über die Planungen beraten bzw. Einigung erzie—

len, die von der Bundesregierung oder von den Behörden der

Mitgliedstaaten eingereicht wurden. Größere Unabhängigkeit

besaßen sie nicht, und die Absicht, sie als interministeriel-

le Schlichtungsinstanzen fungieren zu lassen, blieb hinter

den Erwartungen zurück. Die Hoffnung auf eine verbesserte Zu-

sammenarbeit zwischen den Behörden erfüllte sich in dem ge-

wünschten Maße nicht. (Kap. 3.5.2)

Auch die Federal Councils waren dafür gedacht, verschiedene
Bundesbehörden, die vor allem umfangreiche Zuschußprogramme

für das Städtewesen und den Humanbereich ausführten, zu ver-

einen und mit den staatlichen und kommunalen Stellen zu ko-

operieren. Ihre Aufgabe der Zusammenstellung von interbe-

hördlichen "Zuschußpaketen" für Projekte nahm jedoch bald
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auch die technische Funktion einer Beratungs- und Assi-
stenzpolitik für Staaten und Gemeinden an. Es fehlte ih-

nen jedoch an Kompetenz, die Mutterbehörden zu überspie—

len und die Friktionen zwischen ihnen auszuräumen, weshalb

man ihnen zunächst wenig Anerkennung entgegenbrachte und

sie als bürokratische Zusatzeinrichtungen kritisiert wur—

den (These B 1). (Kap. 3.6)

6.2 Probleme und Thesenbeantwortung

Als grundlegende charakteristische Elemente der gesamten

Regionalpolitik in den USA können die Prinzipien der “in-

stitutional economics" und des "pragmatism" gelten. Die
Organisationen wurden weitgehend unabhängig von einem re-

gionalpolitischen Gesamtkonzept und nationalen Planungs-

überlegungen entwickelt (These C 4), und stellen Reaktio-

nen auf besondere Problemlagen dar (These C 3). Zwar folg-

ten die regionalpolitischen Schritte einander in größeren

zeitlichen Abständen, sind aber bestimmten Phasen der ame-

rikanischen Gesellschafts- und Wirtschaftspolitik zuzuord-

nen. In Krisen- bzw. Reformphasen, wenn sich die nationale

öffentliche Meinung und das politische Interesse auch wirt-

schaftlichen und sozialen Sonderproblemen zuwandten, wurden

anwendungsorientierte, spezielle Institutionen ins Leben

gerufen, die sich - wie in unserem Fall - allein mit dem

Komplex regionaler Entwicklung befaßten. Die verschiedenen

Programme stellen innerhalb des kooperativen Föderalismus

(Kap. 4.1) eine pragmatische Antwort auf aktuelle Probleme

dar (These C 3) und zeigen in ihren unterschiedlichen Or-

ganisationsformen ein beträchtliches Maß an verwaltungspo-
litischer Flexibilität. Das durchgehende Muster der regio-
nalen Entwicklungs- und Hilfspolitik i.e.S. bestand in öf-

fentlichen Ausgaben für Infrastrukturprojekte unterschied—

lichen Typs (Straßen, Wasserversorgung, Entsorgunseinrich-
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tungen, Berufsschulbauten etc.). Sie wurden in Kombination

mit den direkten Zuschüssen der jeweiligen Regionalorgani-

sation, als "grant-in-aid"-Mittel aus anderen Fonds und
"supplemental grants“ zur Mittelaufstockung vergeben. Ein

Bestandteil dieses Finanzierungsmodells war die Selbstbe-

teiligung der Staaten und Kommunen durch sog. “matching

funds". Die funktionalen Untereinheiten ("sections") der
Programme-weisen diese Betonung des materiell-technischen

Ausbaus der Regionen auf, bei dem soziale Gesichtspunkte

in den Hintergrund traten (These C 4).

In Abweichung von den Organisationstypen zeichnete sich im

Finanzierungsverfahren für das Appalachenprogramm und die

Regionalkommissionen in der Form von Zuschüssen aus ver-

schiedenen "grant-in—aid"-Quellen keine Variation des ko-

operativen Föderalismusmodells ab, weil dieser übliche Fi-

nanzierungsmodus in der Bund—Staaten Zusammenarbeit z.T.

in die Regionalprogramme übernommen wurde. Veränderungen

in der Funktionsweise des kooperativen Föderalismus wie

sie sich mit dem "revenue sharing"-Verfahren und der Aus-

weitung der "block grant"-Regelung zu Beginn der siebziger

Jahre abzuzeichnen begannen ("new federalism"), hatten zu-

nächst noch keine Auswirkungen auf die Programme. Ansatz-

punkte für diese Reformen waren andere Exekutivbereiche.

Dennoch wurden Befürchtungen laut, daß mit den neuen Tech-

niken der Mittelverteilung die Entwicklungsmaßnahmen, wie

sie nach PWEDA praktiziert wurden, durch dezentrale Ent-

scheidungen und Akzentverschiebungen in der Mittelverwen-

dung gefährdet werden könnten. (Kap. 4.1)

Auch das Entstehen eines erneuten Regionalismus, wie er

sich in der Kontroverse zwischen der Kernregion und dem

"sunbelt" um Finanzanteile aus Washington abzeichnete,

weist in diese Richtung. Neue räumliche Betätigungsschwer-

punkte können eine Einschränkung oder Gefährdung der bis-
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herigen Regionalpolitik bedeuten. Dies träfe insbesonde-
re dann zu, wenn die entsprechende politische Unterstüt-
zung für die Schaffung neuer Gesetzesgrundlagen zur Re—
gionalentwicklung zustande käme (Kap. 4.2), und dabei
gleichzeitig eine Verknappung der Mittel für die bereits
laufenden Programme nach sich ziehen würde. Auf der innen-
politischen amerikanischen Bühne sind derartige Koalitions-
bildungen, Gründung von unterstützenden Einrichtungen (wie

kleinere regionale Forschungseinrichtungen) und Lobbytum

wichtige Einflußfaktoren zur Gestaltung neuer regionaler

Schwerpunktprogramme. Regionale Förderungsprogramme, die
einmal eingeleitet wurden, sind aber nur sinnvoll und wir-

kungsvoll, wenn sie als fester Bestandteil der Wirtschafts-

politik ohne Unterbrechung durchgeführt werden.
Neben das Phänomen des Regionalismus tritt die Konkurrenz

zwischen den Staaten und Gemeinden um Kapital, Betriebe

bzw. Arbeitsplätze und Bevölkerungsanteile. Auch wenn sich

die Angebote der Staaten zur Unterstützung von Privatun-

ternehmen bisweilen sehr ähnlich sind, bleiben die zwi-

schen ihnen bestehenden Einkommensunterschiede und die

verschiedenen Steuerarten und Besteuerungshöhen hinder-

lich für ihre Zusammenarbeit in den Regionalprogrammen.
(Kap. 4.2) Diese regionalpolitischen, unterschiedlichen In-

teressen sind deshalb wichtige Faktoren, deren Einfluß bei

der Durchführung der Struktur- und Förderungspolitik berück-

sichtigt werden muß. Hierher gehört aber auch, daß sich

marktwirtschaftliche Entscheidungen und regionalpolitische

bzw. -planerische Maßnahmen nur schwer übereinstimmen las—

sen. Mit einem schwachen Instrumentarium muß die Regional—

politik im Makromaßstab der Tendenz zu zunehmender räumli-
cher Zentralisation, häufig in Kombination mit unternehmens—

und kapitalmäßiger Konzentration, entgegenarbeiten sowie ge-
gen die Persistenz bestehender Standortzentren angehen, was

nur in wenigen Fällen gelingt.

Mit der Einrichtung neuer Institutionen und Organisationen



|00000310||

-2%}-

auf der Bundesebene hat die "Desorganisation" im bürokra-

tischen Apparat eher zugenommen, weil die Zuständigkeits—

frage für die Antragsteller nicht durchsichtiger geworden

ist, die notwendigen Kommunikations- und Koordinierungs-

schritte vervielfältigt wurden und länger dauernde Bear-

beitungszeiten von Projekten zur Folge hatten. Die "turf"-
Politik der Ministerien konnte nicht abgebaut werden, da

selbst Auflagen die Bundesbehörden nicht dazu veranlaßten,

ihre Zusammenarbeit von übergreifenden Gesichtspunkten

leiten zu lassen. Eigeninteressen, konkurrierendes Verhal—

ten, Aufgaben- und Bearbeitungsroutine waren nach wie vor

Faktoren, die die verwaltungspolitischen Intentionen der

regionalen Organisationen behinderten. (Kap. 4.3)

Die Bereitstellung von Arbeitsplätzen in den geförderten

Regionen beruhte auf dem Konzept der regionalen Attrakti-

vitätssteigerung durch öffentliche Investitionen und einem

Wirtschaftswachstum ("trickling down"-These)‚ das zusätz-

lich durch Entwicklungs- und Anreizmittel der öffentlichen

Hand für private Unternehmen unterstützt werden konnte.

Die wichtigsten Instrumente bildeten staatliche und bundes-

staatliche Stimulierungsmittel wie Steuerbegünstigungen,

Industrie-’und Entwicklungsobligationen und Darlehen bzw.

Darlehensgarantien, die unter besonderen Bedingungen für

ausgewiesene Gebiete bereitgestellt wurden. Die Politik

des Bundes lief darauf hinaus, zentrale Zusatzinstanzen zu

schaffen (These B 1; “institutional economics", These C 4)
über die Hilfsgelder in Problemgebiete geleitet werden
sollten ("funding conduits"), was als Mechanismus einer ge-

zielten, redistributiven Ressourcenpolitik gesehen werden

kann (These B 1). Im Sinne dieser Politik dienten regionale

Entwicklungs— und Unterstützungsmaßnahmen als reaktive An-

passungsschritte ("planned regional adjustment“) für den

Anschluß und die weitere funktionale Integration von wirt—

schaftsstrukturell und sozial benachteiligten Teilgebieten
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in die Gesamtwirtschaft (These C 1 und A 1).1 Damit fiel

ihnen gleichzeitig eine regionsinterne wie nationale Sta-
bilisierungsfunktion zu, die von den Programmen aber nur

zum Teil erfüllt werden konnten weil ihr Beitrag und ihre

Wirksamkeit auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiet zu

gering blieb. These B 2, die die nationale wie regionale

sozioökonomische Stärkung betraf, kann deshalb in diesem

Umfang nicht aufrechterhalten werden, sondern muß auf den

regionalen öffentlichen Infrastrukturbereich beschränkt

werden. Alternative Ansätze, wie sie in den theoretischen

Ausführungen zum Territorialkonzept vorgestellt wurden,

haben bis in die jüngste Zeit hinein keinen Eingang in

die offizielle Regionalpolitik und —planung gefunden,

wenngleich von akademischer Seite vereinzelt Vorschläge da-

zu unterbreitet wurden (Bekräftigung der These A 1).2

Ausführungen, die eine zentrale Koordinierung und Kontrol—

le gegenüber den fraktionierten Gebietskörperschaften vor-

sahen, waren z.B. auch im Appalachian Regional Development

Act und im Public Works and Economic Development Act ent-

‘lDas:üfiegnfijveIümwtjdunmänjnZHJWIHibesutkns nneünenfwfie-
beitrag'inlU.S. Senat.deutlich, wo u.a. als Begründung der Hilfe—
leistungen.für Appalachia der verlust von 12.Mrd. Dollar für das
nationale Bruttosozialprodukt im.Jahne1965 angeführt.wurde. Der
SpnaflmmzfiflmteCHesamfifdenvürtsdrfiklfljmmlEnUfitkhmmmßtmxi
derIEgHXIZufikk.CbnmxssnxmlläßoflPSaxnß.Iäxcaaüngsand
Debates of the 89th Congress, 1st Session. V01. 111, Part 2,
Wäshington, D.C. 1965, S. 1675. Im.Repräsentantenhaus*wurde ähne
ltd1anmmentkut:'k..'Uüs,nscmewww'fim:kmaficatx>eqness
its belief that the free enterprise, capitalistic system is not
standing still,:moving sideways, but rather moving forward and
ewa:exgmrüngfl'Campxsskxwfl.RexntkHamäL axedfitn;and1xr
bates cf the 89th.Cbngress‚ Vbl. 111, Wäshington, D.C. 1965,
S. 20348.

2 z.B. Sullam, C., M. Storper, D. Pitüran, A. Markusen (1978):
atmnn Affiazfitonüfl.Pkmufingäfizaüxmuinmtitwuaofthian
and.Regional Development. Wbrking Paper 294, University of
CaLüxmnmL Beflmfley.
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halten (These B 1). Auf der Grundlage der "multi county“-
Einheiten (z.B. den Economic Development Districts) mußten

als Voraussetzung für Bundeshilfe wirtschaftliche Entwick-

lungspläne entworfen werden, die eine Absprache mehrerer

Gebietskörperschaften erforderten. Die Ergebnisse der Ko-

ordinierungsanstrengungen entsprachen jedoch nicht den Er-

wartungen, weil es ihnen an der notwendigen fachlichen und

vor allem politischen Kompetenz mangelte, die erhoffte, in-

haltlich-zusammenführende Funktion auszuüben. Wenn die Ar-

beitsweise auch nicht befriedigte, so wurde es im Falle

der Federal Regional Councils schon als Erfolg bewertet,

überhaupt mehrere Behörden in einem "Feldgremium" vereint

zu haben.

Im allgemeinen berücksichtigt die Regional- und Planungs-

politik die politische Realität und Komplexität zu wenig.

Gerade bei der Umstrukturierung der bundesstaatlichen Po—

litik oder der Einflußnahme auf übergreifende Problemlö-

sungen wird der Faktor der bürokratischen Macht und ihre

ungleiche Verteilung übersehen, falsch eingeschätzt oder

heruntergespielt. Weil die Zentralen der Exekutive vornehm-

lich eine bereinigte, gestufte Struktur von Verwaltungsver-

antwortlichkeiten im Blickfeld haben, werden Konkurrenz und

Zuständigkeitskonflikte der Bürokratiezweige weitgehend

ausgeklammert. Außerdem wird kaum gesehen, daß auch regiona—

le und kommunale Entwicklungsentscheidungen nicht als ad hoc

-Politik getroffen werden, sondern in evolutionären, poli-

tisch-gesellschaftlichen Prozessen entstehen. An ihnen sind

eine große Zahl von öffentlichen und privaten Organisatio—

nen beteiligtn die manchmal nur einen kleinen Ausschnitt

des wirtschaftlichen und sozialen Spektrums kontrollieren.

Gruppen und Organisationen fällen ihre Entscheidungen vor-
nehmlich nach eigenen Interessen und Nutzen. Geographische

Untereinheiten erfüllen in einer Region oft besondere wirt-

schaftliche und ökologische Funktionen, aus denen Forderun-
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gen zu ihrer Sicherung und Bewahrung abgeleitet werden.
Kommunale Selbstverwaltungen bestehen aus Gründen der
Dienstleistungsversorgung, Steuer" und Ausgabenkontrolle
nachdrücklich auf ihrer politischen Autonomie, die sie
unter keinen Umständen eingeschränkt sehen wollen. Was als
vielpoliges, kaum durchschaubares Aktivitätsbild in Er-

scheinung tritt, ist elementarer, integraler und unlösbarer
Bestandteil im.Basisprozeß amerikanischer Politik. Lokale
Selbständigkeit und organisatorische Komplexität stehen da-

her den administrationsstrukturellen, zentralisierenden Be-
strebungen des Bundes entgegen, wie sie im Rahmen der Re-

gionalprogramme als effizienzsteigernde Zusammenfassung von

Verwaltungseinheiten (EDDs, LDDs), zentraler Koordination
(FRCs) und hierarchischer Integration angestrebt wurden

(These B 1). Zahllose politische Lokalkonflikte wurden
durch diesen zentralistischen Reformismus ausgelöst oder

neu belebt, die den Arbeitsbeginn der neuen Einrichtungen

z.T. verzögerten und in Einzelfällen verhinderten. (Kap. 4.3)

Die Funktion des regionalpolitischen Organisationsbaus bie-

tet insgesamt ein doppelseitiges Bild. Zum einen zielen die

hierarchische Verwaltungsstufung und die koordinativen Zen-

tralisierungstendenzen im institutionellen PlanungSprozeß

auf die Straffung und Stärkung des bundesstaatlichen Verwal—

tungsmanagements (These B 1), zum anderen stellt diese Poli—

tik mit ihrer räumlichen Vorgehensweise und den besonderen

Organisationsformen in der Bund—Staaten-Zusammenarbeit eine

experimentelle und verwaltungsreformistische Linie dar, die

sich in innovativer Weise und flexibler Form vom gewohnten

Verwaltungsschematismus der Ministerialbürokratien abhebt
(These C 5). These B 1, die den Zentralismus und Bürokratis—

mus betrifft, kann aufgrund dieser Ergebnisse nicht in ihrem
vollen Aussagegehalt aufrecht erhalten werden, sondern muß

in der entsprechenden Weise differenziert werden.
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In den meisten Einrichtungen waren die formal-rechtlichen

bzw. die Ausführungsbestimmungen über Fragen der Planungs-

demokratie wie lokale Beteiligung, Interessenvertretung

und Mitbestimmung nicht ausreichend gelöst. Wahrscheinlich

waren aber auch die Anreizmittel und die Ausstattung durch

den Bund zur Bildung und Stärkung der subregionalen Pla-

nungsdistrikte zu schwach gestaltet, um in den örtlichen

Zerreibungsprozessen besser bestehen zu können. Gerade in

diesen Fällen trugen die Planungs- und Entwicklungsgremien

mit dazu bei, den Eindruck zu vertiefen, öffentliche Ein-

richtungen seien bei der Lösung von Problemen politisch imw

potent und fachlich inkompetent. Derartige Vorwürfe wurden

des öfteren gegenüber staatlichen Aktivitäten erhoben, weil

sie als ineffizient galten, der öffentlichkeit jedoch hohe

Kosten aufbürdeten.

Die Praktizierung regioanler Planungspolitik führte jedoch

nicht zu innerstaatlichen Krisen (These C 5), obwohl in den

Legislativen einzelner Staaten (z.B. Kentucky) bei der Ein-

führung von Planungsgesetzen und damit verbundener Reorga-

nisation der staatlichen Verwaltung tiefe Meinungsgegensätze

ausgetragen wurden, weil davon parteipolitische Einflußnah—

men und Kontrollmöglichkeiten abhingen. Verwaltungsorganisa-

torische, personelle und konzeptionelle Veränderungen blie-

ben aber nicht auf die Einführungsphase beschränkt, sondern

traten auch nach Regierungswechseln ein, worunter die Kon—

tinuität der Programmausführung gelitten hat.

Die Aussicht auf vermehrte Bundesgelder und die konventionel-

le Ausrichtung auf den Infrastrukturausbau veranlaßte die
Staaten, welche selbst auf derartige Programme gedrängt hat-

ten, die damit verknüpften Bedingungen zu akzeptieren. Die-

se Entscheidung wurde ihnen dadurch erleichtert, daß sie die

in den Gesetzen vorhandenen Handlungsspielräume nutzen konn-

ten. Das taten sie z.B. bei der Mitbestimmungsfrage in den
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lokalen Entwicklungsdistrikten und bei den Erfordernissen,

staatliche Regionalpläne aufzustellen. Sie erfüllten der-
artige Auflagen weitgehend formal, ohne daß sie befürchten

mußten, deswegen seitens der ARC oder des DOC benachteiligt

zu werden bzw. Projektgelder zu verlieren. In der mangeln-

den Qualität der Regionalpläne bestand eine der Schwächen
der einzelstaatlichen Planerstellung, die immer wieder zu

Beanstandungen und Überarbeitung Anlaß gab.

Die "growth center"nStrategie oder der "zentrierte Dezentra-

1isierungsansatz" stellt in den Regionalplänen die gebräuch-

lichste Vorgehensweise zur räumlichen Investitionsfestlegung

dar (ARDA, Title V-Kommissionen, EDA). Die Bestimmung der

Wachstumszentren beruhte aber meist nicht auf empirischen

Untersuchungen, sondern auf Opportunitätserwägungen, bzw.

auch auf politischen Gesichtspunkten. Vielen Staaten fehlte

eine nach Zielsetzung und abgestimmtem Mitteleinsatz geglie-

derte Handlungsstrategie, die über die Sammlung und Aufstel-

lung von Investitionsvorhaben hinausging. Gründliche Analy-

sen der Gesamtproblematik mit der Aufstellung sachlicher

Prioritäten, Zeitplänen, realistischen Lösungs— und Finan-

zierungsvorschlägen sowie Ausführungen zu sozialen Auswir—

kungen und alternativen Strategien kamen in diesen Plänen

nicht vor.

Im Gegensatz zu den Linienverwaltungen mit nationsweiter Zu-

ständigkeit wurde die bundesstaatliche Struktur- und Fördev

rungspolitik räumlich selektiv angewandt (z.B. Appalachia,

Title V-Kommissionen) und stellt damit Regionalpolitik im

engeren Sinne dar (These A 2). Eine das gesamte Territorium

der USA umfassende Politik existierte nicht, war aber vor

der Auflösung der Title V-Kommissionen in den Jahren ihrer

schrittweisen geographischen Ausweitung eine denkbare Mög-

lichkeit. Damit wäre aber gerade das schwächste Instrument

in der Reihe der regionalen Entwicklungsorganisationen in
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weiten Teilen der USA zur Anwendung gekommen. Die Erwar-

tungen, die den Hilfsprogrammen der sechziger Jahre aus der

öffentlichkeit und der betroffenen Bevölkerung entgegenbe-
bracht wurden, sind sicherlich nicht erfüllt worden, was

aber nicht allein der aktuellen Funktion und administrati-

ven Praxis anzulasten ist, sondern der gesamten Konzeption.

Danach wird der privatwirtschaftlichen Seite eine erhebliche

Bedeutung bei der Zielverwirklichung beigemessen, die aber

unter den Bedingungen eines stagflationären Wirtschaftsver-

laufs in den siebziger Jahren und unter den Nachteilen un-

günstiger Standorte trotz Subventionshilfen nicht in der La-

ge oder gewillt war, dieser Aufgabe in stärkerem Maße ge-

recht zu werden. Im Sinne des "trickle down"-Effekts sind
diese Investitionen in der Tat nur "tropfenweise“ wirksam

geworden (These A 3).1

Diese Form einer Eingriffs- und Verteilungspolitik zum Aus-

bau und zur Förderung strukturschwacher Gebiete hatte in ih—

ren Anwendungsbereichen keine gesellschaftlich transformie—

rende Funktion, wenn dies z.B. von der Funktion der TVA auch

mitunter behauptet wurde. Der Grund liegt in der Systemkon-

formität der Maßnahmen, die zwar von zahlreichen Konflikten
begleitet werden, den rechtlichen und politischen Rahmen

aber nicht sprengen. Die staatliche Intervention mit ihren

Planungen und Finanzierungsverfahren betrifft im wesentli-

chen den öffentlichen Bereich, während die Einflußnahme auf

1zummms2fih:süäfijSCh(knünkmiefimaficmauqmmdema.Gteauüebd
führte z.B. eine Studie über den.Durchsickerungseffekt ("trick—
lhrgdomrfl würtsflufiilfdmaIWbcmmn artvernhwmuungxxrn
Anmnsenaflmunmxmm.nlsog.NERüünbaflanms(“mmugcamuy
areas") durch..Als Ergebnis stellte er fest, daß in derarti—
gen“comujes"ufirbxiaftkküeslfimhsuml5331sryufihnuzumi
dindd:auf<malAbbauxxm1Anmn:ausyadrktluüie.lärsdehtdües
als Unterstützung der "trickling down"4These an. Greenfield,
Stuart.J. (1976): Growth.and.Poverty..AnLAnalysis in Trickling
Dcwn in‚a Regional Context. Growth and.Change, Völ. 7, No. 3,
S.2KF25.
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die unternehmerische Seite dem üblichen Anreizmodell und

Starthilfekatalog folgt. Eine a priori Abstimmung oder
Festlegung von öffentlichen und simultanen privaten Inve-

stitionen hat es nicht und kann es nicht geben, weil der—
artige Absprachen den Freiheits- und Entscheidungsraum

der Wirtschaftssubjekte tangieren bzw. einschränken würden.

Im Grunde kann mit dem regionalen Ansatz, wie er hier prak—

tiziert wurde, nur wenig erreicht werden (mit Ausnahme der

besonderen Aufgabenstellung der TVA), weil er institutio—
nell ein Randphänomen und damit in der Regel finanziell

eng bemessen ist, und wie die Folgen politischer Ablösungen

in Washington zeigen, einer unsicheren Zukunft ausgesetzt

ist (Thes C 2). Regionalpolitik ist eingebettet in die all-

gemeine Wirtschaftspolitik und damit in die gesamte Gesell-

schaftspolitik, die der ideologischen Ausrichtung der je-

weiligen Regierung in bestimmtem Maße folgt. Wie die Debat-

ten im Kapitol nachweisen, unterlag die Fortführung der re-

gionalen Hilfsprogramme in stärkerem Maße Effizienz-Argumen—

ten und politischen Überlegungen als sozialen und wohlfahrts-

staatlichen Gesichtspunkten (These C 2), die ursprünglich

das öffentliche Bewußtsein und das Betreiben von Gesetzesini-

tiativen geprägt hatten. Programme, die z.T. für chronische

Notgebiete entworfen und durchgeführt wurden und als lange

fristige Maßnahmen gesehen werden müssen, unterliegen auf

diese Weise nationalen politisch—ideologischen Trends, die

sie einer "stop and go"-Prozedur unterwerfen können oder so-
gar ihre Beendigung bedeuten. Armutsregionen, wie ländliche

Rückstandsgebiete oder die Kohleabbaugebiete in den Appala-

chen, die dem zyklischen historischen Prozeß der Ressourcen—

ausbeutung ausgesetzt waren, werden mit den bisher ange-

wandten Programmen und Hilfsmaßnahmen bzw. unter den aufge-
zeigten unsicheren politischen Bedingungen nicht den ange—

strebten internen Ausbau und die wirtschaftliche Stärkung

erfahren können, die zu einem sichtbaren Abbau von regiona-
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len Disparitäten führen und es ihnen ermöglichen würde,
den scharfen Wettbewerb mit den wirtschaftlich führenden

Staaten und Regionen zum Vorteil ihrer Bevölkerungen er-

folgreicher bestehen zu können.
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